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PROTOKOLL  

ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT DER VERWALTUNGSBEHÖRDEN  

UND DIE BETRUGSBEKÄMPFUNG  

AUF DEM GEBIET DER MEHRWERTSTEUER  

UND ÜBER DIE AMTSHILFE BEI DER BEITREIBUNG VON FORDERUNGEN  

IN BEZUG AUF STEUERN UND ABGABEN 

 

 

TITEL I 

 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.1 

 

Ziel 

 

Ziel dieses Protokolls ist es, den Rahmen für die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Königreich zu schaffen, um ihre Behörden in die Lage zu 

versetzen, einander bei der Gewährleistung der Einhaltung der Mehrwertsteuervorschriften, beim 

Schutz der Mehrwertsteuereinnahmen und bei der Beitreibung von Forderungen im Zusammenhang 

mit Steuern und Abgaben zu unterstützen. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.2 

 

Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Protokoll legt Vorschriften und Verfahren fest für die Zusammenarbeit: 
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a) bei dem Austausch von Informationen, die für die korrekte Festsetzung der Mehrwertsteuer, 

die Kontrolle der richtigen Anwendung der Mehrwertsteuer und die Bekämpfung des 

Mehrwertsteuerbetrugs geeignet sind und 

 

b) bei der Beitreibung von 

 

i) Forderungen in Bezug auf Mehrwertsteuern, Zölle und Verbrauchsteuern, die von einem 

Staat oder dessen gebiets- oder verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten, 

ausgenommen der lokalen Behörden, oder für diesen oder diese oder für die Union 

erhoben werden, 

 

ii) Geldstrafen, Geldbußen, Gebühren und Zuschlägen im Zusammenhang mit 

Forderungen gemäß Ziffer i, die von den für die Erhebung der Steuern oder Abgaben 

oder die Durchführung der dafür erforderlichen behördlichen Ermittlungen zuständigen 

Behörden verhängt oder von Verwaltungsorganen oder Gerichten auf Antrag dieser 

Behörden bestätigt wurden, und 

 

iii) Zinsen und Kosten im Zusammenhang mit den Forderungen gemäß den Ziffern i und ii. 

 

(2) Dieses Protokoll berührt nicht die Anwendung der Vorschriften über die Zusammenarbeit der 

Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über 

die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen zwischen den Mitgliedstaaten. 

 

(3) Dieses Protokoll berührt nicht die Anwendung der Vorschriften über die Rechtshilfe in 

Strafsachen. 
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ARTIKEL PMwSt.3 

 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Protokolls gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 

a) „behördliche Ermittlungen“ bezeichnet alle von den Staaten in Ausübung ihrer Befugnisse 

vorgenommenen Kontrollen, Nachprüfungen und Handlungen mit dem Ziel, die ordnungs-

gemäße Anwendung der Mehrwertsteuervorschriften sicherzustellen; 

 

b) „beantragende Behörde“ bezeichnet ein zentrales Verbindungsbüro oder eine Verbindungs-

stelle eines Staates, das bzw. die ein Amtshilfeersuchen gemäß Titel III stellt; 

 

c) „automatischer Austausch“ bezeichnet die systematische Übermittlung zuvor festgelegter 

Informationen an einen anderen Staat ohne dessen vorheriges Ersuchen; 

 

d) „auf elektronischem Wege“ bezeichnet die Verwendung elektronischer Anlagen zur 

Verarbeitung (einschließlich der Datenkomprimierung) und zum Speichern von Daten unter 

Einsatz von Draht, Funk, optischer Technologien oder anderer elektromagnetischer 

Verfahren; 

 

e) „CCN/CSI-Netz“ bezeichnet die auf das Common Communication Network („CCN“) und das 

Common System Interface („CSI“) gestützte gemeinsame Plattform, die von der Union 

entwickelt wurde, um die gesamte elektronische Informationsübermittlung zwischen den 

zuständigen Behörden im Bereich Steuern sicherzustellen; 

 

f) „zentrales Verbindungsbüro“ bezeichnet das gemäß Artikel PMwSt.4 Absatz 2 benannte 

Büro, das für Verbindungen für die Anwendung des Titels II bzw. des Titels III 

hauptverantwortlich zuständig ist; 
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g) „zuständige Behörde“ bezeichnet die gemäß Artikel PMwSt.4 Absatz 1 benannte Behörde; 

 

h) „zuständiger Bediensteter“ bezeichnet jeden gemäß Artikel PMwSt.4 Absatz 4 benannten 

Beamten, der zum direkten Informationsaustausch gemäß Titel II berechtigt ist; 

 

i) „Zölle“ bezeichnet die Abgaben, die für Waren zu entrichten sind, die nach den 

Zollvorschriften der jeweiligen Vertragspartei in das oder aus dem Zollgebiet der jeweiligen 

Vertragspartei verbracht werden; 

 

j) „Verbrauchsteuern“ bezeichnet die Abgaben und Gebühren, die nach den innerstaatlichen 

Rechtsvorschriften des Staates, in dem die beantragende Behörde ihren Sitz hat, als solche 

definiert sind; 

 

k) „Verbindungsstelle“ bezeichnet jede andere Stelle als das zentrale Verbindungsbüro, die als 

solche gemäß Artikel PMwSt.4 Absatz 3 dazu benannt ist, gemäß Titel II bzw. Titel III um 

Amtshilfe zu ersuchen bzw. Amtshilfe zu leisten; 

 

l) „Person“ bezeichnet eine Person im Sinne von Artikel 512 Buchstabe l dieses Abkommens1; 

 

m) „ersuchte Behörde“ bezeichnet das zentrale Verbindungsbüro, die Verbindungsstelle oder – 

soweit die Zusammenarbeit nach Titel II betroffen ist – den zuständigen Beamten, der ein 

Ersuchen einer ersuchenden oder einer beantragenden Behörde erhält; 

 

                                                 
1 Zur Klarstellung sei angemerkt, dass der Begriff „Person“ insbesondere für die Zwecke dieses 

Protokolls auch jede Vereinigung von Personen umfasst, die nicht die Rechtsform einer 

juristischen Person haben, aber nach geltendem Recht befugt sind, Rechtsgeschäfte zu tätigen.  

Dies schließt auch jede andere Rechtsvereinbarung gleich welcher Art und Form mit oder 

ohne Rechtspersönlichkeit ein, die Umsätze bewirkt, die der Mehrwertsteuer unterliegen oder 

für die Zahlung der in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls genannten 

Forderungen geschuldet werden. 
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n) „ersuchende Behörde“ bezeichnet ein zentrales Verbindungsbüro, eine Verbindungsstelle oder 

einen zuständigen Beamten, der im Namen einer zuständigen Behörde ein Amtshilfeersuchen 

nach Titel II stellt; 

 

o) „gleichzeitige Prüfung“ bezeichnet eine von mindestens zwei Staaten mit gemeinsamen oder 

sich ergänzenden Interessen organisierte abgestimmte Prüfung der steuerlichen Verhältnisse 

eines Steuerpflichtigen oder zweier oder mehrerer miteinander verbundener Steuerpflichtiger; 

 

p) „Sonderausschuss“ bezeichnet den Handelssonderausschuss für Verwaltungszusammenarbeit 

auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und der Beitreibung von Steuern und Abgaben; 

 

q) „spontaner Austausch“ bezeichnet die nicht systematische Übermittlung von Informationen an 

einen anderen Staat zu jeder Zeit und ohne dessen vorheriges Ersuchen; 

 

r) „Staat“ bezeichnet je nach Zusammenhang einen Mitgliedstaat oder das Vereinigte 

Königreich; 

 

s) „Drittland“ bezeichnet ein Land, das weder ein Mitgliedstaat noch das Vereinigte Königreich 

ist; 

 

t) „Mehrwertsteuer“ bezeichnet die Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG des 

Rates über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem für die Union und die Mehrwertsteuer 

gemäß dem Mehrwertsteuergesetz (Value Added Tax Act 1994) für das Vereinigte 

Königreich. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.4 

 

Organisatorische Maßnahmen 

 

(1) Jeder Staat benennt eine zuständige Behörde, die für die Anwendung dieses Protokolls 

verantwortlich ist. 
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(2) Jeder Staat benennt: 

 

a) ein zentrales Verbindungsbüro, das für die Anwendung des Titels II dieses Protokolls 

hauptverantwortlich zuständig ist, und 

 

b) ein zentrales Verbindungsbüro, das für die Anwendung des Titels III dieses Protokolls 

hauptverantwortlich zuständig ist. 

 

(3) Jede zuständige Behörde kann – unmittelbar oder im Auftrag – folgende Stellen benennen: 

 

a) Verbindungsstellen, die Informationen gemäß Titel II dieses Protokolls unmittelbar 

austauschen; 

 

b) Verbindungsstellen, die innerhalb ihrer spezifischen territorialen oder funktionalen 

Zuständigkeit gemäß Titel III dieses Protokolls um Amtshilfe ersuchen oder Amtshilfe 

leisten. 

 

(4) Jede zuständige Behörde kann – unmittelbar oder im Auftrag – zuständige Beamte benennen, 

die gemäß Titel II dieses Protokolls unmittelbar Informationen austauschen können. 

 

(5) Jedes zentrale Verbindungsbüro aktualisiert die Liste der Verbindungsstellen und zuständigen 

Beamten und stellt die Liste den anderen zentralen Verbindungsbüros zur Verfügung. 

 

(6) Wenn eine Verbindungsstelle oder ein zuständiger Bediensteter im Rahmen dieses Protokolls 

ein Amtshilfeersuchen übermittelt oder entgegennimmt, unterrichtet sie/er ihr/sein zentrales 

Verbindungsbüro hierüber. 
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(7) Wenn ein zentrales Verbindungsbüro, eine Verbindungsstelle oder ein zuständiger 

Bediensteter ein Amtshilfeersuchen entgegennimmt, das ein Tätigwerden außerhalb seiner/ihrer 

Zuständigkeit erforderlich macht, übermittelt es/sie/er dieses Ersuchen unverzüglich an das 

zuständige zentrale Verbindungsbüro oder die zuständige Verbindungsstelle und unterrichtet die 

ersuchende bzw. die beantragende Behörde hierüber. In diesem Fall beginnt die in Artikel PMwSt.8 

vorgesehene Frist mit dem Tag nach der Weiterleitung des Amtshilfeersuchens an das zuständige 

zentrale Verbindungsbüro oder die zuständige Verbindungsstelle. 

 

(8) Jeder Staat teilt dem Sonderausschuss innerhalb eines Monats ab Unterzeichnung dieses 

Abkommens seine für die Zwecke dieses Protokolls zuständigen Behörden mit und unterrichtet den 

Sonderausschuss unverzüglich über alle Änderungen im Hinblick auf diese zuständigen Behörden. 

Der Sonderausschuss hält die Liste der zuständigen Behörden auf dem neuesten Stand. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.5 

 

Dienstgütevereinbarung 

 

Zur Sicherstellung der technischen Qualität und der Quantität der für das Funktionieren der 

Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme vorgesehenen Dienste wird gemäß einem 

vom Sonderausschuss festgelegten Verfahren eine Dienstgütevereinbarung geschlossen. 
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ARTIKEL PMwSt.6 

 

Vertraulichkeit 

 

(1) Sämtliche Informationen, die ein Staat im Rahmen dieses Protokolls erhält, sind vertraulich 

zu behandeln und in gleicher Weise zu schützen wie gemäß seinem innerstaatlichen Recht erhaltene 

Informationen. 

 

(2) Solche Informationen dürfen an Personen oder Behörden (einschließlich Gerichte und Ver-

waltungsbehörden oder Kontrollinstanzen), die mit der Anwendung der Mehrwertsteuervorschriften 

betraut sind, zur korrekten Festsetzung der Mehrwertsteuer sowie zur Anwendung von Durch-

setzungsmaßnahmen, einschließlich Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen im Zusammenhang 

mit den in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b erwähnten Forderungen, weitergegeben werden. 

 

(3) Die in Absatz 1 erwähnten Informationen dürfen auch zur Festsetzung anderer Steuern sowie 

zur Festsetzung und Durchsetzung, einschließlich Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen im 

Zusammenhang mit Forderungen in Bezug auf Pflichtbeiträge zu den Sozialversicherungen 

verwendet werden. Wird durch die ausgetauschten Informationen ein Verstoß gegen das Steuerrecht 

aufgedeckt oder ein Beitrag zum Nachweis eines solchen Verstoßes geleistet, so dürfen die 

Informationen auch für die Verhängung verwaltungs- oder strafrechtlicher Sanktionen verwendet 

werden. Nur die in Absatz 2 genannten Personen oder Behörden dürfen die Informationen 

verwenden, und nur zu den Zwecken, die in den vorstehenden Sätzen des vorliegenden Absatzes 

genannt sind. Sie dürfen die Informationen in öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 

Gerichtsentscheidung offenlegen. 

 

(4) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 gestattet der Staat, der die Auskünfte auf der Grundlage eines 

begründeten Ersuchens erteilt, dass diese Auskünfte in dem Staat, der die Auskünfte erhält, für 

andere als die in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 genannten Zwecke verwendet werden, wenn die 

Informationen nach den Rechtsvorschriften des Staates, der die Auskünfte erteilt, dort für 

vergleichbare Zwecke verwendet werden dürfen. Innerhalb eines Monats nimmt die ersuchte 

Behörde ein entsprechendes Ersuchen an oder lehnt es ab. 

 



  

 

 

EU/UK/TCA/P/ACCF/de 9 

(5) Alle Berichte, Bescheinigungen und andere Dokumente oder beglaubigte Kopien oder 

Auszüge, die von einem Staat in den in diesem Protokoll vorgesehenen Fällen der Amtshilfe 

entgegengenommen wurden, können in diesem Staat in gleicher Weise als Beweismittel verwendet 

werden wie entsprechende von einer anderen Behörde dieses Staates ausgestellte Dokumente. 

 

(6) Auskünfte, die ein Staat einem anderen zur Verfügung stellt, dürfen vom Letztgenannten an 

einen anderen Staat übermittelt werden, sofern die zuständige Behörde, von der die Auskünfte 

stammen, das vorab genehmigt hat. Der Staat, von dem die Auskünfte stammen, kann innerhalb von 

zehn Arbeitstagen mitteilen, dass er dieser Weiterleitung nicht zustimmt, wobei diese Frist mit dem 

Tag des Eingangs der Mitteilung über die beabsichtigte Weiterleitung beginnt. 

 

(7) Unter folgenden Bedingungen dürfen die Staaten Auskünfte, die sie im Rahmen dieses 

Protokolls erhalten haben, an Drittländer übermitteln: 

 

a) die zuständige Behörde, von der die Auskünfte stammen, hat der Übermittlung zugestimmt 

und 

 

b) die Übermittlung ist aufgrund von Amtshilfevereinbarungen zwischen dem übermittelnden 

Staat und dem betreffenden Drittland zulässig. 

 

(8) Erhält ein Staat Auskünfte von einem Drittland, so dürfen die Staaten diese Auskünfte 

austauschen, sofern Amtshilfevereinbarungen mit dem betreffenden Drittland es zulassen. 

 

(9) Jeder Staat unterrichtet die anderen betreffenden Staaten unverzüglich über jegliche Verstöße 

gegen die Vertraulichkeitsvorschriften sowie alle daraufhin verhängten Sanktionen und ergriffenen 

Gegenmaßnahmen. 
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(10) Personen, die von der Akkreditierungsstelle für Sicherheit der Europäischen Kommission 

ordnungsgemäß akkreditiert wurden, dürfen nur in dem Umfang Zugang zu diesen Informationen 

haben, wie es für die Pflege, die Wartung und die Entwicklung der von der Kommission 

betriebenen und von den Staaten zur Durchführung dieses Protokolls genutzten elektronischen 

Systeme erforderlich ist. 

 

 

TITEL II 

 

ZUSAMMENARBEIT DER VERWALTUNGSBEHÖRDEN UND BETRUGSBEKÄMPFUNG 

 

 

KAPITEL EINS 

 

INFORMATIONSAUSTAUSCH AUF ERSUCHEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.7 

 

Informationsaustausch und behördliche Ermittlungen 

 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Behörde erteilt die ersuchte Behörde die in Artikel PMwSt.2 

Absatz 1 Buchstabe a genannten Auskünfte, einschließlich solcher, die konkrete Einzelfälle 

betreffen. 

 

(2) Für die Zwecke der Erteilung von Informationen gemäß Absatz 1 führt die ersuchte Behörde 

die zur Beschaffung dieser Informationen erforderlichen behördlichen Ermittlungen durch. 
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(3) Das Ersuchen nach Absatz 1 kann einen begründeten Antrag auf bestimmte behördliche 

Ermittlungen enthalten. Die ersuchte Behörde führt die behördliche Ermittlung erforderlichenfalls 

in Absprache mit der ersuchenden Behörde durch. Ist die ersuchte Behörde der Auffassung, dass 

keine behördlichen Ermittlungen erforderlich sind, so teilt sie der ersuchenden Behörde 

unverzüglich die Gründe hierfür mit. 

 

(4) Lehnt die ersuchte Behörde eine behördliche Ermittlung über Beträge ab, die von einem im 

Staat der ersuchten Behörde ansässigen Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit der Lieferung 

oder Erbringung von Gegenständen bzw. Dienstleistungen und Einfuhren von Gegenständen, die 

von diesem Steuerpflichtigen getätigt wurden und im Staat der ersuchenden Behörde steuerpflichtig 

sind, erklärt wurden oder hätten erklärt werden sollen, so teilt die ersuchte Behörde der ersuchenden 

Behörde mindestens die Daten und Beträge der relevanten Lieferungen, erbrachten Dienstleistungen 

und Einfuhren mit, die von dem Steuerpflichtigen im Staat der ersuchenden Behörde während der 

letzten zwei Jahre getätigt wurden, es sei denn, die ersuchte Behörde besitzt diese Informationen 

nicht und ist im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften auch nicht dazu verpflichtet, 

diese zu besitzen. 

 

(5) Zur Beschaffung der angeforderten Auskünfte oder zur Durchführung der behördlichen 

Ermittlung verfährt die ersuchte Behörde oder die von ihr befasste Verwaltungsbehörde so, wie sie 

in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen einer anderen Behörde ihres eigenen Staates 

handeln würde. 

 

(6) Auf Antrag der ersuchenden Behörde übermittelt die ersuchte Behörde in Form von 

Berichten, Bescheinigungen und anderen Schriftstücken oder beglaubigten Kopien von Schrift-

stücken oder Auszügen daraus alle sachdienlichen Informationen, über die sie verfügt oder die sie 

sich beschafft, sowie die Ergebnisse der behördlichen Ermittlungen. 
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(7) Originaldokumente werden nur insoweit übermittelt, als die geltenden Rechtsvorschriften des 

Staates der ersuchten Behörde dem nicht entgegenstehen. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.8 

 

FRIST FÜR DIE INFORMATIONSÜBERMITTLUNG 

 

(1) Die Informationsübermittlung durch die ersuchte Behörde gemäß Artikel PMwSt.7 erfolgt 

möglichst rasch, spätestens jedoch 90 Tage nach dem Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens. 

Liegen der ersuchten Behörde die angeforderten Informationen bereits vor, so verkürzt sich die Frist 

auf einen Zeitraum von höchstens 30 Tagen. 

 

(2) In bestimmten speziellen Kategorien von Fällen können zwischen der ersuchten und der 

ersuchenden Behörde andere als die in Absatz 1 vorgesehenen Fristen vereinbart werden. 

 

(3) Ist die ersuchte Behörde nicht in der Lage, auf ein Ersuchen innerhalb der in Absatz 1 oder 

Absatz 2 genannten Fristen zu antworten, so teilt sie der ersuchenden Behörde unverzüglich 

schriftlich mit, welche Gründe sie an einer fristgerechten Beantwortung hindern und wann sie dem 

Ersuchen ihres Erachtens wahrscheinlich nachkommen kann. 
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KAPITEL ZWEI 

 

INFORMATIONSAUSTAUSCH OHNE VORHERIGES ERSUCHEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.9 

 

Arten des Informationsaustausches 

 

Der Informationsaustauch ohne vorheriges Ersuchen erfolgt entweder im Rahmen eines spontanen 

Austauschs gemäß Artikel PMwSt.10 oder eines automatischen Austauschs gemäß Artikel 

PMwSt.11. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.10 

 

Spontaner Informationsaustausch 

 

In folgenden Fällen übermittelt die zuständige Behörde eines Staates der zuständigen Behörde eines 

anderen Staates ohne vorheriges Ersuchen die in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe a genannten 

Informationen, die nicht im Rahmen des automatischen Austauschs gemäß Artikel PMwSt.11 

übermittelt wurden und von denen sie Kenntnis hat: 

 

a) wenn die Besteuerung als in einem anderen Staat erfolgt gilt und die Informationen für die 

Wirksamkeit der Kontrollen dieses Staates erforderlich sind; 

 

b) wenn ein Staat Grund zur Annahme hat, dass in dem anderen Staat ein Verstoß gegen die 

Mehrwertsteuervorschriften begangen oder vermutlich begangen wurde; 
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c) wenn in dem anderen Staat die Gefahr eines Steuerverlusts besteht. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.11 

 

Automatischer Austausch von Informationen 

 

(1) Die Kategorien der dem automatischen Austausch unterliegenden Informationen werden vom 

Sonderausschuss gemäß Artikel PMwSt.39 festgelegt. 

 

(2) Ein Staat kann von der Teilnahme am automatischen Austausch einer oder mehrerer der in 

Absatz 1 genannten Kategorien von Informationen absehen, wenn zur Erhebung der Informationen 

für diesen Austausch den Mehrwertsteuerpflichtigen neue Pflichten auferlegt werden müssten oder 

diesem Staat ein unverhältnismäßig hoher Verwaltungsaufwand entstehen würde. 

 

(3) Jeder Staat teilt dem Sonderausschuss schriftlich seine gemäß dem vorstehenden Absatz 

getroffene Entscheidung mit. 
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KAPITEL DREI 

 

ANDERE FORMEN DER ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL PMwSt.12 

 

Zustellung durch die Verwaltung 

 

(1) Die ersuchte Behörde stellt dem Empfänger auf Ersuchen der ersuchenden Behörde nach 

Maßgabe der Vorschriften, die für die Zustellung entsprechender Verwaltungsakte und 

Entscheidungen im Staat der ersuchten Behörde gelten, alle von den ersuchenden Behörden 

übermittelten Verwaltungsakte und Entscheidungen zu, die die Anwendung der Mehrwertsteuer-

vorschriften im Staat der ersuchenden Behörde betreffen. 

 

(2) Das Zustellungsersuchen enthält Angaben über den Gegenstand der zuzustellenden 

Verwaltungsakte oder Entscheidungen, Namen und Anschrift des Empfängers sowie alle weiteren 

zur Identifizierung des Empfängers notwendigen Informationen. 

 

(3) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde unverzüglich mit, was sie aufgrund des 

Zustellungsersuchens veranlasst hat, insbesondere, an welchem Tag die Entscheidung oder der 

Verwaltungsakt dem Empfänger zugestellt wurde. 
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ARTIKEL PMwSt.13 

 

Anwesenheit in den Amtsräumen der Behörden und Teilnahme an behördlichen Ermittlungen 

 

(1) Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden und der ersuchten Behörde und unter den von 

Letztgenannter festgelegten Voraussetzungen darf die ersuchte Behörde befugten Beamten der 

ersuchenden Behörde für den Informationsaustausch gemäß Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe a 

erlauben, in den Amtsräumen der ersuchten Behörde oder an jedem anderen Ort, an dem diese 

Behörden ihre Tätigkeit ausüben, zugegen zu sein. Sind die beantragten Informationen in den 

Unterlagen enthalten, zu denen die Beamten der ersuchten Behörde Zugang haben, so werden den 

Beamten der ersuchenden Behörde auf Antrag Kopien dieser Unterlagen ausgehändigt. 

 

(2) Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden und der ersuchten Behörde und unter den von 

Letztgenannter festgelegten Voraussetzungen darf die ersuchte Behörde ordnungsgemäß befugten 

Beamten der ersuchenden Behörde für den Informationsaustausch gemäß Artikel PMwSt.2 Absatz 1 

Buchstabe a erlauben, während der behördlichen Ermittlungen, die im Hoheitsgebiet des Staates der 

ersuchten Behörde geführt werden, zugegen zu sein. Diese behördlichen Ermittlungen werden aus-

schließlich von den Beamten der ersuchten Behörde geführt. Die Beamten der ersuchenden Behörde 

üben nicht die den Beamten der ersuchten Behörde übertragenen Kontrollbefugnisse aus. Sie 

können jedoch Zugang zu denselben Räumlichkeiten und Unterlagen wie die Beamten der 

ersuchten Behörde haben, allerdings nur auf deren Vermittlung hin und zum alleinigen Zweck der 

laufenden behördlichen Ermittlungen. 
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(3) Im Einvernehmen zwischen den ersuchenden Behörden und der ersuchten Behörde und unter 

den von Letztgenannter festgelegten Voraussetzungen darf befugten Beamten der ersuchenden 

Behörden erlaubt werden, für den Informationsaustausch gemäß Artikel PMwSt.2 Absatz 1 

Buchstabe a während der behördlichen Ermittlungen, die im Hoheitsgebiet des Staates der 

ersuchten Behörde geführt werden, zugegen zu sein. Diese behördlichen Ermittlungen werden von 

den Beamten der ersuchenden und der ersuchten Behörde gemeinsam durchgeführt und unter der 

Leitung und nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Staates geführt. Die Beamten der 

ersuchenden Behörden haben Zugang zu denselben Räumlichkeiten und Unterlagen wie die 

Beamten der ersuchten Behörde und können Steuerpflichtige befragen, soweit dies nach den 

Rechtsvorschriften des ersuchten Staates für ihre Beamten zulässig ist. 

 

Ist dies nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Staates zulässig, so üben die Beamten der 

ersuchenden Staaten dieselben Kontrollbefugnisse aus wie sie den Beamten des ersuchten Staates 

übertragen wurden. 

 

Die Kontrollbefugnisse der Beamten der ersuchenden Behörden werden zum alleinigen Zweck der 

laufenden behördlichen Ermittlung ausgeübt. 

 

Im Einvernehmen zwischen den ersuchenden und der ersuchten Behörde und nach den von der 

ersuchten Behörde festgelegten Einzelheiten können die teilnehmenden Behörden einen 

gemeinsamen Ermittlungsbericht erstellen. 

 

(4) Beamte der ersuchenden Behörde, die sich gemäß den Absätzen 1, 2 und 3 in einem anderen 

Staat aufhalten, müssen jederzeit eine schriftliche Vollmacht vorlegen können, aus der ihre Identität 

und dienstliche Stellung hervorgehen. 
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ARTIKEL PMwSt.14 

 

Gleichzeitige Prüfungen 

 

(1) Die Staaten können vereinbaren, gleichzeitige Prüfungen durchzuführen, wenn sie solche 

Prüfungen für wirksamer erachten als die Durchführung einer Prüfung durch einen einzigen Staat. 

 

(2) Ein Staat entscheidet selbst, welche Steuerpflichtigen er für eine gleichzeitige Prüfung 

vorschlägt. Die zuständige Behörde dieses Staates teilt der zuständigen Behörde des anderen 

betroffenen Staates mit, welche Fälle für eine gleichzeitige Prüfung vorgeschlagen werden. Sie 

begründet ihre Entscheidung so weit wie möglich, indem sie die der Entscheidung zugrunde 

liegenden Informationen übermittelt. Sie gibt den Zeitraum an, in dem diese Prüfungen 

durchgeführt werden sollten. 

 

(3) Eine zuständige Behörde, der eine gleichzeitige Prüfung vorgeschlagen wurde, bestätigt der 

zuständigen Behörde des anderen Staates grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen, jedoch 

spätestens innerhalb eines Monats nach Erhalt des Vorschlags ihr Einverständnis oder teilt ihre 

begründete Ablehnung mit. 

 

(4) Jede betroffene zuständige Behörde benennt einen Vertreter, der die Prüfung leitet und 

koordiniert. 
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KAPITEL VIER 

 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.15 

 

Voraussetzungen für den Informationsaustausch 

 

(1) Unter folgenden Voraussetzungen erteilt die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde die 

Informationen im Sinne von Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe a oder nimmt eine Zustellung 

durch die Verwaltung im Sinne von Artikel PMwSt.12 vor: 

 

a) Anzahl und Art der Auskunftsersuchen oder der Zustellungsersuchen der ersuchenden 

Behörde verursachen der ersuchten Behörde keinen unverhältnismäßigen Verwaltungs-

aufwand und 

 

b) die ersuchende Behörde hat die üblichen Informationsquellen, die sie unter den gegebenen 

Umständen zur Erlangung der erbetenen Informationen hätte nutzen können oder Maß-

nahmen, die sie in angemessener Weise zur Ausführung der Zustellung durch die Verwaltung 

hätte ausführen können, ausgeschöpft, ohne die Erreichung des angestrebten Ergebnisses zu 

gefährden. 

 

(2) Dieses Protokoll verpflichtet nicht zu Ermittlungen oder zur Übermittlung von Informationen 

in einem konkreten Fall, wenn die gesetzlichen Vorschriften oder die Verwaltungspraxis des 

Staates, der die Auskunft zu erteilen hätte, der Durchführung dieser Ermittlungen bzw. der 

Beschaffung oder Verwertung dieser Informationen durch diesen Staat für seine eigenen Zwecke 

entgegenstehen. 
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(3) Eine ersuchte Behörde kann die Auskunftsübermittlung ablehnen, wenn die ersuchende 

Behörde zur Übermittlung entsprechender Auskünfte aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage ist. 

Die ersuchte Behörde teilt dem Sonderausschuss die Gründe für die Ablehnung mit. 

 

(4) Die Übermittlung von Informationen kann abgelehnt werden, wenn sie zur Offenlegung eines 

Geschäfts-, Industrie- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschäftsverfahrens führen würde oder 

wenn die Offenlegung der betreffenden Information gegen die öffentliche Ordnung verstoßen 

würde. 

 

(5) Die Absätze 2, 3 und 4 sollten keinesfalls so ausgelegt werden, dass die ersuchte Behörde die 

Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil diese Informationen sich im Besitz 

einer Bank, eines anderen Finanzinstituts, eines Bevollmächtigten oder einer Person befinden, die 

als Vertreter oder Treuhänder handelt, oder weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer juristischen 

Person beziehen. 

 

(6) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde die Gründe mit, die einer Gewährung der 

beantragten Amtshilfe entgegenstehen. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.16 

 

Rückmeldungen 

 

Übermittelt eine zuständige Behörde Informationen gemäß den Artikeln PMwSt.7 oder PMwSt.10, 

so kann sie die zuständige Behörde, die die Informationen erhält, um eine Rückmeldung zu diesen 

Informationen ersuchen. Wird ein solches Ersuchen gestellt, so übermittelt die zuständige Behörde, 

die die Informationen erhält, unbeschadet der in ihrem Staat geltenden Vorschriften über das 

Steuergeheimnis und den Datenschutz so bald wie möglich die Rückmeldung, vorausgesetzt, dass 

ihr hierdurch kein unverhältnismäßig hoher Verwaltungsaufwand entsteht. 
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ARTIKEL PMwSt.17 

 

Sprache 

 

Die Amtshilfeersuchen, einschließlich der Zustellungsersuchen, und alle dazugehörigen Unterlagen 

werden in einer zwischen der ersuchenden und der ersuchten Behörde vereinbarten Sprache 

abgefasst. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.18 

 

Statistische Daten 

 

(1) Die Vertragsparteien übermitteln dem Sonderausschuss bis zum 30. Juni jedes Jahres auf 

elektronischem Wege statistische Daten über die Anwendung dieses Titels. 

 

(2) Inhalt und Format der gemäß Absatz 1 zu übermittelnden statistischen Daten werden vom 

Sonderausschuss festgelegt. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.19 

 

Standardformblätter und Kommunikationsmittel 

 

(1) Sämtliche gemäß den Artikeln PMwSt.7, PMwSt.10, PMwSt.11, PMwSt.12 und PMwSt.16 

mitgeteilten Informationen sowie gemäß dem Artikel PMwSt.18 mitgeteilten Statistiken werden auf 

einem Standardformblatt im Sinne des Artikels PMwSt.39 Absatz 2 Buchstabe d übermittelt, außer 

in den in Artikel PMwSt.6 Absätze 7 und 8 genannten Fällen oder in besonderen Fällen, in denen 

die jeweiligen zuständigen Behörden andere sichere Mittel für angemessener halten und der 

Verwendung dieser Mittel zustimmen. 
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(2) Die Standardformblätter werden, soweit möglich, auf elektronischem Wege übermittelt. 

 

(3) Wurde ein Ersuchen nicht vollständig über die elektronischen Systeme übermittelt, so 

bestätigt die ersuchte Behörde unverzüglich, spätestens jedoch fünf Arbeitstage nach Erhalt, auf 

elektronischem Wege den Eingang des Ersuchens. 

 

(4) Geht einer Behörde ein Ersuchen zu, das nicht für sie bestimmt ist, oder erhält sie 

Informationen, die nicht für sie bestimmt sind, so übermittelt sie dem Absender unverzüglich, 

spätestens jedoch fünf Arbeitstage nach Erhalt, eine Meldung auf elektronischem Wege. 

 

(5) Bis zur Annahme der Beschlüsse nach Artikel PMwSt.39 Absatz 2 durch den Sonder-

ausschuss stützen sich die zuständigen Behörden auf die im Anhang zu diesem Protokoll 

festgelegten Regeln, einschließlich der Standardformblätter. 
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TITEL III 

 

AMTSHILFE BEI DER BEITREIBUNG 

 

 

KAPITEL EINS 

 

AUSTAUSCH VON AUSKÜNFTEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.20 

 

Auskunftsersuchen 

 

(1) Auf Ersuchen der beantragenden Behörde erteilt die ersuchte Behörde dieser alle Auskünfte, 

die bei der Beitreibung einer Forderung gemäß Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b voraus-

sichtlich erheblich sein werden. Das Auskunftsersuchen enthält, soweit verfügbar, den Namen und 

alle sonstigen Daten, die für die Identifizierung der betreffenden Personen relevant sind. 

 

Zur Beschaffung dieser Auskünfte veranlasst die ersuchte Behörde die Durchführung aller dafür 

erforderlichen behördlichen Ermittlungen. 

 

(2) Die ersuchte Behörde ist nicht gehalten, Auskünfte zu übermitteln, 

 

a) die sie sich für die Beitreibung derartiger Forderungen nicht selbst beschaffen könnte, 
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b) mit denen ein Geschäfts-, Industrie- oder Berufsgeheimnis preisgegeben würde oder 

 

c) deren Preisgabe die Sicherheit gefährden oder die öffentliche Ordnung des Staates der 

ersuchten Behörde verletzen könnte. 

 

(3) Absatz 2 ist in keinem Fall so auszulegen, dass eine ersuchte Behörde die Erteilung von Aus-

künften nur deshalb ablehnen kann, weil diese Informationen sich bei einer Bank, einem sonstigen 

Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten oder einer Person, die als Vertreter oder Treuhänder 

handelt, befinden oder weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer juristischen Person beziehen. 

 

(4) Die ersuchte Behörde teilt der beantragenden Behörde mit, aus welchen Gründen dem 

Auskunftsersuchen nicht stattgegeben werden kann. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.21 

 

Erteilung von Auskünften ohne vorheriges Ersuchen 

 

Im Falle einer Erstattung von Steuern oder Abgaben an eine Person, die in einem anderen Staat 

niedergelassen oder wohnhaft ist, kann der Staat, von dem die Erstattung vorgenommen werden 

soll, den Staat der Niederlassung oder des Wohnsitzes über die bevorstehende Erstattung 

unterrichten. 
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ARTIKEL PMwSt.22 

 

Anwesenheit in den Amtsräumen von Behörden und Teilnahme an behördlichen Ermittlungen 

 

(1) Die beantragende Behörde und die ersuchte Behörde können vereinbaren, dass unter den von 

Letztgenannter festgelegten Voraussetzungen ordnungsgemäß befugte Bedienstete der 

beantragenden Behörde zur Förderung der Amtshilfe gemäß diesem Titel 

 

a) in den Amtsräumen zugegen sein dürfen, in denen Bedienstete des ersuchten Staates ihre 

Tätigkeit ausüben, 

 

b) bei den behördlichen Ermittlungen zugegen sein dürfen, die im Hoheitsgebiet des ersuchten 

Staates geführt werden und 

 

c) die zuständigen Bediensteten des ersuchten Staates bei Gerichtsverfahren in diesem Staat 

unterstützen dürfen. 

 

(2) Sofern nach den geltenden Rechtsvorschriften im ersuchten Staat zulässig, kann die in 

Absatz 1 Buchstabe b genannte Vereinbarung vorsehen, dass Bedienstete der beantragenden 

Behörde Einzelpersonen befragen und Aufzeichnungen prüfen dürfen. 

 

(3) Befugte Bedienstete der beantragenden Behörde, die die Möglichkeit der Absätze 1 und 2 

nutzen, müssen jederzeit eine schriftliche Vollmacht vorlegen können, aus der ihre Identität und 

dienstliche Stellung hervorgehen. 
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KAPITEL ZWEI 

 

AMTSHILFE BEI DER ZUSTELLUNG VON DOKUMENTEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.23 

 

Ersuchen um Zustellung bestimmter Dokumente im Zusammenhang mit Forderungen 

 

(1) Auf Ersuchen der beantragenden Behörde stellt die ersuchte Behörde dem Empfänger alle 

Dokumente, einschließlich der gerichtlichen, zu, die von dem Staat der beantragenden Behörde 

übermittelt wurden und mit einer Forderung im Sinne des Artikels PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b 

oder mit deren Beitreibung zusammenhängen. 

 

Dem Ersuchen um Zustellung ist ein Standardformblatt beizufügen, das mindestens die 

nachstehenden Angaben enthält: 

 

a) Name, Anschrift und sonstige einschlägige Angaben zur Feststellung des Empfängers, 

 

b) Zweck der Zustellung und Frist, innerhalb derer die Zustellung erfolgen sollte, 

 

c) Bezeichnung des beigefügten Dokuments sowie Art und Höhe der betreffenden Forderung 

und 

 

d) Name, Anschrift und sonstige Verbindungsdaten bezüglich 

 

i) der für das/die beigefügte(n) Dokument(e) zuständigen Stelle und 
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ii) falls abweichend, der Stelle, bei der weitere Auskünfte zu dem zugestellten Dokument 

oder zu den Möglichkeiten, die Zahlungsverpflichtung anzufechten, eingeholt werden 

können. 

 

(2) Die beantragende Behörde stellt ein Ersuchen um Zustellung gemäß diesem Artikel nur dann, 

wenn es ihr nicht möglich ist, das betreffende Dokument gemäß den in ihrem Staat geltenden 

Vorschriften für die Zustellung von Dokumenten zuzustellen oder wenn eine solche Zustellung 

unverhältnismäßige Schwierigkeiten bereiten würde. 

 

(3) Die ersuchte Behörde teilt der beantragenden Behörde unverzüglich mit, was aufgrund dieses 

Zustellungsersuchens veranlasst wurde, und insbesondere, an welchem Tag dem Empfänger das 

Dokument zugestellt worden ist. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.24 

 

Art und Weise der Zustellung 

 

 

(1) Die ersuchte Behörde stellt sicher, dass die Zustellung im ersuchten Staat gemäß den 

geltenden nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Verwaltungspraxis erfolgt. 

 

(2) Absatz 1 lässt jede andere Form der Zustellung durch eine zuständige Behörde des 

beantragenden Staates gemäß den in diesem Staat geltenden Vorschriften unberührt. 

 

Eine zuständige Behörde mit Sitz im beantragenden Staat kann einer Person im Hoheitsgebiet eines 

anderen Staates jedes Dokument direkt per Einschreiben oder auf elektronischem Wege zustellen. 
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KAPITEL DREI 

 

BEITREIBUNGS- ODER SICHERUNGSMASSNAHMEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.25 

 

Beitreibungsersuchen 

 

(1) Auf Ersuchen der beantragenden Behörde nimmt die ersuchte Behörde die Beitreibung von 

Forderungen vor, für die im Staat der beantragenden Behörde ein Vollstreckungstitel besteht. 

 

(2) Erlangt die beantragende Behörde im Zusammenhang mit der Angelegenheit, die dem 

Beitreibungsersuchen zugrunde liegt, zweckdienliche Informationen, so leitet sie diese unverzüglich 

an die ersuchte Behörde weiter. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.26 

 

Voraussetzungen für ein Beitreibungsersuchen 

 

(1) Außer in den Fällen, auf die Artikel PMwSt.29 Absatz 4 Unterabsatz 3 Anwendung findet, 

kann die beantragende Behörde kein Beitreibungsersuchen stellen, falls und solange die Forderung 

oder der Titel für ihre Vollstreckung im Staat der beantragenden Behörde angefochten werden. 
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(2) Die beantragende Behörde kann ein Beitreibungsersuchen erst dann stellen, wenn die im Staat 

der beantragenden Behörde bestehenden einschlägigen Beitreibungsverfahren durchgeführt wurden, 

ausgenommen in folgenden Fällen: 

 

a) Es ist offensichtlich, dass keine Vermögensgegenstände für die Beitreibung in diesem Staat 

vorhanden sind oder dass solche Verfahren nicht zur Zahlung eines erheblichen Betrags 

führen, und der beantragenden Behörde liegen konkrete Informationen vor, wonach die 

betreffende Person über Vermögensgegenstände im Staat der ersuchten Behörde verfügt, 

 

b) die Durchführung dieser Verfahren im Staat der beantragenden Behörde würde unverhältnis-

mäßige Schwierigkeiten bereiten. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.27 

 

Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde  

und andere begleitende Dokumente 

 

(1) Jedem Beitreibungsersuchen ist ein einheitlicher Vollstreckungstitel beizufügen, der die 

Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde ermöglicht. 

 

Dieser einheitliche Vollstreckungstitel, dessen Inhalt im Wesentlichen dem des ursprünglichen 

Vollstreckungstitels im Staat der beantragenden Behörde entspricht, ist die alleinige Grundlage für 

die im Staat der ersuchten Behörde zu ergreifenden Beitreibungs- und Sicherungsmaßnahmen. In 

diesem Staat darf kein besonderer Akt zur Anerkennung, Ergänzung oder Ersetzung vorgeschrieben 

werden. 
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Der einheitliche Vollstreckungstitel enthält mindestens die nachstehenden Angaben: 

 

a) Angaben zur Feststellung des ursprünglichen Vollstreckungstitels, eine Beschreibung der 

Forderung (einschließlich Angaben zur Art der Forderung), den von der Forderung 

abgedeckten Zeitraum, sämtliche für die Beitreibung wichtigen Termine, den Betrag der 

Forderung und ihrer Bestandteile, wie Hauptsumme, aufgelaufene Zinsen usw.; 

 

b) Name und andere einschlägige Angaben zur Feststellung der Identität des Schuldners und 

 

c) Name, Anschrift und sonstige Verbindungsdaten bezüglich 

 

i) der für die Festsetzung der Forderung zuständigen Stelle und 

 

ii) falls abweichend, der Stelle, bei der weitere Auskünfte zu der Forderung oder zu den 

Möglichkeiten, die Zahlungsverpflichtung anzufechten, eingeholt werden können. 

 

(2) Dem Ersuchen um Beitreibung einer Forderung können weitere, im Staat der beantragenden 

Behörde ausgestellte Dokumente zu der Forderung beigefügt werden. 
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ARTIKEL PMwSt.28 

 

Erledigung eines Beitreibungsersuchens 

 

(1) Zum Zwecke der Beitreibung im Staat der ersuchten Behörde wird jede Forderung, für die ein 

Beitreibungsersuchen vorliegt, wie eine Forderung dieses Staates behandelt, sofern in diesem 

Protokoll nichts anderes bestimmt ist. Die ersuchte Behörde übt die Befugnisse aus und wendet die 

Verfahren an, die in den in diesem Staat geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften für ihre 

Forderungen vorgesehen sind, sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist. 

 

Der Staat der ersuchten Behörde ist nicht verpflichtet, Forderungen, um deren Beitreibung ersucht 

wird, eine Vorzugsbehandlung, die vergleichbare, im Staat der ersuchten Behörde entstandene 

Forderungen genießen, zu gewähren, sofern nichts anderes vereinbart wurde oder das Recht dieses 

Staates nichts anderes vorsieht. 

 

Die Beitreibung durch den Staat der ersuchten Behörde erfolgt in der Währung dieses Staates. 

 

(2) Die ersuchte Behörde teilt der beantragenden Behörde mit der gebotenen Sorgfalt die 

Maßnahmen mit, die sie im Zusammenhang mit dem Beitreibungsersuchen ergriffen hat. 

 

(3) Ab dem Zeitpunkt des Eingangs des Beitreibungsersuchens berechnet die ersuchte Behörde 

Verzugszinsen gemäß den für eigene Forderungen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

 

(4) Die ersuchte Behörde kann, sofern die anzuwendenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

es zulassen, dem Schuldner eine Zahlungsfrist einräumen oder Ratenzahlung gewähren, und sie 

kann entsprechende Zinsen berechnen. Sie unterrichtet die beantragende Behörde von jeder 

Entscheidung dieser Art. 
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(5) Unbeschadet des Artikels PMwSt.35 Absatz 1 überweist die ersuchte Behörde der 

beantragenden Behörde die im Zusammenhang mit der Forderung beigetriebenen Beträge und die 

Zinsen nach den Absätzen 3 und 4 des vorliegenden Artikels. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.29 

 

Strittige Forderungen und Vollstreckungsmaßnahmen 

 

(1) Streitigkeiten über die Forderung, den ursprünglichen Vollstreckungstitel für die 

Vollstreckung im Staat der beantragenden Behörde oder den einheitlichen Vollstreckungstitel für 

die Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde sowie Streitigkeiten über die Gültigkeit einer 

Zustellung durch eine beantragende Behörde fallen in die Zuständigkeit der einschlägigen Instanzen 

des Staates der beantragenden Behörde. Wird im Verlauf des Beitreibungsverfahrens die Forderung, 

der ursprüngliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im Staat der beantragenden Behörde 

oder der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde von 

einer betroffenen Partei angefochten, so teilt die ersuchte Behörde dieser Partei mit, dass diese bei 

der zuständigen Stelle des Staates der beantragenden Behörde nach den dort geltenden 

Rechtsvorschriften einen solchen Rechtsbehelf einzulegen hat. 

 

(2) Bei Streitigkeiten über die im Staat der ersuchten Behörde ergriffenen Vollstreckungs-

maßnahmen oder über die Gültigkeit einer Zustellung durch eine Behörde des ersuchten Staates ist 

der Rechtsbehelf bei der zuständigen Instanz dieses Staates nach dessen Recht einzulegen. 

 

(3) Wurde ein Rechtsbehelf gemäß Absatz 1 eingelegt, so teilt die beantragende Behörde das der 

ersuchten Behörde mit und gibt an, in welchem Umfang die Forderung nicht angefochten wird. 
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(4) Sobald die ersuchte Behörde die Mitteilung nach Absatz 3 entweder von der beantragenden 

Behörde oder von der betroffenen Partei erhalten hat, setzt sie in Erwartung einer Entscheidung der 

zuständigen Instanz das Beitreibungsverfahren für den angefochtenen Teilbetrag der Forderung aus, 

es sei denn, die beantragende Behörde ersucht gemäß Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes um 

ein anderes Vorgehen. 

 

Auf Ersuchen der beantragenden Behörde oder sofern von der ersuchten Behörde anderweitig für 

notwendig erachtet und unbeschadet des Artikels PMwSt.31 kann die ersuchte Behörde Sicherungs-

maßnahmen treffen, um die Beitreibung sicherzustellen, soweit die anzuwendenden Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften es zulassen. 

 

Die beantragende Behörde kann nach den in ihrem Staat geltenden Rechts- und Verwaltungs-

vorschriften und der dort geltenden Verwaltungspraxis die ersuchte Behörde um Beitreibung einer 

angefochtenen Forderung oder des angefochtenen Teilbetrags einer Forderung bitten, sofern die im 

Staat der ersuchten Behörde geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Verwaltungs-

praxis es zulassen. Ein solches Ersuchen ist zu begründen. Wird der Anfechtung später stattge-

geben, so haftet die beantragende Behörde für die Erstattung bereits beigetriebener Beträge samt 

etwa geschuldeter Entschädigungsleistungen gemäß den Rechtsvorschriften des Staates der 

ersuchten Behörde. 

 

Wurde zwischen dem Staat der beantragenden Behörde und dem Staat der ersuchten Behörde ein 

Verständigungsverfahren eingeleitet, dessen Ergebnis Auswirkungen auf die Forderung haben 

könnte, die Gegenstand des Amtshilfeersuchens ist, so werden die Beitreibungsmaßnahmen bis zum 

Abschluss dieses Verfahrens gehemmt oder unterbrochen, es sei denn, es liegt ein Fall unmittel-

barer Dringlichkeit wegen Betrugs oder Insolvenz vor. Werden die Beitreibungsmaßnahmen 

gehemmt oder unterbrochen, so findet Unterabsatz 2 Anwendung. 
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ARTIKEL PMwSt.30 

 

Änderung oder Rücknahme des Ersuchens um Amtshilfe bei der Beitreibung 

 

(1) Die beantragende Behörde teilt der ersuchten Behörde unverzüglich jede nachfolgende 

Änderung oder Rücknahme ihres Beitreibungsersuchens unter Angabe der Gründe für die Änderung 

oder Rücknahme mit. 

 

(2) Geht die Änderung des Ersuchens auf eine Entscheidung der zuständigen Instanz im Sinne 

des Artikels PMwSt.29 Absatz 1 zurück, so teilt die beantragende Behörde diese Entscheidung mit 

und übermittelt gleichzeitig eine geänderte Fassung des einheitlichen Vollstreckungstitels zur 

Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde. Die ersuchte Behörde ergreift dann weitere 

Beitreibungsmaßnahmen auf der Grundlage des geänderten Vollstreckungstitels. 

 

Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen, die bereits auf der Grundlage des ursprünglichen ein-

heitlichen Vollstreckungstitels im Staat der ersuchten Behörde ergriffen wurden, können aufgrund 

des geänderten Vollstreckungstitels fortgeführt werden, sofern die Änderung des Ersuchens nicht 

darauf zurückzuführen ist, dass der ursprüngliche Vollstreckungstitel im Staat der beantragenden 

Behörde oder der ursprüngliche einheitliche Vollstreckungstitel im Staat der ersuchten Behörde 

ungültig ist. 

 

Artikel PMwSt.27 und PMwSt.29 gelten für die neue Fassung des Vollstreckungstitels. 
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ARTIKEL PMwSt.31 

 

Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 

 

(1) Auf Ersuchen der beantragenden Behörde trifft die ersuchte Behörde, sofern das nach ihrem 

nationalen Recht zulässig ist sowie im Einklang mit ihrer Verwaltungspraxis, Sicherungsmaß-

nahmen, um die Beitreibung sicherzustellen, falls eine Forderung oder der Vollstreckungstitel im 

Staat der beantragenden Behörde zum Zeitpunkt der Stellung des Ersuchens angefochten wird oder 

falls für die Forderung im Staat der beantragenden Behörde noch kein Vollstreckungstitel erlassen 

wurde, soweit Sicherungsmaßnahmen nach dem Recht und der Verwaltungspraxis des Staates der 

beantragenden Behörde in einer vergleichbaren Situation möglich sind. 

 

Das Dokument, das im Staat der beantragenden Behörde Sicherungsmaßnahmen ermöglicht und 

sich auf die Forderung bezieht, für die um die Amtshilfe ersucht wird, ist – sofern vorhanden – dem 

Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen im Staat der ersuchten Behörde beizufügen. Dieses Dokument 

unterliegt im Staat der ersuchten Behörde keinerlei Akt der Anerkennung, Ergänzung oder 

Ersetzung. 

 

(2) Dem Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen können weitere Dokumente im Zusammenhang 

mit der Forderung beigefügt werden. 
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ARTIKEL PMwSt.32 

 

Vorschriften für das Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 

 

Damit Artikel PMwSt.31 Wirksamkeit verliehen wird, gelten Artikel PMwSt.25 Absatz 2 und 

Artikel PMwSt.28 Absätze 1 und 2 sowie Artikel PMwSt.29 und Artikel PMwSt.30 sinngemäß für 

Ersuchen nach Artikel PMwSt.31. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.33 

 

Grenzen der Verpflichtungen der ersuchten Behörde 

 

(1) Die ersuchte Behörde ist nicht verpflichtet, die in den Artikeln PMwSt.25 bis PMwSt.31 

vorgesehene Amtshilfe zu leisten, falls die Beitreibung der Forderung aus Gründen, die auf die 

Verhältnisse des Schuldners zurückzuführen sind, erhebliche wirtschaftliche oder soziale 

Schwierigkeiten im Staat der ersuchten Behörde bewirken würde, sofern die in diesem Staat 

geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie die dort übliche Verwaltungspraxis eine 

solche Ausnahme für nationale Forderungen zulassen. 

 

(2) Die ersuchte Behörde ist nicht verpflichtet, die in den Artikeln PMwSt.25 bis PMwSt.31 

vorgesehene Amtshilfe zu leisten, wenn die Kosten oder der Verwaltungsaufwand für den ersuchten 

Staat im Verhältnis zu dem vom ersuchenden Staat zu erzielenden finanziellen Vorteil eindeutig 

unverhältnismäßig wären. 

 

(3) Die ersuchte Behörde ist nicht verpflichtet, die in Artikel PMwSt.20 und in den 

Artikeln PMwSt.22 bis PMwSt.31 vorgesehene Amtshilfe zu leisten, wenn sich das ursprüngliche 

Ersuchen um Amtshilfe gemäß Artikel PMwSt.20, PMwSt.22, PMwSt.23, PMwSt.25 

oder PMwSt.31 auf Forderungen bezieht, die – gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem sie im Staat der 

beantragenden Behörde fällig wurden – zum Zeitpunkt des ursprünglichen Amtshilfeersuchens älter 

als fünf Jahre waren. 
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Im Falle der Anfechtung der Forderung oder des ursprünglichen Titels für die Vollstreckung im 

Staat der beantragenden Behörde gilt als Beginn der Fünfjahresfrist der Zeitpunkt, zu dem im Staat 

der beantragenden Behörde festgestellt wird, dass eine Anfechtung der Forderung oder des 

Vollstreckungstitels nicht mehr möglich ist. 

 

Hat der Staat der beantragenden Behörde einen Zahlungsaufschub oder einen Aufschub der 

Ratenzahlungsvereinbarung gewährt, so gilt als Beginn der Fünfjahresfrist der Zeitpunkt des Endes 

der gesamten verlängerten Zahlungsfrist. 

 

In diesen Fällen ist die ersuchte Behörde allerdings nicht verpflichtet, Amtshilfe bei Forderungen zu 

leisten, die – gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die Forderung im Staat der beantragenden 

Behörde fällig wurde – älter als zehn Jahre sind. 

 

(4) Ein Staat ist nicht verpflichtet, Amtshilfe zu leisten, wenn der Gesamtbetrag, um den die 

Amtshilfe ersucht wird, weniger als 5 000 GBP beträgt. 

 

(5) Die ersuchte Behörde teilt der beantragenden Behörde die Gründe für die Ablehnung eines 

Amtshilfeersuchens mit. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.34 

 

Fragen der Verjährung 

 

(1) Fragen der Verjährungsfristen werden ausschließlich durch das Recht des Staates der 

beantragenden Behörde geregelt. 
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(2) Im Hinblick auf die Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfristen 

haben die von der oder im Namen der ersuchten Behörde aufgrund eines Amtshilfeersuchens 

durchgeführten Beitreibungsmaßnahmen, die eine Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung 

der Verjährungsfrist nach dem geltenden Recht des Staates der ersuchten Behörde bewirken, 

dieselbe Wirkung im Staat der beantragenden Behörde, sofern das Recht dieses Staates die 

entsprechende Wirkung vorsieht. 

 

Ist die Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist nach dem geltenden 

Recht des Staates der ersuchten Behörde nicht zulässig, so gelten die von der oder im Namen der 

ersuchten Behörde aufgrund eines Amtshilfeersuchens durchgeführten Beitreibungsmaßnahmen, die 

im Falle der Durchführung durch die oder im Namen der beantragenden Behörde in deren Staat eine 

Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist nach dem Recht dieses Staates 

bewirkt hätten, insoweit als von dem letztgenannten Staat vorgenommen. 

 

Die Unterabsätze 1 und 2 berühren nicht das Recht des Staates der beantragenden Behörde, nach 

dem in diesem Staat geltenden Recht Maßnahmen zu ergreifen, die eine Hemmung, Unterbrechung 

oder Verlängerung der Verjährungsfrist bewirken. 

 

(3) Die beantragende Behörde und die ersuchte Behörde teilen einander jede Maßnahme mit, die 

die Verjährungsfrist der Forderung, für die um Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen ersucht 

wurde, unterbricht, hemmt oder verlängert oder eine solche Wirkung entfalten kann. 
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ARTIKEL PMwSt.35 

 

Kosten 

 

(1) Die ersuchte Behörde bemüht sich, bei der betreffenden Person zusätzlich zu den in 

Artikel PMwSt.28 Absatz 5 genannten Beträgen die ihr im Zusammenhang mit der Beitreibung 

entstandenen Kosten nach den in ihrem Staat geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

beizutreiben und einzubehalten. Die Staaten verzichten untereinander auf alle Ansprüche auf 

Erstattung von Kosten, die sich aus der gegenseitigen Amtshilfe aufgrund dieses Protokolls 

ergeben. 

 

(2) In den Fällen, in denen die Beitreibung besondere Probleme bereitet, sehr hohe Kosten 

verursacht oder im Rahmen der Bekämpfung der organisierten Kriminalität erfolgt, können die 

beantragende Behörde und die ersuchte Behörde jedoch auf den jeweiligen Fall bezogene 

Erstattungsmodalitäten vereinbaren. 

 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 ist der Staat der beantragenden Behörde gegenüber dem Staat der 

ersuchten Behörde für alle Kosten und Verluste aus Handlungen haftbar, die im Hinblick auf die 

tatsächliche Begründetheit der Forderung oder die Gültigkeit des von der beantragenden Behörde 

ausgestellten Vollstreckungstitels und/oder des Titels, der zur Ergreifung von Sicherungs-

maßnahmen ermächtigt, für nicht gerechtfertigt befunden werden. 
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KAPITEL VIER 

 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN  

FÜR ALLE ARTEN VON ERSUCHEN UM AMTSHILFE BEI DER BEITREIBUNG 

 

 

ARTIKEL PMwSt.36 

 

Sprachen 

 

(1) Alle Amtshilfeersuchen, Standardformblätter für die Zustellung und einheitlichen Voll-

streckungstitel für die Vollstreckung im Staat der ersuchten Behörde werden in der Amtssprache 

oder einer der Amtssprachen des Staates der ersuchten Behörde übermittelt, oder es wird ihnen eine 

Übersetzung in diese Amtssprache beigefügt. Der Umstand, dass bestimmte Teile davon in einer 

Sprache verfasst sind, die nicht Amtssprache oder eine der Amtssprachen dieses Staates ist, berührt 

nicht deren Gültigkeit oder die Gültigkeit des Verfahrens, sofern es sich bei dieser anderen Sprache 

um eine zwischen den betroffenen Staaten vereinbarte Sprache handelt. 

 

(2) Die Dokumente, um deren Zustellung gemäß Artikel PMwSt.23 ersucht wird, können der 

ersuchten Behörde in einer Amtssprache des Staates der beantragenden Behörde übermittelt 

werden. 

 

(3) Werden einem Ersuchen andere als die in den Absätzen 1 und 2 genannten Dokumente 

beigefügt, so kann die ersuchte Behörde erforderlichenfalls von der beantragenden Behörde eine 

Übersetzung dieser Dokumente in die Amtssprache oder eine der Amtssprachen des Staates der 

ersuchten Behörde oder in eine andere zwischen den betreffenden Staaten vereinbarte Sprache 

verlangen. 
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ARTIKEL PMwSt.37 

 

Statistische Daten zur Amtshilfe bei der Beitreibung 

 

(1) Die Vertragsparteien übermitteln dem Sonderausschuss bis zum 30. Juni jedes Jahres auf 

elektronischem Wege die statistischen Daten über die Anwendung dieses Titels. 

 

(2) Inhalt und Format der nach Absatz 1 zu übermittelnden statistischen Daten werden vom 

Sonderausschuss festgelegt. 

 

 

ARTIKEL PMwSt.38 

 

Standardformblätter und Kommunikationsmittel für die Amtshilfe bei der Beitreibung 

 

(1) Ersuchen um Auskünfte gemäß Artikel PMwSt.20 Absatz 1, um Zustellung gemäß 

Artikel PMwSt.23 Absatz 1, um Beitreibung gemäß Artikel PMwSt.25 Absatz 1 oder um 

Sicherungsmaßnahmen gemäß Artikel PMwSt.31 Absatz 1 sowie Mitteilungen statistischer Daten 

gemäß Artikel PMwSt.37 werden mittels eines Standardformblatts auf elektronischem Wege 

übermittelt, es sei denn, das ist aus technischen Gründen nicht durchführbar. Diese Formulare 

werden so weit wie möglich auch für alle sonstigen Mitteilungen im Zusammenhang mit dem 

Ersuchen verwendet. 

 

Der einheitliche Vollstreckungstitel im Staat der ersuchten Behörde und das Dokument für das 

Ergreifen von Sicherungsmaßnahmen im Staat der beantragenden Behörde sowie die anderen in den 

Artikeln PMwSt.27 oder PMwSt.31 genannten Dokumente sind ebenfalls auf elektronischem Wege 

zu übermitteln, es sei denn, das ist aus technischen Gründen nicht durchführbar. 
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Den Standardformblättern können gegebenenfalls Berichte, Bescheinigungen und andere 

Dokumente oder beglaubigte Kopien bzw. Auszüge daraus beigefügt werden, die ebenfalls auf 

elektronischem Wege zu übermitteln sind, es sei denn, das ist aus technischen Gründen nicht 

durchführbar. 

 

Auch der Informationsaustausch gemäß Artikel PMwSt.21 kann auf Standardformblättern und in 

elektronischer Form erfolgen. 

 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Informationen und Unterlagen, die aufgrund der Anwesenheit von 

Bediensteten in den Amtsräumen in einem anderen Staat oder aufgrund der Teilnahme an 

behördlichen Ermittlungen in einem anderen Staat gemäß Artikel PMwSt.22 erlangt werden. 

 

(3) Erfolgt die Übermittlung nicht auf elektronischem Wege oder auf Standardformblättern, so 

berührt das nicht die Gültigkeit der erhaltenen Auskünfte oder der im Rahmen eines Amtshilfe-

ersuchens ergriffenen Maßnahmen. 

 

(4) Das elektronische Kommunikationsnetz und die Standardformblätter, die zur Durchführung 

dieses Protokolls angenommen wurden, können auch im Zusammenhang mit der Amtshilfe bei der 

Beitreibung anderer als der in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten Forderungen 

verwendet werden, sofern eine solche Amtshilfe bei der Beitreibung im Rahmen eines anderen 

bilateralen oder multilateralen rechtsverbindlichen Instruments zur Verwaltungszusammenarbeit 

zwischen den Staaten möglich ist. 

 

(5) Bis zur Annahme der Beschlüsse nach Artikel PMwSt.39 Absatz 2 durch den Sonderaus-

schuss stützen sich die zuständigen Behörden auf die im Anhang zu diesem Protokoll festgelegten 

Regeln, einschließlich der Standardformblätter. 

 

(6) Der Staat der ersuchten Behörde überweist dem Staat der beantragenden Behörde die 

beigetriebenen Beträge in Euro, sofern die betreffenden Staaten nichts anderes vereinbart haben. 
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TITEL IV 

 

DURCHFÜHRUNG UND ANWENDUNG 

 

 

ARTIKEL PMwSt.39 

 

Handelssonderausschuss für Verwaltungszusammenarbeit auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer  

und der Beitreibung von Steuern und Abgaben 

 

(1) Der Sonderausschuss 

 

a) führt regelmäßige Konsultationen durch und 

 

b) überprüft mindestens alle fünf Jahre das Funktionieren und die Wirksamkeit dieses 

Protokolls. 

 

(2) Der Sonderausschuss nimmt Beschlüsse oder Empfehlungen an zur 

 

a) Festlegung der Häufigkeit und der praktischen Modalitäten des automatischen Informations-

austauschs gemäß Artikel PMwSt.11 sowie zu den genauen Kategorien der auszutauschenden 

Informationen; 

 

b) Überprüfung der Ergebnisse des automatischen Austauschs von Informationen für die 

einzelnen Kategorien gemäß Buchstabe a, um sicherzustellen, dass diese Art des Austausches 

nur dann erfolgt, wenn sie das wirksamste Mittel für den Austausch von Informationen 

darstellt; 

 

c) Festlegung neuer Kategorien von Informationen, die gemäß Artikel PMwSt.11 auszutauschen 

sind, sofern der automatische Austausch das wirksamste Mittel der Zusammenarbeit ist; 
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d) Festlegung der Standardformblätter für die Mitteilung von Informationen gemäß 

Artikel PMwSt.19 Absatz 1 und Artikel PMwSt.38 Absatz 1; 

 

e) Überprüfung der Verfügbarkeit, Erhebung und Verarbeitung statistischer Daten gemäß den 

Artikeln PMwSt.18 und PMwSt.37, um sicherzustellen, dass die in diesen Artikeln 

festgelegten Verpflichtungen für die Vertragsparteien keinen unverhältnismäßigen 

Verwaltungsaufwand bedeuten; 

 

f) Festlegung, was über das CCN/CSI-Netz oder andere Wege zu übermitteln ist; 

 

g) Bestimmung der Höhe und der Modalitäten des finanziellen Beitrags des Vereinigten 

Königreichs zum Gesamthaushalt der Union aufgrund der durch die Teilnahme des Landes an 

den europäischen Informationssystemen entstehenden Kosten, wobei die Beschlüsse gemäß 

den Buchstaben d und f zu berücksichtigen sind; 

 

h) Festlegung von Durchführungsvorschriften für die praktischen Modalitäten für die 

Organisation von Kontakten zwischen den zentralen Verbindungsbüros und den 

Verbindungsstellen gemäß Artikel PMwSt.4 Absätze 2 und 3; 

 

i) Festlegung der praktischen Modalitäten zwischen den zentralen Verbindungsbüros zur 

Durchführung von Artikel PMwSt.4 Absatz 5; 

 

j) Festlegung von Durchführungsbestimmungen zu Titel III, einschließlich Vorschriften für die 

Umrechnung der beizutreibenden Beträge und die Überweisung der beigetriebenen Beträge, 

und 

 

k) Festlegung des Verfahrens für den Abschluss der Dienstgütevereinbarung gemäß 

Artikel PMwSt.5 wie auch zum Abschluss dieser Dienstgütevereinbarung. 
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TITEL V 

 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL PMwSt.40 

 

Erledigung laufender Ersuchen 

 

(1) Sind Ersuchen um Auskünfte oder um behördliche Ermittlungen, die gemäß der Verordnung 

(EU) Nr. 904/2010 in Bezug auf die unter Artikel 99 Absatz 1 des Austrittsabkommens fallenden 

Umsätze übermittelt wurden, innerhalb eines Zeitraums von vier Jahren nach dem Ende des 

Übergangszeitraums noch nicht abgeschlossen, so stellt der ersuchte Staat sicher, dass diese 

Ersuchen gemäß den Vorschriften dieses Protokolls erledigt werden. 

 

(2) Sind Amtshilfeersuchen in Bezug auf Steuern und Abgaben im Anwendungsbereich des 

Artikels PMwSt.2 dieses Protokolls, die gemäß der Richtlinie 2010/24/EU in Bezug auf die in 

Artikel 100 Absatz 1 des Austrittsabkommens genannten Forderungen übermittelt wurden, inner-

halb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Ablauf des Übergangszeitraums nicht abgeschlossen, so 

stellt der ersuchte Staat sicher, dass diese Amtshilfeersuchen gemäß den Vorschriften dieses 

Protokolls erledigt werden. Das einheitliche Standardformblatt für die Zustellung und der gemäß 

den in diesem Absatz genannten Rechtsvorschriften erstellte Vollstreckungstitel für die 

Vollstreckung im ersuchten Staat behalten ihre Gültigkeit für die Zwecke der Vollziehung. Nach 

Ablauf des genannten Fünfjahreszeitraums kann für Forderungen, für die vor diesem Zeitpunkt um 

Amtshilfe ersucht wurde, ein überarbeiteter einheitlicher Vollstreckungstitel für die Vollstreckung 

im ersuchten Staat erstellt werden. Solche überarbeiteten einheitlichen Vollstreckungstitel beziehen 

sich auf die Rechtsgrundlage für das ursprüngliche Amtshilfeersuchen. 
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ARTIKEL PMwSt.41 

 

Verhältnis zu anderen Übereinkünften oder Vereinbarungen 

 

Dieses Protokoll hat Vorrang vor den Bestimmungen bilateraler oder multilateraler Übereinkünfte 

oder Vereinbarungen über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der 

Mehrwertsteuer oder über die Amtshilfe bei der Beitreibung der unter dieses Protokoll fallenden 

Forderungen, die zwischen den Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Königreich geschlossen 

wurden, soweit deren Bestimmungen mit den Bestimmungen dieses Protokolls unvereinbar sind. 
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ANHANG 

 

 

ZUM PROTOKOLL ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT DER VERWALTUNGSBEHÖRDEN  

UND DIE BETRUGSBEKÄMPFUNG AUF DEM GEBIET DER MEHRWERTSTEUER  

UND ÜBER DIE AMTSHILFE BEI DER BEITREIBUNG VON FORDERUNGEN  

IN BEZUG AUF STEUERN UND ABGABEN 

 

 

ABSCHNITT 1 

 

Bis zur Annahme der in Artikel PMwSt.39 Absatz 2 dieses Protokolls genannten Beschlüsse durch 

den Sonderausschuss gelten folgende Vorschriften und Standardformblätter: 

 

 

ABSCHNITT 2 

 

ORGANISATION DER KONTAKTE 

 

2.1. Bis auf weiteres sind die zentralen Verbindungsbüros, die für die Anwendung des Titels III 

dieses Protokolls hauptverantwortlich zuständig sind, Folgende: 

 

a) für das Vereinigte Königreich: Her Majesty’s Revenue and Customs, UK VAT Central 

Liaison Office (zentrales Verbindungsbüro für Mehrwertsteuer im Vereinigten 

Königreich); 

 

b) für die Mitgliedstaaten: Die zentralen Verbindungsbüros, die für die Zusammenarbeit 

der Verwaltungsbehörden zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 

Mehrwertsteuer benannt sind. 
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2.2. Bis auf weiteres sind die zentralen Verbindungsbüros, die für die Anwendung des Titels III 

dieses Protokolls hauptverantwortlich zuständig sind, Folgende: 

 

a) für das Vereinigte Königreich: Her Majesty's Revenue and Customs, Debt Management; 

 

b) für die Mitgliedstaaten: Die zentralen Verbindungsbüros, die für die Amtshilfe bei der 

Beitreibung zwischen den Mitgliedstaaten benannt sind. 

 

 

ABSCHNITT 3 

 

ZUSAMMENARBEIT DER VERWALTUNGSBEHÖRDEN UND BETRUGSBEKÄMPFUNG  

AUF DEM GEBIET DER MEHRWERTSTEUER 

 

3.1. Kommunikation 

 

Die Übermittlung von Informationen gemäß Titel II erfolgt so weit wie möglich auf 

elektronischem Wege und über das Gemeinsame Kommunikationsnetz (CCN) zwischen den 

jeweiligen Postfächern der Staaten für den Informationsaustausch über die Zusammenarbeit 

der Verwaltungsbehörden oder den Postfächern für die Betrugsbekämpfung im Bereich der 

Mehrwertsteuer. 

 

3.2. Standardformblätter 

 

Für den Informationsaustausch gemäß Titel II dieses Protokolls verwenden die Staaten 

folgendes Muster: 
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Standardformblatt für Auskunftsersuchen, für spontanen Informationsaustausch und für 

Rückmeldungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Königreich im Rahmen 

des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf 

dem Gebiet der Mehrwertsteuer 

 

Referenz für den Informationsaustausch: 

 

A) BASISINFORMATIONEN 

A1 

Ersuchender Staat: Ersuchter Staat: 

Ersuchende Behörde: Ersuchte Behörde: 

A2  

Bediensteter, der das Ersuchen/den Austausch in 

der ersuchenden Behörde bearbeitet: 

Bediensteter, der in der ersuchten Behörde mit 

der Antwort auf das Ersuchen/den Austausch 

befasst ist: 

Name: Name: 

E-Mail-Adresse: E-Mail-Adresse: 

Telefon: Telefon: 

Sprache: Sprache: 

A3  

Nationale Referenznummer der ersuchenden 

Behörde: 

Nationale Referenznummer der ersuchten 

Behörde: 

Der ersuchenden Behörde vorbehalten: Der ersuchten Behörde vorbehalten: 

A4  

Datum der Übermittlung des Ersuchens/des 

Austauschs: 

Datum der Übermittlung der Antwort: 
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A5  

Anzahl der Anlagen zum Ersuchen/Austausch: Anzahl der Anlagen zur Antwort: 

A6 A7 

○ Allgemeines Ersuchen/Allgemeiner 

Austausch 

□ Als ersuchte Behörde können wir nicht 

innerhalb der folgenden Fristen antworten: 

○ Auskunftsersuchen ○ 3 Monate 

○ Spontaner Informationsaustausch ○ 1 Monat für Informationen, die mir bereits 

vorliegen 

□ Rückmeldungen zum spontanen Infor-

mationsaustausch werden angefordert 

Verzögerungsgrund: 

○ Ersuchen um Betrugs-

bekämpfung/Austausch 

○ Auskunftsersuchen 

○ Missing-Trader-Betrug – Registrierungs-

kontrolle/Geschäftstätigkeit 

○ Spontane Bereitstellung von 

Informationen 

 

□ Um Rückmeldung zur spontanen 

Bereitstellung von Informationen wird 

ersucht 

 

 □ Voraussichtlicher Zeitpunkt der Antwort: 

 □ Die ersuchte Behörde des Staates genehmigt 

die Übermittlung der Informationen an einen 

anderen Staat (Artikel PMwSt.6 Absatz 6 des 

Protokolls über die Zusammenarbeit der 

Verwaltungsbehörden und die Betrugsbe-

kämpfung auf dem Gebiet der Mehrwert-

steuer und über die Amtshilfe bei der Bei-

treibung von Forderungen in Bezug auf 

Steuern und Abgaben) 

□ Um Rückmeldung zur Antwort wird ersucht 
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Gemäß Artikel PMwSt.6 Absatz 4 des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-

behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe 

bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben gestattet der Staat, der die 

Auskünfte erteilt, auf der Grundlage eines begründeten Ersuchens die Verwendung der erhaltenen 

Informationen für andere als die in Artikel 2 Absatz 1 des Protokolls genannten Zwecke. 

B) ERSUCHEN UM ALLGEMEINE AUSKÜNFTE 

Ersuchende Behörde Ersuchte Behörde Ersuchte Behörde1 

B1 Mehrwertsteuer-

Identifikationsnummer (falls 

nicht vorhanden, Steuer-

Identifikationsnummer) 

B1 Mehrwertsteuer-

Identifikationsnummer (falls 

nicht vorhanden, Steuer-

Identifikationsnummer) 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

MwSt-Nummer: MwSt-Nummer: MwSt-Nummer: 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

Steuer-Identifikationsnummer: Steuer-Identifikationsnummer: Steuer-Identifikationsnummer: 

B2 Name B2 Name 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

  Name: 

B3 Handelsname B3 Handelsname 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

  Firma: 

                                                 
1 In der dritten Spalte gibt die ersuchte Behörde entweder die von der ersuchenden Behörde 

angefragten Informationen an (wobei sie in der zweiten Spalte das Häkchen bei „Bitte 

ausfüllen“ setzt) oder bestätigt den Wahrheitsgehalt der von der ersuchenden Behörde zur 

Verfügung gestellten Informationen (wobei sie in der zweiten Spalte das Häkchen bei „Bitte 

bestätigen“ setzt und Informationen angibt). 
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B4 Anschrift B4 Anschrift 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

  Anschrift: 

B5 Die folgenden Daten im 

Format (JJJJ/MM/TT): 

B5 Die folgenden Daten im 

Format (JJJJ/MM/TT): 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

a) Erteilung der Mehrwert-

steuer-/Steuer-Identifika-

tionsnummer 

a) Erteilung der Mehrwert-

steuer-/Steuer-Identifika-

tionsnummer 

a) Erteilung der Mehrwert-

steuer-/Steuer-Identifika-

tionsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

c) Gründung c) Gründung c) Gründung 

B6 Datum des Beginns der 

Tätigkeit 

B6 Datum des Beginns der 

Tätigkeit 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

 Datum des Beginns der 

Tätigkeit 

Datum des Beginns der 

Tätigkeit 
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B7 Datum der Beendigung der 

Tätigkeit 

B7 Datum der Beendigung der 

Tätigkeit 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich 

bestätige nicht 

 Datum der Beendigung der 

Tätigkeit 

Datum der Beendigung der 

Tätigkeit 

B8 Namen der 

Geschäftsführer/Direktoren 

B8 Namen der 

Geschäftsführer/Direktoren 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich 

bestätige nicht 

B9 Namen der Eigentümer, 

Geschäftsinhaber, Gesell-

schafter, Partner, Bevoll-

mächtigten, Stakeholder oder 

Personen, die über sonstige 

Rechte in dem Unternehmen 

verfügen 

B9 Namen der Eigentümer, 

Geschäftsinhaber, Gesell-

schafter, Partner, Bevoll-

mächtigten, Stakeholder oder 

Personen, die über sonstige 

Rechte in dem Unternehmen 

verfügen 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

B10 Art der Tätigkeit B10 Art der Tätigkeit 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

a) Rechtsform des 

Unternehmens 

a) Rechtsform des 

Unternehmens 

a) Rechtsform des 

Unternehmens 

b) Tatsächliche 

Haupttätigkeit1 

b) Tatsächliche 

Haupttätigkeit 

b) Tatsächliche 

Haupttätigkeit 

                                                 
1 Tatsächliche Haupttätigkeit ist die tatsächliche Haupttätigkeit des Unternehmens (im 

Gegensatz zu einer möglicherweise angemeldeten anderen Tätigkeit). 
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B11 Angaben zum Umsatz 

 

Angaben zum Umsatz 

B11 Waren/Dienstleistungen 

○ Bitte ausfüllen 

Angaben zum Umsatz 

B11 Waren/Dienstleistungen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich 

bestätige nicht 

Zeitraum und Betrag, auf den 

sich das Ersuchen/der 

Austausch bezieht 

B12 Lieferung von 

Gegenständen von einem Land 

in ein anderes Land 

  

Von 
Zeitraum Zeitraum 

An 
Betrag Betrag 

Quellen: 

□ MwSt-Informations-

austauschsystem (MIAS) 

□ Sonstiges 

  

B13 Dienstleistungen von Land 

zu Land 

  

Von 
Zeitraum Zeitraum 

An 
Betrag Betrag 

Quellen: 

□ MIAS 

□ Sonstiges 
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C) ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

Anmeldung 

□ C1 Der Steuerpflichtige im ersuchten Staat (□) / der Steuerpflichtige im ersuchenden Staat (□) ist 

derzeit nicht für Mehrwertsteuerzwecke erfasst. 

Laut MIAS oder anderen Quellen wurden die Lieferungen nach dem Zeitpunkt der Einstellung 

der Tätigkeit getätigt. Bitte erläutern. 

□ C2 Der Steuerpflichtige im ersuchten Staat (□) / der Steuerpflichtige im ersuchenden Staat (□) ist 

nicht für Mehrwertsteuerzwecke erfasst. 

Laut MIAS oder anderen Quellen wurden die Lieferungen vor dem Datum der Registrierung 

getätigt. Bitte erläutern. 

Umsätze mit Warenlieferungen/Dienstleistungen 

Waren 

□ C3 Nach dem MIAS oder anderen Quellen hat der Steuerpflichtige im ersuchten Staat Waren 

geliefert, während der Steuerpflichtige im ersuchenden Staat entweder: 

○ keinen Erwerb von Waren erklärt hat; 

○ den Empfang der Waren verweigert hat; 

○ einen Erwerb in einer anderen Höhe erklärt hat, und der erklärte Betrag ist: 

Bitte prüfen Sie und erläutern Sie dies. 

□ Ich füge Kopien von Dokumenten bei, die sich in meinem Besitz befinden. 

□ C4 Der vom Steuerpflichtigen im ersuchenden Staat angegebene Erwerb stimmt nicht mit den 

Angaben in MIAS oder anderen Quellen überein. Bitte prüfen Sie und erläutern Sie dies. 

□ C5 Bitte geben Sie die Anschriften an, an welche die Waren geliefert wurden. 
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Anschriften: 

□ C6 Der Steuerpflichtige im ersuchenden Staat behauptet, eine Lieferung an eine Person im 

ersuchten Staat vorgenommen zu haben. Bitte bestätigen Sie, dass die Waren eingegangen sind 

und ob sie: 

□ angemeldet wurden: ○ Ja ○ Nein 

□ von einem Steuerpflichtigen im ersuchten Staat erklärt/bezahlt wurden ○ Ja ○ Nein 

Name und/oder Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer des Steuerpflichtigen im ersuchten Staat. 

Vorherige/weitere Warenbewegung 

□ C7 Von wem wurden die Waren gekauft? Bitte geben Sie in Feld C41 Namen, Handelsnamen 

und MwSt-Nummern an. 

□ C8 An wen wurden die Waren verkauft? Bitte geben Sie in Feld C41 Namen, Handelsnamen und 

MwSt-Nummern an. 

Dienstleistungen 

□ C9 Nach dem MIAS oder anderen Quellen erbringt der Steuerpflichtige im ersuchten Staat 

Dienstleistungen, die im ersuchenden Staat steuerpflichtig sind, aber der Steuerpflichtige im 

ersuchenden Staat: 

○ hat die Dienstleistung nicht erklärt; 

○ bestreitet, die Dienstleistung in Anspruch genommen zu haben; 

○ erklärt, die Dienstleistung in Höhe eines anderen Betrags erhalten zu haben, und der erklärte 

Betrag beträgt: 

Bitte prüfen Sie und erläutern Sie dies. 

□ Ich füge Kopien von Dokumenten bei, die sich in meinem Besitz befinden. 

□ C10 Der vom Steuerpflichtigen im ersuchenden Staat gemeldete Erwerb stimmt nicht mit den 

Angaben im MIAS oder anderen Quellen überein. Bitte prüfen Sie und erläutern Sie dies. 

□ C11 Bitte geben Sie die Anschriften an, an denen die Dienstleistungen erbracht wurden. 
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Anschriften: 

□ C12 Der Steuerpflichtige im ersuchenden Staat behauptet, eine Leistung an eine Person im 

ersuchten Staat vorgenommen zu haben. Bitte bestätigen Sie, dass die Dienstleistungen erbracht 

wurden und ob sie: 

□ verbucht wurden: ○ Ja ○ Nein 

□ von einem Steuerpflichtigen im ersuchten Staat erklärt/bezahlt wurden ○ Ja ○ Nein 

Name und/oder Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer des Steuerpflichtigen im ersuchten Staat. 

Beförderung von Waren 

□ C13 Bitte geben Sie den Namen/die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer und die Anschrift 

des Transportunternehmers an. 

Name und/oder Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer und Anschrift: 

□ C14 Wer hat die Beförderung der Waren bestellt und bezahlt? 

Name und/oder Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer und Anschrift: 

□ C15 Wer ist Eigentümer des verwendeten Beförderungsmittels? 

Name und/oder Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer und Anschrift: 

Rechnungen 

□ C16 Bitte geben Sie den Rechnungsbetrag und die Währung an. 
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Zahlung 

□ C17 Bitte geben Sie den gezahlten Betrag und die Währung an. 

 

□ C18 Bitte geben Sie den Namen des Kontoinhabers und die Nummer des Kontos an, von dem 

und/oder auf das die Zahlung erfolgt ist. 

Von: 

Name des Kontoinhabers: 

IBAN-Nummer oder Kontonummer: 

Bankverbindung: 

An: 

Name des Kontoinhabers: 

IBAN-Nummer oder Kontonummer: 

Bankverbindung: 

□ C19 Bitte machen Sie folgende Angaben, wenn die Zahlung in bar geleistet wurde: 

□ Wer übergab das Geld, wem, wo und wann? 

□ Welches Dokument (Barbeleg usw.) wurde ausgestellt, mit dem die Zahlung bestätigt wurde? 

□ C20 Gibt es Belege für Zahlungen Dritter? Falls ja, machen Sie bitte zusätzliche Angaben in 

Feld C41 ○ Ja ○ Nein 

Auftragserteilung 

□ C21 Bitte machen Sie alle verfügbaren Angaben zu der Person, die den Auftrag erteilt hat, wie 

der Auftrag erteilt wurde und wie der Kontakt geknüpft wurde 

zwischen dem Lieferanten und dem Kunden. 
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Waren, für die Sonderregelungen/besondere Verfahren gelten 

Bitte kreuzen Sie das entsprechende Kästchen an und geben Sie Ihre Frage in Feld C40 ein. 

□ C22 Dreiecksgeschäfte 

□ C23 Differenzbesteuerung 

□ C24 Fernverkäufe von Waren 

□ die unter das EU-System fallen 

□ die unter die Einfuhrregelung fallen 

□ C25 Neufahrzeuge, die an Nichtsteuerpflichtige verkauft werden 

□ C26 Befreiung im Rahmen des Zollverfahrens 42XX/63XX 

□ C27 Gas und Strom 

□ C28 „Call-off“ -Vereinbarungen 

□ C29 Sonstige: 

Dienstleistungen, für die besondere Bestimmungen gelten 

Bitte kreuzen Sie das entsprechende Kästchen an und geben Sie Ihre Frage in Feld C40 ein. 

□ C30 Erbringung von Dienstleistungen durch einen Vermittler 

□ C31 Erbringung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit unbeweglichem Vermögen 

□ C32 Personenbeförderungsleistungen 

□ C33 Warenbeförderungsleistungen 

□ C34 Dienstleistungen auf dem Gebiet der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissenschaft, des 

Unterrichts, der Unterhaltung und ähnliche Dienstleistungen, Beförderungsnebenleistungen 

sowie Begutachtungen und Arbeiten an beweglichen körperlichen Gegenständen 

□ C35 Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen, die nicht unter C37 fallen 

□ C36 Vermietung von Beförderungsmitteln 

□ C37 Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen für den Verbrauch an Bord von Schiffen, 

Flugzeugen oder Zügen 

□ C38 Erbringung von Dienstleistungen 

□ die unter die Nicht-EU-Regelung fallen 

□ die unter das EU-System fallen 

□ C39 Dienste, für die Regeln für die tatsächliche Nutzung und Auswertung gelten 

□ C40 Hintergrundinformationen und weitere Fragen 
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C41 Freitextfeld 

D) ERSUCHEN UM UNTERLAGEN 

Bitte fügen Sie Kopien der folgenden Unterlagen bei (gegebenenfalls siehe Betrag und Zeitraum in 

Teil B12 und B13). 

□ D1 Rechnungen ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D2 Verträge ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D3 Aufträge ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D4 Zahlungsnachweise ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D5 Beförderungsunterlagen ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D6 Kreditorenbuch des Steuerpflichtigen im 

ersuchten Staat 

○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D7 Debitorenbuch des Steuerpflichtigen im 

ersuchten Staat 

○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D8 Register gemäß der 

Konsignationslagerregelung 

von bis 

○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D9 Aufzeichnungen über eine einzige 

Anlaufstelle/Einfuhr 

von bis 

○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D10 Kontoauszüge 

von bis 

○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 

□ D11 Sonstige ○ Bereitgestellt ○ Nicht verfügbar 
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E) SPONTANE BEREITSTELLUNG VON INFORMATIONEN (ALLGEMEIN) 

□ E1 Auf der Grundlage der Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen im Sendestaat scheinen diese 

im Empfängerstaat registriert werden zu müssen. 

□ E2 Aus den Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen im Sendestaat geht hervor, dass □ Waren / □ 

Dienstleistungen von einem Steuerpflichtigen im Empfängerstaat erbracht wurden, aber keine 

Informationen im MIAS/Zoll oder andere Quellen verfügbar sind. 

□ E3 Nach den Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen im Sendestaat ist Mehrwertsteuer auf Waren 

zu entrichten, die an den Empfängerstaat geliefert werden, jedoch wurden keine Daten in 

MIAS/Zoll oder aus anderen Quellen eingegeben. 

□ E4 Dem MIAS/Zoll oder anderen Quellen zufolge hat der Steuerpflichtige im Empfängerstaat 

Lieferungen an einen Steuerpflichtigen im Sendestaat erbracht, der letztgenannte 

Steuerpflichtige jedoch entweder 

□ keinen Erwerb von □ Waren / Erhalt von □ Dienstleistungen erklärt; 

□ den Erwerb der □ Waren / Erhalt von □ Dienstleistungen verweigert. 

□ E5 Nach den Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen im Sendestaat ist die Mehrwertsteuer auf 

Dienstleistungen zu entrichten, die im Empfängerstaat erbracht wurden 

□ E6 Hintergrund und zusätzliche Informationen: 

□ E7 Ich lege Kopien der in meinem Besitz befindlichen Rechnungen bei. 
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F) MISSING-TRADER-BETRUG: 

REGISTRIERUNGSKONTROLLE/GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

A) Angaben zum Unternehmen 

Ersuchende Behörde Ersuchte Behörde Ersuchte Behörde1 

F1 Mehrwertsteuer-

Identifikationsnummer (falls 

nicht vorhanden, Steuer-

Identifikationsnummer) 

F1 Mehrwertsteuer-

Identifikationsnummer (falls 

nicht vorhanden, Steuer-

Identifikationsnummer) 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

MwSt-Nummer: MwSt-Nummer: MwSt-Nummer: 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

□ MwSt-Nummer nicht 

verfügbar 

Steuer-Identifikationsnummer: Steuer-Identifikationsnummer: Steuer-Identifikationsnummer: 

F2 Name F2 Name 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

  Name: 

F3 Anschrift F3 Anschrift 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○ Ich bestä-

tige nicht 

  Anschrift: 

                                                 
1 In der dritten Spalte gibt die ersuchte Behörde entweder die von der ersuchenden Behörde 

angefragten Informationen an (wobei sie in der zweiten Spalte das Häkchen bei „Bitte 

ausfüllen“ setzt) oder bestätigt den Wahrheitsgehalt der von der ersuchenden Behörde zur 

Verfügung gestellten Informationen (wobei sie in der zweiten Spalte das Häkchen bei „Bitte 

bestätigen“ setzt und Informationen angibt). 
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F4 Die folgenden Daten im 

Format (JJJJ/MM/TT): 

F4 Die folgenden Daten im 

Format (JJJJ/MM/TT): 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○

 Ich bestätige nicht 

a) Erteilung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

a) Erteilung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

a) Erteilung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der 

Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

c) Gründung c) Gründung c) Gründung 

F5 Eigentümer, Geschäfts-

inhaber, Gesellschafter, 

Partner, Bevollmächtigten, 

Stakeholder oder Personen, die 

über sonstige Rechte in dem 

Unternehmen verfügen 

F5 Eigentümer, Geschäfts-

inhaber, Gesellschafter, 

Partner, Bevollmächtigten, 

Stakeholder oder Personen, die 

über sonstige Rechte in dem 

Unternehmen verfügen 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○

 Ich bestätige nicht 

a) Name a) Name a) Name 

b) Anschrift b) Anschrift b) Anschrift 

c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum 

d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit 

F6 Geschäftsführer/Direktoren F6 Geschäftsführer/Direktoren 

○ Bitte ausfüllen 

 

 ○ Bitte bestätigen ○ Ich bestätige ○

 Ich bestätige nicht 

a) Name a) Name a) Name 
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b) Anschrift b) Anschrift b) Anschrift 

c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum 

d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit 

B) Erbetene Informationen 

□ F7 Sind die in F5 und F6 genannten Personen 

(mit Geburtsdatum, sofern bekannt) in einer 

Ihrer Datenbanken enthalten? ○ Ja ○ Nein 

□ F8 Sind die in F5 und F6 genannten Personen 

im Register der finanziellen Vorstrafen 

eingetragen? 

□ Die Informationen können aus rechtlichen 

Gründen nicht erteilt werden. 

○ Ja ○ Nein 

□ F9 Waren die unter F5 und F6 genannten 

Personen in der Vergangenheit an Missing-

Trader-Betrug oder an Betrug anderer Art 

beteiligt? 

□ Die Informationen können aus rechtlichen 

Gründen nicht erteilt werden. 

○ Ja ○ Nein 

□ F10 Sind die in F5 und F6 genannten 

Personen entweder bei der angegebenen 

Anschrift wohnhaft oder mit ihr verbunden? ○ Ja ○ Nein 

□ F11 Ist die angegebene Anschrift Wohnsitz-, 

Geschäfts- oder Zwischenunterkunft/Buch-

halter/Sonstiges? 

○ Ja 

○ Nein 

□ F12 Welche Geschäftstätigkeit wird 

ausgeübt? 

 

□ F13 Gibt es den Verdacht, dass das 

Unternehmen die Steuervorschriften nicht 

einhält? 

 

○ Ja ○ Nein 
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□ F14 Was ist der Grund für die Löschung der 

MwSt-Nummer? 

 

□ F15 Bitte machen Sie Angaben zu allen 

verbundenen Unternehmen1, einschließlich 

ihrer Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer 

und etwaigen Ansichten zu ihrer 

Glaubwürdigkeit. 

 

□ F16 Bitte machen Sie Angaben zu den 

bekannten Bankkonten des Unternehmens im 

ersuchten Staat und etwaiger zugehöriger 

Unternehmen. 

 

□ F17 Bitte machen Sie Angaben aus 

zusammenfassenden Meldungen oder aus 

Zollanmeldungen über die Lieferung/den 

Erwerb von Waren/Dienstleistungen für 

das/die Jahr(e): 

 

□ F18 Bitte machen Sie Angaben aus MwSt-

Erklärungen/zu Zahlungen für das/die 

Jahr(e): 

 

□ F19 Zusätzliche Anmerkungen:  

G) SPONTANE BEREITSTELLUNG VON INFORMATIONEN (MISSING-TRADER-BETRUG) 

Sendende Behörde Empfangende Behörde 

Angaben zum Unternehmen 

G1 Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer (falls 

nicht, Steuer-Identifikationsnummer) 

Angaben zum Unternehmen 

G1 Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer (falls 

nicht, Steuer-Identifikationsnummer) 

MwSt-Nummer: MwSt-Nummer: 

□ MwSt-Nummer nicht verfügbar □ MwSt-Nummer nicht verfügbar 

Steuer-Identifikationsnummer: Steuer-Identifikationsnummer: 

                                                 
1 Dies ist jedes Geschäft mit gemeinsamen Direktoren oder anderen rechtlichen, 

wirtschaftlichen oder finanziellen Verbindungen zu dem in Abschnitt A genannten Geschäft. 
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G2 Name G2 Name 

G3 Anschrift G3 Anschrift 

G4 Die folgenden Daten im Format 

(JJJJ/MM/TT): 

G4 Die folgenden Daten im Format 

(JJJJ/MM/TT): 

a) Erteilung der Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

a) Erteilung der Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

b) Löschung der Mehrwertsteuer-/Steuer-

Identifikationsnummer 

c) Gründung c) Gründung 

G5 Eigentümer, Geschäftsinhaber, 

Gesellschafter, Partner, Bevollmächtigten, 

Stakeholder oder Personen, die über sonstige 

Rechte in dem Unternehmen verfügen 

G5 Eigentümer, Geschäftsinhaber, 

Gesellschafter, Partner, Bevollmächtigten, 

Stakeholder oder Personen, die über sonstige 

Rechte in dem Unternehmen verfügen 

a) Name a) Name 

b) Anschrift b) Anschrift 

c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum 

d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit 

G6 Geschäftsführer, Direktoren G6 Geschäftsführer, Direktoren 

a) Name a) Name 
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b) Anschrift b) Anschrift 

c) Geburtsdatum c) Geburtsdatum 

d) Staatsangehörigkeit d) Staatsangehörigkeit 

Etwaige zusätzliche Anmerkungen 

H) RÜCKMELDUNGEN1 

Ergebnisse im Zusammenhang mit den bereitgestellten Informationen: 

1) Die bereitgestellten Informationen: 

□ führten zu einer zusätzlichen Festsetzung der Mehrwertsteuer oder anderer Steuern. Bitte 

machen Sie genaue Angaben zu Art und Höhe der veranlagten Steuer: 

Art der Steuer: 

Weitere Feststellungen: 

Sanktion: 

□ führte zur MwSt-Registrierung 

□ führte zu einer Mehrwertsteuerabmeldung 

□ führte zur Löschung einer MwSt-Nummer aus dem MIAS oder aus der Datenbank des 

registrierten Steuerpflichtigen 

□ führte zur Berichtigung der MwSt-Erklärungen 

                                                 
1 Von der zuständigen Behörde zu übermitteln, die die Informationen erhält. 
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□ führte zu einer Schreibtischanfrage 

□ führte zu einem neuen Prüfverfahren oder wurde im Rahmen einer laufenden Prüfung 

angewandt 

□ führte zur Einleitung einer Untersuchung wegen Betrugs 

□ führte zu einem Auskunftsersuchen 

□ führte zu einer Anwesenheit in einer Verwaltungsstelle oder zur Teilnahme an behördlichen 

Ermittlungen 

□ führte zur Multilateralen Kontrolle (MLC) 

□ führte zu weiteren Maßnahmen: 

□ führte nicht zu wesentlichen Maßnahmen 

2) Sonstige Anmerkungen: 

Datum der Übermittlung: 
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ABSCHNITT 4 

 

AMTSHILFE BEI DER BEITREIBUNG 

 

 

ARTIKEL 4.1 

 

Kommunikation 

 

Ein auf elektronischem Wege versandtes Ersuchen zur Anwendung von Titel III dieses Protokolls 

wird zwischen den Postfächern des CCN gesendet, die für die Art der Steuern oder Abgaben einge-

richtet werden, auf die sich das Ersuchen bezieht, es sei denn, die zentralen Verbindungsbüros des 

beantragenden Staates und der ersuchten Staaten stimmen darin überein, dass eines der Postfächer 

für Ersuchen verwendet werden kann, die verschiedene Arten von Steuern oder Abgaben betreffen. 

 

Bezieht sich ein Ersuchen um Zustellung von Schriftstücken jedoch auf mehr als eine Art von 

Steuern oder Abgaben, so sendet die beantragende Behörde dieses Ersuchen an ein Postfach, das für 

mindestens eine der in den zuzustellenden Unterlagen genannten Arten von Forderungen 

eingerichtet wurde. 
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ARTIKEL 4.2 

 

Durchführungsbestimmungen zum einheitlichen Vollstreckungstitel  

für die Vollstreckung im ersuchten Staat 

 

(1) Die in Artikel PMwSt.2 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls genannten verwaltungs-

rechtlichen Sanktionen, Geldbußen, Gebühren und Zuschläge sowie Zinsen und Kosten, die 

nach den im beantragenden Staat geltenden Vorschriften ab dem Tag des ursprünglichen 

Vollstreckungstitels bis zum Tag vor dem Tag, an dem das Beitreibungsersuchen übermittelt 

wird, fällig werden können, können in den einheitlichen Vollstreckungstitel für die 

Vollstreckung im ersuchten Staat aufgenommen werden. 

 

(2) Ein einheitlicher Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten Staat kann für 

mehrere Forderungen und mehrere Personen ausgestellt werden, die dem ursprünglichen Titel 

oder den ursprünglichen Vollstreckungstiteln für die Vollstreckung im beantragenden Staat 

entsprechen. 

 

(3) Soweit die ursprünglichen Vollstreckungstitel für mehrere Forderungen im ersuchenden Staat 

bereits durch einen globalen Vollstreckungstitel für alle diese Forderungen in diesem Staat 

ersetzt worden sind, kann der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im 

ersuchten Staat auf die ursprünglichen Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im 

beantragenden Staat oder auf diesen Gesamttitel gestützt werden, der diese ursprünglichen 

Titel im ersuchenden Staat zusammenfasst. 

 

(4) Enthält der ursprüngliche Titel nach Absatz 2 oder der in Absatz 3 genannte Gesamttitel 

mehrere Forderungen, von denen eine oder mehrere bereits erhoben oder beigetrieben worden 

sind, so bezieht sich der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten 

Staat nur auf die Forderungen, für die um Amtshilfe bei der Beitreibung ersucht wird. 
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(5) Enthält der ursprüngliche Titel nach Absatz 2 oder der in Absatz 3 genannte Gesamttitel 

mehrere Forderungen, so kann die beantragende Behörde diese Forderungen in verschiedenen 

einheitlichen Vollstreckungstiteln auflisten, die die Vollstreckung im ersuchten Staat 

ermöglichen, wobei die Aufteilung der Zuständigkeiten der jeweiligen Beitreibungsstellen im 

ersuchten Staat nach Art der Besteuerung zu berücksichtigen ist. 

 

(6) Kann ein Ersuchen nicht über das CCN-Netz übermittelt werden und wird es per Post 

übermittelt, so wird der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten 

Staat von einem ordnungsgemäß ermächtigten Beamten der beantragenden Behörde 

unterzeichnet. 

 

 

ARTIKEL 4.3 

 

Umrechnung der beizutreibenden Beträge 

 

(1) Die beantragende Behörde gibt den Betrag der beizutreibenden Forderung in der Währung des 

beantragenden Staates und in der Währung des ersuchten Staates an. 

 

(2) Für Ersuchen an das Vereinigte Königreich ist für die Zwecke der Amtshilfe bei der 

Beitreibung der Wechselkurs zu verwenden, der von der Europäischen Zentralbank am Tag 

vor dem Tag der Übermittlung des Ersuchens veröffentlicht wird. Ist zu diesem Zeitpunkt 

kein Umrechnungskurs verfügbar, so wird der letzte vor der Übermittlung des Ersuchens von 

der Europäischen Zentralbank veröffentlichte Umrechnungskurs zugrunde gelegt. 
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Bei Ersuchen an einen Mitgliedstaat ist für die Zwecke der Beitreibungsamtshilfe der 

Wechselkurs zu verwenden, der von der Bank of England am Tag vor dem Tag der 

Übermittlung des Ersuchens veröffentlicht wird. Ist zu diesem Zeitpunkt kein solcher 

Wechselkurs verfügbar, so ist der letzte Wechselkurs zugrunde zu legen, den die Bank of 

England vor dem Tag der Übermittlung des Ersuchens veröffentlicht hat. 

 

(3) Bei der Umrechnung des gemäß Artikel PMwSt.30 Absatz 2 dieses Protokolls geänderten 

Betrages der Forderung in die Währung des Staates der ersuchten Behörde wendet die 

beantragende Behörde den ihrem ursprünglichen Ersuchen zugrunde gelegten 

Umrechnungskurs an. 

 

 

ARTIKEL 4.4 

 

Überweisung beigetriebener Beträge 

 

(1) Die Überweisung der beigetriebenen Beträge erfolgt innerhalb von zwei Monaten nach dem 

Tag, an dem die Beitreibung erfolgt ist, sofern die Staaten nichts anderes vereinbaren. 

 

(2) Werden die Beitreibungsmaßnahmen der ersuchten Behörde aus Gründen angefochten, die 

nicht in die Zuständigkeit des beantragenden Staates fallen, so kann die ersuchte Behörde die 

Überweisung der beigetriebenen Beträge im Zusammenhang mit der Forderung des 

beantragenden Staates abwarten, bis die Streitigkeit beigelegt ist, sofern gleichzeitig folgende 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

 

a) die ersuchte Behörde hält es für wahrscheinlich, dass in Bezug auf die Anfechtung 

zugunsten der betroffenen Partei entschieden wird und 
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b) die beantragende Behörde hat nicht erklärt, dass sie die bereits überwiesenen Beträge 

erstatten wird, wenn in Bezug auf die Anfechtung zugunsten der betroffenen Partei 

entschieden wird. 

 

(3) Hat die beantragende Behörde eine Erklärung zur Erstattung gemäß Absatz 2 Buchstabe b 

abgegeben, so sendet sie die von der ersuchten Behörde bereits überwiesenen beigetriebenen 

Beträge innerhalb eines Monats nach Eingang des Erstattungsantrags zurück. Eine sonstige 

Entschädigung wird in diesem Fall ausschließlich von der ersuchten Behörde getragen. 

 

 

ARTIKEL 4.5 

 

Erstattung beigetriebener Beträge 

 

Die ersuchte Behörde unterrichtet die beantragende Behörde unverzüglich nach Unterrichtung der 

ersuchten Behörde über alle im ersuchten Staat ergriffenen Maßnahmen zur Erstattung der beige-

triebenen Beträge oder zur Entschädigung im Zusammenhang mit der Beitreibung angefochtener 

Forderungen. 

 

Die beantragende Behörde beteiligt die ersuchende Behörde so weit wie möglich an den Verfahren 

zur Festsetzung des Erstattungsbetrags und der fälligen Entschädigung. Auf begründeten Antrag der 

ersuchten Behörde überweist die beantragende Behörde die erstatteten Beträge und die gezahlte 

Entschädigung innerhalb von zwei Monaten nach Eingang dieses Ersuchens. 

 

 



  

 

 

EU/UK/TCA/P/ACCF/Anhang/de 28 

ARTIKEL 4.6 

 

Standardformblätter 

 

(1) Für das einheitliche Zustellungsformular, das dem Zustellungsersuchen gemäß 

Artikel PMwSt.23 dieses Protokolls beigefügt ist, verwenden die Staaten das nach Muster A 

erstellte Formular. 

 

(2) Für den einheitlichen Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten Staat nach 

Artikel PMwSt.27 dieses Protokolls, der dem Beitreibungsersuchen oder dem Ersuchen um 

Sicherungsmaßnahmen oder dem überarbeiteten einheitlichen Vollstreckungstitel nach 

Artikel PMwSt.30 Absatz 2 dieses Protokolls beigefügt ist, verwenden die Staaten das nach 

Muster B erstellte Formular. 

 

(3) Für das Auskunftsersuchen nach Artikel PMwSt.20 dieses Protokolls verwenden die Staaten 

das nach Muster C erstellte Formular. 

 

(4) Für das in Artikel PMwSt.23 dieses Protokolls genannte Zustellungsersuchen verwenden die 

Staaten das nach Muster D erstellte Formular. 

 

(5) Für das Ersuchen um Beitreibung oder Sicherungsmaßnahmen nach den Artikeln PMwSt.25 

und PMwSt.31 dieses Protokolls verwenden die Staaten das nach Muster E erstellte Formular. 
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(6) Bei elektronisch übermittelten Formularen können Struktur und Layout an die Anforderungen 

und Möglichkeiten des elektronischen Kommunikationssystems angepasst werden, sofern die 

darin enthaltenen Daten und Informationen im Vergleich zu den nachstehenden Mustern nicht 

wesentlich verändert werden. 

 

Muster A 

 

Einheitliches Zustellungsformular mit Informationen über das/die zugestellte(n) Dokument(e) 

 

(an den Empfänger der Zustellung zu übermitteln)(1) 

 

Diesem Dokument ist ein/sind Dokument/e beigefügt, welche(s) hiermit durch die zuständige 

Behörde des folgenden Mitgliedstaats zugestellt wird/werden: [Name des ersuchten Staates]. 

 

Diese Zustellung betrifft Dokumente der zuständigen Behörde des folgenden Staates: [Name des 

beantragenden Staates], die gemäß Artikel PMwSt.23 des Protokolls über die Zusammenarbeit der 

Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über 

die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben zwischen 

der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich um Amtshilfe bei der Zustellung ersucht 

hat. 

 

A. EMPFÄNGER DER ZUSTELLUNG 

 

– Name: 

– Anschrift (bekannt oder vermutet): 

– andere sachdienliche Angaben zur Feststellung des Empfängers: 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32017R1966&qid=1604908916150&from=DE#ntr1-L_2017279EN.01004102-E0001
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B. ZWECK DER ZUSTELLUNG 

 

Diese Zustellung dient dazu, 

 

□ den Empfänger über das/die Dokument(e), dem/denen dieses Informationsblatt beigefügt ist, 

zu unterrichten. 

□ die Verjährungsfrist für die in dem/den zugestellten Dokument(en) genannte(n) 

Forderung(en) zu unterbrechen. 

□ dem Empfänger zu bestätigen, dass er zur Zahlung der unter Abschnitt D genannten Beträge 

verpflichtet ist. 

 

Bitte beachten Sie, dass die Behörden im Falle der Nichtzahlung Vollstreckungs- und/oder 

Sicherungsmaßnahmen ergreifen können, um die Beitreibung der Forderung(en) zu gewährleisten. 

Dies kann zusätzliche Kosten verursachen, die dem Empfänger in Rechnung gestellt werden. 

 

Als Empfänger dieser Zustellung sind Sie: 

□ Hauptschuldner 

□ Mitschuldner 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die für die Zahlung der Steuern, Abgaben und 

sonstigen Maßnahmen oder die Erfüllung anderer Forderungen im Zusammenhang mit 

diesen Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen nach den geltenden Rechtsvorschriften 

des beantragenden Staates haftet 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die im Besitz von Vermögenswerten des (Mit-

)Schuldners oder einer anderen abgabenpflichtigen Person ist oder Schulden gegenüber dem 

(Mit-)Schuldner oder einer anderen abgabenpflichtigen Person hat 

□ eine dritte Person, auf die sich andere Personen betreffende Vollstreckungsmaßnahmen 

auswirken können 

 

(Die folgende Angabe erscheint, wenn der Empfänger der Zustellung eine andere Person als der 

(Mit-)Schuldner ist, die im Besitz von Vermögenswerten des (Mit-)Schuldners ist oder Schulden 

gegenüber dem (Mit-)Schuldner oder einer anderen Person hat, die für die Zahlung haftet, oder 

eine dritte Person ist, auf die sich andere Personen betreffende Vollstreckungsmaßnahmen 

auswirken können: 
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Die zugestellten Dokumente betreffen Forderungen im Zusammenhang mit Steuern und Abgaben, 

für die die folgende(n) Person(en) abgabenpflichtig ist/sind als 

□ Hauptschuldner: [Anschrift (bekannt oder vermutet)] 

□ Mitschuldner: [Anschrift (bekannt oder vermutet)] 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die für die Zahlung der Steuern, Abgaben und 

sonstigen Maßnahmen oder die Erfüllung anderer Forderungen im Zusammenhang mit 

diesen Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften des 

beantragenden Staates haftet: [Anschrift (bekannt oder vermutet)]. 

 

Die beantragende Behörde des beantragenden Staates [Name des beantragenden Staates] fordert die 

zuständigen Behörden des ersuchten Staates [Name des ersuchten Staates] auf, diese Zustellung vor 

dem [Datum] vorzunehmen. Bitte beachten Sie, dass dieses Datum nicht speziell auf eine 

Verjährungsfrist Bezug nimmt. 

 

C. FÜR DAS/DIE BEIGEFÜGTE(N) DOKUMENT(E) ZUSTÄNDIGE STELLE(N) 

 

Für das/die beigefügte(n) Dokument(e) zuständige Stelle: 

– Name: 

– Anschrift: 

– sonstige Verbindungsdaten: 

– Sprache(n), in der/denen diese Stelle kontaktiert werden kann: 

 

Weitere Informationen über □ das/die beigefügte(n) Dokument(e) □ und/oder die Möglichkeit, die 

Verpflichtungen anzufechten, sind erhältlich bei 

□ der für das/die beigefügte(n) Dokument(e) oben genannten zuständigen Stelle und/oder 

□ der folgenden Stelle: 

– Name: 

– Anschrift: 

– sonstige Verbindungsdaten: 

– Sprache(n), in der/denen diese Stelle kontaktiert werden kann: 
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D. BEZEICHNUNG DES/DER ZUGESTELLTEN DOKUMENTS/DOKUMENTE: 

 

Dokument [Nummer] 

– Referenznummer: 

– Datum der Ausstellung: 

– Art des zugestellten Dokuments: 

□ Steuerfestsetzung 

□ Zahlungsaufforderung 

□ Entscheidung nach einer Verwaltungsbeschwerde 

□ Sonstiges Verwaltungsdokument: 

□ Urteil/Verfügung des: 

□ Sonstige gerichtliche Schriftstücke: 

 

– Bezeichnung der betreffenden Forderung(en) (in der Sprache des beantragenden Staates): 

 

– Art der betreffenden Forderung(en): 

 

– Betrag der betreffenden Forderung(en): 

□ Hauptbetrag: 

□ Geldstrafen und Geldbußen: 

□ bis zum [Datum] angefallene Zinsen: 

□ bis zum [Datum] angefallene Kosten: 

□ Gebühren für Bescheinigungen und ähnliche Dokumente, die im Zusammenhang mit 

Verwaltungsverfahren in Bezug auf die in Ziffer [x] aufgeführte Forderung ausgestellt 

wurden: 

□ Gesamtbetrag dieser Forderung(en): 
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– Der in Ziffer [x] genannte Betrag ist zu zahlen: 

□ vor dem: 

□ innerhalb von [Zahl] Tagen nach dem Datum dieser Zustellung 

□ unverzüglich 

 

– Diese Zahlung ist zu richten an: 

– Kontoinhaber: 

– Internationale Bankkontonummer (IBAN): 

– Internationale Bankleitzahl (BIC): 

– Name der Bank: 

 

– Bei der Zahlung anzugebender Verwendungszweck: 

 

– Der Empfänger kann eine Antwort zu dem/den hiermit zugestellten Dokument(en) 

übermitteln. 

□ Letzter Tag für eine Antwort: 

□ Frist für eine Antwort: 

 

– Name und Anschrift der Behörde, an die die Antwort übermittelt werden kann: 

 

– Möglichkeit der Anfechtung: 

□ Die Frist für die Anfechtung der Forderung oder des/der zugestellten 

Dokuments/Dokumente ist bereits abgelaufen. 

□ Letzter Tag für die Anfechtung: 

□ Frist für die Anfechtung: [Anzahl der Tage] nach 

□ dem Datum der Mitteilung 

□ der Ausstellung des/der zugestellten Dokumente(s) 

□ sonstiges Datum: 

 

– Name und Anschrift der Behörde, an die die Anfechtung zu übermitteln ist: 
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Bitte beachten Sie, dass Streitigkeiten über die Forderung, den Vollstreckungstitel oder 

sonstige Dokumente, die von den Behörden des beantragenden Staates [Name des 

beantragenden Staates] stammen, gemäß Artikel PMwSt.29 des oben genannten Protokolls 

zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich in die Zuständigkeit der 

zuständigen Stellen des beantragenden Staates [Name des beantragenden Staates] fallen. 

 

Für alle derartigen Streitigkeiten gelten die Verfahrens- und Sprachenregelungen, die im 

beantragenden Staat [Name des beantragenden Staates] gelten. 

□ Bitte beachten Sie, dass mit der Beitreibung noch vor Ablauf der Anfechtungsfrist 

begonnen werden kann. 

 

– Weitere Angaben: 

 

______________ 

(1) Die kursiv gedruckten Angaben sind fakultativ. 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32017R1966&qid=1604908916150&from=DE#ntc1-L_2017279EN.01004102-E0001
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Muster B 

 

Einheitlicher Vollstreckungstitel zur Durchsetzung von Ansprüchen  

auf Grundlage von Artikel PMwSt.27 des Protokolls über die Zusammenarbeit  

der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer  

und über die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern  

und Abgaben zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich(1) 

 

□ EINHEITLICHER VOLLSTRECKUNGSTITEL FÜR FORDERUNGEN 

 

– Datum der Ausstellung: 

– Referenznummer: 

 

□ GEÄNDERTER EINHEITLICHER VOLLSTRECKUNGSTITEL FÜR FORDERUNGEN 

 

– Datum der Ausstellung des ursprünglichen einheitlichen Vollstreckungstitels: 

– Datum der Änderung: 

– Grund der Änderung: 

 

□ Urteil/Verfügung des [Name des Gerichts] vom [Datum] 

□ Verwaltungsentscheidung vom [Datum] 

– Referenznummer: 

 

Staat, in dem dieses Dokument ausgestellt wird: [Name des beantragenden Staates] 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32017R1966&qid=1604908916150&from=DE#ntr1-L_2017279EN.01004402-E0001
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Die Beitreibungsmaßnahmen des ersuchten Staates stützen sich auf: 

□ einen einheitlichen Vollstreckungstitel gemäß Artikel PMwSt.27 des oben genannten 

Protokolls. 

□ einen geänderten einheitlichen Vollstreckungstitel gemäß Artikel PMwSt.30 des oben 

genannten Protokolls (zur Berücksichtigung der Entscheidung der in Artikel PMwSt.29 

Absatz 1 des Protokolls genannten zuständigen Instanz). 

 

Dieses Dokument ist das einheitliche Dokument, das die Vollstreckung erlaubt (einschließlich 

Sicherungsmaßnahmen). Es handelt sich um die unten genannte (n) Forderung (en), die im 

beantragenden Staat [Name des beantragenden Staates] nicht beglichen wurde(n). Der 

ursprüngliche Vollstreckungstitel für diese (n) Forderung (en) wurde zugestellt, soweit dies nach 

dem nationalen Recht des beantragenden Staates [Name des beantragenden Staates] erforderlich ist. 

 

Streitigkeiten über die Forderung (en) fallen gemäß Artikel PMwSt.29 des genannten Protokolls 

ausschließlich in die Zuständigkeit der zuständigen Stellen des beantragenden Staates [Name des 

beantragenden Staates]. Eine solche Klage ist nach den im beantragenden Staat [Name des 

beantragenden Staates] geltenden Verfahrens- und Sprachenregelungen zu erheben. 

 

BEZEICHNUNG DER FORDERUNG(EN) UND DER BETROFFENEN PERSON(EN) 

 

Identifizierung der Forderung(en) [Nummer] 

 

1. Referenz: 

2. Art der betreffenden Forderung(en): 

3. Bezeichnung der betreffenden Steuer/Abgabe: 

4. Betreffender Zeitraum oder betreffendes Datum: 

5. Datum der Festsetzung der Forderung: 
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6. Datum, ab dem die Vollstreckung möglich ist: 

7. Betrag der ausstehenden Forderung: 

□ Hauptbetrag: 

□ Geldstrafen und Geldbußen: 

□ bis zum Datum vor dem Tag der Übermittlung des Ersuchens angefallene Zinsen: 

□ bis zum Datum vor dem Tag der Übermittlung des Ersuchens angefallene Kosten: 

 

□ Gesamtbetrag dieser Forderung: 

 

8. Datum der Zustellung des ursprünglichen Vollstreckungstitels für die Vollstreckung im 

beantragenden Staat: [Name des beantragenden Staates]: 

□ Datum: 

□ kein Datum verfügbar 

 

9. Für die Festsetzung der Forderung zuständige Stelle: 

– Name: 

– Anschrift: 

– sonstige Verbindungsdaten: 

– Sprache(n), in der/denen diese Stelle kontaktiert werden kann: 

 

10. Weitere Informationen zu der Forderung oder den Möglichkeiten, die Zahlungsverpflichtung 

anzufechten, können eingeholt werden bei 

□ der oben genannten Stelle 

□ der für den einheitlichen Vollstreckungstitel zuständigen Stelle: 

– Name: 

– Anschrift: 

– sonstige Verbindungsdaten: 

– Sprache(n), in der/denen diese Stelle kontaktiert werden kann: 
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Identifizierung der vom nationalen Vollstreckungstitel betroffenen Person(en) 

 

a) Die folgende Person ist im nationalen Vollstreckungstitel aufgeführt 

□ natürliche Person 

□ Sonstige 

– Name: 

– Anschrift (bekannt oder vermutet): 

– andere einschlägige Angaben zur Feststellung des Empfängers: 

 

□ Rechtsvertreter 

– Name: 

– Anschrift (bekannt oder vermutet): 

– andere einschlägige Angaben zur Feststellung des Empfängers: 

 

Haftungsgrund: 

□ Hauptschuldner 

□ Mitschuldner 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die für die Zahlung der Steuern, Abgaben 

und sonstigen Maßnahmen oder die Erfüllung anderer Forderungen im Zusammenhang 

mit diesen Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften des 

beantragenden Staates haftet 

 

b) Die folgende(n) Person(en) ist/sind ebenfalls im/in den nationalen Vollstreckungstitel(n) 

aufgeführt: 

□ natürliche Person 

□ sonstige 

– Name: 

– Anschrift (bekannt oder vermutet): 

– andere einschlägige Angaben zur Feststellung des Empfängers: 
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□ Rechtsvertreter 

– Name: 

– Anschrift (bekannt oder vermutet): 

– andere einschlägige Angaben zur Feststellung des Empfängers: 

 

Haftungsgrund: 

□ Hauptschuldner 

□ Mitschuldner 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die für die Zahlung der Steuern, Abgaben 

und sonstigen Maßnahmen oder die Erfüllung anderer Forderungen im Zusammenhang 

mit diesen Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften des 

beantragenden Staates haftet 

 

Weitere Angaben 

 

Gesamtbetrag der Forderung(en) 

 

– in der Währung des beantragenden Staates: 

– in der Währung des ersuchten Staates: 

 

_____________ 

(1) Die kursiv gedruckten Angaben sind fakultativ. 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32017R1966&qid=1604908916150&from=DE#ntc1-L_2017279EN.01004402-E0001


  

 

 

EU/UK/TCA/P/ACCF/Anhang/de 40 

Musterformular C – Auskunftsersuchen 

 

AUSKUNFTSERSUCHEN 

 

Auf Grundlage von Artikel PMwSt.20 des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-

behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe 

bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben zwischen der 

Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich 

Referenz: AA_RA_aaaaaaaaaaa_rrrrrrrrrrrr_20YYMMDD_xxxxxxx_RI 

 

Art der Forderung(en): 

 

1. STAAT DER BEANTRAGENDEN BEHÖRDE 

A. Beantragende Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse 

 B. Das Ersuchen einleitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 
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2. STAAT DER ERSUCHTEN BEHÖRDE 

A. Ersuchte Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse 

 B. Das Ersuchen bearbeitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 

 

3. ANGABEN ZUM ERSUCHEN 

□ Als beantragende Behörde bitten wir die ersuchte Behörde, die betroffene(n) Person(en) nicht 

über dieses Ersuchen zu informieren. 

 

□ Als beantragende Behörde bestätigen wir, dass die zu erteilenden Auskünfte den 

Geheimhaltungsvorschriften der oben genannten Rechtsgrundlage unterliegen. 

 

4. ANGABEN ZUR BETROFFENEN PERSON 

A. Es wird um Auskünfte ersucht mit Bezug auf: 

□ Natürliche Personen: 

Vorname(n): 

Familienname: 

Mädchenname (Geburtsname): 

Geburtsdatum: 
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Geburtsort: 

Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

Steuer-Identifikationsnummer: 

Weitere Angaben zur Identifizierung: 

Anschrift dieser Person: □ bekannt — □ vermutet 

– Straße und Hausnummer: 

– Einzelheiten der Anschrift: 

– Postleitzahl und Stadt: 

– Land: 

□ Juristische Personen: 

Name des Unternehmens: 

Rechtsform: 

Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

Steuer-Identifikationsnummer: 

Weitere Angaben zur Identifizierung: 

Anschrift dieser juristischen Person: □ bekannt — □ vermutet 

– Straße und Hausnummer: 

– Einzelheiten der Anschrift: 

– Postleitzahl und Stadt: 

– Land: 

□ Rechtsvertreter 

Name: 

Anschrift dieses Rechtsvertreters: □ bekannt — □ vermutet 

– Straße und Hausnummer: 

– Einzelheiten der Anschrift: 

– Postleitzahl und Stadt: 

– Land: 
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B. Haftung: Die betroffene Person ist: 

□ Hauptschuldner 

□ Mitschuldner 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die für die Zahlung der Steuern, Abgaben 

und sonstigen Maßnahmen oder die Erfüllung anderer Forderungen im Zusammenhang 

mit diesen Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften 

des beantragenden Staates haftet 

□ eine andere Person als der (Mit-)Schuldner, die im Besitz von Vermögenswerten des 

(Mit-)Schuldners oder einer anderen abgabenpflichtigen Person ist oder Schulden 

gegenüber dem (Mit-)Schuldner oder einer anderen abgabenpflichtigen Person hat 

□ eine dritte Person, auf die sich andere Personen betreffende Vollstreckungsmaßnahmen 

auswirken können 

C. Sonstige sachdienliche Angaben zu den oben genannten Personen: 

□ Bankkontonummer(n) 

– Bankkontonummer (IBAN): 

– Internationale Bankleitzahl (BIC): 

– Name der Bank: 

□ Informationen zum Fahrzeug am 20JJ/MM/TT 

– Fahrzeugkennzeichen: 

– Fahrzeugmarke: 

– Farbe des Fahrzeugs: 

□ Geschätzter oder voraussichtlicher oder □ genauer Betrag der Forderung(en): 

□ Sonstiges: 

 

(5) BEANTRAGTE AUSKÜNFTE 

□ Angaben zur Identität der betroffenen Person (für natürliche Personen: vollständiger 

Name, Geburtsdatum und Geburtsort; für juristische Personen: Name des Unternehmens 

und Rechtsform) 

□ Angaben zur Anschrift 

□ Angaben zu Einkünften und Vermögenswerten für die Beitreibung 

□ Angaben über die Erben und/oder Rechtsnachfolger 

□ Sonstiges: 
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(6) INFOLGE DES AUSKUNFTSERSUCHENS ERGRIFFENE MASSNAHMEN 

Datum Nr. Mitteilung Beantragende 

Behörde 

Ersuchte Behörde 

Datum 1 

□ Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang des Ersuchens. 

Datum 

□ Mit einer 

Bestätigung zu 

versehen 

(2) 

□ 

Als ersuchte Behörde bitten wir die ersuchende Behörde, das Ersuchen um 

folgende zusätzliche Informationen zu ergänzen: 

Datum 3 

□ 

Als ersuchte Behörde haben wir die erforderlichen zusätzlichen 

Informationen nicht erhalten und betrachten Ihr Ersuchen als 

gegenstandslos, wenn diese Informationen nicht vor dem 20JJ/MM/TT 

eingehen. 

Datum 4 Als beantragende Behörde 

 □ a übermitteln wir auf Antrag folgende Zusatzinformation: 

 

 □ b sind wir nicht in der Lage, die beantragte Zusatzinformation zu 

übermitteln 

(Grund:) 

Datum 5 

□ 

Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang der Zusatzinformation 

und können dem Ersuchen nunmehr nachkommen. 

Datum 6 Als ersuchte Behörde können wir keine Amtshilfe leisten und schließen 

den Fall aus folgenden Gründen ab: 

□ a Wir sind für die Forderungen, auf die sich das Ersuchen bezieht, nicht 

zuständig. 

□ b Die Forderung ist älter als im Protokoll vorgesehen. 

□ c Der Betrag der Forderung unterschreitet den Schwellenwert. 

□ d Wir können diese Informationen für die Beitreibung ähnlicher 

inländischer Forderungen ebenfalls nicht beschaffen. 

□ e Die Übermittlung der Informationen würde ein Handels-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis verletzen. 

□ f Die Übermittlung der Informationen würde die Sicherheit oder die 

öffentliche Ordnung des Staates verletzen. 

 □ g Die beantragende Behörde hat nicht alle erforderlichen 

Zusatzinformationen übermittelt. 

 □ h Sonstiger Grund: 
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Datum 7 

□ 

Als beantragende Behörde bitten wir um Auskunft über den gegenwärtigen 

Bearbeitungsstand unseres Ersuchens. 

Datum 8 Als ersuchte Behörde sind wir aus den folgenden Gründen gegenwärtig 

nicht in der Lage, die Auskunft zu erteilen: 

□ Wir haben andere öffentliche Stellen um Auskunftserteilung gebeten. 

□ Wir haben einen Dritten um Auskunftserteilung gebeten. 

□ Wir werden Sie persönlich kontaktieren. 

□ Sonstiger Grund: 

Datum 9 Die beantragte Auskunft kann nicht erteilt werden, weil: 

□ a die betroffene Person unbekannt ist. 

□ b die vorliegenden Angaben zur Identifizierung der betroffenen Person 

nicht ausreichen. 

□ c die betroffene Person verzogen und die neue Anschrift unbekannt ist. 

□ d die beantragte Auskunft nicht verfügbar ist. 

□ e Sonstiger Grund: 

Datum 10 

□ Als ersuchte Behörde übermitteln wir folgende Teilauskunft: 

Datum  11 Als ersuchte Behörde übermitteln wir alle beantragten Auskünfte (oder die 

letzte ausstehende Teilauskunft): 

 □ a Identität bestätigt 

 □ b Anschrift bestätigt 

 □ c Folgende Angaben zur betroffenen Person haben sich geändert (oder 

sind hinzugekommen): 

   Natürliche Personen: 

   □ Vorname(n): 

   □ Familienname: 

   □ Mädchenname: 

   □ Geburtsdatum: 

   □ Geburtsort: 



  

 

 

EU/UK/TCA/P/ACCF/Anhang/de 46 

   Juristische Personen: 

   □ Rechtsform: 

   □ Name des Unternehmens: 

 □ d Folgende Angaben zur Anschrift haben sich geändert (oder sind 

hinzugekommen): 

   □ Straße und Hausnummer: 

   □ Einzelheiten der Anschrift: 

   □ Postleitzahl und Stadt: 

   □ Land: 

   □ Telefon: 

   □ Fax: 

   □ E-Mail-Adresse: 

 □ e Finanzielle Situation: 

   □ bekannte(s) Bankkonto/Bankkonten: 

   Bankkontonummer (IBAN): … 

   Internationale Bankleitzahl (BIC): ... 

   Name der Bank: ... 

   □ Einzelheiten zum Beschäftigungsverhältnis: angestellt — 

selbstständig — arbeitslos 

   □ Die betroffene Person scheint nicht über die Mittel zur Zahlung der 

Forderung/über Vermögenswerte, die für die Beitreibung 

herangezogen werden könnten, zu verfügen. 

   □ Die betroffene Person ist insolvent: 

   – Datum des Beschlusses: 

   – Datum der Veröffentlichung: 

   – Einzelheiten zum Insolvenzverwalter: 

   Name: 

   Straße und Hausnummer: 

   Einzelheiten der Anschrift: 

   Postleitzahl und Ort: 

   Land: 
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   □ Die betroffene Person scheint über 

   □ begrenzte Mittel zur teilweisen Begleichung der Forderung zu 

verfügen 

   □  ausreichende Mittel/Vermögenswerte für die Beitreibung zu 

verfügen 

   □ Anmerkungen: 

 □ f Forderung bestritten 

   □ Die betroffene Person ist darauf verwiesen worden, im Staat der 

beantragenden Behörde gegen die Forderung vorzugehen. 

   □ Aktenzeichen der Rechtsstreitigkeit, falls bekannt: 

   □ Weitere Einzelheiten beigefügt 

 □ g Schuldner ist am JJJJ/MM/TT verstorben 

 □ h Name und Anschrift der Erben/Testamentsvollstrecker: 

 □ i Sonstige Anmerkungen: 

 □ j Wir empfehlen die Durchführung des Beitreibungsverfahrens 

 □ k Wir empfehlen, das Beitreibungsverfahren nicht durchzuführen 

Datum 12 

□ Als beantragende Behörde nehmen wir unser Auskunftsersuchen zurück. 

Datum 13 

□ 
Sonstiges: Anmerkungen vonseiten  der beantragenden Behörde oder der 

 ersuchten Behörde: 
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Musterformular D – Zustellungsersuchen 

 

ZUSTELLUNGSERSUCHEN 

 

Auf Grundlage von Artikel PMwSt.23 des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-

behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe 

bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben zwischen der 

Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich 

Referenz: AA_RA_aaaaaaaaaaa_rrrrrrrrrrrr_20YYMMDD_xxxxxxx_RN 

 

Art der Forderung(en): 

 

(1) STAAT DER BEANTRAGENDEN BEHÖRDE 

A. Beantragende Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse: 

 B. Das Ersuchen einleitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 
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2. STAAT DER ERSUCHTEN BEHÖRDE 

A. Ersuchte Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse: 

 B. Das Ersuchen bearbeitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 

 

3. ANGABEN ZUM ERSUCHEN 

□ Letzter Termin für die Zustellung der Dokumente, um Schwierigkeiten im Zusammenhang 

mit der Verjährungsfrist zu vermeiden (falls erforderlich): 20JJ/MM/TT 

□ Sonstige Anmerkungen: 

 

4. IDENTIFIZIERUNG DES EMPFÄNGERS DER ZUSTELLUNG 

A. Zustellung erfolgt an: 

□ Natürliche Personen: 

Vorname(n): 

Familienname: 

Mädchenname (Geburtsname): 

Geburtsdatum: 

Geburtsort: 
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Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

Steuer-Identifikationsnummer: 

Weitere Angaben zur Identifizierung: 

Anschrift dieser Person: □ bekannt — □ vermutet 

Straße und Hausnummer: 

Einzelheiten der Anschrift: 

Postleitzahl und Ort: 

Land: 

□ Juristische Personen: 

Name des Unternehmens: 

Rechtsform: 

Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

Steuer-Identifikationsnummer: 

Weitere Angaben zur Identifizierung: 

Anschrift dieser juristischen Person: □ bekannt — □ vermutet 

Straße und Hausnummer: 

Einzelheiten der Anschrift: 

Postleitzahl und Ort: 

Land: 

□ Rechtsvertreter 

Name: 

Anschrift dieses Rechtsvertreters: □ bekannt — □ vermutet 

Straße und Hausnummer: 

Einzelheiten der Anschrift: 

Postleitzahl und Ort: 

Land: 
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B. Sonstige sachdienliche Angaben zu den oben genannten Personen: 

 

5. ZWECK DER ZUSTELLUNG: siehe beigefügtes einheitliches Zustellungsformular. 

 

6. BEZEICHNUNG DES/DER ZUGESTELLTEN DOKUMENTS/DOKUMENTE: siehe 

beigefügtes einheitliches Zustellungsformular.  

 

7. INFOLGE DES ZUSTELLUNGSERSUCHENS ERGRIFFENE MAßNAHMEN 

Datum Nr. Mitteilung Beantragende 

Behörde 

Ersuchte Behörde 

Datum 1 

□ Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang des Ersuchens. 

Datum 2 

□ 

Als ersuchte Behörde bitten wir die beantragende Behörde, das Ersuchen um 

folgende zusätzliche Informationen zu ergänzen: 

Datum 3 

□ 

Als ersuchte Behörde haben wir die erforderlichen zusätzlichen 

Informationen nicht erhalten und betrachten Ihr Ersuchen als gegenstandslos, 

wenn diese Informationen nicht vor dem 20JJ/MM/TT eingehen. 

Datum 4 Als beantragende Behörde 

 □ a übermitteln wir auf Antrag folgende Zusatzinformation: 

 

 □ b sind wir nicht in der Lage, die beantragte Zusatzinformation zu 

übermitteln 

(Grund: ) 

Datum 5 

□ 

Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang der Zusatzinformation und 

können dem Ersuchen nunmehr nachkommen. 
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Datum 6 

□ 

 

□ 

□ 

□ 

 

□ 

Als ersuchte Behörde können wir keine Amtshilfe leisten und schließen den 

Fall aus folgenden Gründen ab:  

a Wir sind für die Steuern, auf die sich das Ersuchen bezieht, nicht 

zuständig. 

b Die Forderung(en) ist/sind älter als im Protokoll vorgesehen. 

c Der Betrag der Forderung(en) unterschreitet den Schwellenwert. 

d Die beantragende Behörde hat nicht alle erforderlichen 

Zusatzinformationen übermittelt. 

e Sonstiger Grund: 

Datum 7 

□ 
Als beantragende Behörde bitten wir um Auskunft über den gegenwärtigen 

Bearbeitungsstand unseres Ersuchens. 

Datum 8 Als ersuchte Behörde bestätigen wir, dass: 

 □ a das/die Dokument(e) an den Empfänger zugestellt wurde(n), mit 

Rechtswirkung gemäß den nationalen Rechtsvorschriften des Staates der 

ersuchten Behörde, am 20JJ/MM/TT. 

   Die Zustellung erfolgte: 

   □ persönlich an den Empfänger 

   □ per Post 

   □ per E-Mail 

   □ per Einschreiben 

   □ durch einen Gerichtsvollzieher 

   □ durch ein anderes Verfahren 
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 □ b das/die oben aufgeführte(n) Dokument(e) der betroffenen Person aus 

folgenden Gründen nicht zugestellt werden konnte(n): 

   □ Empfänger unbekannt 

   □ Empfänger verstorben 

   □ der/die Empfänger hat/haben den Staat verlassen. Die neue Anschrift 

lautet: 

   □ Sonstiges: 

Datum 9 

□ Als beantragende Behörde nehmen wir unser Zustellungsersuchen zurück. 

Datum 10 

□ 

Sonstiges: Anmerkungen vonseiten  der beantragenden Behörde oder der 

 ersuchten Behörde: 
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Musterformular E – Ersuchen um Beitreibung oder Sicherungsmaßnahmen 

 

ERSUCHEN UM □ BEITREIBUNG 

 

Auf Grundlage von Artikel PMwSt.25 des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-

behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe 

bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben zwischen der 

Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich 

UND/ODER □ SICHERUNGSMASSNAHMEN 

Auf Grundlage von Artikel PMwSt.31 des Protokolls über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-

behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe 

bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben zwischen der 

Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich 

Referenz: AA_RA_aaaaaaaaaaa_rrrrrrrrrrrr_20YYMMDD_xxxxxxx_RR(RP) 

 

Art der Forderung(en): 

 

1. STAAT DER BEANTRAGENDEN BEHÖRDE 

A. Beantragende Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse: 

 B. Das Ersuchen einleitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 
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2. STAAT DER ERSUCHTEN BEHÖRDE 

A. Ersuchte Behörde 

 

Land: 

Name: 

Telefon: 

Aktenzeichen: 

 

Sachbearbeiter/in: 

Sprachkenntnisse: 

 B. Das Ersuchen bearbeitende Stelle 

 

Name: 

Anschrift: 

Postleitzahl: 

Ort: 

Telefon: 

E-Mail-Adresse: 

Aktenzeichen: 

Sachbearbeiter/in: 

 

3. ANGABEN ZUM ERSUCHEN 

 

□ Die Forderung(en) ist/sind Gegenstand eines Vollstreckungstitels für die Vollstreckung im 

beantragenden Staat. 

□ Die Forderung(en) ist/sind noch nicht Gegenstand eines Vollstreckungstitels für die 

Vollstreckung im beantragenden Staat. 

□ Die Forderung(en) wird/werden nicht angefochten. 

□ Die Forderung(en) kann/können nicht länger im behördlichen Einspruchsverfahren/durch 

Klage bei Gericht angefochten werden. 

□ Die Forderung(en) wird/werden angefochten, aber die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

und die Verwaltungspraxis des Staates der beantragenden Behörde lassen die Beitreibung 

einer angefochtenen Forderung zu. 

□ Der Gesamtbetrag der Forderungen, für die um Amtshilfe ersucht wird, beläuft sich auf 

mindestens 5 000 GBP. 

□ Dieses Ersuchen bezieht sich auf Forderungen, die die Altersanforderung gemäß dem 

Protokoll erfüllen. 
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□ Dieses Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen stützt sich auf die in dem/den beigefügten 

Dokument(en) genannten Gründe. 

□ Diesem Ersuchen ist ein Dokument, kraft dessen im beantragenden Mitgliedstaat 

Sicherungsmaßnahmen zulässig sind, beigefügt. 

□ Wir bitten, den Schuldner/andere betroffene Personen vor dem Ergreifen der 

Sicherungsmaßnahmen nicht über dieses Ersuchen zu unterrichten. 

□ Bitte kontaktieren Sie uns, wenn folgende Situation eintritt (nutzen Sie dazu das freie Textfeld 

am Ende des Ersuchens): 

□ Als ersuchende Behörde werden wir die bereits überwiesenen Beträge erstatten, wenn in 

Bezug auf die Anfechtung zugunsten der betroffenen Partei entschieden wird. 

□ Sensibler Fall:  

 

4. ANWEISUNGEN ZUR AUSFÜHRUNG DER ZAHLUNG 

A. Bitte überweisen Sie den beigetriebenen Forderungsbetrag an: 

- Bankkontonummer (IBAN): 

- Internationale Bankleitzahl (BIC): 

- Name der Bank: 

- Name des Kontoinhabers: 

- Anschrift des Kontoinhabers: 

- bei der Zahlung anzugebende Referenz: 

B. Ratenzahlung ist: 

□ ohne weitere Rücksprache zulässig 

□ nur nach Rücksprache zulässig (bitte für die Rücksprache Feld 7 Nummer 20 benutzen) 

□ nicht zulässig 
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5. ANGABEN ZUR VOM ERSUCHEN BETROFFENEN PERSON 

A Es wird um Beitreibung/Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf folgende Person ersucht: 

 □ Natürliche Personen: 

 Vorname(n): 

 Familienname: 

 Mädchenname (Geburtsname): 

 Geburtsdatum: 

 Geburtsort: 

 Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

 Steuer-Identifikationsnummer: 

 Weitere Angaben zur Identifizierung: 

 Anschrift dieser natürlichen/juristischen Person: □ bekannt — □ vermutet 

 Straße und Hausnummer: 

 Einzelheiten der Anschrift: 

 Postleitzahl und Ort: 

 □ Juristische Personen: 

 Rechtsform: 

 Name des Unternehmens: 

 Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

 Steuer-Identifikationsnummer: 

 Weitere Angaben zur Identifizierung: 

 Anschrift dieser natürlichen/juristischen Person: □ bekannt — □ vermutet 

 Straße und Hausnummer: 

 Einzelheiten der Anschrift: 

 Postleitzahl und Ort: 

 – sonstige Angaben zu dieser Person: 
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 – □ Rechtsvertreter 

 Name: 

 Einzelheiten der Anschrift: □ bekannt — □ vermutet 

 Straße und Hausnummer: 

 Postleitzahl und Ort: 

 Land: 

B Sonstige sachdienliche Angaben zu diesem Ersuchen und/oder dieser Person 

 1 

□ 

Die folgende(n) Person(en) ist/sind Mitschuldner: [Es sollte möglich sein, mehr als einen 

Namen solcher Personen hinzuzufügen.] 

  – Identität dieser Person: 

  □ Natürliche Personen: 

  Name: 

  Geburtsdatum: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  □ Juristische Personen: 

  Rechtsform: 

  Name des Unternehmens: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  – sonstige Angaben zu diesem/diesen Mitschuldner(n):  
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 2 

□ Die folgende(n) Person(en) ist/sind im Besitz von Vermögenswerten, die der von diesem 

Ersuchen betroffenen Person gehören: [Es sollte möglich sein, mehr als einen Namen 

solcher Personen hinzuzufügen.] 

  – Identität dieser Person: 

  □ Natürliche Personen: 

  Name: 

  Geburtsdatum: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  □ Juristische Personen: 

  Rechtsform: 

  Name des Unternehmens: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  – Vermögenswerte im Besitz der anderen Person:  

 3 

□ Die folgende(n) Person(en) hat/haben Schulden gegenüber der von diesem Ersuchen 

betroffenen Person: [Es sollte möglich sein, mehr als einen Namen solcher Personen 

hinzuzufügen.] 

  – Identität dieser Person: 

  □ Natürliche Personen: 

  Name: 

  Geburtsdatum: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 
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  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  □ Juristische Personen: 

  Rechtsform: 

  Name des Unternehmens: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 

  – (künftige) Schulden dieser anderen Person: 

 4 

□ 
Es gibt (eine) andere Person(en) als die von diesem Ersuchen betroffene Person, die für 

die Zahlung der Steuern, Abgaben und sonstigen Maßnahmen oder für die Erfüllung 

anderer Forderungen im Zusammenhang mit diesen Steuern, Abgaben und sonstigen 

Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften des beantragenden Staates haftet/haften. [Es 

sollte möglich sein, mehr als einen Namen solcher Personen hinzuzufügen.] 

  – Identität dieser Person: 

  □ Natürliche Personen: 

  Name: 

  Geburtsdatum: 

  Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

  Steuer-Identifikationsnummer: 

  Straße und Hausnummer: 

  Einzelheiten der Anschrift: 

  Postleitzahl und Ort: 
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  □ Juristische Personen: 

Rechtsform: 

Name des Unternehmens: 

Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 

Steuer-Identifikationsnummer: 

Straße und Hausnummer: 

Einzelheiten der Anschrift: 

Postleitzahl und Ort: 

– Grund oder Art der Haftung dieser anderen Person: 

 

6. BEZEICHNUNG DER FORDERUNG(EN): siehe den beigefügten einheitlichen 

Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten Staat. 

 

 

7. INFOLGE DES ERSUCHENS 

ERGRIFFENE 

MASSNAHMEN 

Beantragende Behörde Ersuchte Behörde 

Datum 1 

□ Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang des Ersuchens. 

Datum 

□ Mit einer 

Bestätigung zu 

versehen 

2 

□ 

Als ersuchte Behörde bitten wir die beantragende Behörde, das Ersuchen 

um folgende zusätzliche Informationen zu ergänzen: 

 

Datum 3 

□ 

Als ersuchte Behörde haben wir die erforderlichen zusätzlichen Informa-

tionen nicht erhalten und betrachten Ihr Ersuchen als gegenstandslos, wenn 

diese Informationen nicht vor dem 20JJ/MM/TT eingehen. 
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Datum 4 Als beantragende Behörde 

□ a übermitteln wir auf Antrag folgende Zusatzinformation: 

□ b sind wir nicht in der Lage, die beantragte Zusatzinformation zu 

übermitteln 

(Grund:) 

Datum 5 

□ 

Als ersuchte Behörde bestätigen wir den Eingang der Zusatzinformation und 

können dem Ersuchen nunmehr nachkommen. 

Datum 6 Als ersuchte Behörde können wir keine Amtshilfe leisten und schließen den 

Fall aus folgenden Gründen ab: 

 □ a Wir sind für die Forderungen, auf die sich Ihr Ersuchen bezieht, nicht 

zuständig. 

 □ b Wir sind für folgende Forderung(en) Ihres Ersuchens nicht zuständig: 

 □ c Die Forderung(en) ist/sind älter als im Protokoll vorgesehen. 

 □ d Der Gesamtbetrag unterschreitet den im Protokoll vorgesehenen 

Schwellenwert. 

 □ e Die beantragende Behörde hat nicht alle erforderlichen zusätzlichen 

Informationen übermittelt. 

 □ f Sonstiger Grund: 

Datum 7 

□ 

Als beantragende Behörde bitten wir um Auskunft über den gegenwärtigen 

Bearbeitungsstand unseres Ersuchens. 

Datum 8 Als ersuchte Behörde werden wir die beantragte(n) Maßnahme(n) nicht 

durchführen, weil: 

□ a die Rechtsvorschriften und die Verwaltungspraxis unseres Staates die 

Beitreibung angefochtener Forderungen nicht zulassen. 

□ b die Rechtsvorschriften und die Verwaltungspraxis unseres Staates 

Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf angefochtene Forderungen nicht 

zulassen. 

 9 Als ersuchte Behörde haben wir folgende Beitreibungs-/Sicherungs-

maßnahmen durchgeführt: 

Datum □ a Wir sind mit dem Schuldner in Kontakt getreten und haben die Zahlung 

der Schuld zum 20JJ/MM/TT verlangt. 

Datum □ b Wir verhandeln über eine Ratenzahlung. 

Datum □ c Wir haben am 20JJ/MM/TT das Beitreibungsverfahren eingeleitet. 

   Es wurden folgende Maßnahmen ergriffen: 
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 □ d Wir haben am 20JJ/MM/TT Sicherungsmaßnahmen eingeleitet. 

   Es wurden folgende Maßnahmen ergriffen: 

 □ e Als ersuchte Behörde setzen wir die beantragende Behörde darüber in 

Kenntnis, dass die von uns ergriffenen (unter Buchstabe c und/oder d 

genannten) Maßnahmen folgende Wirkung auf die Verjährungsfrist 

haben: 

   □ Hemmung 

   □ Unterbrechung 

   □ Verlängerung □ bis 20JJ/MM/TT  −  

□ xx Jahre/Monate/Woche/Tage 

   Wir bitten den beantragenden Staat, uns mitzuteilen, wenn in den 

geltenden Rechtsvorschriften des beantragenden Staates nicht dieselbe 

Wirkung vorgesehen ist. 

 □ f Als ersuchte Behörde setzen wir die beantragende Behörde darüber in 

Kenntnis, dass eine Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der 

Verjährungsfrist nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Staates nicht 

zulässig ist. 

   Wir bitten den beantragenden Staat um Mitteilung, ob die von uns 

ergriffenen (unter Buchstabe c und/oder d genannten) Maßnahmen zu 

einer Unterbrechung, Hemmung oder Verlängerung der Verjährungsfrist 

geführt haben, und, gegebenenfalls, um Mitteilung der neuen 

Verjährungsfrist. 

Datum 10 

□ 

Die Verfahren dauern noch an. Als ersuchte Behörde unterrichten wir die 

beantragende Behörde, sobald sich Änderungen ergeben. 

Datum 11 

□ 

 

a 

Als beantragende Behörde bestätigen wir, dass: 

sich die Beitreibungsfrist infolge der unter Ziffer 9 aufgeführten 

Maßnahme geändert hat. Die neue Frist lautet: ... 

□ b Die Rechtsvorschriften unseres Staates lassen keine Hemmung, 

Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist zu. 

 12 Als ersuchte Behörde setzen wir die beantragende Behörde darüber in 

Kenntnis, dass: 

Datum □ a die Forderung am 20JJ/MM/TT vollständig beigetrieben wurde, 

   – wobei folgender Betrag (Währung des Staates der ersuchten Behörde 

angeben) auf die im Ersuchen angeführte Forderung entfällt: 
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   – wobei folgender Betrag auf die nach den Rechtsvorschriften des 

Staates der ersuchten Behörde zu erhebenden Zinsen entfällt: 

Datum □ b die Forderung am 20JJ/MM/TT teilweise beigetrieben wurde, 

   – über einen Betrag von (Währung des Staates der ersuchten Behörde 

angeben): 

   – wobei folgender Betrag auf die im Ersuchen angeführte Forderung 

entfällt: 

   – wobei folgender Betrag auf die nach den Rechtsvorschriften des 

Staates der ersuchten Behörde zu erhebenden Zinsen entfällt: 

   □ Wir ergreifen keine weiteren Maßnahmen. 

   □ Wir führen das Beitreibungsverfahren fort. 

Datum □ c Sicherungsmaßnahmen ergriffen wurden. 

   (Die ersuchte Behörde wird gebeten, die Art dieser Maßnahmen 

anzugeben:) 

Datum □ d die folgende Ratenzahlung vereinbart wurde: 

Datum 13 Als ersuchte Behörde bestätigen wir, dass aus folgendem Grund die 

Forderung ganz oder teilweise nicht beigetrieben werden kann/keine 

Sicherungsmaßnahmen getroffen werden und der Fall geschlossen wird: 

 □ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

 

□ 

□ 

 

a Die betroffene Person ist unbekannt. 

b Die betroffene Person ist bekannt, aber verzogen nach: 

c Die betroffene Person ist bekannt, aber an eine unbekannte Anschrift 

verzogen. 

d Die betroffene Person ist verstorben am JJJJ/MM/TT. 

e Der Hauptschuldner/Mitschuldner ist zahlungsunfähig. 

f Der Hauptschuldner/Mitschuldner ist insolvent und die Forderung wurde 

angemeldet. 

Datum des Beschlusses: … --- Datum der Veröffentlichung: ... 

g Der Hauptschuldner/Mitschuldner ist insolvent/keine Beitreibung 

möglich. 

h Sonstiges: 

Datum 14 

□ Als beantragende Behörde bestätigen wir, dass der Fall abgeschlossen ist. 
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Datum 15 

□ 

Als ersuchte Behörde setzen wir die beantragende Behörde darüber in 

Kenntnis, dass uns mitgeteilt wurde, dass die Forderung/der Vollstreckungs-

titel angefochten wurde und wir die Vollstreckungsmaßnahmen deshalb 

aussetzen. 

Des Weiteren 

□ 

 

□ 

 

□ 

a haben wir am ... Sicherungsmaßnahmen ergriffen, um die Beitreibung der 

Forderung sicherzustellen. 

b bitten wir die beantragende Behörde um Mitteilung, ob die Forderung 

beigetrieben werden soll. 

c setzen wir die beantragende Behörde darüber in Kenntnis, dass die 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die Verwaltungspraxis des 

Staates der ersuchten Behörde die Beitreibung der Forderung/die 

Fortsetzung der Beitreibung nicht zulassen, solange die Forderung 

angefochten ist. 

Datum 16 Als beantragende Behörde sind wir darüber unterrichtet worden, dass die 

Forderung/der Vollstreckungstitel angefochten wurde, und bitten 

□ a die ersuchte Behörde, alle bereits eingeleiteten Maßnahmen auszusetzen. 

□ b die ersuchte Behörde, Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen, um die 

Beitreibung der Forderung sicherzustellen. 

□ c die ersuchte Behörde, die Forderung beizutreiben/das Beitreibungs-

verfahren fortzuführen. 

Datum 17 

□ 

Als ersuchte Behörde setzen wir die beantragende Behörde darüber in 

Kenntnis, dass die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die 

Verwaltungspraxis des Staates der ersuchten Behörde die folgenden 

beantragten Maßnahmen nicht zulassen: 

□ Ziffer 16 Buchstabe b. 

□ Ziffer 16 Buchstabe c. 

Datum 18 Als beantragende Behörde 

 □ a ändern wir das Ersuchen um Beitreibungs-/Sicherungsmaßnahmen 

□ Im Einklang mit der Entscheidung über die angefochtene Forderung, 

[die Information zur Entscheidung wird im Feld 6A angegeben], 

□ weil ein Teil der Forderung direkt an die beantragende Behörde 

gezahlt wurde, 

□ aus sonstigen Gründen: …. 
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 □ b bitten wir die ersuchte Behörde um Fortführung der Beitreibung, da in 

Bezug auf die Anfechtung zuungunsten des Schuldners entschieden 

wurde (Entscheidung der zuständigen Instanz vom …). 

Datum 19 Als beantragende Behörde nehmen wir unser Ersuchen um Beitreibungs-

/Sicherungsmaßnahmen aus folgenden Gründen zurück: 

□ a Der Betrag wurde direkt an die beantragende Behörde gezahlt. 

□ b Die Verjährungsfrist ist abgelaufen. 

□ c Die Forderung(en) wurde(n) durch ein nationales Gericht oder eine 

nationale Verwaltungsbehörde für gegenstandslos erklärt. 

□ d Der Vollstreckungstitel wurde für unwirksam erklärt. 

□ e Sonstiger Grund: ... 

 

Datum 20 

□ 

Sonstiges: Anmerkungen vonseiten  der beantragenden Behörde oder der 

 ersuchten Behörde: 

(Bitte jeder Anmerkung ein Datum voranstellen) 
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PROTOKOLL 

ÜBER GEGENSEITIGE AMTSHILFE IM ZOLLBEREICH 

 

 

ARTIKEL PZoll.1 

 

Begriffsbestimmungen 

 

(1) Für die Zwecke dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck 

 

a) „ersuchende Behörde“ die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete zuständige 

Verwaltungsbehörde, die ein Amtshilfeersuchen aufgrund dieses Protokolls stellt; 

 

b) „Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht“ die Verletzung oder die versuchte Verletzung des 

Zollrechts; 

 

c) „ersuchte Behörde“ die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete zuständige 

Verwaltungsbehörde, an die ein Amtshilfeersuchen aufgrund dieses Protokolls gerichtet wird. 

 

(2) Sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist, gelten die Begriffsbestimmungen des 

Teils Zwei Teilbereich Eins Titel I Kapitel 5 auch für dieses Protokoll. 
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ARTIKEL PZoll.2 

 

Anwendungsbereich 

 

(1) Die Vertragsparteien leisten einander in den unter ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen 

Amtshilfe in der Form und unter den Voraussetzungen, die in diesem Protokoll festgelegt sind, um 

die ordnungsgemäße Anwendung des Zollrechts zu gewährleisten, insbesondere durch die 

Verhinderung, Untersuchung und Bekämpfung von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht. 

 

(2) Die in diesem Protokoll vorgesehenen Bestimmungen über Amtshilfe im Zollbereich 

betreffen alle Verwaltungsbehörden einer jeden Vertragspartei, die für die Anwendung dieses 

Protokolls zuständig ist. Diese Amtshilfe lässt die Vorschriften über die gegenseitige Amtshilfe in 

Strafsachen unberührt und umfasst keine Erkenntnisse, die bei der Ausübung von Befugnissen auf 

Ersuchen der Justizbehörden gewonnen werden, es sei denn, diese Behörden stimmen der 

Übermittlung dieser Erkenntnisse zu. 

 

(3) Amtshilfe bei der Beitreibung von Zöllen, Abgaben oder Bußgeldern fällt unter das Protokoll 

über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der 

Mehrwertsteuer und über die gegenseitige Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug 

auf Steuern und Abgaben. 

 

 

ARTIKEL PZoll.3 

 

Amtshilfe auf Ersuchen 

 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde erteilt die ersuchte Behörde dieser Behörde alle sach-

dienlichen Auskünfte, die es dieser ermöglichen, die ordnungsgemäße Anwendung des Zollrechts 

zu gewährleisten, einschließlich Auskünften über festgestellte oder geplante Handlungen, die gegen 

das Zollrecht verstoßen beziehungsweise verstoßen könnten. 
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(2) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde teilt die ersuchte Behörde dieser insbesondere mit, 

 

a) ob die aus dem Gebiet der einen Vertragspartei ausgeführten Waren ordnungsgemäß in das 

Gebiet der anderen Vertragspartei eingeführt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe des 

für die Waren geltenden Zollverfahrens; 

 

b) ob die in das Gebiet der einen Vertragspartei eingeführten Waren ordnungsgemäß aus dem 

Gebiet der anderen Vertragspartei ausgeführt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe des 

für die Waren geltenden Zollverfahrens. 

 

(3) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde unternimmt die ersuchte Behörde nach Maßgabe ihrer 

geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maßnahmen, um eine besondere 

Überwachung zu gewährleisten und der ersuchenden Behörde Auskunft über Folgendes zu erteilen: 

 

a) natürliche oder juristische Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie 

Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben; 

 

b) Waren, die in einer Weise befördert werden oder befördert werden könnten, dass Grund zu 

der Annahme besteht, dass sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht verwendet worden 

sind bzw. werden sollen; 

 

c) Orte, an denen Warenvorräte in einer Weise gelagert oder angelegt worden sind oder gelagert 

oder angelegt werden könnten, dass Grund zu der Annahme besteht, dass diese Waren bei 

Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht verwendet worden sind oder verwendet werden 

sollen; 
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d) Beförderungsmittel, die in einer Weise benutzt werden oder benutzt werden könnten, dass 

Grund zu der Annahme besteht, dass sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht benutzt 

werden sollen und 

 

e) Räumlichkeiten, von denen die ersuchende Behörde annimmt, dass sie zur Begehung von 

Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht genutzt werden. 

 

 

ARTIKEL PZoll.4 

 

Amtshilfe ohne Ersuchen 

 

Die Vertragsparteien leisten einander nach Maßgabe der für sie geltenden Gesetze und sonstigen 

Vorschriften von sich aus Amtshilfe, wo immer dies möglich ist, indem sie Auskünfte über 

abgeschlossene, geplante oder laufende Handlungen erteilen, die Zuwiderhandlungen gegen das 

Zollrecht darstellen oder darstellen können und die für die andere Vertragspartei von Interesse sein 

könnten. Diese Auskünfte beziehen sich insbesondere auf 

 

a) Waren, von denen bekannt ist, dass sie Gegenstand von Zuwiderhandlungen gegen das 

Zollrecht sind; 

 

b) Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie Zuwiderhandlungen gegen das 

Zollrecht begehen oder begangen haben; 

 

c) Beförderungsmittel, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie bei Zuwider-

handlungen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder werden könnten; 

sowie 

 

d) neue Mittel oder Methoden, die bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht angewandt 

werden. 
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ARTIKEL PZoll.5 

 

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen 

 

(1) Ersuchen nach diesem Protokoll sind schriftlich, entweder in gedruckter oder elektronischer 

Form, zu stellen. Den Ersuchen sind alle Unterlagen beizufügen, die für ihre Erledigung 

erforderlich sind. In dringenden Fällen kann die ersuchte Behörde mündliche Ersuchen annehmen, 

die jedoch unverzüglich von der ersuchenden Behörde schriftlich bestätigt werden müssen. 

 

(2) Die Ersuchen nach Absatz 1 müssen folgende Angaben enthalten: 

 

a) die ersuchende Behörde und der ersuchende Beamte; 

 

b) die ersuchten Auskünfte oder die Art der ersuchten Unterstützung; 

 

c) der Gegenstand und der Grund des Ersuchens; 

 

d) die betreffenden Gesetze und sonstigen Vorschriften und weitere rechtliche Elemente; 

 

e) möglichst genaue und umfassende Angaben zu den Waren oder Personen, gegen die sich die 

Ermittlungen richten; 

 

f) eine Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits durchgeführten Ermittlungen sowie 

 

g) alle zusätzlichen verfügbaren Angaben, die die ersuchte Behörde in die Lage versetzen, dem 

Ersuchen nachzukommen. 
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(3) Die Ersuchen sind in einer Amtssprache der ersuchten Behörde oder in einer von dieser 

zugelassenen Sprache vorzulegen; Englisch ist immer eine zugelassene Sprache. Diese Anforderung 

gilt nicht für Dokumente, die dem Ersuchen nach Absatz 1 beigefügt sind. 

 

(4) Entspricht ein Ersuchen nicht den in diesem Artikel genannten formalen Anforderungen, kann 

die ersuchte Behörde die Berichtigung oder Ergänzung des Ersuchens verlangen; Bis zu dieser 

Berichtigung oder Ergänzung können Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden. 

 

 

ARTIKEL PZoll.6 

 

Erledigung der Amtshilfeersuchen 

 

(1) Bei der Erledigung von Amtshilfeersuchen handelt die ersuchte Behörde umgehend im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten so, als ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen 

anderer Behörden der eigenen Vertragspartei handele, indem sie die ihr bereits vorliegenden 

Erkenntnisse unverzüglich übermittelt und zweckdienliche Nachforschungen anstellt beziehungs-

weise diese veranlasst. Dies gilt auch für jede andere Behörde, die von der ersuchten Behörde mit 

dem Ersuchen befasst wurde, sofern diese nicht selbst tätig werden kann. Bei der Gewährung einer 

solchen Amtshilfe trägt die ersuchte Behörde der Dringlichkeit des Ersuchens angemessen 

Rechnung. 

 

(2) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt nach Maßgabe der Gesetze und sonstigen 

Vorschriften der ersuchten Vertragspartei. 
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ARTIKEL PZoll.7 

 

Form der Auskunftserteilung 

 

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde die Ergebnisse der aufgrund eines nach 

diesem Protokoll gestellten Ersuchens durchgeführten Ermittlungen schriftlich mit und fügt zweck-

dienliche Schriftstücke, beglaubigte Kopien von Schriftstücken und dergleichen bei. Diese 

Auskünfte können in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden. 

 

(2.) Originalschriftstücke werden entsprechend den rechtlichen Grenzen jeder Vertragspartei nur 

auf Ersuchen der ersuchenden Behörde in Fällen übermittelt, in denen beglaubigte Kopien nicht 

ausreichen würden. Die ersuchende Behörde hat diese Originalschriftstücke so bald wie möglich 

zurückzugeben. 

 

(3) Die ersuchte Behörde erteilt der ersuchenden Behörde nach Maßgabe der Bestimmungen in 

Absatz 2 sämtliche Auskünfte über die Echtheit der von amtlichen Stellen in ihrem Gebiet 

ausgestellten oder beglaubigten Schriftstücke, die einer Warenanmeldung zugrunde liegen. 

 

 

ARTIKEL PZoll.8 

 

Anwesenheit von Beamten einer Vertragspartei im Gebiet einer anderen Vertragspartei 

 

(1) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Bedienstete einer Vertragspartei können mit Zustimmung 

der anderen Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Voraussetzungen in den Dienst-

räumen der ersuchten Behörde oder einer nach Artikel PZoll.6 Absatz 1 zuständigen anderen 

Behörde Auskünfte über festgestellte oder vermutete Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 

einholen, welche die ersuchende Behörde für die Zwecke dieses Protokolls benötigt. 
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(2) Mit Zustimmung der ersuchten Vertragspartei und vorbehaltlich der von ihr festzulegenden 

Bedingungen können ordnungsgemäß bevollmächtigte Bedienstete der anderen Vertragspartei bei 

Ermittlungen zugegen sein, die im Gebiet der ersuchten Vertragspartei durchgeführt werden. 

 

 

ARTIKEL PZoll.9 

 

Zustellung und Bekanntgabe 

 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde veranlasst die ersuchte Behörde nach Maßgabe der 

für sie geltenden Gesetze und sonstigen Vorschriften die Zustellung von Schriftstücken oder die 

Bekanntgabe von Entscheidungen der ersuchenden Behörde, die in den Anwendungsbereich dieses 

Protokolls fallen, an einen Adressaten mit Wohnsitz bzw. Sitz im Gebiet der ersuchten Behörde. 

 

(2) Ein solches Ersuchen um Zustellung eines Schriftstücks oder um Bekanntgabe einer 

Entscheidung ist schriftlich in einer Amtssprache der ersuchten Behörde oder in einer von dieser 

zugelassenen Sprache zu stellen. 

 

 

ARTIKEL PZoll.10 

 

Automatischer Austausch von Informationen 

 

(1) Im gegenseitigen Einvernehmen und nach Maßgabe von Artikel PZoll.15 dieses Protokolls 

können die Vertragsparteien 

 

a) Informationen, die unter dieses Protokoll fallen, automatisch austauschen; 
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b) vor der Ankunft von Sendungen im Gebiet der jeweils anderen Vertragspartei spezifische 

Informationen austauschen. 

 

(2) Die Vertragsparteien können Vereinbarungen über die Art der Informationen, die sie 

auszutauschen wünschen, das Format und die Häufigkeit der Übermittlung treffen, um den 

Austausch nach Absatz 1 Buchstaben a und b durchzuführen. 

 

 

ARTIKEL PZoll.11 

 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe 

 

(1) Die Amtshilfe nach diesem Protokoll kann abgelehnt oder von der Erfüllung bestimmter 

Bedingungen und Auflagen abhängig gemacht werden, wenn nach Auffassung einer Vertragspartei 

durch entsprechende Amtshilfe 

 

a) die Souveränität des Vereinigten Königreichs oder eines Mitgliedstaats, der nach diesem 

Protokoll um Amtshilfe ersucht worden ist, beeinträchtigt werden könnte; 

 

b) die öffentliche Ordnung, die Sicherheit oder andere wesentliche Interessen beeinträchtigen 

könnten; oder 

 

c) ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis verletzen würde. 

 

(2) Die ersuchte Behörde kann die Amtshilfe mit der Begründung zurückstellen, dass sie laufende 

Ermittlungen, Strafverfahren oder sonstige Verfahren beeinträchtigen würde. In diesem Fall berät 

sich die ersuchte Behörde mit der ersuchenden Behörde, um zu entscheiden, ob die Amtshilfe unter 

bestimmten von der ersuchten Behörde festgelegten Voraussetzungen oder Bedingungen geleistet 

werden kann. 
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(3) Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst im Falle eines Ersuchens nicht leisten 

könnte, so weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin. Die Erledigung eines solchen 

Ersuchens steht dann im Ermessen der ersuchten Behörde. 

 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 teilt die ersuchte Behörde ihre Entscheidung der 

ersuchenden Behörde unter Angabe der Gründe für die Entscheidung unverzüglich mit. 

 

 

ARTIKEL PZoll.12 

 

Informationsaustausch und Datenschutz 

 

(1) Die nach diesem Protokoll erlangten Auskünfte dürfen nur für die in diesem Protokoll 

festgelegten Zwecke verwendet werden. 

 

(2) Die Verwendung der nach diesem Protokoll erlangten Auskünfte in wegen Zuwider-

handlungen gegen das Zollrecht eingeleiteten Gerichts- oder Verwaltungsverfahren gilt als 

Verwendung für die Zwecke dieses Protokolls. Die Vertragsparteien können daher die nach diesem 

Protokoll erlangten Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als Beweismittel in ihren 

Protokollen, Berichten und für Zeugenvernehmungen sowie in Gerichts- und Ermittlungsverfahren 

vor den Gerichten und Behörden verwenden. Die ersuchte Behörde kann die Erteilung von 

Auskünften oder die Gewährung des Zugangs zu Schriftstücken von der Bedingung abhängig 

machen, dass sie über eine solche Verwendung unterrichtet wird. 

 

(3) Will eine Vertragspartei diese Auskünfte zu anderen Zwecken verwenden, so muss sie die 

vorherige schriftliche Zustimmung der Behörde einholen, die die Auskunft erteilt hat. Diese 

Verwendung unterliegt dann den von dieser Behörde festgelegten Beschränkungen. 
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(4) Die Auskünfte nach diesem Protokoll, gleichgültig in welcher Form sie erteilt werden, sind 

nach Maßgabe der in jeder Vertragspartei geltenden Gesetze und sonstigen Vorschriften als 

vertraulich oder nur für den Dienstgebrauch bestimmt aufzufassen. Diese Auskünfte unterliegen 

dem Dienstgeheimnis und genießen den Schutz der für solche Auskünfte geltenden Gesetze und 

sonstigen Vorschriften der Vertragspartei, die sie erhalten hat, es sei denn, die Vertragspartei, die 

die Auskünfte übermittelt hat, erteilt zuvor ihre Zustimmung zur Offenlegung dieser Auskünfte. Die 

Vertragsparteien übermitteln einander Auskünfte über ihre geltenden Gesetze und sonstigen 

Vorschriften. 

 

 

ARTIKEL PZoll.13 

 

Sachverständige und Zeugen 

 

Die ersuchte Behörde kann es ihren Bediensteten gestatten, im Rahmen der erteilten Genehmigung 

in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die unter dieses Protokoll fallende Angelegenheiten 

betreffen, als Sachverständige oder Zeugen aufzutreten und dabei Gegenstände, Schriftstücke oder 

vertrauliche oder beglaubigte Kopien von Schriftstücken vorzulegen, sofern dies für das Verfahren 

erforderlich ist. In der Ladung ist genau anzugeben, vor welcher Justiz- oder Verwaltungsbehörde 

der Bedienstete aussagen soll und in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder mit 

welcher Berechtigung der Bedienstete befragt werden soll. 

 

 

ARTIKEL PZoll.14 

 

Kosten der Amtshilfe 

 

(1) Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 verzichten die Vertragsparteien auf gegenseitige 

Ansprüche auf Erstattung der bei der Anwendung dieses Protokolls anfallenden Kosten. 
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(2) An Sachverständige, Zeugen, Dolmetscher und Übersetzer, die nicht dem öffentlichen Dienst 

angehören, gezahlte Aufwendungen und Vergütungen werden gegebenenfalls von der ersuchenden 

Vertragspartei getragen. 

 

(3) Sind oder werden bei der Erledigung eines Ersuchens erhebliche oder außergewöhnliche 

Aufwendungen erforderlich, so konsultieren die Vertragsparteien einander, um festzulegen, unter 

welchen Bedingungen das Ersuchen ausgeführt wird und auf welche Weise die Kosten getragen 

werden. 

 

 

ARTIKEL PZoll.15 

 

Durchführung 

 

(1) Die Durchführung dieses Protokolls wird den Zollbehörden des Vereinigten Königreichs 

einerseits und den zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission und gegebenenfalls den 

Zollbehörden der Mitgliedstaaten der Union andererseits übertragen. Sie treffen alle für die Durch-

führung dieses Protokolls erforderlichen Maßnahmen und Vereinbarungen und tragen dabei den 

jeweiligen geltenden Gesetzen und sonstigen Vorschriften, insbesondere den Datenschutz-

vorschriften, Rechnung. 

 

(2) Die Vertragsparteien unterrichten einander über die Einzelheiten der Durchführungs-

bestimmungen, die sie nach diesem Protokoll erlassen, insbesondere in Bezug auf die ordnungs-

gemäß ermächtigten Dienststellen und Bediensteten, die für das Versenden und Empfangen der in 

diesem Protokoll vorgesehenen Auskünfte als zuständig benannt werden. 
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(3) In der Union lässt dieses Protokoll die Übermittlung der nach diesem Protokoll erhaltenen 

Auskünfte zwischen den zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission und den 

Zollbehörden der Mitgliedstaaten unberührt. 

 

 

ARTIKEL PZoll.16 

 

Andere Übereinkünfte 

 

Die Bestimmungen dieses Protokolls gehen den Bestimmungen der bilateralen Abkommen über 

gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich, die zwischen einzelnen Mitgliedstaaten der Union und dem 

Vereinigten Königreich geschlossen worden sind oder geschlossen werden, vor, soweit die 

Bestimmungen dieser bilateralen Abkommen mit denen dieses Protokolls unvereinbar sind. 

 

 

ARTIKEL PZoll.17 

 

Konsultationen 

 

Bei Fragen der Auslegung und Durchführung dieses Protokolls nehmen die Vertragsparteien 

Konsultationen auf, um die Angelegenheit im Rahmen des Handelssonderausschusses für 

Zusammenarbeit im Zollbereich und Ursprungsregeln zu klären. 
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ARTIKEL PZoll.18 

 

Zukünftige Entwicklungen 

 

Zur Ergänzung des in diesem Protokoll vorgesehenen Umfangs der gegenseitigen Amtshilfe kann 

der Handelssonderausschuss für Zusammenarbeit im Zollbereich und Ursprungsregeln einen 

Beschluss fassen, mit dem dieses Protokoll durch Festlegung von Regelungen für bestimmte 

Sektoren oder Angelegenheiten im Einklang mit den jeweiligen Zollvorschriften der 

Vertragsparteien erweitert wird. 
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PROTOKOLL  

ÜBER DIE KOORDINIERUNG DER SOZIALEN SICHERHEIT 

 

 

TITEL I 

 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.1 

 

Begriffsbestimmungen 

 

Für die Zwecke dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck 

 

a) „Beschäftigung“ jede Tätigkeit oder gleichgestellte Situation, die für die Zwecke der 

Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit des Staates, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird 

oder die gleichgestellte Situation vorliegt, als solche gilt; 

 

b) „selbstständige Erwerbstätigkeit“ jede Tätigkeit oder gleichgestellte Situation, die für die 

Zwecke der Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit des Staates, in dem die Tätigkeit 

ausgeübt wird oder die gleichgestellte Situation vorliegt, als solche gilt; 

 

c) „Dienste der assistierten Reproduktion“ alle medizinischen, chirurgischen oder geburts-

hilflichen Dienstleistungen, die erbracht werden, um einer Person dabei zu helfen, schwanger 

zu werden; 
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d) „Sachleistungen“: 

 

i) für Titel III Kapitel 1 die Sachleistungen, die nach den Rechtsvorschriften eines Staates 

vorgesehen sind und die den Zweck verfolgen, die ärztliche Behandlung und die diese 

Behandlung ergänzenden Produkte und Dienstleistungen zu erbringen bzw. zur Ver-

fügung zu stellen oder direkt zu bezahlen oder die diesbezüglichen Kosten zu erstatten; 

 

ii) für Titel III Kapitel 2 alle Sachleistungen im Zusammenhang mit Arbeitsunfällen und 

Berufskrankheiten gemäß der Definition nach Ziffer i, die nach den Arbeitsunfall- und 

Berufskrankheitenregelungen der Staaten vorgesehen sind; 

 

e) „Kindererziehungszeit“ jeden Zeitraum, der im Rahmen des Rentenrechts eines Staates 

ausdrücklich aus dem Grund angerechnet wird oder Anrecht auf eine Zulage zu einer Rente 

gibt, dass eine Person ein Kind aufgezogen hat, unabhängig davon, nach welcher Methode 

diese Zeiträume berechnet werden und unabhängig davon, ob sie während der Erziehungszeit 

anfallen oder rückwirkend anerkannt werden; 

 

f) „Bediensteter“ jede Person, die in dem Staat, dem die sie beschäftigende Verwaltungseinheit 

angehört, als Bediensteter oder diesem gleichgestellte Person gilt; 

 

g) „zuständige Behörde“ in jedem Staat den Minister, die Minister oder eine entsprechende 

andere Behörde, die im gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden Staates oder einem Teil 

davon für die Systeme der sozialen Sicherheit zuständig sind; 

 

h) „zuständiger Träger“: 

 

i) den Träger, bei dem die betreffende Person zum Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf 

Leistungen versichert ist, oder 
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ii) den Träger, gegenüber dem die betreffende Person einen Anspruch auf Leistungen hat 

oder hätte, wenn sie selbst oder ihr Familienangehöriger bzw. ihre Familienangehörigen 

in dem Staat wohnen würden, in dem dieser Träger seinen Sitz hat, oder 

 

iii) den von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates bezeichneten Träger oder 

 

iv) bei einem System, das die Verpflichtungen des Arbeitgebers hinsichtlich der in 

Artikel KSS.3 Absatz 1 genannten Leistungen betrifft, den Arbeitgeber oder den 

betreffenden Versicherer oder, falls es einen solchen nicht gibt, die von der zuständigen 

Behörde des betreffenden Staates bezeichnete Einrichtung oder Behörde; 

 

i) „zuständiger Staat“ den Staat, in dem der zuständige Träger seinen Sitz hat; 

 

j) „Sterbegeld“ jede einmalige Zahlung im Todesfall mit Ausnahme der unter Buchstabe w 

genannten Pauschalleistungen; 

 

k) „Familienleistungen“ alle Sach- oder Geldleistungen zum Ausgleich von Familienlasten; 

 

l) „Grenzgänger“ eine Person, die in einem Staat eine Beschäftigung oder eine selbstständige 

Erwerbstätigkeit ausübt und in einem anderen Staat wohnt, in den sie in der Regel täglich, 

mindestens jedoch einmal wöchentlich zurückkehrt; 

 

m) „Heimatbasis“ den Ort, wo das Besatzungsmitglied normalerweise eine Dienstzeit oder eine 

Abfolge von Dienstzeiten beginnt und beendet und wo der Luftfahrtunternehmer/die Flug-

gesellschaft normalerweise nicht für die Unterbringung des betreffenden Besatzungsmitglieds 

verantwortlich ist; 
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n) „Träger“ in jedem Staat die Einrichtung oder Behörde, der die Anwendung aller Rechts-

vorschriften oder eines Teils hiervon obliegt; 

 

o) „Träger des Wohnorts“ und „Träger des Aufenthaltsorts“ den Träger, der nach den Rechts-

vorschriften, die für diesen Träger gelten, für die Gewährung der Leistungen an dem Ort 

zuständig ist, an dem die betreffende Person wohnt oder sich aufhält, oder, wenn es einen 

solchen Träger nicht gibt, den von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates 

bezeichneten Träger; 

 

p) „Versicherter“ in Bezug auf die von Titel III Kapitel 1 und 3 erfassten Zweige der sozialen 

Sicherheit jede Person, die unter Berücksichtigung der Bestimmungen dieses Protokolls die 

für einen Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften des gemäß Titel II zuständigen 

Staates vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt; 

 

q) „Rechtsvorschriften“ für jeden Staat die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und alle anderen 

Durchführungsvorschriften zu den Zweigen der sozialen Sicherheit, die unter Artikel KSS.3 

Absatz 1 fallen; ausgenommen sind Vertragsbestimmungen, die nicht der Erfüllung einer 

Versicherungspflicht dienen, die sich aus den unter diesem Buchstaben genannten Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften ergibt, oder die Gegenstand einer Entscheidung der öffentlichen 

Stellen waren, allgemein verbindlich erklärt oder deren Anwendungsbereich erweitert, sofern 

der betreffende Staat eine entsprechende Erklärung abgibt, die dem Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit davon unterrichtet wird. Die Europäische Union 

veröffentlicht eine entsprechende Erklärung im Amtsblatt der Europäischen Union; 
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r) „Sachleistungen bei Pflegebedürftigkeit“ eine Sach- oder Geldleistung, die dazu dient, den 

Pflegebedürfnissen einer Person Rechnung zu tragen, die aufgrund einer Beeinträchtigung 

erhebliche Unterstützung benötigt, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Unterstützung 

durch eine oder mehrere andere Personen, um grundlegende Tätigkeiten des täglichen Lebens 

über einen längeren Zeitraum auszuüben, um ihre persönliche Autonomie zu unterstützen; 

dies umfasst auch Leistungen, die einer Person, die diese Unterstützung leistet, zum selben 

Zweck gewährt werden: 

 

s) „Familienangehöriger“ 

 

i) A) jede Person, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt 

werden, als Familienangehöriger bestimmt oder anerkannt oder als 

Haushaltsangehöriger bezeichnet wird; 

 

B) in Bezug auf Sachleistungen nach Titel III Kapitel 1 jede Person, die in den 

Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie wohnt, als Familienangehöriger 

definiert oder anerkannt oder als Haushaltsangehöriger bezeichnet wird; 

 

ii) unterscheiden die gemäß Ziffer 1 anzuwendenden Rechtsvorschriften eines Staates die 

Familienangehörigen nicht von anderen Personen, auf die diese Rechtsvorschriften 

anwendbar sind, so werden der Ehegatte, die minderjährigen Kinder und die 

unterhaltsberechtigten volljährigen Kinder als Familienangehörige angesehen; 

 

iii) wird nach den gemäß Ziffern 1 und 2 anzuwendenden Rechtsvorschriften eine Person 

nur dann als Familien- oder Haushaltsangehöriger angesehen, wenn sie mit dem Ver-

sicherten oder dem Rentner in häuslicher Gemeinschaft lebt, so gilt diese Voraussetzung 

als erfüllt, wenn der Unterhalt der betreffenden Person überwiegend von dem 

Versicherten oder dem Rentner bestritten wird; 
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t) „Beschäftigungszeiten“ oder „Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit“ die Zeiten, die 

nach den Rechtsvorschriften, nach denen sie zurückgelegt worden sind, als solche bestimmt 

oder anerkannt sind, sowie alle gleichgestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechtsvor-

schriften als den Beschäftigungszeiten oder den Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 

gleichwertig anerkannt sind; 

 

u) „Versicherungszeiten“ die Beitragszeiten, Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbst-

ständigen Erwerbstätigkeit, die nach den Rechtsvorschriften, nach denen sie zurückgelegt 

worden sind oder als zurückgelegt gelten, als Versicherungszeiten bestimmt oder anerkannt 

sind, sowie alle gleichgestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechtsvorschriften als den 

Versicherungszeiten gleichwertig anerkannt sind; 

 

v) „Wohnzeiten“ die Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften, nach denen sie zurückgelegt 

worden sind oder als zurückgelegt gelten, als solche bestimmt oder anerkannt sind; 

 

w) „Renten“ nicht nur Renten im engeren Sinn, sondern auch Kapitalabfindungen, die an deren 

Stelle treten können, und Beitragserstattungen sowie, soweit Titel III nichts anderes bestimmt, 

Anpassungsbeträge und Zulagen; 

 

x) „Vorruhestandsleistungen“ alle anderen Geldleistungen als Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

und vorgezogene Leistungen wegen Alters, die ab einem bestimmten Lebensalter Arbeit-

nehmern, die ihre berufliche Tätigkeit eingeschränkt oder beendet haben oder ihr vorüber-

gehend nicht mehr nachgehen, bis zu dem Lebensalter gewährt werden, in dem sie Anspruch 

auf Altersrente oder auf vorzeitiges Altersruhegeld geltend machen können, und deren Bezug 

nicht davon abhängig ist, dass sie der Arbeitsverwaltung des zuständigen Staates zur Ver-

fügung stehen; „vorgezogene Leistung wegen Alters“ eine Leistung, die vor dem Erreichen 

des Lebensalters, ab dem üblicherweise Anspruch auf Rente entsteht, gewährt und nach 

Erreichen dieses Lebensalters weiterhin gewährt oder durch eine andere Leistung bei Alter 

abgelöst wird; 
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y) „Flüchtling“ eine Person im Sinne des Artikels 1 des am 28. Juli 1951 in Genf unter-

zeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge; 

 

z) „satzungsmäßiger Sitz oder Niederlassung“ den satzungsmäßigen Sitz oder die Niederlassung, 

an dem/der die wesentlichen Entscheidungen des Unternehmens getroffen und die 

Handlungen zu dessen zentraler Verwaltung vorgenommen werden; 

 

aa) „Wohnort“ den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts einer Person; 

 

bb) „besondere beitragsunabhängige Geldleistungen“ die beitragsunabhängigen Geldleistungen, 

 

i) die dazu bestimmt sind: 

 

A) einen zusätzlichen, ersatzweisen oder ergänzenden Schutz gegen die Risiken zu 

gewähren, die von den in Artikel KSS.3 Absatz 1 genannten Zweigen der sozialen 

Sicherheit gedeckt sind, und den betreffenden Personen ein Mindesteinkommen 

zur Bestreitung des Lebensunterhalts garantieren, das in Beziehung zu dem 

wirtschaftlichen und sozialen Umfeld in dem betreffenden Staat steht, oder 

 

B) allein dem besonderen Schutz des Behinderten zu dienen, der eng mit dem 

sozialen Umfeld dieser Person in dem betreffenden Staat verknüpft ist, und 

 

ii) deren Finanzierung ausschließlich durch obligatorische Steuern zur Deckung der 

allgemeinen öffentlichen Ausgaben erfolgt und deren Gewährung und Berechnung nicht 

von Beiträgen hinsichtlich der Leistungsempfänger abhängen. Jedoch sind Leistungen, 

die zusätzlich zu einer beitragsabhängigen Leistung gewährt werden, nicht allein aus 

diesem Grund als beitragsabhängige Leistungen zu betrachten; 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 8 
 

 

cc) „Sondersystem für Bedienstete“ jedes System der sozialen Sicherheit, das sich von dem 

allgemeinen System der sozialen Sicherheit, das auf die Arbeitnehmer des betreffenden 

Staates anwendbar ist, unterscheidet und das für alle oder bestimmte Gruppen von 

Bediensteten unmittelbar gilt; 

 

dd) „Staatenloser“ eine Person im Sinne des Artikels 1 des am 28. September 1954 in New York 

unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen; 

 

ee) „Aufenthalt“ den vorübergehenden Aufenthalt. 

 

 

ARTIKEL KSS.2 

 

Persönlicher Anwendungsbereich 

 

Dieses Protokoll gilt für Personen, darunter auch für Staatenlose und Flüchtlinge, für die die 

Rechtsvorschriften von einem oder mehreren Staaten gelten oder galten, sowie für ihre 

Familienangehörigen und Hinterbliebenen. 

 

 

ARTIKEL KSS.3 

 

Sachlicher Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Protokoll gilt für folgende Zweige der sozialen Sicherheit: 

 

a) Leistungen bei Krankheit, 
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b) Leistungen bei Mutterschaft und gleichgestellte Leistungen bei Vaterschaft, 

 

c) Leistungen bei Invalidität, 

 

d) Leistungen bei Alter, 

 

e) Leistungen an Hinterbliebene, 

 

f) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 

 

g) Sterbegeld, 

 

h) Leistungen bei Arbeitslosigkeit, 

 

i) Vorruhestandsleistungen. 

 

(2) Sofern in Anhang KSS-6 nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Protokoll für die allgemeinen 

und die besonderen, die auf Beiträgen beruhenden und die beitragsfreien Systeme der sozialen 

Sicherheit sowie für die Systeme betreffend die Verpflichtungen von Arbeitgebern und Reedern. 

 

(3) Die Rechtsvorschriften der Staaten über die Verpflichtungen von Reedern werden jedoch 

durch Titel III nicht berührt. 

 

(4) Dieses Protokoll gilt nicht für: 

 

a) besondere beitragsunabhängige Geldleistungen, die in Teil 1 des Anhangs KSS-1 aufgeführt 

sind; 
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b) soziale und medizinische Fürsorge; 

 

c) Leistungen, bei denen ein Staat die Haftung für Personenschäden übernimmt und 

Entschädigung leistet, beispielsweise für Opfer von Krieg und militärischen Aktionen oder 

der sich daraus ergebenden Folgen; Opfer von Straftaten, Attentaten oder Terrorakten; Opfer 

von Schäden, die von Bediensteten eines Staates in Ausübung ihrer Pflichten verursacht 

wurden; oder für Personen, die aus politischen oder religiösen Gründen oder aufgrund ihrer 

Abstammung Nachteile erlitten haben; 

 

d) Leistungen bei Pflegebedürftigkeit, die in Teil 2 des Anhangs KSS-1 aufgeführt sind; 

 

e) Dienste der assistierten Reproduktion; 

 

f) Zahlungen, die mit einem unter Absatz 1 genannten Zweig der sozialen Sicherheit verbunden 

sind und 

 

i) zur Deckung der Heizkosten bei kalter Witterung erfolgen sowie 

 

ii) in Teil 3 des Anhangs KSS-1 aufgeführt sind; 

 

g) Familienleistungen. 
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ARTIKEL KSS.4 

 

Nichtdiskriminierung zwischen den Mitgliedstaaten 

 

(1) Die in diesem Protokoll festgelegten Regelungen zur Koordinierung der sozialen Sicherheit 

beruhen auf dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung zwischen den Mitgliedstaaten. 

 

(2) Dieser Artikel berührt nicht die zwischen dem Vereinigten Königreich und Irland getroffenen 

Vereinbarungen über das einheitliche Reisegebiet. 

 

 

ARTIKEL KSS.5 

 

Gleichbehandlung 

 

(1) Sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist, haben Personen, für die dieses 

Protokoll gilt, in Bezug auf die in Artikel KSS.3 Absatz 1 erfassten Zweige der sozialen Sicherheit 

die gleichen Leistungen und Pflichten aufgrund der Rechtsvorschriften eines Staates wie die 

Staatsangehörigen dieses Staates. 

 

(2) Diese Bestimmung gilt nicht für die in Artikel KSS.3 Absatz 4 genannten Angelegenheiten. 
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Artikel KSS.6 

 

Gleichbehandlung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ereignissen 

 

Sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist, gewährleisten die Staaten die Anwendung 

des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Leistungen, Einkünften, Sachverhalten oder Ereignissen 

wie folgt: 

 

a) Hat nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates der Bezug von Leistungen der 

sozialen Sicherheit oder sonstiger Einkünfte bestimmte Rechtswirkungen, so sind die 

entsprechenden Rechtsvorschriften auch bei Bezug von nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates gewährten gleichartigen Leistungen oder bei Bezug von in einem anderen 

Staat erzielten Einkünften anwendbar. 

 

b) Hat nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates der Eintritt bestimmter Sachverhalte 

oder Ereignisse Rechtswirkungen, so berücksichtigt dieser Staat die in einem anderen Staat 

eingetretenen entsprechenden Sachverhalte oder Ereignisse, als ob sie im eigenen 

Hoheitsgebiet eingetreten wären. 
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Artikel KSS.7 

 

Zusammenrechnung der Zeiten 

 

Sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist, berücksichtigt der zuständige Träger eines 

Staates, soweit erforderlich, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegten 

Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten, Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit oder 

Wohnzeiten, als wären sie nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden, 

wenn Folgendes nach seinen Rechtsvorschriften von der Zurücklegung von Versicherungszeiten, 

Beschäftigungszeiten, Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten abhängig 

gemacht wird: 

 

a) der Erwerb, die Aufrechterhaltung, die Dauer oder das Wiederaufleben des Leistungs-

anspruchs, 

 

b) die Anwendung bestimmter Rechtsvorschriften, oder 

 

c) der Zugang zu bzw. die Befreiung von der Pflichtversicherung, der freiwilligen Versicherung 

oder der freiwilligen Weiterversicherung. 

 

 

Artikel KSS.8 

 

Aufhebung der Wohnortklauseln 

 

Die Staaten stellen die Anwendung des Grundsatzes der Exportierbarkeit von Geldleistungen 

gemäß den Buchstaben a und b sicher: 
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a) Geldleistungen, die nach den Rechtsvorschriften eines Staates oder nach diesem Protokoll zu 

zahlen sind, dürfen nicht aufgrund der Tatsache gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, 

entzogen oder beschlagnahmt werden, dass der Berechtigte oder seine Familienangehörigen in 

einem anderen als dem Staat wohnt bzw. wohnen, in dem der zur Zahlung verpflichtete 

Träger seinen Sitz hat. 

 

b) Buchstabe a gilt nicht für Geldleistungen, die unter Artikel KSS.3 Absatz 1 Buchstaben c 

und h fallen. 

 

 

ARTIKEL KSS.9 

 

Verbot des Zusammentreffens von Leistungen 

 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, wird aufgrund dieses Protokolls ein Anspruch auf mehrere 

Leistungen gleicher Art aus derselben Pflichtversicherungszeit weder erworben noch 

aufrechterhalten. 

 

 

TITEL II 

 

BESTIMMUNG DES ANWENDBAREN RECHTS 

 

 

ARTIKEL KSS.10 

 

Allgemeine Regelung 

 

(1) Personen, für die dieses Protokoll gilt, unterliegen den Rechtsvorschriften nur eines Staates. 

Welche Rechtsvorschriften dies sind, bestimmt sich nach diesem Titel. 
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(2) Für die Zwecke dieses Titels wird bei Personen, die aufgrund oder infolge ihrer 

Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit eine Geldleistung beziehen, davon 

ausgegangen, dass sie diese Beschäftigung oder Tätigkeit ausüben. Dies gilt nicht für Invaliditäts-, 

Alters- oder Hinterbliebenenrenten oder für Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten oder 

für Geldleistungen bei Krankheit, die eine Behandlung von unbegrenzter Dauer abdecken. 

 

(3) Vorbehaltlich der Artikel KSS.11, KSS.12 und KSS.13 gilt: 

 

a) Eine Person, die in einem Staat eine Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit 

ausübt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates; 

 

b) ein Bediensteter unterliegt den Rechtsvorschriften des Staates, dem die sie beschäftigende 

Verwaltungseinheit angehört; 

 

c) jede andere Person, auf die die Buchstaben a und b keine Anwendung finden, unterliegt 

unbeschadet anderer Bestimmungen dieses Protokolls, nach denen ihnen Leistungen nach den 

Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Staaten zustehen, den Rechtsvorschriften des 

Wohnstaats. 

 

(4) Für die Zwecke dieses Titels gilt eine Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit, die 

gewöhnlich an Bord eines unter der Flagge eines Staates fahrenden Schiffes auf See ausgeübt wird, 

als in diesem Staat ausgeübt. Eine Person, die einer Beschäftigung an Bord eines unter der Flagge 

eines Staates fahrenden Schiffes nachgeht und ihr Entgelt für diese Tätigkeit von einem Unter-

nehmen oder einer Person mit Sitz oder Wohnsitz in einem anderen Staat erhält, unterliegt jedoch 

den Rechtsvorschriften des letzteren Staates, sofern sie in diesem Staat wohnt. Das Unternehmen 

oder die Person, das bzw. die das Entgelt zahlt, gilt für die Zwecke dieser Rechtsvorschriften als 

Arbeitgeber. 
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(5) Eine Tätigkeit, die ein Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglied in Form von Leistungen im 

Zusammenhang mit Fluggästen oder Luftfracht ausübt, gilt als in dem Staat ausgeübte Tätigkeit, in 

dem sich die Heimatbasis befindet. 

 

 

ARTIKEL KSS.11 

 

Entsandte Arbeitnehmer 

 

(1) Abweichend von Artikel KSS.10 Absatz 3 und als Übergangsmaßnahme in Bezug auf die 

Situation, die vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens bestand, gelten zwischen den in 

Kategorie A des Anhangs KSS-8 aufgeführten Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Königreich 

folgende Regeln hinsichtlich der anwendbaren Rechtsvorschriften: 

 

a) Eine Person, die in einem Staat für Rechnung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig 

ist, eine Beschäftigung ausübt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen Staat entsandt 

wird, um dort eine Arbeit für dessen Rechnung auszuführen, unterliegt weiterhin den 

Rechtsvorschriften des ersten Staates, sofern 

 

i) die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit 24 Monate nicht überschreitet und 

 

ii) diese Person nicht einen anderen entsandten Arbeitnehmer ablöst. 

 

b) Eine Person, die gewöhnlich in einem Staat eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt und 

die eine ähnliche Tätigkeit in einem anderen Staat ausübt, unterliegt weiterhin den Rechts-

vorschriften des ersten Staates, sofern die voraussichtliche Dauer dieser Tätigkeit 24 Monate 

nicht überschreitet. 
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(2) Bis zum Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens notifiziert die Union dem Vereinigten 

Königreich, unter welche der folgenden Kategorien jeder Mitgliedstaat fällt: 

 

a) Kategorie A: Der Mitgliedstaat hat der Union mitgeteilt, dass er gemäß diesem Artikel von 

Artikel SCC.10 abweichen möchte; 

 

b) Kategorie B: Der Mitgliedstaat hat der Union mitgeteilt, dass er nicht von Artikel KSS.10 

abweichen möchte; oder 

 

c) Kategorie C: Der Mitgliedstaat hat keine Angaben dazu gemacht, ob er von Artikel KSS.10 

abweichen möchte. 

 

(3) Das in Absatz 2 genannte Dokument wird am Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens zum 

Inhalt des Anhangs KSS-8. 

 

(4) Für Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Abkommens in Kategorie A 

aufgeführt sind, gilt Absatz 1 Buchstaben a und b. 

 

(5) Für Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens in 

Kategorie C aufgeführt sind, gilt Absatz 1 Buchstaben a und b so, als ob dieser Mitgliedstaat für 

einen Monat nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens in die Kategorie A aufgenommen worden 

wäre. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit verschiebt einen 

Mitgliedstaat von der Kategorie C in die Kategorie A, wenn die Union dem Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit mitteilt, dass dieser Mitgliedstaat dies wünscht. 
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(6) Einen Monat nach Inkrafttreten dieses Abkommens erlöschen die Kategorien B und C. Die 

Vertragsparteien veröffentlichen so bald wie möglich danach einen aktualisierten Anhang KSS-8. 

Für die Zwecke von Absatz 1 wird davon ausgegangen, dass Anhang KSS-8 ab dem Zeitpunkt 

dieser Veröffentlichung nur Mitgliedstaaten der Kategorie A enthält. 

 

(7) Befindet sich eine Person in einer Situation nach Absatz 1, an der ein Mitgliedstaat der 

Kategorie C beteiligt ist, bevor gemäß Absatz 6 ein aktualisierter Anhang KSS-8 veröffentlicht 

wurde, so gilt Absatz 1 für diese Person für die Dauer ihrer Tätigkeiten gemäß Absatz 1 weiter. 

 

(8) Die Union unterrichtet den Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit, 

wenn ein Mitgliedstaat aus der Kategorie A des Anhangs KSS-8 gestrichen werden möchte, und der 

Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit streicht diesen Mitgliedstaat auf 

Ersuchen der Union aus der Kategorie A des Anhangs KSS-8. Die Vertragsparteien veröffentlichen 

einen aktualisierten Anhang KSS-8, der ab dem ersten Tag des zweiten Monats nach Eingang des 

Ersuchens beim Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit gilt. 

 

(9) Befindet sich eine Person vor der Veröffentlichung eines aktualisierten Anhangs KSS-8 

gemäß Absatz 8 in einer der in Absatz 1 genannten Situationen, so gilt Absatz 1 für diese Person für 

die Dauer ihrer Tätigkeiten gemäß Absatz 1 weiter. 
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ARTIKEL KSS.12 

 

Ausübung von Tätigkeiten in zwei oder mehr Staaten 

 

(1) Eine Person, die gewöhnlich eine Beschäftigung in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 

sowie im Vereinigten Königreich ausübt, unterliegt: 

 

a) den Rechtsvorschriften des Wohnstaates, wenn sie dort einen wesentlichen Teil ihrer 

Tätigkeit ausübt, oder 

 

b) wenn sie im Wohnstaat keinen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit ausübt, 

 

i) den Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Unternehmen oder der Arbeitgeber 

seinen Sitz oder seine Niederlassung hat, sofern sie bei einem Unternehmen bzw. einem 

Arbeitgeber beschäftigt ist, oder 

 

ii) den Rechtsvorschriften des Staates, in dem die Unternehmen oder Arbeitgeber ihren 

Sitz oder Niederlassung haben, wenn sie bei zwei oder mehr Unternehmen oder 

Arbeitgebern beschäftigt ist, die ihren Sitz oder Wohnsitz in nur einem Staat haben, 

oder 

 

iii) den Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Unternehmen oder der Arbeitgeber 

außerhalb des Wohnstaates seinen Sitz oder Niederlassung hat, sofern sie bei zwei oder 

mehr Unternehmen oder Arbeitgebern beschäftigt ist, die ihren Sitz oder Niederlassung 

in einem Mitgliedstaat und im Vereinigten Königreich haben, von denen einer der 

Wohnstaat ist, oder 
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iv) den Rechtsvorschriften des Wohnstaats, sofern sie bei zwei oder mehr Unternehmen 

oder Arbeitgebern beschäftigt ist, von denen mindestens zwei ihren Sitz oder 

Niederlassung in verschiedenen Staaten außerhalb des Wohnstaats haben. 

 

(2) Eine Person, die gewöhnlich in einem oder mehreren Mitgliedstaaten sowie im Vereinigten 

Königreich eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt, unterliegt: 

 

a) den Rechtsvorschriften des Wohnstaates, wenn sie dort einen wesentlichen Teil ihrer 

Tätigkeit ausübt, oder 

 

b) den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sich der Mittelpunkt ihrer Tätigkeiten befindet, 

wenn sie nicht in einem der Staaten wohnt, in denen sie einen wesentlichen Teil ihrer 

Tätigkeit ausübt. 

 

(3) Eine Person, die gewöhnlich in zwei oder mehreren Staaten eine Beschäftigung und eine 

selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt, unterliegt den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie 

eine Beschäftigung ausübt, oder, wenn sie eine solche Beschäftigung in zwei oder mehreren Staaten 

ausübt, den nach Absatz 1 bestimmten Rechtsvorschriften. 

 

(4) Eine Person, die in einem Staat als Bediensteter beschäftigt ist und die eine Beschäftigung 

oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit in einem oder mehreren anderen Staaten ausübt, unterliegt 

den Rechtsvorschriften des Staates, dem die sie beschäftigende Verwaltungseinheit angehört. 
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(5) Eine Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten (und nicht im Vereinigten 

Königreich) eine Beschäftigung ausübt, unterliegt den Rechtsvorschriften des Vereinigten 

Königreichs, wenn sie nicht einen wesentlichen Teil dieser Tätigkeit im Wohnstaat ausübt und 

 

a) bei einem oder mehreren Unternehmen oder Arbeitgebern beschäftigt ist, die alle ihren Sitz 

oder ihre Niederlassung im Vereinigten Königreich haben; 

 

b) ihren Wohnsitz in einem Mitgliedstaat hat und bei zwei oder mehr Unternehmen oder 

Arbeitgebern beschäftigt ist, die allesamt ihren Sitz oder eine Niederlassung im Vereinigten 

Königreich und im Wohnmitgliedstaat haben; 

 

c) ihren Wohnsitz im Vereinigten Königreich hat und bei zwei oder mehr Unternehmen oder 

Arbeitgebern beschäftigt ist, von denen mindestens zwei ihren Sitz oder ihre Niederlassung in 

verschiedenen Mitgliedstaaten haben; oder 

 

d) im Vereinigten Königreich ihren Wohnsitz hat und bei einem oder mehreren Unternehmen 

oder Arbeitgebern beschäftigt ist, von denen keines seinen Sitz oder eine Niederlassung in 

einem anderen Staat hat. 

 

(6) Eine Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten (und nicht im Vereinigten 

Königreich) eine selbstständige Tätigkeit ausübt, ohne einen wesentlichen Teil dieser Tätigkeit im 

Wohnstaat auszuüben, unterliegt den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs, wenn sich 

der Mittelpunkt ihrer Tätigkeit im Vereinigten Königreich befindet. 

 

(7) Absatz 6 gilt nicht für Personen, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine 

Beschäftigung und eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausüben. 
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(8) Die in den Absätzen 1 bis 6 genannten Personen werden für die Zwecke der nach diesen 

Bestimmungen ermittelten Rechtsvorschriften so behandelt, als ob sie ihre gesamte Beschäftigung 

oder selbstständige Erwerbstätigkeit in dem betreffenden Staat ausüben und dort ihre gesamten 

Einkünfte erzielen würden. 

 

 

ARTIKEL KSS.13 

 

Freiwillige Versicherung oder freiwillige Weiterversicherung 

 

(1) Die Artikel KSS.10, KSS.11 und KSS.12 gelten nicht für die freiwillige Versicherung oder 

die freiwillige Weiterversicherung, es sei denn, in einem Staat gibt es für einen der in Artikel KSS.3 

genannten Zweige nur ein System der freiwilligen Versicherung. 

 

(2) Unterliegt die betreffende Person nach den Rechtsvorschriften eines Staates der Pflichtver-

sicherung in diesem Staat, so darf sie in einem anderen Staat keiner freiwilligen Versicherung oder 

freiwilligen Weiterversicherung unterliegen. In allen übrigen Fällen, in denen für einen bestimmten 

Zweig eine Wahlmöglichkeit zwischen mehreren Systemen der freiwilligen Versicherung oder der 

freiwilligen Weiterversicherung besteht, tritt die betreffende Person nur dem System bei, für das sie 

sich entschieden hat. 

 

(3) Für Leistungen bei Invalidität, Alter und an Hinterbliebene kann die betreffende Person 

jedoch auch dann der freiwilligen Versicherung oder der freiwilligen Weiterversicherung eines 

Staates beitreten, wenn sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates pflichtversichert ist, 

sofern sie in der Vergangenheit zu einem Zeitpunkt ihrer beruflichen Laufbahn aufgrund oder 

infolge einer Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit den Rechtsvorschriften des ersten 

Staates unterlag und ein solches Zusammentreffen nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates 

ausdrücklich oder stillschweigend zugelassen ist. 
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(4) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Staates das Recht auf freiwillige Versicherung oder 

freiwillige Weiterversicherung davon ab, dass der Berechtigte seinen Wohnort in diesem Staat hat 

oder dass er zuvor beschäftigt bzw. selbstständig erwerbstätig war, so gilt Artikel KSS.6 

Buchstabe b ausschließlich für Personen, die zu irgendeinem Zeitpunkt in der Vergangenheit den 

Rechtsvorschriften dieses Staates unterlagen, weil sie dort eine Beschäftigung oder eine 

selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt haben. 

 

 

ARTIKEL KSS.14 

 

Pflichten des Arbeitgebers 

 

(1) Hat ein Arbeitgeber seinen eingetragenen Sitz oder seine Niederlassung außerhalb des 

zuständigen Staates, so hat er den Pflichten nachzukommen, die die auf seine Arbeitnehmer 

anzuwendenden Rechtsvorschriften vorsehen, namentlich der Pflicht zur Zahlung der nach diesen 

Rechtsvorschriften vorgeschriebenen Beiträge, als hätte der Arbeitgeber seinen eingetragenen Sitz 

oder seine Niederlassung in dem zuständigen Staat. 

 

(2) Ein Arbeitgeber, der keine Niederlassung in dem Staat hat, dessen Rechtsvorschriften auf den 

Arbeitnehmer anzuwenden sind, kann mit dem Arbeitnehmer vereinbaren, dass dieser die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Zahlung der Beiträge wahrnimmt, ohne dass die daneben fortbestehenden 

Pflichten des Arbeitgebers berührt würden. Der Arbeitgeber übermittelt eine solche Vereinbarung 

dem zuständigen Träger dieses Staates. 
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TITEL III 

 

BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE VERSCHIEDENEN ARTEN VON LEISTUNGEN 

 

 

KAPITEL 1 

 

LEISTUNGEN BEI KRANKHEIT SOWIE LEISTUNGEN BEI MUTTERSCHAFT  

UND GLEICHGESTELLTE LEISTUNGEN BEI VATERSCHAFT 

 

 

ABSCHNITT 1 

 

VERSICHERTE UND IHRE FAMILIENANGEHÖRIGEN  

MIT AUSNAHME VON RENTNERN UND DEREN FAMILIENANGEHÖRIGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.15 

 

Wohnort in einem anderen als dem zuständigen Staat 

 

Ein Versicherter oder seine Familienangehörigen, die in einem anderen als dem zuständigen Staat 

wohnen, erhalten in dem Wohnstaat Sachleistungen, die vom Träger des Wohnorts nach den für ihn 

geltenden Rechtsvorschriften für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden, als ob die 

betreffenden Personen nach diesen Rechtsvorschriften versichert wären. 
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ARTIKEL KSS.16 

 

Aufenthalt in dem zuständigen Staat, wenn sich der Wohnort in einem anderen Staat befindet –  

Besondere Vorschriften für die Familienangehörigen von Grenzgängern 

 

(1) Sofern in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, haben der in Artikel KSS.15 genannte 

Versicherte und seine Familienangehörigen auch während des Aufenthalts in dem zuständigen Staat 

Anspruch auf Sachleistungen. Die Sachleistungen werden vom zuständigen Träger für dessen 

Rechnung nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften erbracht, als ob die betreffenden Personen 

in diesem Staat wohnen würden. 

 

(2) Die Familienangehörigen von Grenzgängern haben während ihres Aufenthalts im zuständigen 

Staat Anspruch auf Sachleistungen. 

 

Ist dieser Staat jedoch in Anhang KSS-2 aufgeführt, haben die Familienangehörigen eines 

Grenzgängers, die im selben Staat wie der Grenzgänger wohnen, im zuständigen Staat nur unter den 

Voraussetzungen des Artikels KSS.17 Absatz 1 Anspruch auf Sachleistungen. 
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ARTIKEL KSS.17 

 

Aufenthalt außerhalb des zuständigen Staates 

 

(1) Sofern in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, haben ein Versicherter und seine Familien-

angehörigen, die sich in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat aufhalten, Anspruch auf 

Sachleistungen, die für Rechnung des zuständigen Trägers vom Träger des Aufenthaltsorts nach 

den von diesem angewandten Rechtsvorschriften erbracht werden, als ob die betreffenden Personen 

nach diesen Rechtsvorschriften versichert wären, wenn 

 

a) sich die Sachleistungen während ihres Aufenthalts nach Auffassung des Leistungserbringers 

als medizinisch notwendig erweisen, wobei die Art der Leistungen und die voraussichtliche 

Dauer des Aufenthalts zu berücksichtigen sind; 

 

b) sich die Person nicht in diesen Staat mit der Absicht begeben hat, um Sachleistungen zu 

erhalten, es sei denn, die Person ist ein Passagier oder Besatzungsmitglied auf einem Schiff 

oder Flugzeug, das sich in diesen Staat begibt, und die Sachleistungen wurden während der 

Reise oder des Fluges aus medizinischen Gründen erforderlich, und 

 

c) eine gültige Anspruchsbescheinigung gemäß Artikel KSSD.22 Absatz 1 des Anhangs KSS-7 

vorgelegt wird. 

 

(2) Anlage KSSD-2 zum Anhang KSS-7 enthält Sachleistungen, für die aus praktischen Gründen 

eine vorherige Vereinbarung zwischen der betreffenden Person und dem die medizinische Leistung 

erbringenden Träger erforderlich ist, damit sie während eines Aufenthalts in einem anderen Staat 

erbracht werden können. 
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ARTIKEL KSS.18 

 

Reisen zur Inanspruchnahme von Sachleistungen –  

Genehmigung einer angemessenen Behandlung außerhalb des Wohnstaates 

 

(1) Sofern in diesem Protokoll nichts anderes bestimmt ist, muss ein Versicherter, der sich zur 

Inanspruchnahme von Sachleistungen in einen anderen Staat begibt, die Genehmigung des 

zuständigen Trägers einholen. 

 

(2) Ein Versicherter, der vom zuständigen Träger die Genehmigung erhalten hat, sich in einen 

anderen Staat zu begeben, um eine seinem Zustand angemessene Behandlung zu erhalten, erhält 

Sachleistungen, die vom Träger des Aufenthaltsorts nach den von ihm angewandten Rechtsvor-

schriften für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden, als ob er nach diesen Rechts-

vorschriften versichert wäre. Die Genehmigung wird erteilt, wenn die betreffende Behandlung Teil 

der Leistungen ist, die nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaats der betreffenden Person 

vorgesehen sind, und ihr diese Behandlung nicht innerhalb eines in Anbetracht ihres derzeitigen 

Gesundheitszustands und des voraussichtlichen Verlaufs ihrer Krankheit medizinisch vertretbaren 

Zeitraums gewährt werden kann. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Familienangehörigen des Versicherten entsprechend. 

 

(4) Wohnen die Familienangehörigen eines Versicherten in einem anderen Staat als der 

Versicherte selbst und hat sich dieser Staat für die Erstattung in Form von Pauschalbeträgen 

entschieden, so werden die Sachleistungen nach Absatz 2 für Rechnung des Trägers des Wohnorts 

der Familienangehörigen erbracht. In diesem Fall gilt für die Zwecke des Absatzes 1 der Träger des 

Wohnorts der Familienangehörigen als zuständiger Träger. 
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ARTIKEL KSS.19 

 

Geldleistungen 

 

(1) Ein Versicherter und seine Familienangehörigen, die in einem anderen als dem zuständigen 

Staat wohnen oder sich dort aufhalten, haben Anspruch auf Geldleistungen, die vom zuständigen 

Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften erbracht werden. Im Einvernehmen zwischen 

dem zuständigen Träger und dem Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts können diese Leistungen 

jedoch vom Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 

Staates für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden. 

 

(2) Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften Geldleistungen anhand 

eines Durchschnittserwerbseinkommens oder einer durchschnittlichen Beitragsgrundlage zu 

berechnen sind, ermittelt das Durchschnittserwerbseinkommen oder die durchschnittliche 

Beitragsgrundlage ausschließlich anhand der Erwerbseinkommen oder Beitragsgrundlagen, die für 

die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten festgestellt worden sind. 

 

(3) Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften Geldleistungen anhand 

eines pauschalen Erwerbseinkommens zu berechnen sind, berücksichtigt ausschließlich das 

pauschale Erwerbseinkommen oder gegebenenfalls den Durchschnitt der pauschalen Erwerbs-

einkommen für Zeiten, die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind. 

 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend, wenn nach den für den zuständigen Träger 

geltenden Rechtsvorschriften ein bestimmter Bezugszeitraum vorgesehen ist, der in dem 

betreffenden Fall ganz oder teilweise den Zeiten entspricht, die die betreffende Person nach den 

Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Staaten zurückgelegt hat. 
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ARTIKEL KSS.20 

 

Rentenantragsteller 

 

(1) Ein Versicherter, der bei der Einreichung eines Rentenantrags oder während dessen 

Bearbeitung nach den Rechtsvorschriften des letzten zuständigen Staates den Anspruch auf 

Sachleistungen verliert, hat weiterhin Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des 

Staates, in dem er wohnt, sofern der Rentenantragsteller die Versicherungsvoraussetzungen nach 

den Rechtsvorschriften des in Absatz 2 genannten Staates erfüllt. Der Anspruch auf Sachleistungen 

in dem Wohnstaat besteht auch für die Familienangehörigen des Rentenantragstellers. 

 

(2) Die Sachleistungen werden für Rechnung des Trägers des Staates erbracht, der im Falle der 

Zuerkennung der Rente nach den Artikeln KSS.21, KSS.22 und KSS.23 zuständig wäre. 
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ABSCHNITT 2 

 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR RENTNER UND DEREN FAMILIENANGEHÖRIGE 

 

 

ARTIKEL KSS.21 

 

Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaates 

 

Eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten 

erhält, wovon einer der Wohnstaat ist, und die Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechts-

vorschriften dieses Staates hat, erhält wie auch ihre Familienangehörigen diese Sachleistungen vom 

Träger des Wohnorts für dessen Rechnung, als ob sie allein nach den Rechtsvorschriften dieses 

Staates Anspruch auf Rente hätte. 

 

 

ARTIKEL KSS.22 

 

Nichtvorliegen eines Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaates 

 

(1) Eine Person, 

 

a) die in einem Staat wohnhaft ist, 

 

b) eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Staaten bezieht und 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 31 
 

 

c) keinen Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des Wohnstaates hat,  

 

erhält diese Leistungen jedoch für sich selbst und seine Familienangehörigen, soweit der Rentner 

nach den Rechtsvorschriften des für ihre Rente zuständigen Staates oder zumindest eines der 

zuständigen Staaten, sofern die betreffende Person in diesem Staat wohnt, Anspruch auf diese 

Leistungen hätte. Die Sachleistungen werden vom Träger des Wohnorts für Rechnung des in 

Absatz 2 genannten Trägers erbracht, als ob die betreffende Person Anspruch auf Rente und 

Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates hätte. 

 

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen werden die Kosten für die Sachleistungen von dem 

Träger übernommen, der nach folgenden Regeln bestimmt wird: 

 

a) Wird der Rentner so behandelt, als ob er Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechts-

vorschriften eines einzigen Staates hätte, so übernimmt der zuständige Träger dieses Staates 

die Kosten; 

 

b) wird der Rentner so behandelt, als ob er Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvor-

schriften von zwei oder mehr Staaten hätte, so übernimmt der zuständige Träger desjenigen 

Staates die Kosten, dessen Rechtsvorschriften für die betreffende Person am längsten gegolten 

haben; 

 

c) sollte die Anwendung der Regel unter Buchstabe b dazu führen, dass die Kosten von 

mehreren Trägern zu übernehmen wären, so übernimmt der zuständige Träger des Staates die 

Kosten, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für den Rentner gegolten haben. 
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ARTIKEL KSS.23 

 

Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Staaten als dem Wohnstaat,  

wenn ein Sachleistungsanspruch in diesem Staat besteht 

 

Wohnt eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 

Staaten erhält, in einem Staat, nach dessen Rechtsvorschriften der Anspruch auf Sachleistungen 

nicht vom Bestehen einer Versicherung, einer Beschäftigung oder einer selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit abhängt und erhält diese Person keine Rente von dem Wohnstaat, so werden die Kosten für 

die Sachleistungen, die ihr oder ihren Familienangehörigen gewährt werden, von dem Träger eines 

der für die Zahlung der Rente dieser Person zuständigen Staaten übernommen, der nach 

Artikel KSS 22 Absatz 2 bestimmt wird, soweit diese Person und ihre Familienangehörigen 

Anspruch auf diese Leistungen hätten, wenn sie in diesem Staat wohnen würden. 

 

 

ARTIKEL KSS.24 

 

Familienangehörige, die in einem anderen Staat als dem Wohnstaat des Rentners wohnen 

 

Wenn eine Person: 

 

a) eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Staaten bezieht und 
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b) in einem anderen Staat als demjenigen wohnt, in dem die Familienangehörigen wohnhaft 

sind, 

 

haben die Familienangehörigen dieser Person Anspruch auf Sachleistungen vom Träger ihres 

Wohnorts nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften, soweit der Rentner nach den Rechts-

vorschriften eines Staates Anspruch auf Sachleistungen hat. Die Kosten übernimmt der zuständige 

Träger, der auch die Kosten für die dem Rentner in dessen Wohnstaat gewährten Sachleistungen zu 

tragen hat. 

 

 

ARTIKEL KSS.25 

 

Aufenthalt des Rentners oder seiner Familienangehörigen in einem anderen Staat  

als ihrem Wohnstaat – Aufenthalt im zuständigen Staat –  

Zulassung zu einer notwendigen Behandlung außerhalb des Wohnstaats 

 

(1) Artikel KSS.17 gilt entsprechend für: 

 

a) eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 

Staaten erhält und nach den Rechtsvorschriften eines der Staaten, die ihre Rente bzw. Renten 

gewähren, Anspruch auf Sachleistungen hat; 

 

b) ihre Familienangehörigen, 

 

die sich in einem anderen Staat aufhalten als demjenigen, in dem sie wohnhaft sind. 
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(2) Artikel KSS.16 Absatz 1 gilt entsprechend für die in Absatz 1 genannten Personen, wenn sie 

sich in dem Staat aufhalten, in dem der zuständige Träger seinen Sitz hat, der die Kosten für die 

dem Rentner in dessen Wohnstaat gewährten Sachleistungen zu tragen hat, und wenn dieser Staat 

sich dafür entschieden hat und in Anhang KSS-3 aufgeführt ist. 

 

(3) Artikel KSS.18 gilt entsprechend für einen Rentner und/oder seine Familienangehörigen, die 

sich in einem anderen Staat als ihrem Wohnstaat aufhalten, um dort die ihrem Zustand angemessene 

Behandlung zu erhalten. 

 

(4) Sofern in Absatz 5 nichts anderes bestimmt ist, übernimmt der zuständige Träger die Kosten 

für die Sachleistungen nach den Absätzen 1 bis 3, der auch die Kosten für die dem Rentner in 

dessen Wohnstaat gewährten Sachleistungen zu tragen hat. 

 

(5) Die Kosten für die Sachleistungen nach Absatz 3 werden vom Träger des Wohnortes des 

Rentners oder seiner Familienangehörigen übernommen, wenn diese Personen in einem Staat 

wohnen, der sich für die Erstattung in Form von Pauschalbeträgen entschieden hat. In diesen Fällen 

gilt für die Zwecke des Absatzes 3 der Träger des Wohnorts des Rentners oder seiner Familien-

angehörigen als zuständiger Träger. 
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ARTIKEL KSS.26 

 

Geldleistungen für Rentner 

 

(1) Geldleistungen werden einer Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften 

eines oder mehrerer Staaten erhält, vom zuständigen Träger des Staates gewährt, in dem der 

zuständige Träger seinen Sitz hat, der die Kosten für die dem Rentner in dessen Wohnstaat 

gewährten Sachleistungen zu tragen hat. Artikel KSS.19 gilt entsprechend. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Familienangehörigen des Rentners. 

 

 

ARTIKEL KSS.27 

 

Beiträge der Rentner 

 

(1) Der Träger eines Staates, der nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften Beiträge zur 

Deckung der Leistungen bei Krankheit sowie der Leistungen bei Mutterschaft und der gleich-

gestellten Leistungen bei Vaterschaft einzubehalten hat, kann diese Beiträge, die nach den für ihn 

geltenden Rechtsvorschriften berechnet werden, nur verlangen und erheben, soweit die Kosten für 

die Leistungen nach den Artikeln KSS.21 bis KSS.24 von einem Träger in diesem Staat zu 

übernehmen sind. 

 

(2) Sind in den in Artikel KSS.23 genannten Fällen nach den Rechtsvorschriften des Staates, in 

dem der betreffende Rentner wohnt, Beiträge zu entrichten oder ähnliche Zahlungen zu leisten, um 

Anspruch auf Leistungen bei Krankheit sowie auf Leistungen bei Mutterschaft und gleichgestellte 

Leistungen bei Vaterschaft zu haben, können solche Beiträge nicht eingefordert werden, weil der 

Rentner dort wohnt. 
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ABSCHNITT 3 

 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.28 

 

Allgemeine Bestimmungen 

 

Die Artikel KSS.21 bis KSS.27 finden keine Anwendung auf einen Rentner oder die Familien-

angehörigen dieses Rentners, die aufgrund einer Beschäftigung oder einer selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften eines Staates haben. In diesen 

Fällen gelten für die Zwecke dieses Kapitels für die betreffende Person die Artikel KSS.15 

bis KSS.19. 

 

 

ARTIKEL KSS.29 

 

Rangfolge der Sachleistungsansprüche – Besondere Vorschrift  

für den Leistungsanspruch von Familienangehörigen im Wohnstaat 

 

(1) Sofern in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist, hat ein eigenständiger Sach-

leistungsanspruch eines Familienangehörigen aufgrund der Rechtsvorschriften eines Staates oder 

dieses Kapitels Vorrang vor einem abgeleiteten Anspruch auf Leistungen für Familienangehörige. 

 

(2) Sofern in Absatz 3 nichts anderes bestimmt ist, hat ein abgeleiteter Anspruch auf 

Sachleistungen jedoch Vorrang vor eigenständigen Ansprüchen, wenn der eigenständige Anspruch 

im Wohnstaat unmittelbar und ausschließlich aufgrund des Wohnorts der betreffenden Person in 

diesem Staat besteht. 
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(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 werden den Familienangehörigen eines Versicherten 

Sachleistungen zulasten des zuständigen Trägers des Staates gewährt, in dem sie wohnhaft sind, 

wenn 

 

a) diese Familienangehörigen in einem Staat wohnhaft sind, nach dessen Rechtsvorschriften der 

Anspruch auf Sachleistungen nicht an eine Versicherung oder Tätigkeit als Arbeitnehmer oder 

Selbstständiger gebunden ist, und 

 

b) der Ehegatte oder die Person, die das Sorgerecht für die Kinder des Versicherten hat, in 

diesem Staat eine Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt oder eine Rente 

aus diesem Staat aufgrund einer Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit bezieht. 

 

 

ARTIKEL KSS.30 

 

Erstattungen zwischen Trägern 

 

(1) Die von dem Träger eines Staates für Rechnung des Trägers eines anderen Staates nach 

diesem Kapitel gewährten Sachleistungen sind in voller Höhe zu erstatten. 

 

(2) Die Erstattungen nach Absatz 1 werden nach Maßgabe der Regelungen im Anhang KSS-7 

festgestellt und vorgenommen, und zwar entweder gegen Nachweis der tatsächlichen 

Aufwendungen oder auf der Grundlage von Pauschalbeträgen für Staaten, bei deren Rechts- und 

Verwaltungsstruktur eine Erstattung auf der Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen nicht 

zweckmäßig ist. 
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(3) Staaten und deren zuständige Behörden können andere Erstattungsverfahren vereinbaren oder 

auf jegliche Erstattung zwischen den in ihre Zuständigkeit fallenden Trägern verzichten. 

 

 

KAPITEL 2 

 

LEISTUNGEN BEI ARBEITSUNFÄLLEN UND BERUFSKRANKHEITEN 

 

 

ARTIKEL KSS.31 

 

Anspruch auf Sach- und Geldleistungen 

 

(1) Unbeschadet der günstigeren Bestimmungen der Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels 

gelten Artikel KSS.15 und Artikel KSS.16 Absatz 1, Artikel KSS.17 Absatz 1 sowie 

Artikel KSS.18 Absatz 1 auch für Leistungen als Folge eines Arbeitsunfalls oder einer 

Berufskrankheit. 

 

(2) Eine Person, die einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufskrankheit zugezogen hat und 

in einem anderen als dem zuständigen Staat wohnt oder sich dort aufhält, hat Anspruch auf die 

besonderen Sachleistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die vom Träger des Wohn- 

oder Aufenthaltsorts nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften für Rechnung des zuständigen 

Trägers erbracht werden, als ob die betreffende Person nach diesen Rechtsvorschriften versichert 

wäre. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 39 
 

 

(3) Der zuständige Träger kann die in Artikel KSS.18 Absatz 1 vorgesehene Genehmigung einer 

Person nicht verweigern, die einen Arbeitsunfall erlitten hat oder die an einer Berufskrankheit leidet 

und die zulasten dieses Trägers leistungsberechtigt geworden ist, wenn ihr die ihrem Zustand 

angemessene Behandlung im Gebiet ihres Wohnstaats nicht innerhalb eines in Anbetracht ihres 

derzeitigen Gesundheitszustands und des voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit medizinisch 

vertretbaren Zeitraums gewährt werden kann. 

 

(4) Artikel KSS.19 gilt auch für Leistungen nach diesem Kapitel. 

 

 

ARTIKEL KSS.32 

 

Transportkosten 

 

(1). Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften die Übernahme der 

Kosten für den Transport einer Person, die einen Arbeitsunfall erlitten hat oder an einer Berufs-

krankheit leidet, bis zu ihrem Wohnort oder bis zum Krankenhaus vorgesehen ist, übernimmt die 

Kosten für den Transport bis zu dem entsprechenden Ort in dem Staat, in dem die Person wohnt, 

sofern dieser Träger den Transport unter gebührender Berücksichtigung der hierfür sprechenden 

Gründe zuvor genehmigt hat. Eine solche Genehmigung ist bei Grenzgängern nicht erforderlich. 

 

(2) Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften bei einem tödlichen 

Arbeitsunfall die Übernahme der Kosten für die Überführung der Leiche bis zur Begräbnisstätte 

vorgesehen ist, übernimmt nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften die Kosten der 

Überführung bis zu dem entsprechenden Ort in dem Staat, in dem die betreffende Person zum 

Zeitpunkt des Unfalls gewohnt hat. 
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ARTIKEL KSS.33 

 

Leistungen bei Berufskrankheiten, wenn die betreffende Person  

in mehreren Staaten dem gleichen Risiko ausgesetzt war 

 

Hat eine Person, die sich eine Berufskrankheit zugezogen hat, nach den Rechtsvorschriften von 

zwei oder mehr Staaten eine Tätigkeit ausgeübt, die ihrer Art nach geeignet ist, eine solche 

Krankheit zu verursachen, so werden die Leistungen, auf die sie oder ihre Hinterbliebenen 

Anspruch haben, ausschließlich nach den Rechtsvorschriften des letzten dieser Staaten gewährt, 

dessen Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

 

ARTIKEL KSS.34 

 

Verschlimmerung einer Berufskrankheit 

 

Bei Verschlimmerung einer Berufskrankheit, für die die betreffende Person nach den 

Rechtsvorschriften eines Staates Leistungen bezogen hat oder bezieht, gilt Folgendes: 

 

a) Hat die betreffende Person während des Bezugs der Leistungen keine Beschäftigung oder 

selbstständige Erwerbstätigkeit nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates ausgeübt, 

die geeignet war, eine solche Krankheit zu verursachen oder zu verschlimmern, so übernimmt 

der zuständige Träger des ersten Staates die Kosten für die Leistungen nach den für ihn 

geltenden Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung der Verschlimmerung der Krankheit. 
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b) Hat die betreffende Person während des Bezugs der Leistungen eine solche Tätigkeit nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates ausgeübt, so übernimmt der zuständige Träger des 

ersten Staates die Kosten für die Leistungen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

ohne Berücksichtigung der Verschlimmerung der Krankheit. Der zuständige Träger des 

zweiten Staates gewährt der betreffenden Person eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags 

zwischen dem Betrag der nach der Verschlimmerung geschuldeten Leistungen und dem 

Betrag, den er vor der Verschlimmerung aufgrund der für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

geschuldet hätte, wenn die betreffende Person sich die Krankheit zugezogen hätte, während 

die Rechtsvorschriften dieses Staates für sie galten. 

 

c) Die in den Rechtsvorschriften eines Staates vorgesehenen Bestimmungen über die Kürzung, 

das Ruhen oder die Entziehung sind nicht auf die Empfänger von Leistungen anwendbar, die 

gemäß Buchstabe b von den Trägern zweier Staaten gewährt werden. 

 

 

ARTIKEL KSS.35 

 

Regeln zur Berücksichtigung von Besonderheiten bestimmter Rechtsvorschriften 

 

(1) Besteht in dem Staat, in dem die betreffende Person wohnt oder sich aufhält, keine 

Versicherung gegen Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten oder besteht dort zwar eine derartige 

Versicherung, ist jedoch kein für die Gewährung von Sachleistungen zuständiger Träger 

vorgesehen, so werden diese Leistungen von dem Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts gewährt, 

der für die Gewährung von Sachleistungen bei Krankheit zuständig ist. 
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(2) Besteht in dem zuständigen Staat keine Versicherung gegen Arbeitsunfälle oder Berufskrank-

heiten, so finden die Bestimmungen dieses Kapitels über Sachleistungen dennoch auf eine Person 

Anwendung, die bei Krankheit, Mutterschaft oder gleichgestellter Vaterschaft nach den Rechts-

vorschriften dieses Staates Anspruch auf diese Leistungen hat, falls die betreffende Person einen 

Arbeitsunfall erleidet oder an einer Berufskrankheit leidet, während sie in einem anderen Staat 

wohnt oder sich dort aufhält. Die Kosten werden von dem Träger übernommen, der nach den 

Rechtsvorschriften des zuständigen Staates für die Sachleistungen zuständig ist. 

 

(3) Artikel KSS.6 gilt für den zuständigen Träger eines Staates in Bezug auf die Gleichstellung 

von später nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates eingetretenen oder festgestellten 

Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten bei der Bemessung des Grades der Erwerbsminderung, der 

Begründung des Leistungsbetrags oder der Festsetzung des Leistungsbetrags, sofern: 

 

a) für einen bzw. eine früher nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften eingetretene(n) oder 

festgestellte(n) Arbeitsunfall oder Berufskrankheit kein Leistungsanspruch besteht und 

 

b) für einen bzw. eine später eingetretene(n) oder festgestellte(n) Arbeitsunfall oder Berufs-

krankheit kein Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates, nach 

denen der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit eingetreten ist oder festgestellt wurde, 

besteht. 

 

 

ARTIKEL KSS.36 

 

Erstattungen zwischen Trägern 

 

(1) Artikel KSS.30 gilt auch für Leistungen nach diesem Kapitel; die Erstattung erfolgt auf der 

Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen. 
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(2) Staaten oder deren zuständige Behörden können andere Erstattungsverfahren vereinbaren oder 

auf jegliche Erstattung zwischen den in ihre Zuständigkeit fallenden Trägern verzichten. 

 

 

KAPITEL 3 

 

STERBEGELD 

 

 

ARTIKEL KSS.37 

 

Anspruch auf Sterbegeld, wenn der Tod in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat eintritt  

oder wenn der Berechtigte in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat wohnt 

 

(1) Tritt der Tod eines Versicherten oder eines seiner Familienangehörigen in einem anderen als 

dem zuständigen Staat ein, so gilt der Tod als in dem zuständigen Staat eingetreten. 

 

(2) Der zuständige Träger ist zur Gewährung von Sterbegeld nach den für ihn geltenden 

Rechtsvorschriften auch dann verpflichtet, wenn die berechtigte Person in einem anderen als dem 

zuständigen Staat wohnt. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch dann Anwendung, wenn der Tod als Folge eines 

Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit eingetreten ist. 
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ARTIKEL KSS.38 

 

Gewährung von Leistungen bei Tod eines Rentners 

 

(1) Bei Tod eines Rentners, der Anspruch auf eine Rente nach den Rechtsvorschriften eines 

Staates oder auf Renten nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten hatte und in 

einem anderen als dem Staat wohnte, in dem der für die Übernahme der Kosten für die nach den 

Artikeln KSS.22 und KSS.23 gewährten Sachleistungen zuständige Träger seinen Sitz hat, wird das 

Sterbegeld nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften zu seinen Lasten gewährt, als 

ob der Rentner zum Zeitpunkt seines Todes in dem Staat gewohnt hätte, in dem dieser Träger 

seinen Sitz hat. 

 

(2) Absatz 1 gilt für die Familienangehörigen eines Rentners entsprechend. 

 

 

KAPITEL 4 

 

LEISTUNGEN BEI INVALIDITÄT 

 

 

ARTIKEL KSS.39 

 

Berechnungen der Leistungen bei Invalidität 

 

Hängt die Höhe der Leistungen bei Invalidität nach den Rechtsvorschriften des nach Titel II dieses 

Protokolls zuständigen Staates von der Dauer der Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten, 

Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten ab, so ist der zuständige Staat 

unbeschadet des Artikels KSS.7 nicht verpflichtet, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen 

Staates zurückgelegten Zeiten bei der Berechnung der Höhe der zu zahlenden Leistungen bei 

Invalidität zu berücksichtigen. 
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ARTIKEL KSS.40 

 

Besondere Vorschriften über die Zusammenrechnung von Zeiten 

 

Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrecht-

erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs davon abhängig ist, dass Versicherungs- 

oder Wohnzeiten zurückgelegt wurden, wendet, soweit erforderlich, Artikel KSS.46 entsprechend 

an. 

 

 

ARTIKEL KSS.41 

 

Verschlimmerung des Invaliditätszustands 

 

Bei Verschlimmerung des Invaliditätszustands, für die eine Person Leistungen nach den Rechts-

vorschriften eines Staates nach diesem Protokoll bezieht, wird die Leistung unter Berücksichtigung 

der Verschlimmerung weiterhin nach Maßgabe dieses Kapitels gewährt. 

 

 

ARTIKEL KSS.42 

 

Umwandlung von Leistungen bei Invalidität in Leistungen bei Alter 

 

(1) Soweit dies in den Rechtsvorschriften des Staates, der die Leistung bei Invalidität nach 

Maßgabe dieses Protokolls gewährt, vorgesehen ist, werden die Leistungen bei Invalidität unter den 

Voraussetzungen, die in den Rechtsvorschriften festgelegt sind, nach denen sie gewährt werden, 

und gemäß Titel III Kapitel 5 in Leistungen bei Alter umgewandelt. 
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(2) Kann eine Person, die Leistungen bei Invalidität erhält, nach den Rechtsvorschriften von 

einem oder mehreren anderen Staat(en) nach Artikel KSS.45 Ansprüche auf Leistungen bei Alter 

geltend machen, so gewährt jeder nach den Rechtsvorschriften eines Staates zur Gewährung der 

Leistungen bei Invalidität verpflichtete Träger bis zu dem Zeitpunkt, zu dem für diesen Träger 

Absatz 1 Anwendung findet, die Leistungen bei Invalidität weiter, auf die nach den für diesen 

Träger geltenden Rechtsvorschriften Anspruch besteht; andernfalls werden die Leistungen gewährt, 

solange die betreffende Person die Voraussetzungen für ihren Bezug erfüllt. 

 

 

ARTIKEL KSS.43 

 

Besondere Vorschriften für Bedienstete 

 

Die Artikel KSS.7, KSS.39, KSS.41, KSS.42 und Artikel KSS.55 Absätze 2 und 3 gelten 

entsprechend für Personen, die von einem Sondersystem für Bedienstete erfasst sind. 
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KAPITEL 5 

 

ALTERS- UND HINTERBLIEBENENRENTEN 

 

 

ARTIKEL KSS.44 

 

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten 

 

(1) Wird nach den Rechtsvorschriften des gemäß Titel II zuständigen Staates keine Kinder-

erziehungszeit berücksichtigt, so bleibt der Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften nach 

Titel II auf die betreffende Person anwendbar waren, weil diese Person zu dem Zeitpunkt, zu dem 

die Berücksichtigung der Kindererziehungszeit für das betreffende Kind nach diesen Rechts-

vorschriften begann, eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, 

zuständig für die Berücksichtigung dieser Zeit als Kindererziehungszeit nach seinen eigenen 

Rechtsvorschriften, so als hätte diese Kindererziehung in seinem eigenen Hoheitsgebiet 

stattgefunden. 

 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn für die betreffende Person die Rechtsvorschriften 

eines anderen Staates aufgrund der Ausübung einer Beschäftigung oder einer selbstständigen 

Erwerbstätigkeit anwendbar sind oder anwendbar werden. 
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ARTIKEL KSS.45 

 

Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Wird ein Leistungsantrag gestellt, so stellen alle zuständigen Träger die Leistungsansprüche 

nach den Rechtsvorschriften aller Staaten fest, die für die betreffende Person galten, es sei denn, die 

betreffende Person beantragt ausdrücklich, die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften eines 

oder mehrerer Staaten erworbenen Ansprüche auf Leistungen bei Alter aufzuschieben. 

 

(2) Erfüllt die betreffende Person zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht oder nicht mehr die 

Voraussetzungen für die Leistungsgewährung nach den Rechtsvorschriften aller Staaten, die für sie 

galten, so lassen die Träger, nach deren Rechtsvorschriften die Voraussetzungen erfüllt sind, bei der 

Berechnung nach Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe a oder b die Zeiten, die nach den 

Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, deren Voraussetzungen nicht oder nicht mehr erfüllt sind, 

unberücksichtigt, wenn diese Berücksichtigung zu einem niedrigeren Leistungsbetrag führt. 

 

(3) Hat die betreffende Person ausdrücklich beantragt, die Feststellung von Leistungen bei Alter 

aufzuschieben, so gilt Absatz 2 entsprechend. 

 

(4) Sobald die Voraussetzungen nach den anderen Rechtsvorschriften erfüllt sind oder die 

betreffende Person die Feststellung einer nach Absatz 1 aufgeschobenen Leistung bei Alter 

beantragt, werden die Leistungen von Amts wegen neu berechnet, es sei denn, die Zeiten, die nach 

den anderen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, sind bereits nach Absatz 2 oder 3 

berücksichtigt worden. 
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ARTIKEL KSS.46 

 

Besondere Vorschriften über die Zusammenrechnung von Zeiten 

 

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Staates die Gewährung bestimmter Leistungen davon 

abhängig, dass die Versicherungszeiten nur in einer bestimmten Beschäftigung oder selbstständigen 

Erwerbstätigkeit oder einem Beruf zurückgelegt wurden, für die ein Sondersystem für beschäftigte 

oder selbstständig erwerbstätige Personen gilt, so berücksichtigt der zuständige Träger dieses 

Staates die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegten Zeiten nur dann, 

wenn sie in einem entsprechenden System, oder, falls es ein solches nicht gibt, in dem gleichen 

Beruf oder gegebenenfalls in der gleichen Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit 

zurückgelegt wurden. 

 

Erfüllt die betreffende Person auch unter Berücksichtigung solcher Zeiten nicht die Anspruchs-

voraussetzungen für Leistungen im Rahmen eines Sondersystems, so werden diese Zeiten für die 

Gewährung von Leistungen des allgemeinen Systems oder, falls es ein solches nicht gibt, des 

Systems für Arbeiter bzw. Angestellte berücksichtigt, sofern die betreffende Person dem einen oder 

anderen dieser Systeme angeschlossen war. 

 

(2) Die im Rahmen eines Sondersystems eines Staates zurückgelegten Versicherungszeiten 

werden für die Gewährung von Leistungen des allgemeinen Systems oder, falls es ein solches nicht 

gibt, des Systems für Arbeiter bzw. Angestellte eines anderen Staates berücksichtigt, sofern die 

betreffende Person dem einen oder anderen dieser Systeme angeschlossen war, selbst wenn diese 

Zeiten bereits in dem letztgenannten Staat im Rahmen eines Sondersystems berücksichtigt wurden. 
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(3) Machen die Rechtsvorschriften oder ein bestimmtes System eines Staates den Erwerb, die 

Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs davon abhängig, dass die 

betreffende Person bei Eintritt des Versicherungsfalls versichert ist, gilt diese Voraussetzung als 

erfüllt, wenn die betreffende Person zuvor nach den Rechtsvorschriften bzw. in dem bestimmten 

System dieses Staates versichert war und wenn sie beim Eintreten des Versicherungsfalls nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates für denselben Versicherungsfall versichert ist oder wenn 

ihr in Ermangelung dessen nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates für denselben 

Versicherungsfall eine Leistung zusteht. Die letztgenannte Voraussetzung gilt jedoch in den in 

Artikel KSS.52 genannten Fällen als erfüllt. 

 

 

ARTIKEL KSS.47 

 

Feststellung der Leistungen 

 

(1) Der zuständige Träger berechnet den geschuldeten Leistungsbetrag: 

 

a) allein nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften, wenn die Voraussetzungen für den 

Leistungsanspruch ausschließlich nach nationalem Recht erfüllt wurden (autonome Leistung); 

 

b) indem er einen theoretischen Betrag und im Anschluss daran einen tatsächlichen Betrag 

(anteilige Leistung) wie folgt berechnet: 

 

i) Der theoretische Betrag der Leistung entspricht der Leistung, auf die die betreffende 

Person Anspruch hätte, wenn alle nach den Rechtsvorschriften der anderen Staaten 

zurückgelegten Versicherungs- und/oder Wohnzeiten nach den für diesen Träger zum 

Zeitpunkt der Feststellung der Leistung geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 

worden wären. Ist nach diesen Rechtsvorschriften die Höhe der Leistung von der Dauer 

der zurückgelegten Zeiten unabhängig, so gilt dieser Betrag als theoretischer Betrag. 
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ii) Der zuständige Träger ermittelt sodann den tatsächlichen Betrag der anteiligen Leistung 

auf der Grundlage des theoretischen Betrags nach dem Verhältnis zwischen den nach 

den für ihn geltenden Rechtsvorschriften vor Eintritt des Versicherungsfalls zurück-

gelegten Zeiten und den gesamten nach den Rechtsvorschriften aller beteiligten Staaten 

vor Eintritt des Versicherungsfalls zurückgelegten Zeiten. 

 

(2) Der zuständige Träger wendet gegebenenfalls auf den nach Absatz 1 Buchstaben a und b 

berechneten Betrag innerhalb der Grenzen der Artikel KSS.48 bis KSS.50 alle Bestimmungen über 

die Kürzung, das Ruhen oder die Entziehung nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften an. 

 

(3) Die betreffende Person hat gegenüber dem zuständigen Träger jedes Staates Anspruch auf den 

höheren der Leistungsbeträge, die nach Absatz 1 Buchstaben a und b berechnet wurden. 

 

(4) Führt in einem Staat die Berechnung nach Absatz 1 Buchstabe a immer dazu, dass die 

autonome Leistung gleich hoch oder höher als die anteilige Leistung ist, die nach Absatz 1 

Buchstabe b berechnet wird, so verzichtet der zuständige Träger auf die Berechnung der anteiligen 

Leistung unter der Bedingung, dass 

 

a) dieser Fall in Anhang KSS-4 Teil 1 aufgeführt ist, 

 

b) keine Doppelleistungsbestimmungen im Sinne der Artikel KSS.49 und KSS.50 anwendbar 

sind, es sei denn, die in Artikel KSS.50 Absatz 2 enthaltenen Bedingungen sind erfüllt, und 

 

c) Artikel KSS.52 in diesem bestimmten Fall nicht auf Zeiten anwendbar ist, die nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegt wurden. 
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(5) Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 wird die anteilige Berechnung nicht auf Systeme 

angewandt, die Leistungen vorsehen, bei denen Zeiträume für die Berechnung keine Rolle spielen, 

sofern solche Systeme in Anhang KSS-4 Teil 2 aufgeführt sind. In diesen Fällen hat die betroffene 

Person Anspruch auf die gemäß den Rechtsvorschriften des betreffenden Staates berechnete 

Leistung. 

 

 

ARTIKEL KSS.48 

 

Doppelleistungsbestimmungen 

 

(1) Jedes Zusammentreffen von Leistungen bei Alter oder an Hinterbliebene, die auf der 

Grundlage der von derselben Person zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten berechnet 

oder gewährt wurden, gilt als Zusammentreffen von Leistungen gleicher Art. 

 

(2) Das Zusammentreffen von Leistungen, die nicht als Leistungen gleicher Art im Sinne des 

Absatzes 1 angesehen werden können, gilt als Zusammentreffen von Leistungen unterschiedlicher 

Art. 

 

(3) Für die Zwecke von Doppelleistungsbestimmungen, die in den Rechtsvorschriften eines 

Staates für den Fall des Zusammentreffens von Leistungen bei Alter oder an Hinterbliebene mit 

Leistungen gleicher Art oder Leistungen unterschiedlicher Art oder mit sonstigen Einkünften 

festgelegt sind, gilt Folgendes: 

 

a) Der zuständige Träger berücksichtigt die in einem anderen Staat erworbenen Leistungen oder 

erzielten Einkünfte nur dann, wenn die für ihn geltenden Rechtsvorschriften die Berück-

sichtigung von im Ausland erworbenen Leistungen oder erzielten Einkünften vorsehen. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 53 
 

 

b) Der zuständige Träger berücksichtigt nach den in Anhang KSS-7 festgelegten Bedingungen 

und Verfahren den von einem anderen Staat zu zahlenden Leistungsbetrag vor Abzug von 

Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen und anderen individuellen Abgaben oder Abzügen, 

sofern nicht die für ihn geltenden Rechtsvorschriften vorsehen, dass die Doppelleistungs-

bestimmungen nach den entsprechenden Abzügen anzuwenden sind. 

 

c) Der zuständige Träger berücksichtigt nicht den Betrag der Leistungen, die nach den Rechts-

vorschriften eines anderen Staates auf der Grundlage einer freiwilligen Versicherung oder 

einer freiwilligen Weiterversicherung erworben wurden. 

 

d) Wendet ein einzelner Staat Doppelleistungsbestimmungen an, weil die betreffende Person 

Leistungen gleicher oder unterschiedlicher Art nach den Rechtsvorschriften anderer Staaten 

bezieht oder in anderen Staaten Einkünfte erzielt hat, so kann die geschuldete Leistung nur 

um den Betrag dieser Leistungen oder Einkünfte gekürzt werden. 

 

 

ARTIKEL KSS.49 

 

Zusammentreffen von Leistungen gleicher Art 

 

(1) Treffen Leistungen gleicher Art, die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten 

geschuldet werden, zusammen, so gelten die in den Rechtsvorschriften eines Staates vorgesehenen 

Doppelleistungsbestimmungen nicht für eine anteilige Leistung. 
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(2) Doppelleistungsbestimmungen gelten nur dann für eine autonome Leistung, wenn es sich 

 

a) um eine Leistung handelt, deren Höhe von der Dauer der zurückgelegten Versicherungs- oder 

Wohnzeiten unabhängig ist oder 

 

b) um eine Leistung handelt, deren Höhe unter Berücksichtigung einer fiktiven Zeit bestimmt 

wird, die als zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und einem späteren Zeitpunkt 

zurückgelegt angesehen wird, und die zusammentrifft 

 

i) mit einer Leistung gleicher Art, außer wenn zwei oder mehr Staaten eine Vereinbarung 

zur Vermeidung einer mehrfachen Berücksichtigung der gleichen fiktiven Zeit 

geschlossen haben; oder 

 

ii) mit einer Leistung nach Buchstabe a. 

 

Die unter den Buchstaben a und b genannten Leistungen und Vereinbarungen sind in 

Anhang KSS-5 aufgeführt. 

 

 

ARTIKEL KSS.50 

 

Zusammentreffen von Leistungen unterschiedlicher Art 

 

(1) Erfordert der Bezug von Leistungen unterschiedlicher Art oder von sonstigen Einkünften die 

Anwendung der in den Rechtsvorschriften der betreffenden Staaten vorgesehenen Doppelleistungs-

bestimmungen: 

 

a) auf zwei oder mehrere autonome Leistungen, so teilen die zuständigen Träger die Beträge der 

Leistung oder Leistungen oder sonstigen Einkünfte, die berücksichtigt worden sind, durch die 

Zahl der Leistungen, auf die diese Bestimmungen anzuwenden sind; 
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die Anwendung dieses Buchstabens darf jedoch die betreffende Person nicht ihrer Eigenschaft 

als Rentner im Sinne der anderen Kapitel dieses Titels unter den in Anhang KSS-7 

festgelegten Bedingungen und Verfahren berauben; 

 

b) auf eine oder mehrere anteilige Leistungen, so berücksichtigen die zuständigen Träger die 

Leistung oder Leistungen oder sonstigen Einkünfte sowie alle Faktoren, die für die 

Anwendung der Doppelleistungsbestimmungen nach dem Verhältnis zwischen den 

Versicherungs- und/oder Wohnzeiten, die für die Berechnung nach Artikel KSS.47 Absatz 1 

Buchstabe b Ziffer ii ermittelt wurden, vorgesehen sind; 

 

c) auf eine oder mehrere autonome Leistungen und eine oder mehrere anteilige Leistungen, so 

wenden die zuständigen Träger Buchstabe a auf die autonomen Leistungen und Buchstabe b 

auf die anteiligen Leistungen entsprechend an. 

 

(2) Der zuständige Träger nimmt keine für autonome Leistungen vorgesehene Teilung vor, wenn 

die für ihn geltenden Rechtsvorschriften die Berücksichtigung von Leistungen unterschiedlicher Art 

oder sonstiger Einkünfte und aller übrigen Faktoren in Höhe eines Teils ihres Betrags entsprechend 

dem Verhältnis zwischen den nach Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii zu 

berücksichtigenden Versicherungs- und/oder Wohnzeiten vorsehen. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn nach den Rechtsvorschriften eines oder 

mehrerer Staaten bei Bezug einer Leistung unterschiedlicher Art nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates oder bei sonstigen Einkünften kein Leistungsanspruch entsteht. 
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ARTIKEL KSS.51 

 

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung der Leistungen 

 

(1) Für die Berechnung des theoretischen Betrags und des anteiligen Betrags nach Artikel KSS.47 

Absatz 1 Buchstabe b gilt Folgendes: 

 

a) Übersteigt die Gesamtdauer der vor Eintritt des Versicherungsfalls nach den Rechtsvor-

schriften aller beteiligten Staaten zurückgelegten Versicherungs- und/oder Wohnzeiten die in 

den Rechtsvorschriften eines dieser Staaten für die Gewährung der vollen Leistung vorge-

schriebene Höchstdauer, so berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates diese Höchst-

dauer anstelle der Gesamtdauer dieser zurückgelegten Zeiten; diese Berechnungsmethode 

verpflichtet diesen Träger nicht zur Gewährung einer Leistung, deren Betrag die volle nach 

den für ihn geltenden Rechtsvorschriften vorgesehene Leistung übersteigt. Diese Bestimmung 

gilt nicht für Leistungen, deren Höhe nicht von der Versicherungsdauer abhängig ist. 

 

b) Das Verfahren zur Berücksichtigung sich überschneidender Zeiten ist in Anhang KSS-7 

festgelegt. 

 

c) Erfolgt nach den Rechtsvorschriften eines Staates die Berechnung von Leistungen auf der 

Grundlage von Einkünften, Beiträgen, Beitragsgrundlagen, Steigerungsbeträgen, Entgelten, 

anderen Beträgen oder einer Kombination mehrerer von ihnen (durchschnittlich, anteilig, 

pauschal oder fiktiv), so verfährt der zuständige Träger wie folgt: 

 

i) Er ermittelt die Berechnungsgrundlage der Leistungen ausschließlich aufgrund der 

Versicherungszeiten, die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 

wurden; 
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ii) Er zieht zur Ermittlung des Betrags, der nach den Versicherungs- und/oder Wohnzeiten 

zu berechnen ist, die gemäß den Rechtsvorschriften der anderen Staaten zurückgelegt 

wurden, dieselben Faktoren heran, die für die Versicherungszeiten ermittelt oder 

aufgezeichnet wurden, die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften 

zurückgelegt wurden; 

 

erforderlichenfalls nach den Verfahren des Anhangs KSS-6 für den betreffenden Staat. 

 

d) Für den Fall, dass Buchstabe c nicht gilt, da die Leistung nach den Rechtsvorschriften eines 

Staates nicht aufgrund von Versicherungs- oder Wohnzeiten, sondern aufgrund anderer nicht 

mit Zeit verknüpfter Faktoren berechnet werden muss, berücksichtigt der zuständige Träger 

für jede nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegte Versicherungs- oder 

Wohnzeit den Betrag des angesparten Kapitals, das Kapital, das als angespart gilt, und alle 

anderen Elemente für die Berechnung nach den von ihm angewandten Rechtsvorschriften, 

geteilt durch die entsprechenden Zeiteinheiten in dem betreffenden Rentensystem. 

 

(2) Die Rechtsvorschriften eines Staates über die Anpassung der Faktoren, die für die 

Berechnung der Leistungen berücksichtigt wurden, gelten gegebenenfalls für die Faktoren, die der 

zuständige Träger dieses Staates nach Absatz 1 für Versicherungs- oder Wohnzeiten 

berücksichtigen muss, die nach den Rechtsvorschriften anderer Staaten zurückgelegt wurden. 
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ARTIKEL KSS.52 

 

Versicherungs- oder Wohnzeiten von weniger als einem Jahr 

 

(1) Ungeachtet des Artikels KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b ist der Träger eines Staates nicht 

verpflichtet, Leistungen für Zeiten zu gewähren, die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

zurückgelegt wurden und bei Eintritt des Versicherungsfalls zu berücksichtigen sind, wenn: 

 

a) die Dauer dieser Zeiten weniger als ein Jahr beträgt und 

 

b) aufgrund allein dieser Zeiten kein Leistungsanspruch nach diesen Rechtsvorschriften 

erworben wurde. 

 

Für die Zwecke dieses Artikels bezeichnet der Ausdruck „Zeiten“ alle Versicherungszeiten, 

Beschäftigungszeiten, Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten, die entweder 

für den Leistungsanspruch oder unmittelbar für die Leistungshöhe heranzuziehen sind. 

 

(2) Für die Zwecke des Artikels KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i werden die in Absatz 1 

genannten Zeiten vom zuständigen Träger jedes betroffenen Staates berücksichtigt. 

 

(3) Würde die Anwendung des Absatzes 1 zur Befreiung aller Träger der betreffenden Staaten 

von der Leistungspflicht führen, so werden die Leistungen ausschließlich nach den Rechtsvor-

schriften des letzten der Staaten gewährt, deren Voraussetzungen erfüllt sind, als ob alle zurück-

gelegten und nach Artikel KSS.7 und Artikel KSS.46 Absätze 1 und 2 berücksichtigten 

Versicherungs- und Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften dieses Staates zurückgelegt worden 

wären. 

 

(4) Dieser Artikel gilt nicht für die in Anhang KSS-4 Teil 2 aufgeführten Systeme. 
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ARTIKEL KSS.53 

 

Gewährung einer Zulage 

 

(1) Ein Leistungsempfänger, auf den dieses Kapitel Anwendung findet, darf in dem Wohnstaat, 

nach dessen Rechtsvorschriften ihm eine Leistung zusteht, keinen niedrigeren Leistungsbetrag als 

die Mindestleistung erhalten, die in diesen Rechtsvorschriften für eine Versicherungs- oder Wohn-

zeit festgelegt ist, welche den Zeiten insgesamt entspricht, die bei der Feststellung der Leistung 

nach diesem Kapitel berücksichtigt wurden. 

 

(2) Der zuständige Träger dieses Staates zahlt der betreffenden Person während der gesamten 

Zeit, in der sie in dessen Hoheitsgebiet wohnt, eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags 

zwischen der Summe der nach diesem Kapitel geschuldeten Leistungen und dem Betrag der 

Mindestleistung. 

 

 

ARTIKEL KSS.54 

 

Neuberechnung und Anpassung der Leistungen 

 

(1) Tritt nach den Rechtsvorschriften eines Staates eine Änderung des Feststellungsverfahrens 

oder der Berechnungsmethode für die Leistungen ein oder erfährt die persönliche Situation der 

betreffenden Personen eine erhebliche Veränderung, die nach diesen Rechtsvorschriften zu einer 

Anpassung des Leistungsbetrags führen würde, so ist eine Neuberechnung nach Artikel KSS.47 

vorzunehmen. 

 

(2) Der Prozentsatz oder der Betrag, um den bei einem Anstieg der Lebenshaltungskosten, bei 

Änderung des Lohnniveaus oder aus anderen Anpassungsgründen die Leistungen des betreffenden 

Staates geändert werden, gilt unmittelbar für die nach Artikel KSS.47 festgestellten Leistungen, 

ohne dass eine Neuberechnung vorzunehmen ist. 
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ARTIKEL KSS.55 

 

Besondere Vorschriften für Bedienstete 

 

(1) Die Artikel KSS.7 und KSS.45, Artikel KSS.46 Absatz 3 und die Artikel KSS.47 bis KSS.54 

gelten entsprechend für Personen, die von einem Sondersystem für Bedienstete erfasst sind. 

 

(2) Ist jedoch nach den Rechtsvorschriften eines zuständigen Staates der Erwerb, die Auszahlung, 

die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs aufgrund eines Sonder-

systems für Bedienstete davon abhängig, dass alle Versicherungszeiten in einem oder mehreren 

Sondersystemen für Bedienstete in diesem Staat zurückgelegt wurden oder durch die Rechtsvor-

schriften dieses Staates solchen Zeiten gleichgestellt sind, so berücksichtigt der zuständige Träger 

dieses Staates nur die Zeiten, die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften anerkannt werden 

können. 

 

Erfüllt die betreffende Person auch unter Berücksichtigung solcher Zeiten nicht die Voraus-

setzungen für den Bezug dieser Leistungen, so werden diese Zeiten für die Feststellung von 

Leistungen im allgemeinen System oder, falls es ein solches nicht gibt, im System für Arbeiter 

bzw. Angestellte berücksichtigt. 

 

(3) Werden nach den Rechtsvorschriften eines Staates die Leistungen eines Sondersystems für 

Bedienstete auf der Grundlage des Entgelts bzw. der Entgelte berechnet, die in einem Bezugszeit-

raum zuletzt erzielt wurden, so berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates als 

Berechnungsgrundlage unter entsprechender Anpassung nur die Entgelte, die in dem Zeitraum 

bzw. den Zeiträumen bezogen wurden, während dessen bzw. deren die betreffende Person diesen 

Rechtsvorschriften unterlag. 
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KAPITEL 6 

 

LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT 

 

 

ARTIKEL KSS.56 

 

Besondere Vorschriften für die Zusammenrechnung von Versicherungszeiten,  

Beschäftigungszeiten und Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 

 

(1) Der zuständige Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die 

Aufrechterhaltung, das Wiederaufleben oder die Dauer des Leistungsanspruchs von der Zurück-

legung von Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit abhängig ist, berücksichtigt, soweit erforderlich, die Versicherungszeiten, Beschäftigungs-

zeiten oder Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit, die nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates zurückgelegt wurden, als ob sie nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 

zurückgelegt worden wären. 

 

Ist jedoch nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften der Leistungsanspruch von der Zurück-

legung von Versicherungszeiten abhängig, so werden die nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates zurückgelegten Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit nicht berücksichtigt, es sei denn, sie hätten als Versicherungszeiten gegolten, wenn sie 

nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden wären. 

 

(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt nur unter der Voraussetzung, dass die betreffende 

Person unmittelbar zuvor nach den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen beantragt 

werden, folgende Zeiten zurückgelegt hat: 

 

a) Versicherungszeiten, sofern diese Rechtsvorschriften Versicherungszeiten verlangen, 
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b) Beschäftigungszeiten, sofern diese Rechtsvorschriften Beschäftigungszeiten verlangen, oder 

 

c) Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit, sofern diese Rechtsvorschriften Zeiten einer 

selbstständigen Erwerbstätigkeit verlangen. 

 

 

ARTIKEL KSS.57 

 

Berechnung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

 

(1) Wird bei der Berechnung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit die Höhe des früheren Entgelts 

oder Erwerbseinkommens der betreffenden Person zugrunde gelegt, so berücksichtigt der 

zuständige Staat ausschließlich das Entgelt oder Erwerbseinkommen, das die betreffende Person 

während ihrer letzten Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit nach den 

Rechtsvorschriften des zuständigen Staates erhalten hat. 

 

(2) Sehen die vom zuständigen Staat angewandten Rechtsvorschriften einen bestimmten Bezugs-

zeitraum für die Bestimmung des Entgelts oder Erwerbseinkommens vor, das zur Berechnung der 

Höhe der Leistung herangezogen wird, und unterlag die betreffende Person während des gesamten 

oder eines Teils dieses Bezugszeitraums den Rechtsvorschriften eines anderen Staates, so berück-

sichtigt der zuständige Staat nur das Entgelt oder Erwerbseinkommen, das sie während ihrer letzten 

Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit nach diesen Rechtsvorschriften erhalten hat. 
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KAPITEL 7 

 

VORRUHESTANDSLEISTUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.58 

 

Leistungen 

 

Sind nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften Ansprüche auf Vorruhestandsleistungen von der 

Zurücklegung von Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbstständigen 

Erwerbstätigkeit abhängig, so findet Artikel KSS.7 keine Anwendung. 

 

 

TITEL IV 

 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.59 

 

Zusammenarbeit 

 

(1) Die zuständigen Behörden der Staaten unterrichten den Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit über alle Änderungen ihrer Rechtsvorschriften in Bezug auf 

die Zweige der sozialen Sicherheit, die unter Artikel KSS.3 fallen und für die Durchführung dieses 

Protokolls von Bedeutung sind oder die Durchführung berühren können. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 64 
 

 

(2) Sofern gemäß diesem Protokoll die Übermittlung dieser Informationen an den Sonder-

ausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit nicht vorgeschrieben ist, teilen die 

zuständigen Behörden der Staaten einander die zur Durchführung dieses Protokolls getroffenen 

Maßnahmen mit, die nicht gemäß Absatz 1 notifiziert wurden und für die Durchführung dieses 

Protokolls von Bedeutung sind. 

 

(3) Für die Zwecke dieses Protokolls unterstützen sich die Behörden und Träger der Staaten, als 

handelte es sich um die Durchführung ihrer eigenen Rechtsvorschriften. Die gegenseitige Amtshilfe 

dieser Behörden und Träger ist grundsätzlich kostenfrei. Der Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit legt jedoch die Art der erstattungsfähigen Ausgaben und die 

Schwellen für die Erstattung dieser Ausgaben fest. 

 

(4) Die Behörden und Träger der Staaten können für die Zwecke dieses Protokolls miteinander 

sowie mit den betroffenen Personen oder deren Vertretern unmittelbar in Verbindung treten. 

 

(5) Die Träger und Personen, die in den Anwendungsbereich dieses Protokolls fallen, sind zur 

gegenseitigen Information und Zusammenarbeit verpflichtet, um die ordnungsgemäße 

Durchführung dieses Protokolls zu gewährleisten. 

 

Die Träger beantworten gemäß dem Grundsatz der guten Verwaltungspraxis alle Anfragen binnen 

einer angemessenen Frist und übermitteln den betroffenen Personen in diesem Zusammenhang alle 

erforderlichen Angaben, damit diese die ihnen durch dieses Protokoll eingeräumten Rechte ausüben 

können. 

 

Die betroffenen Personen müssen die Träger des zuständigen Staates und des Wohnstaates so bald 

wie möglich über jede Änderung ihrer persönlichen oder familiären Situation unterrichten, die sich 

auf ihre Leistungsansprüche nach diesem Protokoll auswirkt. 
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(6) Die Verletzung der Informationspflicht gemäß Absatz 5 Unterabsatz 3 kann angemessene 

Maßnahmen nach dem nationalen Recht nach sich ziehen. Diese Maßnahmen müssen jedoch 

denjenigen entsprechen, die für vergleichbare Tatbestände des innerstaatlichen Rechts gelten, und 

dürfen die Ausübung der den Antragstellern durch dieses Protokoll eingeräumten Rechte nicht 

praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren. 

 

(7) Werden durch Schwierigkeiten bei der Auslegung oder Anwendung dieses Protokolls die 

Rechte einer Person im Geltungsbereich des Protokolls infrage gestellt, so setzt sich der Träger des 

zuständigen Staates oder des Wohnstaates der betreffenden Person mit dem Träger des anderen 

betroffenen Staates oder den Trägern der anderen betroffenen Staaten in Verbindung. Wird binnen 

einer angemessenen Frist keine Lösung gefunden, kann eine Vertragspartei darum ersuchen, 

Konsultationen im Rahmen des Sonderausschusses für die Koordinierung der sozialen Sicherheit 

abzuhalten. 

 

(8) Die Behörden, Träger und Gerichte eines Staates dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge 

oder sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen, weil sie in einer Amtssprache der Union, 

einschließlich Englisch, abgefasst sind. 

 

 

ARTIKEL KSS.60 

 

Datenverarbeitung 

 

(1) Die Staaten verwenden schrittweise die neuen Technologien für den Austausch, den Zugang 

und die Verarbeitung der für die Anwendung dieses Protokolls erforderlichen Daten. 

 

(2) Jeder Staat betreibt seinen Teil der elektronischen Datenverarbeitungsdienste in eigener 

Verantwortung. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 66 
 

 

(3) Ein von einem Träger nach diesem Protokoll und Anhang KSS-7 versandtes oder heraus-

gegebenes elektronisches Dokument darf von einer Behörde oder einem Träger eines anderen 

Staates nicht deshalb abgelehnt werden, weil es elektronisch empfangen wurde, wenn der 

Empfängerträger zuvor erklärt hat, dass er in der Lage ist, elektronische Dokumente zu empfangen. 

Bei der Wiedergabe und der Aufzeichnung solcher Dokumente wird davon ausgegangen, dass sie 

eine korrekte und genaue Wiedergabe des Originaldokuments oder eine Darstellung der Information 

ist, auf die sich dieses Dokument bezieht, sofern kein gegenteiliger Beweis vorliegt. 

 

(4) Ein elektronisches Dokument wird als gültig angesehen, wenn das EDV-System, in dem 

dieses Dokument aufgezeichnet wurde, die erforderlichen Sicherheitselemente aufweist, um jede 

Veränderung, Übermittlung oder jeden unberechtigten Zugang zu dieser Aufzeichnung zu 

verhindern. Die aufgezeichnete Information muss jederzeit in einer sofort lesbaren Form 

reproduziert werden können. 

 

 

ARTIKEL KSS.61 

 

Befreiungen 

 

(1) Jede in den Rechtsvorschriften eines Staates vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von 

Steuern, Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsgebühren für Schriftstücke oder Urkunden, die gemäß 

den Rechtsvorschriften dieses Staates vorzulegen sind, findet auch auf die entsprechenden 

Schriftstücke und Urkunden Anwendung, die gemäß den Rechtsvorschriften eines anderen Staates 

oder gemäß diesem Protokoll einzureichen sind. 

 

(2) Urkunden, Dokumente und Schriftstücke jeglicher Art, die in Anwendung dieses Protokolls 

vorzulegen sind, brauchen nicht durch diplomatische oder konsularische Stellen legalisiert zu 

werden. 
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ARTIKEL KSS.62 

 

Anträge, Erklärungen oder Rechtsbehelfe 

 

Anträge, Erklärungen oder Rechtsbehelfe, die gemäß den Rechtsvorschriften eines Staates innerhalb 

einer bestimmten Frist bei einer Behörde, einem Träger oder einem Gericht dieses Staates 

einzureichen sind, können innerhalb der gleichen Frist bei einer entsprechenden Behörde, einem 

entsprechenden Träger oder einem entsprechenden Gericht eines anderen Staates eingereicht 

werden. In diesem Fall übermitteln die in Anspruch genommenen Behörden, Träger oder Gerichte 

diese Anträge, Erklärungen oder Rechtsbehelfe entweder unmittelbar oder durch Einschaltung der 

zuständigen Behörden der betreffenden Staaten unverzüglich der zuständigen Behörde, dem 

zuständigen Träger oder dem zuständigen Gericht des ersten Staates. Der Tag, an dem diese 

Anträge, Erklärungen oder Rechtsbehelfe bei einer Behörde, einem Träger oder einem Gericht des 

zweiten Staates eingegangen sind, gilt als Tag des Eingangs bei der zuständigen Behörde, dem 

zuständigen Träger oder dem zuständigen Gericht. 

 

 

ARTIKEL KSS.63 

 

Ärztliche Gutachten 

 

(1) Die in den Rechtsvorschriften eines Staates vorgesehenen ärztlichen Gutachten können auf 

Antrag des zuständigen Trägers im Hoheitsgebiet eines anderen Staates vom Träger des 

Aufenthalts- oder Wohnortes des Leistungsberechtigten unter den in Anhang KSS-7 festgelegten 

Bedingungen oder den von den zuständigen Behörden der beteiligten Staaten vereinbarten 

Bedingungen angefertigt werden. 

 

(2) Nach Absatz 1 angefertigte ärztliche Gutachten gelten als im Hoheitsgebiet des zuständigen 

Staates angefertigt. 
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ARTIKEL KSS.64 

 

Beitreibung von Beiträgen und Rückforderung von Leistungen 

 

(1) Beiträge, die einem Träger eines Staates geschuldet werden, und nichtgeschuldete Leistungen, 

die vom Träger eines Staates gewährt wurden, können in einem anderen Staat nach den Verfahren 

und mit den Sicherungen und Vorrechten eingezogen bzw. zurückgefordert werden, die für die 

Beitreibung der dem entsprechenden Träger des letzteren Staates geschuldeten Beiträge bzw. für die 

Rückforderung der vom entsprechenden Träger des letzteren Staates nichtgeschuldeten Leistungen 

gelten. 

 

(2) Vollstreckbare Entscheidungen der Gerichte und Behörden über die Beitreibung von 

Beiträgen, Zinsen und allen sonstigen Kosten oder die Rückforderung nichtgeschuldeter Leistungen 

gemäß den Rechtsvorschriften eines Staates werden auf Antrag des zuständigen Trägers in einem 

anderen Staat innerhalb der Grenzen und nach Maßgabe der in letzterem für ähnliche 

Entscheidungen geltenden Rechtsvorschriften und anderen Verfahren anerkannt und vollstreckt. 

Solche Entscheidungen sind in diesem Staat für vollstreckbar zu erklären, sofern die 

Rechtsvorschriften und alle anderen Verfahren dieses Staates dies erfordern. 

 

(3) Bei Zwangsvollstreckung, Konkurs oder Vergleich genießen die Forderungen des Trägers 

eines Staates in einem anderen Staat die gleichen Vorrechte, die die Rechtsvorschriften des letzteren 

bei Forderungen gleicher Art einräumen. 

 

(4) Das Verfahren zur Durchführung dieses Artikels, einschließlich der Kostenerstattung, wird 

durch Anhang KSS-7 und, soweit erforderlich, durch ergänzende Vereinbarungen zwischen den 

Staaten geregelt. 
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ARTIKEL KSS.65 

 

Ansprüche der Träger 

 

(1) Werden einer Person nach den Rechtsvorschriften eines Staates Leistungen für einen Schaden 

gewährt, der sich aus einem in einem anderen Staat eingetretenen Ereignis ergibt, so gilt für etwaige 

Ansprüche des zur Leistung verpflichteten Trägers gegenüber einem zum Schadensersatz 

verpflichteten Dritten folgende Regelung: 

 

a) Sind die Ansprüche, die der Leistungsempfänger gegenüber dem Dritten hat, nach den für den 

zur Leistung verpflichteten Träger geltenden Rechtsvorschriften auf diesen Träger 

übergegangen, so erkennt jeder Staat diesen Übergang an. 

 

b) Hat der zur Leistung verpflichtete Träger einen unmittelbaren Anspruch gegen den Dritten, so 

erkennt jeder Staat diesen Anspruch an. 

 

(2) Werden einer Person nach den Rechtsvorschriften eines Staates Leistungen für einen Schaden 

gewährt, der sich aus einem in einem anderen Staat eingetretenen Ereignis ergibt, so gelten für die 

betreffende Person oder den zuständigen Träger die Bestimmungen dieser Rechtsvorschriften, in 

denen festgelegt ist, in welchen Fällen die Arbeitgeber oder ihre Arbeitnehmer von der Haftung 

befreit sind. 

 

Absatz 1 gilt auch für etwaige Ansprüche des zur Leistung verpflichteten Trägers gegenüber 

Arbeitgebern oder ihren Arbeitnehmern, wenn deren Haftung nicht ausgeschlossen ist. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/de 70 
 

 

(3) Haben zwei oder mehr Staaten oder ihre zuständigen Behörden gemäß Artikel KSS.30 

Absatz 3 oder KSS.36 Absatz 2 eine Vereinbarung über den Verzicht auf Erstattung zwischen 

Trägern, die in ihre Zuständigkeit fallen, geschlossen oder erfolgt die Erstattung unabhängig von 

dem Betrag der tatsächlich gewährten Leistungen, so gilt für etwaige Ansprüche gegenüber einem 

für den Schaden haftenden Dritten folgende Regelung: 

 

a) Gewährt der Träger des Wohn- oder Aufenthaltsstaats einer Person Leistungen für einen in 

dessen Hoheitsgebiet erlittenen Schaden, so übt dieser Träger nach den für ihn geltenden 

Rechtsvorschriften das Recht auf Forderungsübergang oder direktes Vorgehen gegen den 

schadensersatzpflichtigen Dritten aus. 

 

b) Für die Anwendung von Buchstabe a gilt 

 

i) der Leistungsempfänger als beim Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts versichert und 

 

ii) dieser Träger als zur Leistung verpflichteter Träger. 

 

c) Die Absätze 1 und 2 bleiben für alle Leistungen anwendbar, die nicht unter die Verzichts-

vereinbarung fallen oder für die keine Erstattung gilt, die unabhängig von dem Betrag der 

tatsächlich gewährten Leistungen erfolgt. 

 

 

ARTIKEL KSS.66 

 

Anwendung von Rechtsvorschriften 

 

Die besonderen Bestimmungen zur Anwendung der Rechtsvorschriften eines bestimmten Staates 

sind in Anhang KSS-6 aufgeführt. 
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TITEL V 

 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSS.67 

 

Schutz der Rechte des Einzelnen 

 

(1) Die Vertragsparteien stellen im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsordnungen sicher, 

dass die Bestimmungen des Protokolls über die Koordinierung der sozialen Sicherheit entweder 

unmittelbar oder durch innerstaatliche Rechtsvorschriften zur Umsetzung der genannten 

Bestimmungen Rechtskraft haben, so dass juristische oder natürliche Personen die genannten 

Bestimmungen vor den innerstaatlichen Gerichten und Verwaltungsbehörden geltend machen 

können. 

 

(2) Die Vertragsparteien müssen die Mittel sicherstellen, mit denen juristische und natürliche 

Personen ihre Rechte aus diesem Protokoll wirksam schützen können, wie etwa die Möglichkeit, 

Verwaltungsorganen Beschwerden vorzulegen oder in einem geeigneten Gerichtsverfahren 

rechtliche Schritte vor einem zuständigen Gericht einzuleiten, um angemessen und zeitnah Abhilfe 

zu erwirken. 

 

 

ARTIKEL KSS.68 

 

Änderungen 

 

Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit kann die Anhänge und Anlagen 

zu diesem Protokoll ändern. 
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ARTIKEL KSS.69 

 

Beendigung dieses Protokolls 

 

Unbeschadet des Artikels 779 dieses Abkommens kann jede Vertragspartei dieses Protokoll 

jederzeit durch schriftliche Notifikation auf diplomatischem Wege beenden. In diesem Fall tritt 

dieses Protokoll am ersten Tag des neunten Monats nach dem Tag der Mitteilung außer Kraft. 

 

 

ARTIKEL KSS.70 

 

Geltungsende 

 

(1) Dieses Protokoll verliert fünfzehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens seine 

Gültigkeit. 

 

(2) Spätestens 12 Monate, bevor dieses Protokoll gemäß Absatz 1 seine Gültigkeit verliert, teilt 

jede Vertragspartei der anderen Vertragspartei ihren Wunsch mit, Verhandlungen im Hinblick auf 

den Abschluss eines aktualisierten Protokolls aufzunehmen. 
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Artikel KSS.71 

 

Nach Beendigung des Protokolls geltende Regelungen 

 

Endet die Geltung dieses Protokolls nach Artikel KSS.69, Artikel KSS.70 oder Artikel 779 dieses 

Abkommens, so bleiben die Ansprüche der Versicherten in Bezug auf Ansprüche, die auf zurück-

gelegten Zeiten oder auf Tatsachen oder Ereignissen beruhen, die vor dem Ende der Anwendung 

dieses Protokolls eingetreten sind, erhalten. Der Partnerschaftsrat kann rechtzeitig vor dem 

Geltungsende dieses Protokolls zusätzliche Regelungen mit geeigneten Folge- und Übergangs-

regelungen festlegen. 
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ANHANG KSS-1 

 

 

BESTIMMTE GELDLEISTUNGEN, 

AUF DIE DIESES PROTOKOLL KEINE ANWENDUNG FINDET 

 

TEIL 1 

 

BESONDERE BEITRAGSUNABHÄNGIGE GELDLEISTUNGEN 

(Artikel KSS.3 Absatz 4 Buchstabe a dieses Protokolls) 

 

i) VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

a) Staatliche Rentenbeihilfe (State Pension Credit Act 2002 und State Pension Credit Act 

(Northern Ireland) 2002); 

 

b) einkommensbezogene Arbeitslosenunterstützung (Jobseekers Act (Gesetz über die Leistungen 

bei Arbeitslosigkeit) 1995 sowie Jobseekers (Northern Ireland) Order 1995); 

 

c) Unterhaltsbeihilfe für Behinderte, Mobilitätskomponente (Social Security Contributions and 

Benefits Act (Gesetz über die Beiträge und Leistungen der sozialen Sicherheit) 1992 und 

Social Security Contributions and Benefits (Northern Ireland) Act (Gesetz über die Beiträge 

und Leistungen der sozialen Sicherheit, Nordirland) 1992); 

 

d) Persönliche Unabhängigkeit, Mobilitätskomponente (Welfare Reform Act 2012 (Teil 4) und 

Welfare Reform (Northern Ireland) Order 2015 (Teil 5)); 
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e) einkommensabhängige Beschäftigungs- und Unterstützungsbeihilfe (Employment and 

Support Allowance Income-related - Welfare Reform Act 2007 (Gesetz zur Reform der 

sozialen Sicherheit 2007) und Welfare Reform Act (Northern Ireland) 2007 (Gesetz zur 

Reform der sozialen Sicherheit (Nordirland) 2007)); 

 

f) Zahlung für Best-Start Foods (Welfare Foods (Best Start Foods) (Schottland) 

Regulations 2019 (SSI 2019/193)); 

 

g) Best-Start-Grants (Schwangerschafts- und Baby-Stipendium, Beihilfe für frühkindliches 

Lernen, Schulgeld) (The Early Years Assistance (Best Start Grants) (Schottland) 

Regulations 2018 (SSI 2018/370)); 

 

h) Bestattungsbeihilfe (Funeral Expense Assistance (Scotland) Regulations 2019 

(SSI 2019/292)). 

 

ii) MITGLIEDSTAATEN 

 

ÖSTERREICH 

 

Ausgleichszulage (Bundesgesetz vom 9. September 1955 über die Allgemeine Sozialversicherung 

— ASVG, Bundesgesetz vom 11. Oktober 1978 über die Sozialversicherung der in der gewerb-

lichen Wirtschaft selbstständig Erwerbstätigen — GSVG und Bundesgesetz vom 11. Oktober 1978 

über die Sozialversicherung der in der Land- und Forstwirtschaft selbstständig Erwerbstätigen — 

BSVG). 

 

BELGIEN 

 

a) Einkommensersatzbeihilfe (Gesetz vom 27. Februar 1987); 

 

b) garantiertes Einkommen für ältere Personen (Gesetz vom 22. März 2001). 
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BULGARIEN 

 

Sozialaltersrente (Artikel 89 des Sozialversicherungsgesetzbuches). 

 

ZYPERN 

 

a) Sozialrente (Gesetz über die Sozialrente 25(I)/95 von 1995 in der geänderten Fassung); 

 

b) Beihilfe bei schwerer Körperbehinderung (Ministerratsbeschlüsse Nr. 38210 vom 16. Oktober 

1992, Nr. 41370 vom 1. August 1994, Nr. 46183 vom 11. Juni 1997 und Nr. 53675 vom 

16. Mai 2001); 

 

c) Sonderzulage für Blinde (Gesetz 77(I)/96 von 1996 über Sonderzulagen, geändert). 

 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

Sozialzulage (Gesetz Nr. 117/1995 Sb. über die staatliche Sozialhilfe). 

 

DÄNEMARK 

 

Wohngeld für Rentner (Gesetz über die individuelle Hilfe zur Sicherung der Wohnung in der 

konsolidierten Fassung des Gesetzes Nr. 204 vom 29. März 1995). 

 

ESTLAND 

 

a) Beihilfe für behinderte Erwachsene (Gesetz vom 27. Januar 1999 über Sozialleistungen für 

Behinderte); 
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b) staatliche Arbeitslosenhilfe (Gesetz über Arbeitsmarktdienste und Unterstützung vom 

29. September 2005). 

 

FINNLAND 

 

a) Wohngeld für Rentner (Gesetz über das Wohngeld für Rentner, 571/2007); 

 

b) Unterstützungsleistung des Arbeitsmarkts (Gesetz über die Arbeitslosenunterstützung, 

1290/2002); 

 

c) Sonderbeihilfe für Zuwanderer (Gesetz über die Sonderbeihilfe für Zuwanderer, 1192/2002). 

 

FRANKREICH 

 

a) Zusatzbeihilfen: 

 

i) des Invaliditäts-Sonderfonds und 

 

ii) des Solidaritätsfonds für Betagte unter Achtung erworbener Rechte 

 

(Gesetz vom 30. Juni 1956, kodifiziert in Band VIII des Gesetzes über soziale Sicherheit); 

 

b) Beihilfe für erwachsene Behinderte (Gesetz vom 30. Juni 1975, kodifiziert in Band VIII des 

Gesetzes über soziale Sicherheit); 

 

c) Sonderbeihilfe (Gesetz vom 10. Juli 1952, kodifiziert in Band VIII des Gesetzes über soziale 

Sicherheit) unter Achtung erworbener Rechte; 
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d) Alterssolidarbeihilfe (Erlass vom 24. Juni 2004, kodifiziert in Band VIII des Gesetzes über 

soziale Sicherheit) vom 1. Januar 2006. 

 

DEUTSCHLAND 

 

a) Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten 

Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; 

 

b) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts der Grundsicherung für Arbeitssuchende, 

soweit für diese Leistungen nicht dem Grunde nach die Voraussetzungen für den befristeten 

Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld (§ 24 Absatz 1 des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch) erfüllt sind. 

 

GRIECHENLAND 

 

Sonderleistungen für ältere Personen (Gesetz 1296/82). 

 

UNGARN 

 

a) Invaliditätsrente (Ministerratserlass Nr. 83/1987 (XII 27) über die Invaliditätsrente); 

 

b) beitragsunabhängige Altersbeihilfe (Gesetz III von 1993 über Sozialverwaltung und 

Sozialleistungen); 

 

c) Beförderungsbeihilfe (Regierungserlass Nr. 164/1995 (XII 27) über Beförderungsbeihilfen für 

schwer Körperbehinderte). 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 6 

IRLAND 

 

a) Zuschuss für Arbeitssuchende (Social Welfare Consolidation Act 2005, Teil 3 Kapitel 2); 

 

b) (beitragsunabhängige) staatliche Rente (Social Welfare Consolidation Act 2005, Teil 3 

Kapitel 4); 

 

c) (beitragsunabhängige) Witwen- und Witwerrente (Social Welfare Consolidation Act 2005, 

Teil 3, Kapitel 6); 

 

d) Invaliditätsbeihilfe (Social Welfare Consolidation Act 2005, Teil 3 Kapitel 10); 

 

e) Mobilitätsbeihilfe (Health Act 1970, Abschnitt 61); 

 

f) Blindenrente (Social Welfare Consolidation Act 2005, Teil 3 Kapitel 5). 

 

ITALIEN 

 

a) Sozialrenten für Personen ohne Einkommen (Gesetz Nr. 153 vom 30. April 1969); 

 

b) Renten und Zulagen für Zivilversehrte oder -invaliden (Gesetze Nr. 118 vom 30. März 1971, 

Nr. 18 vom 11. Februar 1980 und Nr. 508 vom 21. November 1988); 

 

c) Renten und Zulagen für Taubstumme (Gesetze Nr. 381 vom 26. Mai 1970 und Nr. 508 vom 

21. November 1988); 
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d) Renten und Zulagen für Blinde (Gesetze Nr. 382 vom 27. Mai 1970 und Nr. 508 vom 

21. November 1988); 

 

e) Ergänzungsleistungen zur Mindestrente (Gesetze Nr. 218 vom 4. April 1952, Nr. 638 vom 

11. November 1983 und Nr. 407 vom 29. Dezember 1990); 

 

f) Ergänzungsleistungen zu den Invaliditätszulagen (Gesetz Nr. 222 vom 12. Juni 1984); 

 

g) Sozialbeihilfe (Gesetz Nr. 335 vom 8. August 1995); 

 

h) Sozialaufschlag (Artikel 1 Absätze 1 und 12 des Gesetzes Nr. 544 vom 29. Dezember 1988 

und nachfolgende Änderungen). 

 

LETTLAND 

 

a) Staatliche Sozialversicherungsleistung (Gesetz über staatliche Sozialleistungen vom 

1. Januar 2003); 

 

b) Beihilfe zum Ausgleich der Beförderungskosten von Behinderten mit eingeschränkter 

Mobilität (Gesetz über staatliche Sozialleistungen vom 1. Januar 2003). 

 

LITAUEN 

 

a) Sozialhilferente (Gesetz aus dem Jahr 2005 über staatliche Sozialbeihilfen, Artikel 5); 

 

b) Unterstützungszahlung (Gesetz aus dem Jahr 2005 über staatliche Sozialbeihilfen, Artikel 15); 
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c) Ausgleichszahlung für die Beförderung von Behinderten mit Mobilitätsproblemen (Gesetz aus 

dem Jahr 2000 über den Ausgleich von Beförderungskosten, Artikel 7). 

 

LUXEMBURG 

 

Einkommen für Schwerbehinderte (Artikel 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 12. September 2003), mit 

Ausnahme von Personen, die als behinderte Arbeitnehmer anerkannt und auf dem normalen 

Arbeitsmarkt oder in einem geschützten Umfeld tätig sind. 

 

MALTA 

 

a) Zusatzbeihilfe (Abschnitt 73 des Gesetzes über die soziale Sicherheit von 1987 (Kap. 318)); 

 

b) Altersrente (Gesetz über die soziale Sicherheit von 1987 (Kap. 318)). 

 

NIEDERLANDE 

 

a) Gesetz über Arbeits- und Beschäftigungsbeihilfen für junge Menschen mit Behinderungen 

vom 24. April 1997 (Wet Wajong); 

 

b) Gesetz über Zusatzleistungen vom 6. November 1986 (TW). 

 

POLEN 

 

Sozialrente (Gesetz vom 27. Juni 2003 über die Sozialrente). 
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PORTUGAL 

 

a) Beitragsunabhängige Alters- und Invaliditätsrente (Gesetzeserlass Nr. 464/80 vom 

13. Oktober 1980); 

 

b) beitragsunabhängiges Witwengeld (Durchführungsverordnung Nr. 52/81 vom 

11. November 1981); 

 

c) Solidaritätszuschlag für ältere Menschen (Gesetzeserlass Nr. 232/2005 vom 

29. Dezember 2005, geändert durch Gesetzeserlass Nr. 236/2006 vom 11. Dezember 2006), 

 

SLOWAKEI 

 

a) Vor dem 1. Januar 2004 erfolgte Anpassung von Renten als einzige Einkommensquelle; 

 

b) vor dem 1. Januar 2004 bewilligte Sozialrente. 

 

SLOWENIEN 

 

a) Unterhaltsgeld (Gesetz vom 23. Dezember 1999 über die Renten- und Invaliditäts-

versicherung); 

 

b) Einkommensbeihilfe für Rentner (Gesetz vom 23. Dezember 1999 über die Renten- und 

Invaliditätsversicherung); 

 

c) Unterhaltsgeld (Gesetz vom 23. Dezember 1999 über die Renten- und Invaliditäts-

versicherung). 
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SPANIEN 

 

a) Garantiertes Mindesteinkommen (Gesetz Nr. 13/82 vom 7. April 1982); 

 

b) Geldleistungen für ältere Personen und arbeitsunfähige Invaliden (Königlicher Erlass 

Nr. 2620/81 vom 24. Juli 1981): 

 

i) beitragsunabhängige Invaliditäts- und Altersrenten nach Titel VI Kapitel II der durch 

das Königliche Gesetzesdekret Nr. 8/2015 vom 30. Oktober 2015 gebilligten 

konsolidierten Fassung des Allgemeinen Gesetzes über die soziale Sicherheit und 

 

ii) die zusätzlich zu den oben genannten Renten gewährten Leistungen nach den 

Rechtsvorschriften der Comunidades Autónomas, wobei diese Zusatzleistungen ein 

Mindesteinkommen zur Bestreitung des Lebensunterhalts garantieren, das in Beziehung 

zu dem wirtschaftlichen und sozialen Umfeld in den betreffenden Comunidades 

Autónomas steht; 

 

c) Beihilfen zur Förderung der Mobilität und zum Ausgleich von Beförderungskosten (Gesetz 

Nr. 13/1982 vom 7. April 1982). 

 

SCHWEDEN 

 

a) Wohngeld für Rentner (Gesetz 2001:761); 

 

b) Unterhaltsbeihilfe für ältere Menschen (Gesetz 2001:853). 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 11 

TEIL 2 

 

LEISTUNGEN BEI PFLEGEBEDÜRFTIGKEIT 

(Artikel KSS.3 Absatz 4 Buchstabe d dieses Protokolls) 

 

i) VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

a) Betreuungsbeihilfe (Social Security Contributions and Benefits Act 1992, Social Security 

(Attendance Allowance) Regulations 1991, Social Security Contributions and Benefits 

(Northern Ireland) Act 1992 and Social Security (Attendance Allowance) Regulations 

(Northern Ireland) Regulations 1992); 

 

b) Pflegegeld (Social Security Contributions and Benefits Act 1992, The Social Security (Invalid 

Care Allowance) Regulations 1976, Social Security Contributions and Benefits (Northern 

Ireland) Act 1992) und The Social Security (Invalid Care Allowance) Regulations 1976 

(Nordirland); 

 

c) Unterhaltsbeihilfe für Behinderte, Pflegekomponente (Social Security Contributions and 

Benefits Act 1992, Social Security (Disability Living Allowance) Regulations 1991, Social 

Security Contributions and Benefits (Northern Ireland) Act 1992 and Social Security 

(Disability Living Allowance) Regulations (Northern Ireland) Regulations 1992); 
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d) Persönliche Unabhängigkeit, Lebenshaltungskomponente (Welfare Reform Act 2012 (Part 4), 

Social Security (Personal Independence Payment) Regulations 2013, The Personal 

Independence Payment (Transitional Provisions) Regulations 2013, Personal Independence 

Payment (Transitional Provisions) (Amendment) Regulations 2019, Welfare Reform 

(Northern Ireland) Order 2015 (Part 5), The Personal Independence Payment Regulations 

(Northern Ireland) 2016, The Personal Independence Payment (Transitional Provisions) 

Regulations (Northern Ireland) 2016 and Personal Independence Payment (Transitional 

Provisions) (Amendment) Regulations (Northern Ireland) 2019; 

 

e) Pflegegeldzuschlag (Social Security (Scotland) Act 2018); 

 

f) Beihilfe für junge Pflegende (The Carer’s Assistance (Young Carer Grants) (Scotland) 

Regulations 2020 (as amended)). 

 

ii) MITGLIEDSTAATEN 

 

Österreich 

 

a) Bundespflegegeldgesetz (BPGG) in der ursprünglichen Fassung BGBl. Nr. 110/1993, letzte 

Änderung BGBl. I Nr. 100/2016; 

 

b) Einstufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz (EinstV)); 
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c) Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die 

Beurteilung des Pflegebedarfs von Kindern und Jugendlichen nach dem Bundespflegegeld-

gesetz. (Bundespflegegeldgesetz, Kinder-EinstV); 

 

d) Zahlreiche anwendbare Rechtsgrundlagen, z. B. Vereinbarung zwischen dem Bund und den 

Ländern über gemeinsame Maßnahmen für pflegebedürftige Personen. Sozialhilfegesetze und 

Behindertengesetze der Länder; 

 

e) Pflegefondsgesetz (PFG): BGBI. I) No. 57/2011; 

 

f) Pflegedienstleistungsstatistik-Verordnung 2012; 

 

g) Unterstützung der 24-Stunden-Betreuung: Bundespflegegeldgesetz, BPGG; 

 

h) Richtlinien zur Unterstützung der 24-Stunden-Pflege (§ 21b Bundespflegegeldgesetz); 

 

i) Zuwendungen aus dem Unterstützungsfonds (§ 21a Bundespflegegeldgesetz); 

 

j) Verbot des Pflegeregresses; 
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k) Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss aufgrund der Abschaffung des Zugriffs auf 

Vermögen bei Unterbringung von Personen in stationären Pflegeeinrichtungen; 

 

l) Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss aufgrund der Abschaffung des Zugriffs auf 

Vermögen bei Unterbringung von Personen in stationären Pflegeeinrichtungen für die 

Jahre 2019 und 2020, BGBl. I Nr. 95/2019. 

 

BELGIEN 

 

a) Gesetz über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung (Loi relative à 

l’assurance obligatoire soins de santé et indemnités/Wet betreffende de verplichte verzekering 

voor geneeskundige verzorging en uitkeringen), koordiniert am 14. Juli 1994; 

 

b) Gesetz vom 27. Februar 1987 über Beihilfen für Menschen mit Behinderungen (Loi relative 

aux allocations aux personnes handicapées/Wet betreffende de tegemoetkomingen aan 

gehandicapten); 

 

c) Flämische Sozialversicherung (Vlaamse sociale bescherming): Dekret des Flämischen 

Parlaments vom 18. Mai 2018 über die Organisation des flämischen Sozialschutzes (Decreet 

houdende Vlaamse sociale bescherming/) und Verordnungen der flämischen Regierung vom 

30. November 2018; 

 

d) Wallonisches Sozialgesetzbuch (Code wallon de l’Action sociale et de la Santé), dekretaler 

Teil. Teil 1 Buch III, eingeführt per Dekret vom 8. November 2018; 

 

e) Wallonisches Gesetzbuch für Soziales und Gesundheit, Teil I/1, eingeführt per Dekret der 

wallonischen Regierung vom 21. Dezember 2018; 
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f) Dekret vom 13. Dezember 2018 über die Angebote für Senioren und Personen mit 

Unterstützungsbedarf sowie über die Palliativpflege; 

 

g) Dekret vom 4. Juni 2007 über die psychiatrischen Pflegewohnheime; 

 

h) Erlass der Regierung vom 20. Juni 2017 über die Mobilitätshilfen; 

 

i) Dekret vom 13. Dezember 2016 zur Schaffung einer Dienststelle der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben; 

 

j) Königlicher Erlass vom 5. März 1990 über die Beihilfe zur Unterstützung von Betagten 

(Arrêté royal du 5 mars 1990 relatif à l‘allocation pour l‘aide aux personnes âgées); 

 

k) Erlass der Regierung vom 19. Dezember 2019 über Übergangsregelungen für das Verfahren 

zur Erlangung einer vorherigen Genehmigung oder einer Genehmigung zur Deckung oder 

Teilung der Kosten für eine langfristige Rehabilitation im Ausland; 

 

l) Verordnung vom 21. Dezember 2018 über die Brüsseler Krankenkassen im Bereich der 

Gesundheitsversorgung und der Sozialhilfe (Ordonnance du 21 décembre 2018 relative aux 

organismes assureurs bruxellois dans le domaine des soins de santé et de l’aide aux 

personnes); 
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m) Zusammenarbeit zwischen den Teilstaaten: 

 

n) Zusammenarbeitsabkommen vom 31. Dezember 2018 zwischen der Flämischen 

Gemeinschaft, der Wallonischen Region, der Französischen Gemeinschaftskommission in 

Brüssel, der Gemeinsamen Gemeinschaftskommission in Brüssel und der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft über Mobilitätshilfen; 

 

o) Zusammenarbeitsabkommen vom 31. Dezember 2018 zwischen der Flämischen 

Gemeinschaft, der Wallonischen Region, der Französischen Gemeinschaft, der Gemeinsamen 

Gemeinschaftskommission, der Französischen Gemeinschaftskommission und der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft über die Finanzierung der Pflege bei Inanspruchnahme von 

Pflegediensten über die Grenzen des Teilstaates hinaus. 

 

BULGARIEN 

 

a) Sozialversicherungsgesetzbuch (Кодекс за социално осигуряване), 1999 Titel geändert 

2003; 

 

b) Gesetz über Sozialhilfe (Закон за социално подпомагане), 1998; 

 

c) Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Sozialhilfe (Правилниwand за прилагане 

на Закона за социлно подпомагане), 1998; 

 

d) Gesetz über die Integration von Menschen mit Behinderungen 2019 (Закон за хората с 

увреждания), 2019; 

 

e) Gesetz über die persönliche Assistenz von 2019 (Закон за личната помощ) 2019, das am 

1. September 2019 in Kraft tritt; 

 

f) Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Integration von Menschen mit Be-

hinderungen (Правилник за прилагане на Закона за интеграция на хората с увреждания), 

2004; 
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g) Verordnung über das medizinische Gutachten (Наредба за медицинската експертиза) 2010; 

 

h) Gebührenordnung für vom Staatshaushalt finanzierte Sozialleistungen (Тарифа за таксите за 

социални услуги, финансирани от държавния бюджет), 2003. 

 

KROATIEN 

 

a) Sozialfürsorgegesetz (Zakon o socijalnoj skrbi) vom 2013, ABl. Nr. 157/13, 152/14, 99/15, 

52/16, 16/17, 130/17 und 98/19); 

 

b) Pflegefamiliengesetz (Zakon o udomiteljstvu) ABl. Nr. 90/11 und Nr. 78/12, in der 

geänderten Fassung; 

 

c) Verordnung über Mindestanforderungen für die Erbringung sozialer Dienstleistungen 

(Pravilnik o minimalnim uvjetima za pružanje socijalnih usluga) vom 2014, ABl. Nr. 40/14 

und 66/15; 

 

d) Verordnung über die Beteiligung und die Zahlungsweise der Begünstigten an den 

Unterhaltskosten für Unterkünfte außerhalb der Familie (Pravilnik o sudjelovanju i načinu 

plaćanja korisnika I drugih obveznika uzdržavanja u troškovima smještaja izvan vlastite 

obitelji) vom 1998, ABl. Nr. 112/98 und 05/02, in der geänderten Fassung; 

 

e) Verordnung über den Inhalt und die Art und Weise der Führung von Aufzeichnungen über 

Personen, die gewerbsmäßig als Beruf soziale Dienstleistungen erbringen (Pravilnik o 

sadržaju I načinu vođenja evidencije fizičkih osoba koje profesionalno pružaju socijalne 

usluge) vom 2015, ABl. Nr. 66/15. 
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ZYPERN 

 

a) Leistungen der sozialen Sicherheit (Υπηρεσίες Κοινωνικής Ευημερίας): 

 

b) Verordnungen und Erlasse über das garantierte Mindesteinkommen und allgemein über 

Sozialleistungen (Soforthilfe und Pflegebedarf) in ihrer geänderten oder ersetzten Fassung. 

Wohnungen für ältere und behinderte Menschen (Οι περί Στεγών για Ηλικιωμένους και 

Αναπήρους Νόμοι) vom 1991-2011 [L. 222/91 und L. 65 (I)/2011]; 

 

c) Gesetze über Tagespflegeeinrichtungen für Erwachsene (Οι περί Κέντρων Ενηλίκων Νόμοι) 

(L. 38 (Ι)/1997 und L. 64 (Ι)/2011); 

 

d) Staatliche Beihilferegelung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 360/2012 für die Erbringung von 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (De-minimis-Verordnung) 

[Σχέδιο Κρατικών Ενισεων ‚Ησονος Σημασίας, βασίας του Κανονισμου 360/2012 για την 

παροstreaming ν υπεσικος]; 

 

e) Verwaltungsdienst für Sozialleistungen (Υπηρεσία Διαχείρισης Επιδομάτων Πρόνοιας): 

 

f) Gesetz über das garantierte Mindesteinkommen und allgemein über Sozialleistungen in seiner 

geänderten oder ersetzten Fassung aus dem Jahr 2014; 

 

g) Gesetz über das garantierte Mindesteinkommen und allgemein über Sozialleistungen in seiner 

geänderten oder ersetzten Fassung. 
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TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

a) Gesetz Nr. 108/2006 über Sozialdienstleistungen (Zákon o sociálních službách); 

 

b) Gesetz Nr. 372/2011 über Sozialdienstleistungen (Zákon o sociálních službách); 

 

c) Nr. 48/1997 über die öffentliche Krankenversicherung (Zákon o veřejném zdravotním 

pojištění). 

 

DÄNEMARK 

 

a) Konsolidiertes Gesetz Nr. 988 vom 17. August 2017 im Bereich Soziales (om social service); 

 

b) Konsolidiertes Gesetz Nr. 119 vom 1. Februar 2019 über Sozialwohnungen (almene boliger). 

 

ESTLAND 

 

Sozialfürsorgegesetz (Sotsiaalhoolekande seadus) 2016. 

 

FINNLAND 

 

a) Gesetz über Dienstleistungen und Hilfe für Behinderte (Laki vammaisuuden perusteella 

järjestettävistä palveluista ja tukitoimista) vom 3. April 1987; 

 

b) Gesetz über die Unterstützung der Funktionsfähigkeit der alternden Bevölkerung und über 

Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen für ältere Menschen (Laki ikääntyneen väestön 

toimintakyvyn tukemisesta sekä iäkkäiden sosiaali- ja terveyspalveluista) vom 

28. Dezember 2012; 
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c) Sozialhilfegesetz (Sosiaalihuoltolaki) vom 30. Dezember 2014; 

 

d) Gesetz über Gesundheitsfürsorge (Terveydenhuoltolaki) vom 30. Dezember 2010; 

 

e) Gesetz über die medizinische Grundversorgung (Kansanterveyslaki) vom 28. Januar 1972; 

 

f) Gesetz über die Unterstützung der informellen Pflege (Laki omaishoidon tuesta) vom 

2. Dezember 2005; 

 

g) Gesetz über familiäre Betreuung (Perhehoitolaki) vom 20. März 2015. 

 

FRANKREICH 

 

a) Zulage für Dritte (majoration pour tierce personne, MTP): Artikel L. 341-4 und L. 355-1 des 

Code de la sécurité sociale (Sozialgesetzbuch); 

 

b) Ergänzungsleistung für die Inanspruchnahme der Hilfe von Dritten (prestation 

complémentaire pour recours à tierce personne): Art. L. 434-2 CSS; 

 

c) Sondererziehungszulage für ein behindertes Kind (complément d‘allocation d‘éducation de 

l‘enfant handicapé): Art. L. 541-1 CSS; 

 

d) Beihilfe zum Ausgleich einer Behinderung (Prestation de compensation du handicap, PCH): 

Artikel L. 245-1 bis L. 245-14 des Sozial- und Familiengesetzbuchs (Code de l‘action sociale 

et des familles); 
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e) Beihilfe zum selbstständigen Leben (allocation personnalisée d’autonomie, APA): Artikel 

L. 232-1 bis L. 232-28 des Sozial- und Familiengesetzbuchs (Code de l‘action sociale et des 

familles). 

 

DEUTSCHLAND 

 

a) Pflegeversicherung: 

 

b) Soziale Pflegeversicherung für Personen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung 

versichert sind, und private Pflicht-Pflegeversicherung für Personen, die in der privaten 

Krankenversicherung versichert sind: Sozialgesetzbuch (SGB) Elftes Buch (XI), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2913). 

 

GRIECHENLAND 

 

a) Gesetz Nr. 1140/1981 in der geänderten Fassung; 

 

b) Gesetzesdekret Nr. 162/73 und gemeinsamer Ministerialerlass Nr. Π4β/5814/1997; 

 

c) Ministerialbeschluss Nr. Π1γ/ΑΓΠ /οικ.14963 vom 9. Oktober 2001; 

 

d) Gesetz Nr. 4025/2011; 

 

e) Gesetz Nr. 4109/2013; 

 

f) Gesetz Nr. 4199/2013 Art. 127; 
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g) Gesetz Nr. 4368/2016, Art. 334; 

 

h) Gesetz Nr. 4483/2017 Art. 153; 

 

i) Gesetz Nr. 498/1-11-2018 Artikel 28, 30 und 31 über die „Verordnung über einheitliche 

Gesundheitsleistungen“ des nationalen Trägers für Gesundheitsleistungen (EOPYY). 

 

UNGARN 

 

a) Langzeitpflegedienstleistungen im Bereich der persönlichen Sozialfürsorge (Sozialdienst-

leistungen): 

 

b) Gesetz III von 1993 über Sozialverwaltung und Sozialhilfe (törvény a szociális igazgatásról és 

szociális ellátásokról), ergänzt durch Regierungs- und Ministerialdekrete. 

 

IRLAND 

 

a) Gesundheitsgesetz von 1970 (Nr. 1 1970); 

 

b) Gesetz über die Unterstützung von Pflegeheimen aus dem Jahr 2009 (Nr. 15 von 2009); 

 

c) Konsolidiertes Sozialschutzgesetz 2005 (Social Welfare Consolidation Act): 

 

d) Zulage für konstante Anwesenheiten; 

 

e) Pflegegeld; 

 

f) Betreuungsbeihilfe; 
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g) Pflegekostenzuschuss; 

 

h) Beihilfe für häusliche Pflege (Domiciliary Care Allowance). 

 

ITALIEN 

 

a) Gesetz Nr. 118 vom 30. März 1971 über zivile Leistungen bei Invalidität (Legge 30 

Marzo 1971, n. 118 – Conversione in Legge del D.L. 30 gennaio 1971, n. 5 e nuove norme in 

favore dei mutilati ed Invalidi civili); 

 

b) Gesetz Nr. 18 vom 11. Februar 1980 über das Pflegegeld (Legge 11 Febbraio 1980, n. 18 – 

Indennità di accompagnamento agli Invalidi civili totalmente inabili); 

 

c) Gesetz Nr. 104 vom 5. Februar 1992, Artikel 33 (Behindertenrahmengesetz) (Legge 5 

Febbraio 1992, n. 104 – Legge-quadro per l ‚assistenza, l‘ integrazione sociale e i diritti delle 

persone handicappate); 

 

d) Gesetzesdekret Nr. 112 vom 31. März 1998 über die Übertragung von legislativen Aufgaben 

und Verwaltungskompetenzen vom Staat auf die Regionen und lokalen Gebietskörperschaften 

(Decreto Legislativo 31 Marzo 1998, n. 112 – Conferimento di funzioni e compiti 

amministrativi dello Stato alle regioni ed agli enti locali, attuazione del capo I della Legge 15 

Marzo 1997, n. 59); 

 

e) Verordnung (EG) Nr. 883/04 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit (Regolamento (CE) 883 del 29 del Parlamento Europeo 

e del Consiglio, relativo ativo al coordinamento dei sistemi di sicurezza sociale – SNCB – 

Art. 70 und Anhang X); 
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f) Gesetz Nr. 183 vom 4. November 2010, Artikel 24 zur Änderung der Vorschriften über die 

Genehmigung der Hilfe für Behinderte in schwierigen Situationen (Legge n. 183 del 4 

Novembre 2010, Art. 24 – Modifiche alla disciplina in materia di permessi per l’assistenza a 

portatori di handicap in situazione di gravità); 

 

g) Gesetz Nr. 147 vom 27. Dezember 2013 mit Bestimmungen für die Aufstellung des jährlichen 

und mehrjährigen Haushaltsplans des Staates – Stabilitätsgesetz 2014 (Disposizioni per la 

formazione del bilancio annuale e pluriennale dello Stato – Legge di stabilità 2014). 

 

LETTLAND 

 

a) Gesetz über Sozialdienstleistungen und Sozialhilfe (sociālo pakalpojumu un sociālās 

palīdzības likums) 31/10/2002; 

 

b) Gesetz über ärztliche Behandlung (Ārstniecības likums) 12/06/1997; 

 

c) Gesetz zu Patientenrechten (Pacientu tiesību likums) 30.12.2009; 

 

d) Verordnungen des Ministerkabinetts Nr. 555 über die Organisation der Gesundheits-

versorgung und das Zahlungsverfahren (Ministru kabineta 2018. gada 28.augusta noteikumi 

Nr.555 „Veselības aprūpes pakalpojumu organizēšanas un samaksas kārtība“) 28/08/2018; 

 

e) Verordnungen des Ministerkabinetts Nr. 275 über die Verfahren für die Bezahlung von 

Sozialfürsorge und sozialen Rehabilitationsdiensten und die Verfahren zur Kostenübernahme 

aus einem kommunalen Haushalt (Ministru kabineta 2003.gada 27.maija noteikumi Nr.275 

„Sociālās aprūpes un sociālās rehabilitācijas pakalpojumu samaksas kārtība un kārtība, kādā 

pakalpojuma izmaksas tiek segtas no pašvaldības budžeta”) 27/05/2003; 
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f) Verordnungen des Ministerkabinetts Nr. 138 über die Inanspruchnahme von Sozialdienst-

leistungen und Sozialhilfe (Ministru kabineta 2019.gada 2.aprīļa noteikumi Nr 138 „Noteiku 

mi par sociālo pakalpojumu un sociālās palīdzības saņemšanu“) 2.4.2019. 

 

LITAUEN 

 

a) Gesetz über Zielausgleichszahlungen (Tikslinių kompensacijų įstatymas) vom 29. Juni 2016 

(Nr. XII-2507); 

 

b) Gesetz über soziale Dienstleistungen (Socialinių paslaugų įstatymas) vom 19. Januar 2006 

(Nr. X-493); 

 

c) Krankenversicherungsgesetz (Sveikatos draudimo įstatymas) vom 21. Mai 1996 (Nr. I-1343); 

 

d) Krankenversicherungsgesetz (Sveikatos draudimo įstatymas) vom 19. Juli 1994 (Nr. I-552); 

 

e) Gesetz über Gesundheitseinrichtungen (Sveikatos priežiūros įstaigų įstatymas) vom 

6. Juni 1996 (Nr. I-1367). 

 

LUXEMBURG 

 

Gesetz vom 19. Juni 1998 zur Einführung der Pflegeversicherung, geändert durch das Gesetz vom 

23. Dezember 2005 und das Gesetz vom 29. August 2017. 

 

MALTA 

 

a) Gesetz über soziale Sicherheit (Att dwar is-Sigurta' Socjali) (Kap. 318); 
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b) Nachgeordnete Rechtsvorschrift 318.19: Staatliche Institutionen und Hostels Rates 

Regulations (Regolamenti dwar it-Trasferiment ta 'Fondi għal Hostels statali indikati); 

 

c) Nachgeordnete Rechtsvorschrift 318.17: Verordnung über die Übertragung von Geldern 

(Government Financed Beds) Regulations (Regolamenti dwar it-Trasferiment ta 'Fondi għal 

Sodod Iffinanzjati mill-Gvern); 

 

d) Nachgeordnete Rechtsvorschrift 318.13: Verordnung über die Gebühren staatlich finanzierter 

Altersheime (Regolamenti dwar Rati għal Servizzi residenzjali Finanzjali mill-Istat). 

 

NIEDERLANDE 

 

Gesetz über die Langzeitpflege (Wet langdurige zorg (WLZ)), Gesetz vom 3. Dezember 2014. 

 

POLEN 

 

a) Gesetz über Gesundheitsdienstleistungen, das aus öffentlichen Mitteln finanziert wird 

(Ustawa o świadczeniach opieki zdrowotnej finansowanych ze środków publicznych) vom 

27. August 2004; 

 

b) Sozialhilfegesetz (Ustawa o pomocy społecznej) vom 12. März 2004; 

 

c) Gesetz über Familienleistungen (Ustawa o świadczeniach Rodzinnych) vom 

28. November 2003; 

 

d) Gesetz über die Sozialrente (Ustawa o rencie socjalnej) vom 27. Juni 2003; 

 

e) Gesetz über die Renten der Sozialversicherung (Ustawa o emeryturach i rentach z Funduszu 

Ubezpieczeń Społecznych) vom 17. Dezember 1998; 
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f) Gesetz über berufliche und soziale Rehabilitation und Beschäftigung behinderter Menschen 

(Ustawa o rehabilitacji zawodowej i społecznej oraz zatrudnianiu osób niepełnosprawnych) 

vom 27. August 1997; 

 

g) Gesetz über die Unterstützung von Schwangeren und ihren Familien „Für Leben“ (Ustawa o 

wsparciu kobiet w ciąży i rodzin „Za życiem“) vom 4. November 2016; 

 

h) Gesetz über Zusatzleistungen für Personen, die nicht selbstständig leben können (Ustawa o 

świadczeniu uzupełniającym dla osób niezdolnych do samodzielnej egzystencji) vom 

31. Juli 2019. 

 

PORTUGAL 

 

a) Sozialversicherung und Sicherung ausreichender Existenzmittel: 

 

b) Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 265/99 vom 14. Juli 1999 über die Pflegezulage 

(complemento por dependência), in der mehrfach geänderten Fassung; 

 

c) Gesetz 90/2009 vom 31. August 2009 über das besondere Schutzsystem bei Behinderung 

(Regime especial de proteção na invalidez), neu veröffentlicht in konsolidierter Fassung durch 

das Gesetzesdekret 246/2015 vom 20. Oktober 2015, geändert; 

 

d) Sozialversicherungssystem und Nationaler Gesundheitsdienst: 
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e) Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 101/06 vom 6. Juni 2006 über das nationale Netz integrierter 

Pflegeleistungen (rede de cuidados continuados integrados), erneut veröffentlicht in einer 

konsolidierten Fassung des Gesetzesdekrets 136/2015 vom 28. Juli 2015; 

 

f) Gesetzesdekret Nr. 8/2010 vom 28. Januar 2010, geändert und neu veröffentlicht durch das 

Gesetzesdekret Nr. 22/2011 vom 10. Februar 2011 über die Schaffung von Einheiten und 

Teams für die integrierte kontinuierliche Pflege der psychischen Gesundheit (Unidades e 

Equipas de cuidados Continuados integrados de saúde mental); 

 

g) Dekret Nr. 343/.2015 vom 12. Oktober 2015 über Normen für die stationäre und ambulante 

pädiatrische Versorgung sowie die Entlassungsteams und die pädiatrischen Betreuungsteams 

im Rahmen des nationalen Netzes der integrierten Langzeitpflege (condições de instalação e 

funcionamento das unidades de internamento de cuidados integrados pediátricos e de 

ambulatório pediátricas, bem como as condições a que devem obedecer as equipas de gestão 

de altas e as equipas de cuidados continuados integrados destinadas a cuidados pediátricos da 

Rede Nacional de Cuidados Continuados Integrados); 

 

h) Gesetz Nr. 6/2009 vom 6. September über den Status informeller Pflegepersonen (Estatuto do 

cuidador informell). 

 

RUMÄNIEN 

 

a) Gesetz Nr. 17 vom 6. März 2000 über die Sozialhilfe von Senioren (Legea privind asistenta 

sociala a persoanelor varstnice) mit späteren Änderungen; 

 

b) Gesetz Nr. 448 vom 6. Dezember 2006 über den Schutz und die Förderung der Rechte von 

Menschen mit Behinderungen (Legea privind protectia si promovarea drepturilor persoanelor 

cu handicap) mit späteren Änderungen; 
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c) Sozialhilfegesetz (Legea asistentei sociale) Nr. 292 vom 20. Dezember 2011. 

 

SLOWAKEI 

 

a) Gesetz über soziale Dienstleistungen (Zákon o sociálnych službách) Nr. 448/2008; 

 

b) Gesetz über finanzielle Leistungen für Behinderte (Zákon o peňažných príspevkoch na 

kompenzáciu ťažkého zdravotného postihnutia) Nr. 447/2008; 

 

c) Gesetz über Gesundheitsfürsorge und Gesundheitsdienstleistungen (Zákon o zdravotnej 

starostlivosti a službách súvisiacich s poskytovaním zdravotnej starostlivosti) Nr. 576/2004; 

 

d) Gesetz über Gesundheitsdienstleister, medizinisches Personal und Fachärztekammer (Zákon o 

poskytovateľoch zdravotnej starostlivosti, zdravotníckych pracovníkoch a stavovských 

organizáciách v zdravotníctve) Nr. 578/2004; 

 

e) Gesetz über das Existenzminimum (Zákon o životnom minime) Nr. 601/2003; 

 

f) Familiengesetz (Zákon o rodine) Nr. 36/2005; 

 

g) Gesetz über den sozialen und rechtlichen Schutz von Kindern und soziale Vormundschaft 

(Zákon o sociálno-právnej ochrane detí a sociálnej kuratele) Nr. 305/2005; 

 

h) Gesetz über Sozialarbeit (Zákon o sociálnej práci) Nr. 219/2014. 
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SLOWENIEN 

 

Kein spezifisches Gesetz für die Langzeitpflege 

 

Leistungen bei Pflegebedürftigkeit werden in den nachstehenden Rechtsvorschriften berücksichtigt: 

 

a) Gesetz über die Renten- und Invaliditätsversicherung (Zakon o pokojninskem in invalidskem 

zavarovanju) (Amtsblatt der Republik Slowenien, Nr. 96/2012, und spätere Änderungen); 

 

b) Gesetz über finanzielle Sozialhilfe (Zakon o socialno vartsvenih prejemkih) (Amtsblatt der 

Republik Slowenien, Nr. 61/2010, und spätere Änderungen); 

 

c) Gesetz über die Ausübung des Rechts auf öffentliche Gelder (Zakon o uveljavljanju pravic iz 

javnih sredstev) (Amtsblatt der Republik Slowenien, Nr. 62/2010, und spätere Änderungen); 

 

d) Gesetz über Sozialhilfe (Zakon o socialnem varstvu) (Amtsblatt der Republik Slowenien, 

Nr. 3/2004, amtlicher konsolidierter Text und spätere Änderungen); 

 

e) Gesetz über Elternpflege und Familienleistungen (Zakon o starševskem varstvu in družinskih 

prejemkih) (Amtsblatt der Republik Slowenien, Nr. 110/2006 – amtlicher konsolidierter Text 

und spätere Änderungen); 

 

f) Gesetz über geistige und physiologisch behinderte Personen (Zakon o družbenem varstvu 

duševno in telesno prizadetih oseb) (Amtsblatt der Republik Slowenien, Nr. 41/83, und 

spätere Änderungen); 
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g) Gesetz über Gesundheitsversorgung und Krankenversicherung (Zakon o zdravstvenem 

varstvu in zdravstvenem zavarovanju) (Amtsblatt der Republik Slowenien, Nr. 72/2006 – 

amtlicher konsolidierter Text und spätere Änderungen); 

 

h) Gesetz über Kriegsveteranen (Zakon o vojnih veteranih) (Amtsblatt der Republik Slowenien, 

Nr. 59/06, amtlicher konsolidierter Text und spätere Änderungen); 

 

i) Gesetz über Kriegsversehrte (Zakon o vojnih invalidih) (Amtsblatt der Republik Slowenien, 

Nr. 63/59, amtlicher konsolidierter Text und spätere Änderungen); 

 

j) Haushaltsbilanzgesetz (Zakon za uravnoteženje javnih finance (ZUJF)) (Amtsblatt der 

Republik Slowenien, Nr. 40/2012, und spätere Änderungen); 

 

k) Gesetz zur Regulierung von Transferzahlungen an Einzelpersonen und Haushalte in der 

Republik Slowenien (Zakon o usklajevanju transferjev posameznikom in gospodinjstam v 

Republiki Sloveniji) (Amtsblatt der Republik Slowenien Nr. 114/2006 – amtlicher 

konsolidierter Text und spätere Änderungen). 

 

SPANIEN 

 

a) Gesetz Nr. 39/2006 über die Förderung der persönlichen Autonomie und der Unterstützung 

von Personen in Pflegesituationen vom 14. Dezember 2006, in geänderter Fassung; 

 

b) Ministerialerlass vom 15. April 1969; 
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c) Königliches Dekrets Nr. 1300/95 vom 21. Juli 1995 in der geänderten Fassung; 

 

d) Königliches Dekrets Nr. 1647/97 vom 31. Oktober 1997 in der geänderten Fassung. 

 

SCHWEDEN 

 

a) Sozialhilfegesetz (Socialtjänstlagen (2001: 453)) von 2001; 

 

b) Gesetz über die Gesundheitsversorgung (Hälso- och sjukvårdslag (2017:30)) von 2017. 
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TEIL 3 

 

ZAHLUNGEN, DIE MIT EINEM ZWEIG DER SOZIALEN SICHERHEIT 

VERBUNDEN SIND, DER IN ARTIKEL KSS.3 ABSATZ 1 DIESES PROTOKOLLS 

AUFGEFÜHRT IST, UND DIE ZUR DECKUNG DER HEIZKOSTEN BEI KALTEM WETTER 

ERBRACHT WERDEN 

(Artikel KSS.3 Absatz 4 Buchstabe f dieses Protokolls) 

 

i) VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Heizkostenzuschuss (Social Security Contributions and Benefits Act 1992, Social Fund Winter Fuel 

Payment Regulations 2000, Social Security Contributions and Benefits (Northern Ireland) Act 1992 

and Social Fund Winter Fuel Payment Regulations (Northern Ireland) 2000). 

 

ii) MITGLIEDSTAATEN 

 

DÄNEMARK 

 

a) Gesetz über soziale und staatliche Renten, LBK Nr. 983 vom 23/09/2019; 

 

b) Verordnungen über soziale und staatliche Renten, BEK Nr. 1602 vom 27/12/2019. 

 

 

________________ 
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ANHANG KSS-2 

 

 

BESCHRÄNKUNG DES ANSPRUCHS AUF SACHLEISTUNGEN 

FÜR FAMILIENANGEHÖRIGE VON GRENZGÄNGERN 

 

(gemäß Artikel KSS.16 Absatz 2 dieses Protokolls) 

 

KROATIEN 

 

DÄNEMARK 

 

IRLAND 

 

FINNLAND 

 

SCHWEDEN 

 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

 

__________________ 
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ANHANG KSS-3 

 

 

MEHR RECHTE FÜR RENTNER, DIE IN DEN ZUSTÄNDIGEN STAAT ZURÜCKKEHREN 

 

(Artikel KSS.25 Absatz 2 dieses Protokolls) 

 

ÖSTERREICH 

 

BELGIEN 

 

BULGARIEN 

 

ZYPERN 

 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

FRANKREICH 

 

DEUTSCHLAND 

 

GRIECHENLAND 
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UNGARN 

 

LUXEMBURG 

 

NIEDERLANDE 

 

POLEN 

 

SLOWENIEN 

 

SPANIEN 

 

SCHWEDEN 

 

 

________________ 
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ANHANG KSS-4 

 

 

FÄLLE, IN DENEN AUF DIE ANTEILIGE BERECHNUNG VERZICHTET WIRD 

ODER DIESE KEINE ANWENDUNG FINDET 

 

(Artikel KSS.47 Absätze 4 und 5 dieses Protokolls) 

 

TEIL 1 

 

FÄLLE, IN DENEN NACH ARTIKEL KSS.47 ABSATZ 4 

AUF DIE ANTEILIGE BERECHNUNG VERZICHTET WIRD 

 

ÖSTERREICH 

 

a) Alle Anträge auf Leistungen auf der Grundlage des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

(ASVG) vom 9. September 1955, des gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (GSVG) 

vom 11. Oktober 1978, des Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG) vom 11. Oktober 1978 

und des Sozialversicherungsgesetzes freiberuflich selbstständig Erwerbstätiger (FSVG) vom 

30. November 1978; 

 

b) alle Anträge auf Hinterbliebenenpensionen auf der Grundlage eines Pensionskontos nach dem 

Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) vom 18. November 2004 mit Ausnahme der in Teil 2 

genannten Fälle; 
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c) alle Anträge auf Hinterbliebenenpensionen der österreichischen Landesärztekammern aus der 

Grundversorgung (bzw. Grund-, sowie allfällige Ergänzungsleistung, bzw. Grundpension); 

 

d) alle Anträge auf Hinterbliebenenunterstützung aus dem Versorgungsfonds der 

Österreichischen Tierärztekammer; 

 

e) alle Anträge auf Leistungen aus Witwen- und Waisenpensionen nach den Satzungen der 

Versorgungseinrichtungen der österreichischen Rechtsanwaltskammern Teil A; 

 

f) alle Anträge auf Leistungen nach dem Notarversicherungsgesetz vom 3. Februar 1972 – NVG 

1972. 

 

ZYPERN 

 

Alle Anträge auf Alters-, Witwen- bzw. Witwerrenten. 

 

DÄNEMARK 

 

Alle Rentenanträge, auf die im Gesetz über Sozialrenten Bezug genommen wird, mit Ausnahme der 

in Anhang KSS-5 aufgeführten Renten. 

 

IRLAND 

 

Alle Anträge auf staatliche Rente (Übergangsregelung), (beitragsabhängige) staatliche Rente, 

(beitragsabhängige) Witwenrente und (beitragsabhängige) Witwerrente. 
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LETTLAND 

 

Alle Anträge auf Hinterbliebenenrenten (Gesetz über die staatlichen Renten vom 1. Januar 1996; 

Gesetz über die staatlichen kapitalgedeckten Renten vom 1. Juli 2001). 

 

LITAUEN 

 

Alle Anträge auf Hinterbliebenenrenten im Rahmen der staatlichen Sozialversicherung, die auf der 

Grundlage des Grundbetrags der Hinterbliebenenrente berechnet werden (Gesetz über die Renten 

im Rahmen der staatlichen Sozialversicherung). 

 

NIEDERLANDE 

 

Alle Anträge auf Altersrenten auf der Grundlage des Gesetzes über die allgemeine 

Altersversicherung (AOW). 

 

POLEN 

 

Alle Anträge auf Altersrenten auf der Grundlage des Systems mit Leistungszusage und auf Hinter-

bliebenenrenten, mit Ausnahme der Fälle, in denen die Gesamtlänge der gemäß den Rechts-

vorschriften mehrerer Länder zurückgelegten Versicherungszeiten mindestens 20 Jahre bei Frauen 

und 25 Jahre bei Männern beträgt, die zurückgelegten nationalen Zeiten aber darunter (jedoch nicht 

unter 15 Jahren bei Frauen und 20 Jahren bei Männern) liegen und die Berechnung gemäß den 

Artikeln 27 und 28 des Gesetzes vom 17. Dezember 1998 (Gesetzblatt 2015, Pos. 748) erfolgt. 
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PORTUGAL 

 

Alle Anträge auf Alters- und Hinterbliebenenrente, außer in Fällen, in denen die nach den Rechts-

vorschriften mehrerer Länder zurückgelegten Versicherungszeiten insgesamt 21 Kalenderjahre oder 

mehr betragen, die nationalen Versicherungszeiten jedoch 20 Jahre oder weniger betragen und die 

Berechnung nach den Artikeln 32 und 33 der gesetzesvertretenden Verordnung Nr. 187/2007 vom 

10. Mai 2007 vorgenommen wird, 

 

SLOWAKEI 

 

a) Alle Anträge auf Hinterbliebenenrente (Witwen-, Witwer- und Waisenrente), deren Höhe 

nach den vor dem 1. Januar 2004 geltenden Rechtsvorschriften auf der Grundlage einer zuvor 

an den Verstorbenen gezahlten Rente berechnet wird; 

 

b) alle Anträge auf Renten, die nach dem Gesetz Nr. 461/2003 Slg. über die soziale Sicherheit 

(geänderte Fassung) berechnet werden. 

 

SCHWEDEN 

 

a) Anträge auf Altersrente in Form einer Garantierente (Kapitel 66 und 67 Sozialversicherungs-

gesetz); 

 

b) Anträge auf Altersrente in Form einer Zusatzrente (Kapitel 63 Sozialversicherungsgesetz). 
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VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Alle Anträge auf Altersrente, staatliche Rente gemäß Teil 1 des Pensions Act (Rentengesetz) 2014, 

Witwenleistungen und Trauergeld, mit Ausnahme derjenigen, für die in einem am oder nach dem 

6. April 1975 beginnenden maßgebenden Einkommensteuerjahr 

 

i) die betreffende Person Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten nach den Rechts-

vorschriften sowohl des Vereinigten Königreichs als auch eines Mitgliedstaats zurückgelegt 

hat und eines (oder mehrere) der Steuerjahre kein anspruchswirksames Jahr im Sinne der 

Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs ist; 

 

ii) die Versicherungszeiten, die nach den im Vereinigten Königreich für die vor dem 5. Juli 1948 

geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten zurückgelegt wurden, für die Zwecke 

von Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls in Anwendung der 

Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften eines 

Mitgliedstaats berücksichtigt würden. 

 

Alle Anträge auf Zusatzrenten nach dem Social Security Contributions and Benefits Act (Gesetz 

über Beiträge und Leistungen der sozialen Sicherheit) 1992, Section 44, und dem Social Security 

Contributions and Benefits Act (Northern Ireland) (Gesetz über Beiträge und Leistungen der 

sozialen Sicherheit, Nordirland) 1992, Section 44. 
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TEIL 2 

 

FÄLLE, IN DENEN ARTIKEL KSS.47 ABSATZ 5 ANWENDUNG FINDET. 

 

ÖSTERREICH 

 

a) Alterspensionen und sich aus solchen ableitende Hinterbliebenenpensionen auf der Grundlage 

eines Pensionskontos nach dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) vom 18. November 2004; 

 

b) Pflichtzuwendungen nach § 41 des Bundesgesetzes vom 28. Dezember 2001, BGBl I Nr. 154 

über die Pharmazeutische Gehaltskasse für Österreich; 

 

c) Alters- und vorzeitige Alterspensionen der österreichischen Landesärztekammern aus der 

Grundversorgung (bzw. Grund-, sowie etwaige Ergänzungsleistung, bzw. Grundpension), 

sowie alle Rentenleistungen der österreichischen Landesärztekammern aus der Zusatz-

versorgung (bzw. Zusatzleistung oder Individualpension); 

 

d) Altersunterstützungen aus dem Versorgungsfonds der Österreichischen Tierärztekammer; 

 

e) Leistungen nach den Satzungen der Versorgungseinrichtungen der österreichischen 

Rechtsanwaltskammern Teil A und B mit Ausnahme der Leistungen auf Witwen- und 

Waisenpensionen nach den Satzungen der Versorgungseinrichtungen der österreichischen 

Rechtsanwaltskammern Teil A; 
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f) Leistungen der Wohlfahrtseinrichtungen der Bundeskammer der Architekten und Ingenieur-

konsulenten nach dem österreichischen Ziviltechnikerkammergesetz 1993 und dem Statut der 

Wohlfahrtseinrichtungen, mit Ausnahme der aus den letztgenannten Leistungen abgeleiteten 

Leistungen an Hinterbliebene; 

 

g) Leistungen nach dem Statut der Wohlfahrtseinrichtung der Bundeskammer der Wirtschafts-

treuhänder nach dem Wirtschaftstreuhandberufsgesetz. 

 

BULGARIEN 

 

Altersrenten aus der Zusatzrentenpflichtversicherung nach Titel II Teil II Sozialversicherungs-

gesetzbuch. 

 

KROATIEN 

 

Auf individuellen Kapitalanlagen beruhende Renten aus dem gesetzlichen Rentenversicherungs-

system nach dem Gesetz über obligatorische und freiwillige Pensionsfonds (OG 49/99, in der 

jeweils geltenden Fassung) und dem Gesetz über Rentenversicherungs-Gesellschaften und über 

Rentenzahlungen auf der Grundlage von individuellen Kapitalanlagen (OG 106/99, in der jeweils 

geltenden Fassung), außer in den in den Artikeln 47 und 48 des Gesetzes über obligatorische und 

freiwillige Pensionsfonds genannten Fällen (Hinterbliebenenrenten). 

 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

Renten aus der zweiten Säule, eingerichtet mit dem Gesetz Nr. 426/2011 Slg. zum privaten 

Rentensparen. 
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DÄNEMARK 

 

a) Private Altersvorsorge: 

 

b) Leistungen im Todesfall (erworben auf der Grundlage von Beiträgen zur Arbejdsmarkedets 

Tillægspension (Arbeitsmarkt-Zusatzrente) bezogen auf die Zeit vor dem 1. Januar 2002): 

 

c) Leistungen im Todesfall (erworben auf der Grundlage von Beiträgen zur Arbejdsmarkedets 

Tillægspension (Arbeitsmarkt-Zusatzrente) bezogen auf die Zeit nach dem 1. Januar 2002) 

gemäß dem konsolidierten Gesetz über die dänische Arbeitsmarkt-Zusatzrente 942:2009. 

 

ESTLAND 

 

Auf Pflichtbeiträgen beruhendes Rentenversicherungssystem. 

 

FRANKREICH 

 

Grund- oder Zusatzsysteme, in denen die Altersrenten nach Punkten berechnet werden. 

 

UNGARN 

 

Rentenleistungen auf der Grundlage einer Mitgliedschaft in einem privaten Rentenfonds. 
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LETTLAND 

 

Altersrenten (Gesetz über die staatlichen Renten vom 1. Januar 1996; Gesetz über die staatlichen 

kapitalgedeckten Renten vom 1. Juli 2001). 

 

POLEN 

 

Altersrenten auf der Grundlage des Systems mit Beitragszusage. 

 

PORTUGAL 

 

Zusatzrenten gemäß der gesetzesvertretenden Verordnung Nr. 26/2008 vom 22. Februar 2008 

(öffentliches kapitalfundiertes System). 

 

SLOWAKEI 

 

Pflichtsparen für die Altersrente. 

 

SLOWENIEN 

 

Rente aus der Pflichtzusatzrentenversicherung. 
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SCHWEDEN 

 

Altersrente in Form einer einkommensbezogenen Rente und einer Prämienrente (Kap. 62 und 64 

Sozialversicherungsgesetz). 

 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Gestaffelte Leistungen bei Alter, die nach dem National Insurance Act (nationales Versicherungs-

gesetz) 1965, Sections 36 und 37, und nach dem National Insurance Act (Northern Ireland) 

(nationales Versicherungsgesetz, Nordirland) 1966, Sections 35 und 36, gezahlt werden. 

 

 

________________ 
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ANHANG KSS-5 

 

 

LEISTUNGEN UND ABKOMMEN, DIE ES ERMÖGLICHEN, 

ARTIKEL KSS.49 ANZUWENDEN 

 

I. Leistungen nach Artikel KSS.49 Absatz 2 Buchstabe a dieses Protokolls, deren Höhe von der 

Dauer der zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten unabhängig ist 

 

DÄNEMARK 

 

Der volle Satz der dänischen Volksaltersrente, auf die Personen nach zehnjähriger Wohnzeit 

Anspruch haben, denen spätestens ab 1. Oktober 1989 eine Rente gewährt worden ist. 

 

FINNLAND 

 

Nationale Renten und Renten des Ehegatten, die nach den Übergangsbestimmungen 

festgesetzt und vor dem 1. Januar 1994 bewilligt wurden (Gesetz über die Durchführung des 

Finnischen Rentengesetzes 569/2007). 

 

Der zusätzliche Betrag der Kinderrente bei der Berechnung unabhängiger Leistungen nach 

dem Finnischen Rentengesetz (Finnisches Rentengesetz 568/2007). 
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FRANKREICH 

 

Invaliditätsrente für Witwer oder Witwe im Rahmen des allgemeinen Systems der sozialen 

Sicherheit oder des Systems der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, wenn sie auf der 

Grundlage der Invaliditätsrente des verstorbenen Ehegatten berechnet wird, die gemäß 

Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe a berechnet wird. 

 

GRIECHENLAND 

 

Leistungen nach dem Gesetz Nr. 4169/1961 über das landwirtschaftliche Versicherungs-

system (OGA). 

 

NIEDERLANDE 

 

Gesetz vom 21. Dezember 1995 über die allgemeine Hinterbliebenenversicherung (ANW). 

 

Gesetz vom 10. November 2005 über Arbeit und Einkommen entsprechend der 

Erwerbsfähigkeit (WIA). 

 

SPANIEN 

 

Die nach dem allgemeinen System und Sondersystemen gewährten Hinterbliebenenrenten, 

mit Ausnahme des Sondersystems für Bedienstete. 

 

SCHWEDEN 

 

Einkommensabhängige Ausgleichszahlungen bei Krankheit und einkommensabhängige 

Ausgleichszahlungen bei verminderter Erwerbsfähigkeit (Kap. 34 Sozialversicherungsgesetz). 
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Garantierente und garantierte Ausgleichszahlungen, die die volle staatliche Rente im Sinne 

der vor dem 1. Januar 1993 geltenden Vorschriften über die staatliche Rente ersetzt haben, 

und volle staatliche Rente, die nach den Übergangsbestimmungen der nach diesem Zeitpunkt 

geltenden Rechtsvorschriften gezahlt wird. 

 

II. Leistungen im Sinne des Artikels KSS.49 Absatz 2 Buchstabe b dieses Protokolls, deren 

Betrag nach Maßgabe einer als zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und einem 

späteren Zeitpunkt zurückgelegt betrachteten fiktiven Zeit bestimmt wird. 

 

FINNLAND 

 

Erwerbsrenten, bei denen nach der finnischen Gesetzgebung auf zukünftige Zeiträume 

abgestellt wird. 

 

DEUTSCHLAND 

 

Hinterbliebenenrenten, bei denen eine Zurechnungszeit berücksichtigt wird; 

 

Altersrenten, bei denen eine bereits erworbene Zurechnungszeit berücksichtigt wird. 

 

ITALIEN 

 

Die italienischen Erwerbsunfähigkeitsrenten („inabilità“). 
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LETTLAND 

 

Hinterbliebenenrente, die auf der Grundlage von vorausgesetzten Versicherungszeiten 

berechnet wird (Artikel 23 Absatz 8 des Gesetzes über die staatlichen Renten vom 

1. Januar 1996). 

 

LITAUEN 

 

a) Arbeitsunfähigkeitsrente der staatlichen Sozialversicherung, die nach dem Gesetz über 

staatliche Sozialversicherungsrenten gezahlt wird; 

 

b) Hinterbliebenenrente und Waisenrente der staatlichen Sozialversicherung, die auf der 

Grundlage der Arbeitsunfähigkeitsrente berechnet wird, die der verstorbenen Person 

nach dem Gesetz über staatliche Sozialversicherungsrenten gezahlt wurde. 

 

LUXEMBURG 

 

Hinterbliebenenrenten 

 

SLOWAKEI 

 

Aus der Invaliditätsrente abgeleitete slowakische Hinterbliebenenrente. 
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SPANIEN 

 

Altersrenten nach dem Sondersystem für Bedienstete gemäß Titel I der Neufassung des 

Gesetzes über die Pensionslasten des Staates, wenn der Berechtigte bei Eintritt des 

Versicherungsfalls im aktiven öffentlichen Dienst stand oder ihm eine Gleichstellung gewährt 

wird; Hinterbliebenenrenten (für Witwen/Witwer, Waisen und Angehörige) nach Titel I der 

Neufassung des Gesetzes über die Pensionslasten des Staates, wenn der Bedienstete zum 

Zeitpunkt seines Todes im aktiven Dienst stand oder ihm eine Gleichstellung gewährt wurde. 

 

SCHWEDEN 

 

Ausgleichszahlungen bei Krankheit und Ausgleichszahlungen bei verminderter 

Erwerbsfähigkeit in Form einer Garantieleistung (Kap. 35 Sozialversicherungsgesetz); 

 

Hinterbliebenenrente, die auf der Grundlage von angerechneten Versicherungszeiten 

berechnet wird (Kap. 76–85 Sozialversicherungsgesetz). 

 

III. Abkommen im Sinne des Artikels KSS.49 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i dieses Protokolls zur 

Vermeidung der zwei- oder mehrfachen Anrechnung ein und derselben Zeit: 

 

Das Abkommen zwischen der Republik Finnland und der Bundesrepublik Deutschland vom 

28. April 1997 über soziale Sicherheit. 

 

Das Abkommen zwischen der Republik Finnland und dem Großherzogtum Luxemburg vom 

10. November 2000 über soziale Sicherheit. 

 

Nordisches Abkommen über soziale Sicherheit vom 18. August 2003. 

 

 

________________ 
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ANHANG KSS-6 

 

 

BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR DIE ANWENDUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN 

DER MITGLIEDSTAATEN UND DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 

 

(Artikel KSS.3 Absatz 2, Artikel KSS.51 Absatz 1 und Artikel KSS.66) 

 

 

ÖSTERREICH 

 

1. Zum Zweck des Erwerbs von Pensionsversicherungszeiten wird der Besuch einer Schule oder 

einer vergleichbaren Bildungseinrichtung in einem anderen Staat als gleichwertig mit dem 

Besuch einer Schule oder einer Bildungseinrichtung nach § 227 Absatz 1 Nummer 1 und 

§ 228 Absatz 1 Nummer 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), § 116 

Absatz 7 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (GSVG) und § 107 Absatz 7 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (BSVG) anerkannt, wenn die betreffende Person zu 

irgendeinem Zeitpunkt den österreichischen Rechtsvorschriften aufgrund der Ausübung einer 

Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit unterlag und die nach § 227 Absatz 3 des 

ASVG, § 116 Absatz 9 des GSVG sowie § 107 Absatz 9 des BSVG vorgesehenen 

Sonderbeiträge zum Erwerb derartiger Ausbildungszeiten entrichtet werden. 
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2. Für die Berechnung der anteiligen Leistung nach Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses 

Protokolls werden besondere Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höherversicherung und der 

knappschaftliche Leistungszuschlag nach den österreichischen Rechtsvorschriften nicht 

berücksichtigt. In diesen Fällen wird die ohne diese Leistungsteile berechnete anteilige 

Leistung gegebenenfalls um die ungekürzten besonderen Steigerungsbeträge für Beiträge zur 

Höherversicherung und um den knappschaftlichen Leistungszuschlag erhöht. 

 

3. Sind nach Artikel KSS.7 dieses Protokolls Ersatzzeiten in der österreichischen Pensions-

versicherung entstanden, ohne dass für diese eine Bemessungsgrundlage nach §§ 238 und 239 

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), §§ 122 und 123 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes (GSVG) und §§ 113 und 114 des Bauern-Sozialversicherungs-

gesetzes (BSVG) gebildet werden kann, ist für diese Zeiten die Bemessungsgrundlage für 

Zeiten der Kindererziehung nach § 239 ASVG, § 123 GSVG und § 114 BSVG 

heranzuziehen. 

 

BULGARIEN 

 

Artikel 33 Absatz 1 des bulgarischen Krankenversicherungsgesetzes gilt für alle Personen, für die 

Bulgarien nach Titel III Kapitel 1 dieses Protokolls der zuständige Mitgliedstaat ist. 

 

ZYPERN 

 

Zur Durchführung der Artikel KSS.7, KSS.46 und KSS.56 dieses Protokolls wird für jeden 

Zeitraum, der am oder nach dem 6. Oktober 1980 beginnt, eine Versicherungswoche nach dem 

Recht der Republik Zypern bestimmt, indem das versicherbare Gesamteinkommen in dem 

betreffenden Zeitraum durch den wöchentlichen Betrag des versicherbaren Grundeinkommens in 

dem betreffenden Beitragsjahr geteilt wird, vorausgesetzt, die auf diese Weise ermittelte Anzahl 

von Wochen übersteigt nicht die Anzahl der Kalenderwochen dieses Zeitraums. 
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TSCHECHISCHE REPUBLIK 

 

Für die Zwecke der Definition der Familienangehörigen gemäß Artikel KSS.1 Buchstabe s dieses 

Protokolls umfasst der Begriff „Ehegatte“ eingetragene Lebenspartner im Sinne des tschechischen 

Gesetzes Nr. 115/2006 Slg. über eingetragene Partnerschaft. 

 

DÄNEMARK 

 

1. a) Für die Berechnung der Renten nach dem „lov om social pension“ (Gesetz über Sozial-

renten) gelten die von einem Grenzgänger oder einem Arbeitnehmer, der sich zur 

Verrichtung von Saisonarbeit nach Dänemark begeben hat, nach dänischen Rechtsvor-

schriften zurückgelegten Beschäftigungszeiten oder Zeiten selbstständiger Tätigkeit als 

von dem hinterbliebenen Ehegatten in Dänemark zurückgelegte Wohnzeiten, sofern der 

hinterbliebene Ehegatte während dieser Zeiten mit dem oben erwähnten Arbeitnehmer 

verheiratet war, und zwar ohne Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft oder 

tatsächliches Getrenntleben wegen Unverträglichkeit, und in einem anderen Staat 

wohnhaft war. Im Sinne dieses Buchstabens bezeichnet der Ausdruck „Saisonarbeit“ 

jahreszeitlich bedingte Arbeit, die jedes Jahr erneut anfällt. 

 

b) Für die Berechnung der Renten nach dem „lov om social pension“ (Gesetz über 

Sozialrenten) gelten die von einer Person, auf die Buchstabe a nicht zutrifft, vor 

1. Januar 1984 nach dänischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beschäftigungs-

zeiten oder Zeiten selbstständiger Tätigkeit als von dem hinterbliebenen Ehegatten in 

Dänemark zurückgelegte Wohnzeiten, sofern der hinterbliebene Ehegatte während 

dieser Zeiten mit dem Betreffenden verheiratet war, und zwar ohne Aufhebung der 

häuslichen Gemeinschaft oder tatsächliches Getrenntleben wegen Unverträglichkeit, 

und in einem anderen Staat wohnhaft war. 
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c) Nach den Buchstaben a und b zu berücksichtigende Zeiten bleiben jedoch außer 

Betracht, wenn sie mit Zeiten, die bei der Berechnung der der betreffenden Person nach 

den Rechtsvorschriften über die Pflichtversicherung eines anderen Staates geschuldeten 

Rente berücksichtigt werden, oder mit Zeiten zusammentreffen, während deren die 

betreffende Person eine Rente nach diesen Rechtsvorschriften erhielt. Diese Zeiten sind 

jedoch zu berücksichtigen, wenn der jährliche Betrag der genannten Rente weniger als 

die Hälfte des Grundbetrags der Sozialrente ausmacht. 

 

2. a) Ungeachtet des Artikels KSS.7 dieses Protokolls haben Personen, die nicht in einem 

oder mehreren Staaten erwerbstätig waren, nur dann Anspruch auf eine dänische 

Sozialrente, wenn sie ihren ständigen Wohnsitz vorbehaltlich der nach den dänischen 

Rechtsvorschriften geltenden Altersgrenzen seit mindestens drei Jahren in Dänemark 

haben oder zu einem früheren Zeitpunkt mindestens drei Jahre lang in Dänemark hatten. 

Vorbehaltlich des Artikels KSS.5 dieses Protokolls gilt Artikel KSS.8 dieses Protokolls 

nicht für eine dänische Sozialrente, auf die diese Personen Anspruch erworben haben. 

 

b) Die in Buchstabe a genannten Bestimmungen gelten nicht für den Anspruch auf eine 

dänische Sozialrente von Familienangehörigen von Personen, die in Dänemark 

erwerbstätig sind oder waren, oder für Studierende und deren Familienangehörige. 

 

3. Die dänische Überbrückungsleistung für Arbeitslose, die zu ledighedsydelse, einer flexiblen 

Arbeitsmaßnahme, zugelassen worden sind (Gesetz Nr. 455 vom 10. Juni 1997), fällt unter 

Titel III Kapitel 6 dieses Protokolls. 
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4. Hat der Empfänger einer dänischen Sozialrente ebenfalls Anspruch auf eine Hinterbliebenen-

rente aus einem anderen Staat, so gelten diese Renten für die Anwendung der dänischen 

Rechtsvorschriften als Leistungen gleicher Art im Sinne des Artikels KSS.48 Absatz 1 dieses 

Protokolls, wobei jedoch die Person, deren Versicherungs- oder Wohnzeiten der Berechnung 

der Hinterbliebenenrente zugrunde liegen, ebenfalls einen Anspruch auf eine dänische 

Sozialrente erworben haben muss. 

 

ESTLAND 

 

Für die Berechnung des Erziehungsgeldes wird in Bezug auf die Beschäftigungszeiten in einem 

anderen Staat davon ausgegangen, dass der gleiche durchschnittliche Sozialsteuerbetrag wie für die 

damit zusammengerechneten Beschäftigungszeiten in Estland gezahlt wurde. Wenn eine Person im 

Bezugsjahr ausschließlich in anderen Staaten gearbeitet hat, wird als Grundlage für die Berechnung 

der Leistung die zwischen dem Bezugsjahr und dem Mutterschaftsurlaub in Estland gezahlte 

durchschnittliche Sozialsteuer herangezogen. 

 

FINNLAND 

 

1. Zur Feststellung der Anspruchsberechtigung und zur Berechnung der Höhe der staatlichen 

finnischen Rente nach Artikel KSS.47, KSS.48 and 49 dieses Protokolls werden Renten-

ansprüche, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates erworben wurden, ebenso 

behandelt wie Rentenansprüche, die nach finnischen Rechtsvorschriften erworben wurden. 
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2. Ist Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i zur Berechnung des Entgelts für die nach 

den finnischen Rechtsvorschriften über Erwerbsrenten gutgeschriebene Zeit anzuwenden und 

hat die betreffende Person während eines Teils des Referenzzeitraums nach den finnischen 

Rechtsvorschriften in einem anderen Staat Versicherungszeiten aufgrund einer Beschäftigung 

oder einer selbstständigen Tätigkeit zurückgelegt, entspricht das Entgelt für die 

gutgeschriebene Zeit der Summe des Entgelts während des in Finnland zurückgelegten Teils 

des Referenzzeitraums, geteilt durch die Anzahl der im Referenzzeitraum in Finnland 

zurückgelegten Versicherungsmonate. 

 

FRANKREICH 

 

1. Für Personen, die in den französischen Departements Haut-Rhin, Bas-Rhin und Moselle 

wohnhaft sind und nach Artikel KSS.15 oder Artikel KSS.24 dieses Protokolls Sach-

leistungen in Frankreich erhalten, schließen die für den Träger eines anderen Staates, der für 

die Übernahme der Kosten zuständig ist, gewährten Sachleistungen die Leistungen der 

allgemeinen Krankenkasse und der gesetzlichen örtlichen Zusatzkrankenversicherung der 

Region Alsace-Moselle ein. 

 

2. Die für noch oder vormals Beschäftigte oder selbstständig Tätige geltenden französischen 

Rechtsvorschriften umfassen für die Anwendung von Titel III Kapitel 5 dieses Protokolls die 

Altersgrundversicherung(en) und die zusätzliche(n) Rentenversicherung(en), die für die 

betreffende Person gegolten haben. 

 

DEUTSCHLAND 

 

1. Ungeachtet des Artikels KSS.6 Buchstabe a dieses Protokolls und § 5 Absatz 4 Nummer 1 

Sozialgesetzbuch (SGB) VI kann eine Person, die eine Vollrente wegen Alters nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates erhält, beantragen, in der deutschen 

Rentenversicherung pflichtversichert zu werden. 
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2. Ungeachtet des Artikels KSS.6 Buchstabe a dieses Protokolls und § 7 SGB VI kann eine 

Person, die in einem anderen Staat pflichtversichert ist oder eine Altersrente nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates erhält, der freiwilligen Versicherung in Deutschland 

beitreten. 

 

3. Für die Zwecke der Gewährung von Geldleistungen nach § 47 Absatz 1 SGB V, § 47 

Absatz 1 SGB VII und § 200 Absatz 2 Reichsversicherungsordnung an Versicherte, die in 

einem anderen Staat wohnhaft sind, berechnen die deutschen Sozialversicherungen das 

Nettoarbeitsentgelt, das zur Berechnung der Leistungen herangezogen wird, als würde die 

versicherte Person in Deutschland wohnhaft sein, es sei denn, diese beantragt, dass die 

Leistungen auf der Grundlage ihres tatsächlichen Nettoarbeitsentgelts berechnet werden. 

 

4. Staatsangehörige anderer Staaten, die ihren Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 

Deutschlands haben und die allgemeinen Voraussetzungen der deutschen Rentenversicherung 

erfüllen, können nur dann freiwillig Rentenbeiträge bezahlen, wenn sie zu irgendeinem Zeit-

punkt in der Vergangenheit bereits in der deutschen Rentenversicherung freiwillig versichert 

oder pflichtversichert waren; dies gilt auch für Staatenlose und Flüchtlinge, die ihren Wohnort 

oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Staat haben. 

 

5. Die pauschale Anrechnungszeit nach § 253 SGB VI wird ausschließlich nach den in 

Deutschland zurückgelegten Zeiten festgelegt. 

 

6. In den Fällen, in denen für die Neuberechnung einer Rente die am 31. Dezember 1991 

geltenden Vorschriften des deutschen Rentenrechts anzuwenden sind, gelten für die 

Anrechnung deutscher Ersatzzeiten ausschließlich die deutschen Rechtsvorschriften. 
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7. Die deutschen Rechtsvorschriften über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, für die nach 

deutschem Fremdrentengesetz eine Entschädigung zu zahlen ist, und über Leistungen für 

Versicherungszeiten, die nach dem Fremdrentengesetz in den in § 1 Absatz 2 Unterabsatz 3 

des Bundesvertriebenengesetzes genannten Gebieten anzurechnen sind, gelten weiterhin im 

Anwendungsbereich dieses Protokolls, ungeachtet des § 2 des Fremdrentengesetzes. 

 

8. Zur Berechnung des theoretischen Betrags gemäß Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b 

Ziffer i dieses Protokolls bei Leistungen der berufsständischen Versorgungseinrichtungen für 

kammerfähige Freie Berufe legt der zuständige Träger für jedes Versicherungsjahr, das nach 

den Rechtsvorschriften anderer Staaten zurückgelegt wurde, die während der Mitgliedschafts-

zeit beim zuständigen Träger durch Beitragszahlung erworbene durchschnittliche jährliche 

Rentenanwartschaft zugrunde. 

 

GRIECHENLAND 

 

1. Das Gesetz Nr. 1469/84 über die freiwillige Rentenversicherung für griechische Staats-

angehörige und Ausländer griechischer Abstammung gilt für Angehörige anderer Staaten, 

Staatenlose und Flüchtlinge, wenn die Betroffenen ungeachtet ihres Wohn- oder Aufenthalts-

orts zu irgendeinem Zeitpunkt in der Vergangenheit in der griechischen Rentenversicherung 

freiwillig versichert oder pflichtversichert waren. 

 

2. Ungeachtet des Artikels KSS.6 Buchstabe a dieses Protokolls und des Artikels 34 des 

Gesetzes 1140/1981 können Personen, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates 

eine Rente aufgrund von Arbeitsunfällen oder von Berufskrankheiten beziehen, einen Antrag 

auf eine Pflichtversicherung nach den vom OGA angewandten Rechtsvorschriften stellen, 

sofern diese Personen eine unter den Anwendungsbereich dieser Rechtsvorschriften fallende 

Tätigkeit ausüben. 
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IRLAND 

 

1. Bei der Berechnung des Wochenarbeitsentgelts eines Versicherten für die Gewährung der 

Leistung bei Krankheit oder bei Arbeitslosigkeit nach den irischen Rechtsvorschriften wird 

abweichend von Artikel KSS.19 Absatz 2 und Artikel KSS.57 dieses Protokolls diesem 

Versicherten für jede als Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates 

während des betreffenden Bezugsjahrs zurückgelegte Beschäftigungswoche ein Betrag in 

Höhe des in diesem Jahr geltenden durchschnittlichen Wochenarbeitsentgelts eines 

Beschäftigten angerechnet. 

 

MALTA 

 

Besondere Vorschriften für Bedienstete 

 

a) Personen, die nach dem Gesetz über die Streitkräfte (Malta Armed Forces Act; Kapitel 220 

der maltesischen Gesetze), dem Gesetz über die Polizei (Police Act; Kapitel 164 der 

maltesischen Gesetze) und dem Gesetz über die Gefängnisse (Prisons Act; Kapitel 260 der 

maltesischen Gesetze) beschäftigt sind, werden ausschließlich für die Zwecke der Anwendung 

der Artikel KSS.43 und KSS.55 dieses Protokolls als Bedienstete behandelt. 

 

b) Renten, die nach den genannten Gesetzen und der Rentenverordnung (Kapitel 93 der 

maltesischen Gesetze) zu zahlen sind, gelten ausschließlich für die Zwecke von Artikel KSS.1 

Buchstabe cc dieses Protokolls als „Sondersysteme für Bedienstete“. 
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NIEDERLANDE 

 

1. Krankenversicherung 

 

a) In Bezug auf den Anspruch auf Sachleistungen sind nach den niederländischen 

Rechtsvorschriften zur Durchführung des Titels III Kapitel 1 und 2 dieses Protokolls 

unter Leistungsberechtigten zu verstehen: 

 

i) Personen, die nach Artikel 2 des Zorgverzekeringswet (Krankenversicherungs-

gesetz) dazu verpflichtet sind, sich bei einem Krankenversicherungsträger zu 

versichern, und 

 

ii) soweit nicht bereits unter Ziffer i erfasst, Familienangehörige von im aktiven 

Dienst tätigen Soldaten, die in einem anderen Staat wohnen, und Personen, die in 

einem anderen Staat wohnen und nach diesem Protokoll Anspruch auf 

medizinische Versorgung in ihrem Wohnstaat haben, wobei die Kosten von den 

Niederlanden getragen werden. 

 

b) Die in Nummer 1 Buchstabe a Ziffer i genannten Personen müssen sich gemäß den 

Bestimmungen des Zorgverzekeringswet (Krankenversicherungsgesetz) bei einem 

Krankenversicherungsträger versichern, und die in Nummer 1 Buchstabe a Ziffer ii 

genannten Personen müssen sich beim College voor zorgverzekeringen 

(Krankenversicherungsanstalt) eintragen lassen. 

 

c) Die Vorschriften des Zorgverzekeringswet (Krankenversicherungsgesetz) und des 

Algemene Wet Bijzondere Ziektekosten (Allgemeines Gesetz über außergewöhnliche 

Krankheitskosten) über die Beitragspflicht gelten für die unter Buchstabe a genannten 

Leistungsberechtigten und ihre Familienangehörigen. Bezüglich der Familienangehöri-

gen werden die Beiträge bei der Person erhoben, von der sich der Krankenversiche-

rungsanspruch ableitet, ausgenommen die Familienangehörigen von militärischem Per-

sonal, die in einem anderen Staat leben, von denen die Beiträge direkt erhoben werden. 
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d) Die Vorschriften des Zorgverzekeringswet (Krankenversicherungsgesetz) über den zu 

späten Abschluss einer Versicherung gelten entsprechend bei einer zu späten Eintragung 

der in Buchstabe a Ziffer ii genannten Personen beim College voor Zorgverzekeringen 

(Verband der Krankenversicherungsträger). 

 

e) Personen, die aufgrund der Rechtsvorschriften eines anderen Staates als der Niederlande 

leistungsberechtigt sind und die in den Niederlanden wohnhaft sind oder sich dort 

vorübergehend aufhalten, haben Anspruch auf Sachleistungen gemäß dem den eigenen 

Versicherten gebotenen Versicherungsschutz durch den Träger des Wohnorts bzw. des 

Aufenthaltsorts nach den Artikeln 11 Absätze 1, 2 und 3 und Artikel 19 Absatz 1 des 

Zorgverzekeringswet (Krankenversicherungsgesetzes) sowie auf Sachleistungen nach 

dem Algemene Wet Bijzondere Ziektekosten (Allgemeines Gesetz über 

außergewöhnliche Krankheitskosten). 

 

f) Für die Zwecke der Artikel KSS.21 bis KSS.27 dieses Protokolls werden neben den 

Renten nach Titel III Kapitel 4 und 5 dieses Protokolls, folgende Leistungen wie Renten 

behandelt, die nach den niederländischen Rechtsvorschriften geschuldet werden: 

 

– Versorgungsbezüge nach dem Gesetz vom 6. Januar 1966 über Renten für Beamte 

und ihre Hinterbliebenen (Algemene burgerlijke pensioenwet) (Allgemeines 

Beamtenversorgungsgesetz), 

 

– Versorgungsbezüge nach dem Gesetz vom 6. Oktober 1966 über Renten für 

Angehörige der Streitkräfte und ihre Hinterbliebenen (Algemene militaire 

pensioenwet) (Allgemeines Soldatenversorgungsgesetz), 
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– Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit nach dem Gesetz vom 7. Juni 1972 über 

Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit für Angehörige der Streitkräfte (Wet 

arbeidsongeschiktheidsvoorziening militairen) (Gesetz über die Soldaten-

versorgung bei Arbeitsunfähigkeit), 

 

– Versorgungsbezüge nach dem Gesetz vom 15. Februar 1967 über Renten für 

Bedienstete der NV Nederlandse Spoorwegen (niederländischen Eisenbahnen) 

und ihre Hinterbliebenen (Spoorwegpensioenwet) (Eisenbahner-Versorgungs-

gesetz), 

 

– Versorgungsleistungen nach der Regelung Dienstvoorwaarden Nederlandse 

Spoorwegen (Regelung über die Arbeitsbedingungen bei den niederländischen 

Eisenbahnen), 

 

– Leistungen wegen Ruhestands vor Vollendung des 65. Lebensjahres aufgrund 

einer Ruhestandsregelung, die die Versorgung von ehemaligen Arbeitnehmern im 

Alter zum Ziel hat, oder Leistungen für ein verfrühtes Ausscheiden aus dem 

Arbeitsmarkt infolge einer staatlichen oder tarifvertraglichen Regelung für 

Personen von mindestens 55 Jahren, 

 

– Leistungen, die an Soldaten und Beamte aufgrund einer Regelung bei Entlassung, 

Versetzung in den Ruhestand und bei vorzeitigem Eintritt in den Ruhestand 

gezahlt werden. 
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g) Für die Zwecke von Artikel KSS.16 Absatz 1 dieses Protokolls haben die in Nummer 1 

Buchstabe a Ziffer ii dieses Absatzes genannten Personen, die sich vorübergehend in 

den Niederlanden aufhalten, Anspruch auf Sachleistungen gemäß dem den eigenen 

Versicherten gebotenen Versicherungsschutz durch den Träger des Aufenthaltsorts nach 

Artikel 11 Absätze 1, 2 und 3 und Artikel 19 Absatz 1 des Zorgverzekeringswet 

(Krankenversicherungsgesetz) sowie auf Sachleistungen nach dem Algemene Wet 

Bijzondere Ziektekosten (Allgemeines Gesetz über außergewöhnliche 

Krankheitskosten). 

 

2. Anwendung des Algemene Ouderdomswet (AOW) (allgemeines Altersrentengesetz) 

 

a) Die Kürzung nach Artikel 13 Absatz 1 des AOW (allgemeines Altersrentengesetz) wird 

nicht auf Kalenderjahre vor dem 1. Januar 1957 angewandt, in denen der Berechtigte, 

der die Voraussetzungen für die Anrechnung dieser Jahre als Versicherungszeiten nicht 

erfüllt, 

 

– zwischen dem vollendeten 15. und dem vollendeten 65. Lebensjahr in den 

Niederlanden wohnhaft war, 

 

– in denen er zwar in einem anderen Staat wohnhaft war, aber in den Niederlanden 

eine Beschäftigung im Dienst eines in den Niederlanden ansässigen Arbeitgebers 

ausübte oder 

 

– in Zeiten, die als Versicherungszeiten im niederländischen System der sozialen 

Sicherheit angerechnet werden, in einem anderen Staat erwerbstätig war. 

 

In Abweichung von Artikel 7 AOW gilt auch jeder, der nur vor dem 1. Januar 1957 in 

Übereinstimmung mit den oben genannten Bedingungen in den Niederlanden wohnhaft 

war oder gearbeitet hat, als rentenberechtigt. 
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b) Die Kürzung nach Artikel 13 Absatz 1 AOW wird nicht auf Kalenderjahre vor dem 

2. August 1989 angewandt, in denen die verheiratete bzw. die ehemals verheiratete 

Person zwischen ihrem vollendeten 15. und 65. Lebensjahr nicht nach den vorgenannten 

Rechtsvorschriften versichert war und dabei in einem anderen Staat als den 

Niederlanden wohnhaft war, soweit diese Kalenderjahre mit Versicherungszeiten, die 

von ihrem Ehegatten während ihrer gemeinsamen Ehe nach Maßgabe der vorgenannten 

Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, oder mit Kalenderjahren, die nach Nummer 2 

Buchstabe a zu berücksichtigen sind, zusammenfallen. 

 

In Abweichung von Artikel 7 AOW gilt diese Person als rentenberechtigt. 

 

c) Die Kürzung nach Artikel 13 Absatz 2 AOW wird nicht auf Kalenderjahre vor dem 

1. Januar 1957 angewandt, in denen der Ehegatte der rentenberechtigten Person, der die 

Voraussetzungen für die Anrechnung dieser Jahre als Versicherungszeiten nicht erfüllt, 

 

– zwischen dem vollendeten 15. und dem vollendeten 65. Lebensjahr in den 

Niederlanden wohnhaft war oder 

 

– in denen er zwar in einem anderen Staat wohnhaft war, aber in den Niederlanden 

eine Beschäftigung im Dienst eines in den Niederlanden ansässigen Arbeitgebers 

ausübte oder 

 

– in Zeiten, die als Versicherungszeiten im niederländischen System der sozialen 

Sicherheit angerechnet werden, in einem anderen Staat erwerbstätig war. 
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d) Die Kürzung nach Artikel 13 Absatz 2 AOW wird nicht auf Kalenderjahre vor dem 

2. August 1989 angewandt, in denen der Ehegatte der rentenberechtigten Person 

zwischen seinem vollendeten 15. und 65. Lebensjahr in einem anderen Staat als den 

Niederlanden wohnhaft war und nicht nach dem AOW versichert war, soweit diese 

Kalenderjahre mit Versicherungszeiten, die von der rentenberechtigten Person nach 

Maßgabe dieser Rechtsvorschriften während ihrer gemeinsamen Ehe zurückgelegt 

wurden, oder mit Kalenderjahren, die nach Nummer 2 Buchstabe a zu berücksichtigen 

sind, zusammenfallen. 

 

e) Nummer 2 Buchstaben a, b, c und d gelten nicht für Zeiten, die mit folgenden Zeiten 

zusammenfallen: 

 

– Zeiten, die bei der Berechnung der Rentenansprüche nach dem Alters-

versicherungsrecht eines anderen Staates als den Niederlanden berücksichtigt 

werden können, oder 

 

– Zeiten, für die die betreffende Person eine Altersrente nach solchen Rechts-

vorschriften bezogen hat. 

 

Zeiten der freiwilligen Versicherung nach dem System eines anderen Staates werden für 

die Zwecke dieser Nummer nicht berücksichtigt. 

 

f) Nummer 2 Buchstaben a, b, c und d gelten nur, wenn der Betreffende nach dem 

vollendeten 59. Lebensjahr sechs Jahre in einem oder mehreren Staaten wohnhaft war 

und nur solange er im Gebiet eines dieser Staaten wohnhaft ist. 

 

g) In Abweichung von Kapitel IV AOW ist jeder Einwohner eines anderen Staates als der 

Niederlande, dessen Ehegatte nach den dortigen Rechtsvorschriften pflichtversichert ist, 

berechtigt, sich für die Zeiten, in denen der Ehegatte pflichtversichert ist, nach eben 

diesen Rechtsvorschriften freiwillig zu versichern. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 67 

Diese Berechtigung erlischt nicht, wenn die Pflichtversicherung des Ehegatten wegen 

dessen Todes beendet wurde und der Hinterbliebene ausschließlich eine Rente nach 

dem Algemene nabestaandenwet (Gesetz über die allgemeine Hinterbliebenen-

versicherung) erhält. 

 

Das Recht auf freiwillige Versicherung erlischt in jedem Fall an dem Tag, an dem die 

betreffende Person das 65. Lebensjahr vollendet. 

 

Der Beitrag für die freiwillige Versicherung wird gemäß den Bestimmungen des AOW 

über die Festsetzung der Beiträge zur freiwilligen Versicherung festgelegt. Folgt jedoch 

die freiwillige Versicherung auf eine in Nummer 2 Buchstabe b genannte 

Versicherungszeit, so wird der Beitrag gemäß den Bestimmungen des AOW über die 

Festsetzung des Beitrags zur Pflichtversicherung festgelegt, wobei davon ausgegangen 

wird, dass das zu berücksichtigende Einkommen in den Niederlanden bezogen wurde. 

 

h) Die Berechtigung nach Nummer 2 Buchstabe g wird niemandem erteilt, der nach den 

Rechtsvorschriften eines anderen Staates über Renten- oder Hinterbliebenenleistungen 

versichert ist. 

 

i) Wer sich nach Nummer 2 Buchstabe g freiwillig versichern will, muss innerhalb eines 

Jahres nach dem Zeitpunkt, zu dem die Beitrittsvoraussetzungen erfüllt sind, bei der 

Sozialversicherungsanstalt (Sociale Verzekeringsbank) einen entsprechenden Antrag 

stellen. 

 

3. Anwendung des Algemene nabestaandenwet (ANW) (Gesetz über die allgemeine 

Hinterbliebenenversicherung) 

 

a) Hat der überlebende Ehegatte nach Artikel KSS.46 Absatz 3 dieses Protokolls Anspruch 

auf eine Hinterbliebenenrente nach dem ANW (Gesetz über die allgemeine 

Hinterbliebenenversorgung), so wird diese Rente nach Artikel KSS.47 Absatz 1 

Buchstabe b dieses Protokolls berechnet. 
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Für die Anwendung dieser Bestimmungen werden vor dem 1. Oktober 1959 zurück-

gelegte Versicherungszeiten ebenfalls als nach niederländischen Rechtsvorschriften 

zurückgelegte Versicherungszeiten betrachtet, wenn der Versicherte in diesen Zeiten 

nach Vollendung des 15. Lebensjahres: 

 

– in den Niederlanden wohnhaft war oder 

 

– zwar in einem anderen Staat wohnhaft war, aber in den Niederlanden eine 

Beschäftigung im Dienst eines in den Niederlanden ansässigen Arbeitgebers 

ausübte oder 

 

– in Zeiten, die als Versicherungszeiten im niederländischen System der sozialen 

Sicherheit angerechnet werden, in einem anderen Staat erwerbstätig war. 

 

b) Die nach Nummer 3 Buchstabe a zu berücksichtigenden Zeiten, die mit Pflicht-

versicherungszeiten zusammenfallen, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen 

Staates für Hinterbliebenenrenten zurückgelegt wurden, bleiben unberücksichtigt. 

 

c) Für die Zwecke von Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls werden als 

Versicherungszeiten nur Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach den 

niederländischen Rechtsvorschriften nach Vollendung des 15. Lebensjahres 

zurückgelegt wurden. 

 

d) In Abweichung von Artikel 63a Absatz 1 ANW ist ein Einwohner eines anderen Staates 

als der Niederlande, dessen Ehegatte nach dem ANW pflichtversichert ist, berechtigt, 

sich nach dem ANW ausschließlich für die Zeit, in der der Ehegatte pflichtversichert ist, 

freiwillig zu versichern, sofern diese Versicherung am Tag des Beginns der 

Anwendbarkeit dieses Protokolls bereits begonnen hat. 
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Diese Berechtigung erlischt an dem Tag, an dem die Pflichtversicherung des Ehegatten 

nach dem ANW endet, sofern die Pflichtversicherung des Ehegatten nicht infolge seines 

Todes endet oder der Überlebende ausschließlich eine Rente nach dem ANW erhält. 

 

Das Recht auf freiwillige Versicherung erlischt in jedem Fall an dem Tag, an dem die 

betreffende Person das 65. Lebensjahr vollendet. 

 

Der Beitrag für die freiwillige Versicherung wird gemäß den Bestimmungen des ANW 

über die Festsetzung der Beiträge zur freiwilligen Versicherung festgelegt. Folgt jedoch 

die freiwillige Versicherung auf eine in Nummer 2 Buchstabe b genannte 

Versicherungszeit, so wird der Beitrag gemäß den Bestimmungen des ANW über die 

Festsetzung der Beiträge zur Pflichtversicherung festgelegt, wobei davon ausgegangen 

wird, dass das zu berücksichtigende Einkommen in den Niederlanden bezogen wurde. 

 

4. Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über die Arbeitsunfähigkeits-

versicherung 

 

Bei der Berechnung der Leistungen nach dem WAO, dem WIA oder dem WAZ 

berücksichtigen die niederländischen Träger: 

 

– vor dem 1. Juli 1967 in den Niederlanden zurückgelegte Beschäftigungszeiten und 

gleichgestellte Zeiten; 

 

– nach dem WAO zurückgelegte Versicherungszeiten; 
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– nach dem Algemene Arbeidsongeschiktheidswet (Allgemeines Arbeitsunfähigkeits-

gesetz) von der betreffenden Person nach Vollendung des 15. Lebensjahres 

zurückgelegte Versicherungszeiten, sofern sie sich nicht mit den nach dem WAO 

zurückgelegten Versicherungszeiten decken; 

 

– nach dem WAZ zurückgelegte Versicherungszeiten; 

 

– nach dem WIA zurückgelegte Versicherungszeiten. 

 

SPANIEN 

 

1. Für die Zwecke der Durchführung von Artikel KSS.47 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 

dieses Protokolls werden die dem Bediensteten zum Erreichen des Pensionsalters oder zur 

Versetzung in den Ruhestand nach Artikel 31 Nummer 4 der Neufassung des Ley de clases 

pasivas del Estado (Gesetz über die Pensionslasten des Staates) fehlenden Jahre nur dann als 

tatsächliche Dienstjahre angerechnet, wenn der Berechtigte bei Eintritt des dem Anspruch auf 

Hinterbliebenenrente zugrunde liegenden Ereignisses dem Sondersystem für Beamte in 

Spanien angehörte oder einer Tätigkeit nachging, die im Rahmen dieses Systems 

gleichgestellt wird, oder wenn der Berechtigte bei Eintritt des dem Rentenanspruch zugrunde 

liegenden Ereignisses einer Tätigkeit nachging, die erfordert hätte, den Betreffenden in das 

Sondersystem für Beamte und Angehörige der Streitkräfte oder der Justizbehörden 

aufzunehmen, wäre die Tätigkeit in Spanien ausgeübt worden. 

 

2. a) Gemäß Artikel KSS.51 Absatz 1 Buchstabe c wird die theoretische spanische Leistung 

auf der Grundlage der tatsächlichen Beiträge berechnet, die die betreffende Person in 

den Jahren unmittelbar vor der Zahlung des letzten Beitrags zur spanischen 

Sozialversicherung geleistet hat. Sind bei der Berechnung des Rentengrundbetrages die 

in anderen Staaten zurückgelegten Versicherungs- und/oder Wohnzeiten anzurechnen, 

wird die dem Referenzzeitraum zeitlich nächstliegende Beitragsgrundlage in Spanien 

unter Berücksichtigung der Entwicklung des Verbraucherpreisindex auf diese Zeiten 

angewandt. 
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b) Der ermittelte Betrag der Rente wird für Renten gleicher Art um die für jedes folgende 

Jahr errechneten Steigerungs- und Anpassungsbeträge erhöht. 

 

3. In anderen Staaten zurückgelegte Zeiten, die im Sondersystem für Bedienstete und 

Angehörige der Streitkräfte oder der Justizbehörden berücksichtigt werden müssen, werden 

für die Zwecke des Artikels KSS.51 dieses Protokolls genauso behandelt wie die zeitlich 

nächstliegenden Zeiten, die als Bediensteter in Spanien zurückgelegt wurden. 

 

4. Die auf dem Alter beruhenden Zusatzbeträge, nach der zweiten Übergangsbestimmung des 

allgemeinen Gesetzes über soziale Sicherheit, gelten für alle nach diesem Protokoll 

Berechtigten, in deren Namen nach spanischem Recht vor dem 1. Januar 1967 Beiträge 

entrichtet wurden; nach Artikel KSS.6 dieses Protokolls dürfen Versicherungszeiten, die vor 

dem 1. Januar 1967 in einem anderen Staat angerechnet wurden, nicht nur für die Zwecke 

dieses Protokolls den in Spanien entrichteten Beiträgen gleichgestellt werden. Dem 

1. Januar 1967 entspricht im Sondersystem für Seeleute der 1. August 1970 und im 

Sondersystem der sozialen Sicherheit für den Bergbau der 1. April 1969. 

 

SCHWEDEN 

 

1. Die Bestimmungen dieses Protokolls über die Zusammenrechnung von Versicherungs- und 

Wohnzeiten gelten nicht für die Übergangsbestimmungen der schwedischen Rechtsvor-

schriften in Bezug auf den Anspruch auf Mindestrente für Personen, die 1937 und früher 

geboren wurden und vor dem Rentenantrag eine bestimmte Zeit lang in Schweden wohnhaft 

waren (Gesetz 2000:798). 
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2. Für die Berechnung des Einkommens für das einkommensbezogene Krankengeld und das 

Erwerbsausfallgeld gemäß Kapitel 8 des Lag (1962:381) om allmän försäkring (Gesetz über 

die allgemeine Versicherung) gilt Folgendes: 

 

a) Unterlag der Versicherte während des Referenzzeitraums aufgrund einer Beschäftigung 

oder selbstständigen Erwerbstätigkeit auch den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 

anderer Staaten, wird für das dortige Einkommen das während des Teils des Referenz-

zeitraums in Schweden erzielte durchschnittliche Bruttoeinkommen angerechnet, das 

sich aus dem in Schweden erzielten Entgelt, geteilt durch die Zahl der Jahre, während 

der dieses Entgelt erzielt wurde, ergibt. 

 

3. a) Bei der Berechnung des angenommenen Rentenkapitals für eine einkommensbezogene 

Hinterbliebenenrente (Gesetz 2000:461) werden, wenn der nach schwedischem Recht 

vorausgesetzte Erwerb von Rentenanwartschaften für mindestens drei der fünf 

Kalenderjahre, die dem Todesfall vorausgehen (Referenzzeitraum), nicht erfolgt ist, 

auch die in anderen Staaten zurückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt, als 

wenn sie in Schweden zurückgelegt worden wären. Versicherungszeiten in anderen 

Staaten werden auf der Grundlage des Durchschnitts der schwedischen Renten-

bemessungsgrundlage berücksichtigt. Wenn nur ein Jahr in Schweden mit einer 

Rentenbemessungsgrundlage vorliegt, werden alle Versicherungszeiten in anderen 

Staaten mit dem entsprechenden Betrag berücksichtigt. 
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b) Zur Berechnung der fiktiven Rentenpunkte für die Hinterbliebenenrenten bei Todes-

fällen ab dem 1. Januar 2003 werden, wenn die nach den schwedischen Rechtsvor-

schriften verlangten Rentenpunkte für mindestens zwei der vier Jahre, die dem Todes-

fall unmittelbar vorausgehen (Referenzzeitraum), nicht vorliegen, auch die während des 

Referenzzeitraums in einem anderen Staat zurückgelegten Versicherungszeiten 

berücksichtigt; diese Jahre werden auf der Grundlage der gleichen Rentenpunkte 

angerechnet wie das Jahr in Schweden. 

 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

1. Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs gegebenenfalls 

Anspruch auf eine Altersrente, wenn 

 

a) die Beiträge eines früheren Ehepartners angerechnet werden, als handelte es sich um die 

eigenen Beiträge dieser Person, oder 

 

b) die einschlägigen Beitragsvoraussetzungen durch den Ehepartner oder früheren 

Ehepartner dieser Person erfüllt sind, gelten die Bestimmungen des Titels III Kapitel 5 

dieses Protokolls für die Feststellung des Anspruchs nach den Rechtsvorschriften des 

Vereinigten Königreichs jeweils unter der Voraussetzung, dass der Ehegatte oder 

frühere Ehegatte eine Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer oder Selbstständiger ausübt 

oder ausgeübt hat und den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten unterliegt 

oder unterlag. In diesem Fall gelten Bezugnahmen auf „Versicherungszeiten“ in den 

Artikeln KSS.44 bis KSS.55 dieses Protokolls als Bezugnahmen auf die von folgenden 

Personen zurückgelegten Versicherungszeiten: 

 

i) von einem Ehegatten oder früheren Ehegatten, wenn ein Anspruch 

 

– von einer verheirateten Frau oder 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 74 

– von einer Person geltend gemacht wird, deren Ehe auf andere Weise als 

durch den Tod des Ehegatten beendet wurde, oder 

 

ii) von einem früheren Ehegatten, wenn ein Anspruch geltend gemacht wird 

 

– von einem Witwer, der unmittelbar vor Erreichen der Altersgrenze keinen 

Anspruch auf Hinterbliebenengeld für verwitwete Mütter und Väter hat, 

oder 

 

– von einer Witwe, die unmittelbar vor Erreichen des Rentenalters keinen 

Anspruch auf Witwengeld für verwitwete Mütter oder Hinterbliebenengeld 

für verwitwete Mütter und Väter oder Witwenrente hat, die nach 

Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls berechnet wird, und 

zu diesem Zweck ist unter „altersbezogener Witwenrente“ eine Witwenrente 

zu verstehen, die gemäß Section 39 (4) des Social Security Contributions 

and Benefits Act (Gesetz über Beiträge und Leistungen der sozialen 

Sicherheit) 1992 zu einem verminderten Satz gezahlt wird. 

 

2. Für die Zwecke des Artikels KSS.8 dieses Protokolls wird jede Person, die eine Geldleistung 

bei Alter oder für Hinterbliebene, eine Rente aufgrund von Arbeitsunfällen oder Berufs-

krankheiten und Sterbegeld nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs bezieht 

und die sich im Gebiet eines anderen Staates aufhält, während der Dauer dieses Aufenthalts 

als Person betrachtet, die in diesem anderen Staat wohnhaft ist. 
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3. 1. Bei der Berechnung des Entgeltfaktors (earnings factor) zur Feststellung des 

Leistungsanspruchs nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs wird für 

jede nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurückgelegte Woche der 

Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer, die im betreffenden Einkommensteuerjahr im Sinne 

der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs begonnen hat, die betreffende 

Person so angesehen, als habe sie auf der Grundlage eines Entgelts in Höhe von zwei 

Dritteln der Entgeltobergrenze für das betreffende Jahr als Arbeitnehmer (employed 

earner) Beiträge entrichtet oder als habe sie ein entsprechendes Erwerbseinkommen, für 

das Beiträge gezahlt wurden. 

 

2. Für die Zwecke von Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls gilt 

Folgendes: 

 

a) hat eine als Arbeitnehmer beschäftigte Person in einem Einkommensteuerjahr, das 

am oder nach dem 6. April 1975 beginnt, Versicherungs-, Beschäftigungs- oder 

Wohnzeiten ausschließlich in einem Mitgliedstaat zurückgelegt und führt die 

Anwendung von Nummer 1 dieses Absatzes dazu, dass dieses Jahr für die 

Anwendung des Artikels KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i dieses Protokolls 

als anspruchswirksames Jahr im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten 

Königreichs zählt, so wird davon ausgegangen, dass sie in diesem Jahr 

52 Wochen lang in dem Mitgliedstaat versichert gewesen ist; 

 

b) zählt ein am oder nach dem 6. April 1975 beginnendes Einkommensteuerjahr für 

die Anwendung des Artikels KSS.47 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i dieses 

Protokolls nicht als anspruchwirksames Jahr im Sinne der Rechtsvorschriften des 

Vereinigten Königreichs, werden in diesem Jahr zurückgelegte Versicherungs-, 

Beschäftigungs- oder Wohnzeiten außer Acht gelassen. 
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3. Für die Umrechnung eines Entgeltfaktors in Versicherungszeiten wird der Entgeltfaktor, 

der während des betreffenden Einkommensteuerjahres im Sinne der Rechtsvorschriften 

des Vereinigten Königreichs erreicht worden ist, durch die für das betreffende 

Steuerjahr festgesetzte Entgeltuntergrenze geteilt. Das Ergebnis wird als ganze Zahl 

ausgedrückt; Stellen hinter dem Komma bleiben unberücksichtigt. Die so errechnete 

Zahl gilt als Anzahl der nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs 

während dieses Steuerjahres zurückgelegten Versicherungswochen; diese Zahl darf 

jedoch nicht höher als die Anzahl der Wochen sein, während welcher die genannten 

Rechtsvorschriften in diesem Steuerjahr für die Person gegolten haben. 

 

 

_______________ 
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ANHANG KSS-7 

 

 

DURCHFÜHRUNGSTEIL 

 

 

TITEL I 

 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

KAPITEL 1 

 

 

ARTIKEL KSSD.1 

 

Begriffsbestimmungen 

 

(1) Für die Zwecke dieses Anhangs gelten die Begriffsbestimmungen in Artikel KSS.1 dieses 

Protokolls. 

 

(2) Neben den Begriffsbestimmungen nach Absatz 1 bezeichnet der Ausdruck 

 

a) „Zugangsstelle“ eine Stelle, die Folgendes bietet: 

 

i) eine elektronische Kontaktstelle; 
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ii) die automatische Weiterleitung auf der Grundlage der Adresse und 

 

iii) die intelligente Weiterleitung von Daten, gestützt auf eine Software, die eine 

automatische Prüfung und Weiterleitung von Daten (z. B. eine Anwendung 

künstlicher Intelligenz) oder menschliches Eingreifen gestattet; 

 

b) „Verbindungsstelle“ eine von der zuständigen Behörde eines Staates für einen oder 

mehrere der in Artikel KSS.3 dieses Protokolls genannten Zweige der sozialen 

Sicherheit bezeichnete Stelle, die Anfragen und Amtshilfeersuchen für die Zwecke der 

Anwendung dieses Protokolls und dieses Anhangs beantwortet und die die ihr nach 

Titel IV dieses Anhangs zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen hat; 

 

c) „Dokument“ eine von der Art des Datenträgers unabhängige Gesamtheit von Daten, die 

dergestalt strukturiert sind, dass sie elektronisch ausgetauscht werden können und deren 

Mitteilung für die Anwendung dieses Protokolls und dieses Anhangs erforderlich ist; 

 

d) „Strukturiertes elektronisches Dokument“ ein strukturiertes Dokument in einem Format, 

das für den elektronischen Austausch von Informationen zwischen den Staaten 

konzipiert wurde; 

 

e) „elektronische Übermittlung“ die Übermittlung von Daten mittels Geräten für die 

elektronische Verarbeitung (einschließlich digitaler Verdichtung) von Daten über Draht, 

über Funk, auf optischem oder elektromagnetischem Wege; 
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f) „Betrug“ jede bewusste Handlung oder bewusste Unterlassung mit der Absicht, 

entweder 

 

i) Leistungen der sozialen Sicherheit zu erhalten oder eine andere Person in die Lage 

zu versetzen, Leistungen der sozialen Sicherheit zu erhalten, wenn die Voraus-

setzungen für einen Anspruch auf diese Leistungen nach dem Recht des 

betreffenden Staates/der betreffenden Staaten oder diesem Protokoll nicht erfüllt 

sind; oder 

 

ii) die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen zu vermeiden oder es einer anderen 

Person zu ermöglichen, sich der Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen zu 

entziehen, wenn diese nach dem Recht des betreffenden Staates/der betreffenden 

Staaten oder diesem Protokoll vorgeschrieben sind. 

 

 

KAPITEL 2 

 

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT UND DEN DATENAUSTAUSCH 

 

 

ARTIKEL KSSD.2 

 

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs zwischen den Trägern 

 

(1) Für die Zwecke dieses Anhangs beruht der Austausch zwischen Behörden der Staaten, 

Trägern und Personen, die unter dieses Protokoll fallen, auf den Grundsätzen der öffentlichen 

Dienstleistungen, der Effizienz, der aktiven Unterstützung, der schnellen Bereitstellung und 

Zugänglichkeit, einschließlich der elektronischen Zugänglichkeit, insbesondere für Menschen 

mit Behinderung und für ältere Menschen. 
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(2) Die Träger stellen unverzüglich all jene Daten, die zur Begründung und Feststellung der 

Rechte und Pflichten der Personen, für die dieses Protokoll gilt, benötigt werden, zur 

Verfügung oder tauschen diese ohne Verzug aus. Diese Daten werden zwischen den Staaten 

entweder unmittelbar von den Trägern selbst oder mittelbar über die Verbindungsstellen 

übermittelt. 

 

(3) Hat eine Person irrtümlich bei einem Träger im Hoheitsgebiet eines anderen Staates als dem 

Staat, in dem sich der gemäß diesem Anhang bezeichnete Träger befindet, Informationen, 

Dokumente oder Anträge eingereicht, so hat dieser Träger die betreffenden Informationen, 

Dokumente oder Anträge ohne Verzug an den gemäß diesem Anhang bezeichneten Träger 

weiterzuleiten und dabei das Datum anzugeben, an dem sie ursprünglich eingereicht wurden. 

Dieses Datum ist für den letztgenannten Träger maßgeblich. Die Träger eines Staates können 

jedoch weder haftbar gemacht werden noch kann ihre Untätigkeit, die auf die verspätete 

Übermittlung der Informationen, Dokumente oder Anträge von Trägern von Staaten 

zurückzuführen ist, als Entscheidung betrachtet werden. 

 

(4) Werden die Daten mittelbar über die Verbindungsstelle des Empfängerstaats übermittelt, so 

beginnen die Fristen für die Beantwortung eines Antrags an dem Tag, an dem diese 

Verbindungsstelle den Antrag erhalten hat, so als hätte der Träger dieses Staates ihn bereits 

erhalten. 

 

 

ARTIKEL KSSD.3 

 

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs zwischen den betroffenen Personen und den Trägern 

 

(1) Die Staaten stellen sicher, dass den betroffenen Personen die erforderlichen Informationen zur 

Verfügung gestellt werden, um sie über die mit diesem Protokoll und diesem Anhang 

eingeführten Bestimmungen zu unterrichten, damit diese ihre Ansprüche geltend machen 

können. Sie stellen auch benutzerfreundliche Serviceleistungen zur Verfügung. 
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(2) Personen, für die dieses Protokoll gilt, haben dem maßgeblichen Träger die Informationen, 

Dokumente oder Belege zu übermitteln, die für die Feststellung ihrer Situation oder der 

Situation ihrer Familie sowie ihrer Rechte und Pflichten, für die Aufrechterhaltung derselben 

oder für die Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften und ihrer Pflichten nach 

diesen Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

 

(3) Soweit dies für die Anwendung dieses Protokolls und dieses Anhangs erforderlich ist, 

übermitteln die maßgeblichen Träger unverzüglich und in jedem Fall innerhalb der in der 

Sozialgesetzgebung des jeweiligen Staates vorgeschriebenen Fristen den betroffenen 

Personen die Informationen und stellen ihnen die Dokumente aus. 

 

Der entsprechende Träger hat dem Antragsteller, der seinen Wohnort oder Aufenthalt in 

einem anderen Staat hat, seine Entscheidung unmittelbar oder über die Verbindungsstelle des 

Wohn- oder Aufenthaltsstaats mitzuteilen. Lehnt er die Leistungen ab, muss er die Gründe für 

die Ablehnung sowie die Rechtsbehelfe und Rechtsbehelfsfristen angeben. Eine Kopie dieser 

Entscheidung wird den anderen beteiligten Trägern übermittelt. 

 

 

ARTIKEL KSSD.4 

 

Formulare, Dokumente und Verfahren des Datenaustauschs 

 

(1) Vorbehaltlich des Artikels KSSD.75 und der Anlage KSSD-2 werden Struktur, Inhalt und 

Format der Formulare und Dokumente, die im Namen der Staaten zur Durchführung dieses 

Protokolls ausgestellt werden, vom Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen 

Sicherheit vereinbart. 
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(2) Die Übermittlung von Daten zwischen den Trägern oder den Verbindungsstellen kann 

vorbehaltlich der Zustimmung des Sonderausschusses für die Koordinierung der sozialen 

Sicherheit über den elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten erfolgen. Soweit 

die in Absatz 1 genannten Formulare und Dokumente über den elektronischen Austausch von 

Sozialversicherungsdaten ausgetauscht werden, entsprechen sie den für dieses System 

geltenden Vorschriften. 

 

Erfolgt die Übermittlung von Daten zwischen den Trägern oder den Verbindungsstellen nicht 

über den elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten, so wenden die 

maßgeblichen Träger und Verbindungsstellen die für den Einzelfall geeigneten Verfahren an 

und verwenden so weit wie möglich vorzugsweise elektronische Mittel. 

 

(3) Bei der Kommunikation mit den betroffenen Personen wenden die maßgeblichen Träger die 

für den Einzelfall geeigneten Verfahren an und verwenden so weit wie möglich vorzugsweise 

elektronische Mittel. 

 

 

ARTIKEL KSSD.5 

 

Rechtswirkung der in einem anderen Staat ausgestellten Dokumente und Belege 

 

(1) Vom Träger eines Staates ausgestellte Dokumente, in denen der Status einer Person für die 

Zwecke der Anwendung dieses Protokolls und dieses Anhangs bescheinigt wird, sowie die 

Belege, auf deren Grundlage die Dokumente ausgestellt worden sind, sind für die Träger der 

anderen Staaten so lange verbindlich, wie sie nicht von dem Staat, in dem sie ausgestellt 

wurden, widerrufen oder für ungültig erklärt werden. 
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(2) Bei Zweifeln an der Gültigkeit eines Dokuments oder der Richtigkeit des Sachverhalts, der 

den im Dokument enthaltenen Angaben zugrunde liegt, wendet sich der Träger des Staates, 

der das Dokument erhält, an den Träger, der das Dokument ausgestellt hat, und ersucht diesen 

um die notwendige Klarstellung oder gegebenenfalls um den Widerruf dieses Dokuments. 

Der Träger, der das Dokument ausgestellt hat, überprüft die Gründe für die Ausstellung und 

widerruft das Dokument erforderlichenfalls. 

 

(3) Bei Zweifeln an den Angaben der betreffenden Personen, der Gültigkeit eines Dokuments 

oder der Belege oder der Richtigkeit des Sachverhalts, der den darin enthaltenen Angaben 

zugrunde liegt, nimmt der Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts, soweit dies möglich ist, 

nach Absatz 2 auf Verlangen des zuständigen Trägers die nötige Überprüfung dieser Angaben 

oder dieses Dokuments vor. 

 

(4) Erzielen die betreffenden Träger keine Einigung, so können die zuständigen Behörden 

frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt, zu dem der Träger, der das Dokument erhalten 

hat, sein Ersuchen vorgebracht hat, den Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen 

Sicherheit anrufen. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit 

bemüht sich binnen sechs Monaten nach seiner Befassung um eine Annäherung der 

Standpunkte. 
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ARTIKEL KSSD.6 

 

Vorläufige Anwendung der Rechtsvorschriften und vorläufige Gewährung von Leistungen 

 

(1) Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zweier oder mehrerer Staaten eine 

Meinungsverschiedenheit darüber, welche Rechtsvorschriften anzuwenden sind, so unterliegt 

die betreffende Person vorläufig den Rechtsvorschriften eines dieser Staaten, sofern in diesem 

Anhang nichts anderes bestimmt ist, wobei die Rangfolge wie folgt festgelegt wird: 

 

a) den Rechtsvorschriften des Staates, in dem die Person ihrer Beschäftigung oder 

selbstständigen Erwerbstätigkeit tatsächlich nachgeht, wenn die Beschäftigung oder 

selbstständige Erwerbstätigkeit in nur einem Staat ausgeübt wird; 

 

b) den Rechtsvorschriften des Wohnstaats, sofern die betreffende Person einer Be-

schäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit in zwei oder mehr Staaten nachgeht 

und einen Teil ihrer Tätigkeit(en) in dem Wohnstaat ausübt, oder sofern die betreffende 

Person weder beschäftigt ist noch eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt; 

 

c) in allen anderen Fällen den Rechtsvorschriften des Staates, deren Anwendung zuerst 

beantragt wurde, wenn die Person eine Erwerbstätigkeit oder mehrere 

Erwerbstätigkeiten in zwei oder mehr Staaten ausübt. 

 

(2) Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zweier oder mehrerer Staaten eine Meinungs-

verschiedenheit darüber, welcher Träger die Geld- oder Sachleistungen zu gewähren hat, so 

erhält die betreffende Person, die Anspruch auf diese Leistungen hätte, wenn es diese 

Meinungsverschiedenheit nicht gäbe, vorläufig Leistungen nach den vom Träger des Wohn-

orts anzuwendenden Rechtsvorschriften oder – falls die betreffende Person nicht im Hoheits-

gebiet eines der betreffenden Staaten wohnt – Leistungen nach den Rechtsvorschriften, die 

der Träger anwendet, bei dem der Antrag zuerst gestellt wurde. 
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(3) Erzielen die betreffenden Träger oder Behörden keine Einigung, so kann eine Vertragspartei 

frühestens einen Monat nach dem Tag, an dem die Meinungsverschiedenheit im Sinne von 

Absatz 1 oder Absatz 2 aufgetreten ist, den Sonderausschuss für die Koordinierung der 

sozialen Sicherheit anrufen. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen 

Sicherheit bemüht sich binnen sechs Monaten nach seiner Befassung um eine Annäherung der 

Standpunkte. 

 

(4) Steht entweder fest, dass nicht die Rechtsvorschriften des Staates anzuwenden sind, die für 

die betreffende Person vorläufig angewendet worden sind, oder dass der Träger, der die 

Leistungen vorläufig gewährt hat, nicht der zuständige Träger ist, so gilt der als zuständig 

ermittelte Träger rückwirkend als zuständig, als hätte die Meinungsverschiedenheit nicht 

bestanden, und zwar spätestens entweder ab dem Tag der vorläufigen Anwendung oder ab der 

ersten vorläufigen Gewährung der betreffenden Leistungen. 

 

(5) Falls erforderlich, regeln der als zuständig ermittelte Träger und der Träger, der die 

Geldleistungen vorläufig gezahlt oder Beiträge vorläufig erhalten hat, die finanzielle Situation 

der betreffenden Person in Bezug auf vorläufig gezahlte Beiträge und Geldleistungen 

gegebenenfalls nach Maßgabe von Titel IV Kapitel 2 dieses Anhangs. 

 

Sachleistungen, die von einem Träger nach Absatz 2 vorläufig gewährt wurden, werden vom 

zuständigen Träger nach Maßgabe des Titels IV dieses Anhangs erstattet. 
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ARTIKEL KSSD.7 

 

Vorläufige Berechnung von Leistungen und Beiträgen 

 

(1) Steht einer Person nach diesem Anhang ein Leistungsanspruch zu oder hat sie gemäß diesem 

Protokoll einen Beitrag zu zahlen, und liegen dem zuständigen Träger nicht alle Angaben 

über die Situation in einem anderen Staat vor, die zur Berechnung des endgültigen Betrags der 

Leistung oder des Beitrags erforderlich sind, so gewährt dieser Träger auf Antrag der 

betreffenden Person die Leistung oder berechnet den Beitrag vorläufig, wenn eine solche 

Berechnung auf der Grundlage der dem Träger vorliegenden Angaben möglich ist, sofern in 

diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Sobald dem betreffenden Träger alle erforderlichen Belege oder Dokumente vorliegen, ist 

eine Neuberechnung der Leistung oder des Beitrags vorzunehmen. 
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KAPITEL 3 

 

SONSTIGE ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN  

ZUR ANWENDUNG DIESES PROTOKOLLS 

 

 

ARTIKEL KSSD.8 

 

Sonstige Verfahren zwischen den Behörden und Trägern 

 

(1) Zwei oder mehrere Staaten oder deren zuständige Behörden können andere Verfahren als die 

in diesem Anhang vorgesehenen vereinbaren, sofern durch diese Verfahren die Ansprüche 

oder Verpflichtungen der betreffenden Personen nicht beeinträchtigt werden. 

 

(2) Die entsprechenden Vereinbarungen werden dem Sonderausschuss für die Koordinierung der 

sozialen Sicherheit notifiziert und sind in Anlage KSSD-1 aufgeführt. 

 

(3) Bestimmungen in Durchführungsabkommen, die zwischen zwei oder mehr Staaten zu dem-

selben Zweck geschlossen worden sind, oder die den in Absatz 2 genannten Vereinbarungen 

entsprechen, die am Tag vor Inkrafttreten dieses Abkommens in Kraft sind, gelten auch 

weiterhin in den Beziehungen zwischen diesen Staaten, sofern sie auch in Anlage KSSD-1 

dieses Protokolls aufgeführt sind. 
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ARTIKEL KSSD.9 

 

Verbot des Zusammentreffens von Leistungen 

 

Ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Protokolls werden in Fällen, in denen die nach den 

Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten geschuldeten Leistungen gegenseitig gekürzt, zum 

Ruhen gebracht oder entzogen werden können, jene Beträge, die bei strenger Anwendung der in den 

Rechtsvorschriften der betreffenden Staaten vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungs-

bestimmungen nicht ausgezahlt würden, durch die Zahl der zu kürzenden, zum Ruhen zu 

bringenden oder zu entziehenden Leistungen geteilt. 

 

 

ARTIKEL KSSD.10 

 

Bestimmung des Wohnorts 

 

 

(1) Besteht eine Meinungsverschiedenheit zwischen den Trägern von zwei oder mehreren Staaten 

über die Feststellung des Wohnorts einer Person, für die dieses Protokoll gilt, so ermitteln 

diese Träger im gegenseitigen Einvernehmen den Mittelpunkt der Interessen dieser Person 

und stützen sich dabei auf eine Gesamtbewertung aller vorliegenden Angaben zu den 

einschlägigen Fakten, wozu gegebenenfalls die Folgenden gehören können: 

 

a) Dauer und Kontinuität des Aufenthalts im Hoheitsgebiet des betreffenden Staates; 
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b) die Situation der Person, einschließlich 

 

i) der Art und der spezifischen Merkmale jeglicher ausgeübten Tätigkeit, 

insbesondere des Ortes, an dem eine solche Tätigkeit in der Regel ausgeübt wird, 

der Dauerhaftigkeit der Tätigkeit und der Dauer jedes Arbeitsvertrags, 

 

ii) der familiären Verhältnisse und familiären Bindungen der Person, 

 

iii) der Ausübung einer nicht bezahlten Tätigkeit, 

 

iv) im Falle von Studenten der Einkommensquelle, 

 

v) der Wohnsituation der Person, insbesondere deren dauerhafter Charakter, 

 

vi) des Staates, der als der steuerliche Wohnsitz der Person gilt. 

 

(2) Können die betreffenden Träger nach Berücksichtigung der auf die maßgebenden Fakten 

gestützten verschiedenen Kriterien nach Absatz 1 keine Einigung erzielen, gilt der Wille der 

Person, wie er sich aus diesen Fakten und Umständen erkennen lässt, unter Einbeziehung 

insbesondere der Gründe, die die Person zu einem Wohnortwechsel veranlasst haben, bei der 

Bestimmung des tatsächlichen Wohnorts dieser Person als ausschlaggebend. 

 

(3) Der Mittelpunkt der Interessen eines Studenten, der sich in einen anderen Staat begibt, um ein 

Vollzeitstudium zu absolvieren, wird nicht als während der gesamten Dauer des im genannten 

Staat stattfindenden Studiums als im Studienstaat befindlich betrachtet; dies gilt unbeschadet 

der Möglichkeit, diese Vermutung zu widerlegen. 
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(4) Absatz 3 gilt für die Familienangehörigen eines Studenten entsprechend. 

 

 

ARTIKEL KSSD.11 

 

Zusammenrechnung der Zeiten 

 

(1) Bei der Anwendung von Artikel KSS.7 wendet sich der zuständige Träger an die Träger der 

Staaten, deren Rechtsvorschriften für die betroffene Person ebenfalls gegolten haben, um 

sämtliche Zeiten zu bestimmen, die der Versicherte nach deren Rechtsvorschriften 

zurückgelegt hat. 

 

(2) Die nach den Rechtsvorschriften eines Staates jeweils zurückgelegten Versicherungszeiten, 

Beschäftigungszeiten, Zeiten einer selbstständigen Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten sind, 

soweit erforderlich, bei der Anwendung von Artikel KSS.7 zu denjenigen Zeiten hinzuzu-

rechnen, die nach den Rechtsvorschriften anderer Staaten zurückgelegt wurden, sofern sich 

diese Zeiten nicht überschneiden. 

 

(3) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Staates aufgrund einer Pflichtversicherung 

zurückgelegte Versicherungs- oder Wohnzeit mit einer Zeit der freiwilligen Versicherung 

oder freiwilligen Weiterversicherung zusammen, die nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates zurückgelegt wurde, so wird nur die im Rahmen einer Pflichtversicherung 

zurückgelegte Zeit berücksichtigt. 

 

(4) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegte Versicherungs- oder 

Wohnzeit, die keine gleichgestellte Zeit ist, mit einer gleichgestellten Zeit zusammen, die 

nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegt wurde, so wird nur die Zeit 

berücksichtigt, die keine gleichgestellte Zeit ist. 
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(5) Jede Zeit, die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Staaten als gleichgestellte Zeit 

gilt, wird nur von dem Träger des Staates berücksichtigt, nach dessen Rechtsvorschriften die 

betreffende Person vor dieser Zeit zuletzt pflichtversichert war. Ist die betreffende Person vor 

dieser Zeit nicht nach den Rechtsvorschriften eines Staates pflichtversichert gewesen, so wird 

die Zeit von dem Träger des Staates berücksichtigt, nach dessen Rechtsvorschriften sie nach 

der betreffenden Zeit erstmals pflichtversichert war. 

 

(6) Lässt sich der Zeitraum, in dem bestimmte Versicherungs- oder Wohnzeiten nach den 

Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegt worden sind, nicht genau ermitteln, so wird 

unterstellt, dass diese Zeiten sich nicht mit Versicherungs- oder Wohnzeiten überschneiden, 

die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegt worden sind; sie werden 

bei der Zusammenrechnung, sofern für die betreffende Person vorteilhaft, berücksichtigt, 

soweit sie für diesen Zweck in Betracht gezogen werden können. 

 

 

ARTIKEL KSSD.12 

 

Regeln für die Umrechnung von Zeiten 

 

(1) Sind Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegt worden sind, in 

Einheiten ausgedrückt, die von den Einheiten abweichen, die in den Rechtsvorschriften eines 

anderen Staates vorgesehen sind, so werden sie für die Zusammenrechnung nach 

Artikel KSS.7 wie folgt umgerechnet: 

 

a) Die Zeit, die als Grundlage für die Umrechnung zu verwenden ist, ist die Zeit, die vom 

Träger des Staates mitgeteilt wird, nach dessen Rechtsvorschriften die Zeit zurückgelegt 

wurde. 
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b) Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in Tagen ausgedrückt werden, erfolgt die 

Umrechnung von Tagen in andere Einheiten und umgekehrt sowie die Umrechnung 

zwischen verschiedenen Systemen, denen Tage zugrunde liegen, nach der folgenden 

Tabelle: 

 

System auf 

der Grund-

lage von 

1 Tag 

entspricht 

1 Woche 

entspricht 

1 Monat 

entspricht 

1 Viertel-

jahr 

entspricht 

Höchstzahl von 

Tagen in einem 

Kalenderjahr 

5 Tagen 9 Stunden 5 Tagen 22 Tagen 66 Tagen 264 Tagen 

6 Tagen 8 Stunden 6 Tagen 26 Tagen 78 Tagen 312 Tagen 

7 Tagen 6 Stunden 7 Tagen 30 Tagen 90 Tagen 360 Tagen 

 

c) Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in anderen Einheiten als Tagen ausgedrückt 

werden, 

 

i) entsprechen drei Monate oder dreizehn Wochen einem Vierteljahr und umgekehrt; 

 

ii) entspricht ein Jahr vier Vierteljahren, 12 Monaten oder 52 Wochen und 

umgekehrt; 

 

iii) für die Umrechnung von Wochen in Monate und umgekehrt werden die Wochen 

und Monate im Einklang mit den Umrechnungsregeln für die Systeme auf der 

Grundlage von sechs Tagen in der Tabelle in Buchstabe b in Tage umgerechnet. 

 

d) Im Falle von Zeiten, die in Bruchzahlen ausgedrückt werden, werden diese Zahlen in 

die nächstkleinere ganze Einheit umgerechnet; dabei werden die unter den Buchstaben b 

und c aufgeführten Regeln angewandt. Bruchzahlen von Jahren werden in Monate 

umgerechnet, es sei denn, das System beruht auf Vierteljahren. 
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e) Führt die Umrechnung nach diesem Absatz zu einem Bruchteil einer Einheit, so wird 

die nächsthöhere ganze Einheit als Ergebnis der Umrechnung nach diesem Absatz 

genommen. 

 

(2) Die Anwendung von Absatz 1 darf nicht dazu führen, dass mit der Gesamtsumme der in 

einem Kalenderjahr zurückgelegten Zeiten eine Gesamtzahl über der Anzahl von Tagen, die 

in der letzten Spalte der Tabelle in Absatz 1 Buchstabe b genannt wird, oder über 52 Wochen 

oder 12 Monaten oder vier Vierteljahren erreicht wird. 

 

Entsprechen die umzurechnenden Zeiten der maximalen Jahresmenge von Zeiten nach den 

Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie zurückgelegt wurden, so darf die Anwendung von 

Absatz 1 nicht innerhalb eines Kalenderjahres zu Zeiten führen, die kürzer sind als die 

mögliche maximale Jahresmenge von Zeiten nach den betreffenden Rechtsvorschriften. 

 

(3) Die Umrechnung erfolgt entweder in einem einzigen Rechenschritt für alle Zeiten, die als 

Ganzes mitgeteilt wurden, oder für jedes einzelne Jahr, wenn die Zeiten nach Jahren mitgeteilt 

wurden. 

 

(4) Teilt ein Träger Zeiten in Tagen ausgedrückt mit, so gibt er zugleich an, ob das von ihm 

verwaltete System auf fünf Tagen, sechs Tagen oder sieben Tagen beruht. 
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TITEL II 

 

BESTIMMUNG DER ANWENDBAREN RECHTSVORSCHRIFTEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.13 

 

Nähere Vorschriften zu den Artikeln KSS.11 

und KSS.12 dieses Protokolls 

 

(1) Bei der Anwendung von Artikel KSS.11 Absatz 1 Buchstabe a umfassen die Worte „eine 

Person, die in einem Staat für Rechnung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig ist, eine 

Beschäftigung ausübt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen Staat entsandt wird“ 

auch eine Person, die im Hinblick auf die Entsendung in einen anderen Staat eingestellt wird, 

vorausgesetzt die betreffende Person unterliegt unmittelbar vor Beginn ihrer Beschäftigung 

bereits den Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Unternehmen, bei dem sie eingestellt 

wird, seinen Sitz hat. 

 

(2) Bei der Anwendung von Artikel KSS.11 Absatz 1 Buchstabe a dieses Protokolls beziehen 

sich die Worte „der gewöhnlich dort tätig ist“ auf einen Arbeitgeber, der gewöhnlich andere 

nennenswerte Tätigkeiten als reine interne Verwaltungstätigkeiten auf dem Hoheitsgebiet des 

Staates, in dem das Unternehmen niedergelassen ist, ausübt, unter Berücksichtigung aller 

Kriterien, die die Tätigkeit des betreffenden Unternehmens kennzeichnen. Die maßgebenden 

Kriterien müssen auf die Besonderheiten eines jeden Arbeitgebers und die Eigenart der 

ausgeübten Tätigkeiten abgestimmt sein. 
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(3) Bei der Anwendung von Artikel KSS.11 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls beziehen 

sich die Worte „eine Person, die gewöhnlich in einem Mitgliedstaat eine selbstständige 

Erwerbstätigkeit ausübt“ auf eine Person, die üblicherweise nennenswerte Tätigkeiten auf 

dem Hoheitsgebiet des Staates ausübt, in dem sie ansässig ist. Insbesondere muss die Person 

ihre Tätigkeit bereits einige Zeit vor dem Zeitpunkt, ab dem sie die Bestimmungen des 

genannten Artikels in Anspruch nehmen will, ausgeübt haben und muss während jeder Zeit 

ihrer vorübergehenden Tätigkeit in einem anderen Staat in dem Staat, in dem sie ansässig ist, 

den für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen Anforderungen weiterhin genügen, um 

die Tätigkeit bei ihrer Rückkehr fortsetzen zu können. 

 

(4) Bei der Anwendung von Artikel KSS.11 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls kommt es 

für die Feststellung, ob die Erwerbstätigkeit, die ein Selbstständiger in einem anderen Staat 

ausübt, eine „ähnliche“ Tätigkeit wie die gewöhnlich ausgeübte selbstständige Erwerbs-

tätigkeit ist, auf die tatsächliche Eigenart der Tätigkeit und nicht darauf an, ob dieser andere 

Staat diese Tätigkeit als Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit qualifiziert. 

 

(5) Bei der Anwendung von Artikel KSS.12 Absätze 1 und 5 dieses Protokolls bezieht sich „eine 

Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten sowie im Vereinigten Königreich“ 

oder in „zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschäftigung ausübt“ auf eine Person, die 

gleichzeitig oder abwechselnd für dasselbe Unternehmen oder denselben Arbeitgeber oder für 

verschiedene Unternehmen oder Arbeitgeber eine oder mehrere gesonderte Tätigkeiten in 

diesen Staaten ausübt. 

 

(6) Für die Zwecke des Artikels KSS.12 Absätze 1 und 5 dieses Protokolls unterliegen Mitglieder 

von Flug- oder Kabinenbesatzungen, die gewöhnlich Leistungen im Zusammenhang mit 

Fluggästen oder Luftfracht in zwei oder mehr Staaten erbringen, den Rechtsvorschriften des 

Staates, in dem sich ihre Heimatbasis gemäß der Definition in Artikel KSS.1 dieses Protokolls 

befindet. 
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(7) Für die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften gemäß Artikel KSS.12 dieses 

Protokolls werden marginale Tätigkeiten nicht berücksichtigt. Artikel KSSD.15 gilt für alle 

Fälle gemäß diesem Artikel. 

 

(8) Bei der Anwendung von Artikel KSS.12 Absätze 2 und 6 dieses Protokolls bezieht sich „eine 

Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten sowie im Vereinigten Königreich“ 

oder in „zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschäftigung ausübt“ auf eine Person, die 

gleichzeitig oder abwechselnd eine oder mehrere gesonderte selbstständige Tätigkeiten in 

zwei oder mehr Staaten ausübt, und zwar unabhängig von der Art dieser Tätigkeiten. 

 

(9) Um die Tätigkeiten nach den Absätzen 5 und 8 dieses Artikels von den in Artikel KSS.11 

Absatz 1 dieses Protokolls beschriebenen Situationen zu unterscheiden, ist die Dauer der 

Tätigkeit in einem oder mehreren Staaten (ob dauerhaft, kurzfristiger oder vorübergehender 

Art) entscheidend. Zu diesem Zweck wird eine Gesamtbeurteilung aller maßgebenden 

Tatsachen vorgenommen, zu denen im Falle eines Arbeitnehmers insbesondere der Arbeitsort 

gehört, wie er im Arbeitsvertrag festgelegt ist. 

 

(10) Bei der Anwendung des Artikels KSS.12 Absätze 1, 2, 5 und 6 dieses Protokolls bedeutet die 

Ausübung „eines wesentlichen Teils der Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbs-

tätigkeit“ in einem Staat, dass der Arbeitnehmer oder Selbstständige dort einen quantitativ 

erheblichen Teil seiner Tätigkeit ausübt, was aber nicht notwendigerweise der größte Teil 

seiner Tätigkeit sein muss. 

 

(11) Um festzustellen, ob ein wesentlicher Teil der Tätigkeit in einem Staat ausgeübt wird, werden 

folgende Orientierungskriterien herangezogen: 

 

a) im Falle einer Beschäftigung die Arbeitszeit oder das Arbeitsentgelt und 
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b) im Falle einer selbstständigen Erwerbstätigkeit der Umsatz, die Arbeitszeit, die Anzahl 

der erbrachten Dienstleistungen oder das Einkommen. 

 

Wird im Rahmen einer Gesamtbewertung bei den genannten Kriterien ein Anteil von weniger 

als 25 % erreicht, so ist dies ein Anzeichen dafür, dass ein wesentlicher Teil der Tätigkeit 

nicht in dem entsprechenden Staat ausgeübt wird. 

 

(12) Bei der Anwendung von Artikel KSS.12 Absatz 2 Buchstabe b dieses Protokolls wird bei 

Selbstständigen der „Mittelpunkt ihrer Tätigkeiten“ anhand sämtlicher Merkmale bestimmt, 

die ihre berufliche Tätigkeit kennzeichnen; hierzu gehören namentlich der Ort, an dem sich 

die feste und ständige Niederlassung befindet, von dem aus die betreffende Person ihre 

Tätigkeiten ausübt, die gewöhnliche Art oder die Dauer der ausgeübten Tätigkeiten, die 

Anzahl der erbrachten Dienstleistungen sowie der sich aus sämtlichen Umständen ergebende 

Wille der betreffenden Person. 

 

(13) Für die Festlegung der anwendbaren Rechtsvorschriften nach den Absätzen 10, 11 und 12 

berücksichtigen die betroffenen Träger die für die folgenden 12 Kalendermonate 

angenommene Situation. 

 

(14) Übt eine Person ihre Tätigkeit als Arbeitnehmer in zwei oder mehr Staaten für Rechnung 

eines außerhalb des Hoheitsgebiets der Staaten ansässigen Arbeitgebers aus und wohnt diese 

Person in einem Staat, ohne dort eine wesentliche Tätigkeit auszuüben, so unterliegen sie den 

Rechtsvorschriften des Wohnstaats. 
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ARTIKEL KSSD.14 

 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel KSS.10 Absatz 3 Buchstabe b,  

Artikel KSS.10 Absatz 4 und Artikel KSS.11 dieses Protokolls  

(über die Unterrichtung der betroffenen Träger) 

 

(1) Sofern nicht in Artikel KSSD.15 dieses Anhangs etwas anderes bestimmt ist, unterrichtet der 

Arbeitgeber einer Person, die ihre Tätigkeit in einem anderen als dem zuständigen Staat 

ausübt, oder die betreffende Person selbst, wenn diese keine Beschäftigung als Arbeitnehmer 

ausübt, den zuständigen Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften die Person unterliegt, 

darüber; diese Unterrichtung erfolgt im Voraus, wann immer dies möglich ist. Dieser Träger 

stellt der betreffenden Person die Bescheinigung nach Artikel KSSD.16 Absatz 2 dieses 

Anhangs aus und macht dem von der zuständigen Behörde des Staates, in dem die Tätigkeit 

ausgeübt wird, bezeichneten Träger unverzüglich Informationen über die Rechtsvorschriften 

zugänglich, die nach Artikel KSS.10 Absatz 3 oder Artikel KSS.11 dieses Protokolls auf diese 

Person anwendbar sind. 

 

(2) Ein Arbeitgeber im Sinne von Artikel KSS.10 Absatz 4 dieses Protokolls, der einen 

Arbeitnehmer an Bord eines unter der Flagge eines anderen Staates fahrenden Schiffes hat, 

unterrichtet den zuständigen Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften anwendbar sind, 

darüber; diese Unterrichtung erfolgt im Voraus, wann immer dies möglich ist. Dieser Träger 

macht dem Träger, der von der zuständigen Behörde des Staates bezeichnet wurde, unter 

dessen Flagge das Schiff fährt, auf dem der Arbeitnehmer die Tätigkeit ausübt, unverzüglich 

Informationen über die Rechtsvorschriften zugänglich, die nach Artikel KSS.10 Absatz 4 

dieses Protokolls auf die betreffende Person anwendbar sind. 
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ARTIKEL KSSD.15 

 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel KSS.12 dieses Protokolls 

 

(1) Eine Person, die in zwei oder mehr Staaten oder in Fällen, in denen Artikel KSS.12 Absätze 5 

und 6 Anwendung findet, eine Erwerbstätigkeit ausübt, teilt dies dem von der zuständigen 

Behörde ihres Wohnstaats bezeichneten Träger mit. 

 

(2) Der bezeichnete Träger des Wohnorts legt unter Berücksichtigung von Artikel KSS.12 dieses 

Protokolls und Artikel KSSD.13 dieses Anhangs unverzüglich die Rechtsvorschriften fest, die 

auf die betreffende Person anwendbar sind. Diese erste Festlegung erfolgt vorläufig. Der 

Träger unterrichtet die bezeichneten Träger jeden Staates, in dem die Person eine Tätigkeit 

ausübt, über seine vorläufige Festlegung. 

 

(3) Die vorläufige Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften nach Absatz 2 erhält 

binnen zwei Monaten, nachdem die von den zuständigen Behörden des/der betreffenden 

Staates/Staaten bezeichneten Träger davon in Kenntnis gesetzt wurden, nach Absatz 2 

endgültigen Charakter, es sei denn, die anzuwendenden Rechtsvorschriften wurden bereits auf 

der Grundlage von Absatz 4 endgültig festgelegt, oder mindestens einer der betreffenden 

Träger setzt den von der zuständigen Behörde des Wohnstaats bezeichneten Träger vor 

Ablauf dieser zweimonatigen Frist davon in Kenntnis, dass er die Festlegung noch nicht 

akzeptieren kann oder diesbezüglich eine andere Auffassung vertritt. 

 

(4) Ist aufgrund bestehender Unsicherheit bezüglich der Bestimmung der anzuwendenden 

Rechtsvorschriften eine Kontaktaufnahme zwischen den Trägern oder Behörden zweier oder 

mehrerer Staaten erforderlich, so werden auf Ersuchen eines oder mehrerer der von den 

zuständigen Behörden der betreffenden Staaten bezeichneten Träger oder auf Ersuchen der 

zuständigen Behörden selbst die geltenden Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung von 

Artikel KSS.12 dieses Protokolls und der einschlägigen Bestimmungen von Artikel KSSD.13 

dieses Anhangs einvernehmlich festgelegt.  

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 100 

Sind die betreffenden Träger oder zuständigen Behörden unterschiedlicher Auffassung, so 

bemühen diese sich nach den vorstehenden Bedingungen um Einigung; es gilt 

Artikel KSSD.6. 

 

(5) Der zuständige Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften entweder vorläufig oder end-

gültig als anwendbar bestimmt werden, teilt dies unverzüglich der betreffenden Person mit. 

 

(6) Unterlässt eine Person die Mitteilung nach Absatz 1, so erfolgt die Anwendung dieses 

Artikels auf Initiative des Trägers, der von der zuständigen Behörde des Wohnstaats 

bezeichnet wurde, sobald er – möglicherweise durch einen anderen betroffenen Träger – über 

die Situation der Person unterrichtet wurde. 

 

 

ARTIKEL KSSD.16 

 

Unterrichtung der betreffenden Personen und der Arbeitgeber 

 

(1) Der zuständige Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften nach Titel II dieses Protokolls 

anzuwenden sind, unterrichtet die betreffende Person sowie gegebenenfalls deren Arbeitgeber 

über die Pflichten, die in diesen Rechtsvorschriften festgelegt sind. Er gewährt ihnen die 

erforderliche Unterstützung bei der Einhaltung der Formvorschriften aufgrund dieser 

Rechtsvorschriften. 

 

(2) Auf Antrag der betreffenden Person oder ihres Arbeitgebers bescheinigt der zuständige Träger 

des Staates, dessen Rechtsvorschriften nach Titel II anzuwenden sind, dass und gegebenen-

falls wie lange und unter welchen Umständen diese Rechtsvorschriften anzuwenden sind. 
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ARTIKEL KSSD.17 

 

Zusammenarbeit zwischen den Trägern 

 

(1) Die maßgeblichen Träger erteilen dem zuständigen Träger des Staates, dessen Rechtsvor-

schriften nach Titel II dieses Protokolls für eine Person gelten, alle Auskünfte, die notwendig 

sind für die Festsetzung des Zeitpunkts, ab dem diese Rechtsvorschriften anzuwenden sind, 

und der Beiträge, welche die betreffende Person und ihr bzw. ihre Arbeitgeber nach diesen 

Rechtsvorschriften zu leisten haben. 

 

(2) Der zuständige Träger des Staates, dessen Rechtsvorschriften nach Titel II dieses Protokolls 

auf eine Person anzuwenden sind, macht Informationen über den Zeitpunkt, ab dem diese 

Rechtsvorschriften anzuwenden sind, dem Träger zugänglich, der von der zuständigen Be-

hörde des Staates, dessen Rechtsvorschriften diese Person zuletzt unterlag, bezeichnet wurde. 

 

 

ARTIKEL KSSD.18 

 

Zusammenarbeit bei Zweifeln an der Gültigkeit von ausgestellten Dokumenten  

zur Frage der anzuwendenden Rechtsvorschriften 

 

(1) Bei Zweifeln an der Gültigkeit eines Dokuments, aus dem die Stellung der Person in Hinblick 

auf das anwendbare Recht hervorgeht, oder an der Richtigkeit des Sachverhalts, der dem 

Dokument zugrunde liegt, ersucht der Träger des Staates, der das Dokument erhält, den 

Träger, der das Dokument ausgestellt hat, um die notwendige Klarstellung oder gegebenen-

falls um den Widerruf oder die Berichtigung dieses Dokuments. Der ersuchende Träger 

begründet sein Ersuchen und legt die einschlägigen Unterlagen vor, die dem Ersuchen 

zugrunde liegen. 
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(2) Nach Erhalt eines solchen Ersuchens prüft der ausstellende Träger die Gründe für die 

Ausstellung des Dokuments erneut und widerruft oder berichtigt das Dokument binnen 

30 Werktagen ab dem Erhalt des Ersuchens, falls ein Fehler festgestellt wird. Der Widerruf 

oder die Berichtigung ist rückwirkend wirksam. Besteht jedoch das Risiko, eines 

unverhältnismäßigen Ergebnisses und insbesondere des Verlusts der Versicherteneigenschaft 

einer Person für die gesamte Dauer oder für einen Teil des betreffenden Zeitraums im/in den 

betreffenden Staat(en), ziehen die Staaten in diesen Fällen eine verhältnismäßigere Regelung 

in Erwägung. Wenn die verfügbaren Belege zulassen, dass der ausstellende Träger zu dem 

Schluss kommt, dass der Antragsteller des Dokuments einen Betrug begangen hat, widerruft 

oder berichtigt der Träger das Dokument unverzüglich und mit rückwirkender Wirkung. 

 

 

TITEL III 

 

BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE VERSCHIEDENEN ARTEN VON LEISTUNGEN 

 

 

KAPITEL 1 

 

LEISTUNGEN BEI KRANKHEIT SOWIE LEISTUNGEN BEI MUTTERSCHAFT  

UND GLEICHGESTELLTE LEISTUNGEN BEI VATERSCHAFT 

 

 

ARTIKEL KSSD.19 

 

Allgemeine Durchführungsvorschriften 

 

(1) Die zuständigen Behörden oder Träger tragen dafür Sorge, dass den Versicherten alle 

erforderlichen Informationen über die Verfahren und Voraussetzungen für die Gewährung 

von Sachleistungen zur Verfügung gestellt werden, wenn sie diese Leistungen im 

Hoheitsgebiet eines anderen Staates als dem des zuständigen Trägers erhalten. 
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(2) Ungeachtet des Artikels KSS.6 Buchstabe a dieses Protokolls hat ein Staat die Kosten von 

Leistungen nach Artikel KSS.20 dieses Protokolls nur dann zu tragen, wenn der Versicherte 

entweder nach den Rechtsvorschriften dieses Staates einen Antrag auf Rente gestellt hat oder 

nach den Artikeln KSS.21 bis 27 dieses Protokolls eine Rente nach den Rechtsvorschriften 

dieses Staates bezieht. 

 

 

ARTIKEL KSSD.20 

 

Regelung bei einem oder mehreren Systemen im Wohn- oder Aufenthaltsstaat 

 

Sehen die Rechtsvorschriften des Wohn- oder Aufenthaltsstaats mehr als ein Versicherungssystem 

für den Fall der Krankheit, Mutterschaft oder Vaterschaft für eine oder mehrere Kategorien von 

Versicherten vor, so finden für Artikel KSS.15, Artikel KSS.17 Absatz 1 und die Artikel KSS.18, 

KSS.20, KSS.22 und KSS.24 dieses Protokolls die Vorschriften über das allgemeine System für 

Arbeitnehmer Anwendung. 
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ARTIKEL KSSD.21 

 

Wohnort in einem anderen als dem zuständigen Staat 

 

Verfahren und Umfang des Anspruchs 

 

(1) Für die Zwecke der Anwendung von Artikel KSS.15 dieses Protokolls sind der Versicherte 

oder seine Familienangehörigen verpflichtet, sich unverzüglich beim Träger des Wohnorts 

eintragen zu lassen. Ihr Anspruch auf Sachleistungen im Wohnstaat wird durch ein Dokument 

bescheinigt, das vom zuständigen Träger auf Antrag des Versicherten oder auf Antrag des 

Trägers des Wohnorts ausgestellt wird. 

 

(2) Das in Absatz 1 genannte Dokument gilt solange, bis der zuständige Träger den Träger des 

Wohnorts über seinen Widerruf informiert. 

 

Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den zuständigen Träger von jeder Eintragung nach 

Absatz 1 und von jeder Änderung oder Streichung dieser Eintragung. 

 

(3) Für die in den Artikeln KSS.20, KSS.22, KSS.23 und KSS.24 dieses Protokolls genannten 

Personen gilt der vorliegende Artikel entsprechend. 

 

Erstattung 

 

(4) Wenn eine Person oder ihre Familienangehörigen 

 

a) das in Absatz 1 genannte Dokument erhalten haben; 
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b) dieses Dokument gemäß Absatz 1 beim Träger des Wohnorts registriert haben und 

 

c) im Rahmen eines Antrags auf Erteilung einer Einreise-, Aufenthalts-, Arbeits- oder 

Niederlassungserlaubnis vom oder für die Person oder ihre Familienangehörigen an den 

Wohnstaat eine Gesundheitsgebühr entrichtet wurde, 

 

kann diese Person oder können Familienangehörige dieser Person beim Träger des 

Wohnstaats die Erstattung (ganz oder teilweise) der gezahlten Gesundheitsgebühr beantragen. 

 

(5) Wird eine Forderung gemäß Absatz 1 gestellt, stellt der Träger des Wohnstaats diese 

Forderung innerhalb von drei Kalendermonaten ab dem Tag, an dem die Forderung 

eingegangen ist, fest und nimmt eine etwaige Erstattung gemäß diesem Artikel vor. 

 

(6) Ist die Gültigkeitsdauer des in Absatz 1 genannten Dokuments kürzer als der Zeitraum, für 

den die Gesundheitsgebühr entrichtet wurde, so darf der erstattete Betrag den Teil der 

Gesundheitsgebühr nicht übersteigen, der dem Zeitraum entspricht, für den das Dokument 

ausgestellt wurde. 

 

(7) Wurde die Gesundheitsgebühr von einer anderen Person im Namen einer Person entrichtet, 

für die dieser Artikel gilt, so kann diese andere Person die Erstattung erhalten. 
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ARTIKEL KSSD.22 

 

Aufenthalt in einem anderen als dem zuständigen Staat 

 

Verfahren und Umfang des Anspruchs 

 

(1) Für die Zwecke der Anwendung von Artikel KSS.17 dieses Protokolls legt der Versicherte 

dem Erbringer von Gesundheitsleistungen im Aufenthaltsstaat ein von dem zuständigen 

Träger ausgestelltes Anspruchsdokument vor, das seinen Anspruch auf Sachleistungen 

bescheinigt. Verfügt der Versicherte nicht über ein solches Dokument, so fordert der Träger 

des Aufenthaltsorts auf Antrag oder falls andernfalls erforderlich das Dokument beim 

zuständigen Träger an. 

 

(2) Dieses Dokument bescheinigt, dass der Versicherte unter den Voraussetzungen des 

Artikels KSS.17 dieses Protokolls zu denselben Bedingungen wie nach den Rechts-

vorschriften des Aufenthaltsstaats versicherte Personen Anspruch auf Sachleistungen hat und 

den Anforderungen nach Anlage KSSD.2 genügen muss. 

 

(3) Sachleistungen im Sinne von Artikel KSS.17 Absatz 1 dieses Protokolls sind diejenigen, die 

im Aufenthaltsstaat nach dessen Rechtsvorschriften erbracht werden und sich als medizinisch 

notwendig erweisen, damit der Versicherte nicht vorzeitig in den zuständigen Staat 

zurückkehren muss, um die erforderlichen medizinischen Leistungen zu erhalten. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 107 

Verfahren und Modalitäten der Übernahme und/oder Erstattung von Sachleistungen 

 

(4) Hat der Versicherte die Kosten aller oder eines Teils der im Rahmen von Artikel KSS.17 

dieses Protokolls erbrachten Sachleistungen selbst getragen und ermöglichen die vom Träger 

des Aufenthaltsorts angewandten Rechtsvorschriften, dass diese Kosten dem Versicherten 

erstattet werden, so kann er die Erstattung beim Träger des Aufenthaltsorts beantragen. In 

diesem Fall erstattet ihm dieser direkt den diesen Leistungen entsprechenden Betrag innerhalb 

der Grenzen und Bedingungen der nach seinen Rechtsvorschriften geltenden Erstattungssätze. 

 

(5) Wurde die Erstattung dieser Kosten nicht unmittelbar beim Träger des Aufenthaltsorts 

beantragt, so werden sie der betreffenden Person vom zuständigen Träger nach den für den 

Träger des Aufenthaltsorts geltenden Erstattungssätzen oder den Beträgen erstattet, die dem 

Träger des Aufenthaltsortes im Fall der Anwendung von Artikel KSSD.47 in dem 

betreffenden Fall erstattet worden wären. 

 

Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt dem zuständigen Träger auf dessen Ersuchen die 

erforderlichen Auskünfte über diese Erstattungssätze oder Beträge. 

 

(6) Abweichend von Absatz 5 kann der zuständige Träger die entstandenen Kosten innerhalb der 

Grenzen und nach Maßgabe der in seinen Rechtsvorschriften niedergelegten Erstattungssätze 

erstatten, sofern sich der Versicherte mit der Anwendung dieser Bestimmung einverstanden 

erklärt hat. 
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(7) Sehen die Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaats in dem betreffenden Fall keine Erstattung 

nach den Absätzen 4 und 5 vor, so kann der zuständige Träger die Kosten innerhalb der 

Grenzen und nach Maßgabe der in seinen Rechtsvorschriften festgelegten Erstattungssätze 

erstatten, ohne dass das Einverständnis des Versicherten erforderlich wäre. 

 

(8) Die Erstattung an den Versicherten überschreitet in keinem Fall den Betrag der ihm 

tatsächlich entstandenen Kosten. 

 

(9) Im Fall erheblicher Ausgaben kann der zuständige Träger dem Versicherten einen ange-

messenen Vorschuss zahlen, nachdem dieser den Erstattungsantrag bei ihm eingereicht hat. 

 

Familienangehörige 

 

(10) Die Absätze 1 und 9 gelten für die Familienangehörigen des Versicherten entsprechend. 

 

Kostenerstattung für Studierende 

 

(11) Wenn eine Person: 

 

a) im Besitz einer gültigen Anspruchsbescheinigung nach Anlage KSSD-2 ist, die vom 

zuständigen Träger ausgestellt wurde; 

 

b) von einer Hochschuleinrichtung in einem anderen als dem zuständigen Staat („Studien-

staat“) zugelassen worden ist, ein Vollzeitstudium an einer Hochschuleinrichtung 

einschließlich eines Vorbereitungskurses vor dieser Ausbildung nach nationalem Recht 

oder einer Pflichtausbildung zu absolvieren, das zu einem von diesem Staat anerkannten 

Hochschulabschluss, einschließlich Diplomen, Prüfungszeugnissen oder Doktoranden-

abschlüssen, führt; 
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c) während des Zeitraums, auf den sich die Gesundheitsgebühr bezieht, keine 

Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit im Studienstaat ausübt oder 

ausgeübt hat und 

 

d) im Rahmen eines Antrags auf Erteilung einer Einreise-, Aufenthalts- oder 

Niederlassungserlaubnis zur Absolvierung eines Vollzeitstudiums in diesem Staat eine 

Gesundheitsgebühr von dieser Person oder in deren Namen an den Studienstaat 

entrichtet wurde, 

 

kann diese Person beim Träger des Studienstaats die (je nach Fall ganz oder teilweise) 

Erstattung der gezahlten Gesundheitsgebühr beantragen. 

 

(12) Wird eine Forderung gemäß Absatz 11 gestellt, bearbeitet und begleicht der Träger des 

Studienstaats diese Forderung innerhalb einer angemessenen Frist, jedoch nicht später als 

sechs Kalendermonate ab dem Tag, an dem die Forderung eingegangen ist, und nimmt eine 

etwaige Erstattung gemäß diesem Artikel vor. 

 

(13) Ist die Gültigkeitsdauer der Anspruchsbescheinigung gemäß Absatz 11 Buchstabe a kürzer als 

der Zeitraum, für den die Gesundheitsgebühr entrichtet wurde, so entspricht die erstattete 

Gesundheitsgebühr dem Betrag, der der Gültigkeitsdauer dieses Dokuments entspricht. 

 

(14) Wurde die Gesundheitsgebühr von einer anderen Person im Namen einer Person entrichtet, 

für die dieser Artikel gilt, so kann diese andere Person die Erstattung erhalten. 

 

(15) Die Absätze 11 bis 14 gelten für die Familienangehörigen dieser Person entsprechend. 

 

(16) Dieser Artikel tritt 12 Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens in Kraft. 
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(17) Eine Person, die die Voraussetzungen des Absatzes 11 in dem Zeitraum zwischen dem 

Inkrafttreten dieses Abkommens und dem in Absatz 16 genannten Zeitpunkt erfüllt, kann bei 

Inkrafttreten dieses Artikels für diesen Zeitraum einen Erstattungsantrag nach Absatz 11 

stellen. 

 

(18) Abweichend von Artikel KSS.5 Absatz 1 kann der Studienstaat nach seinem nationalen Recht 

Gebühren für Sachleistungen erheben, die nicht die Kriterien des Artikels KSS.17 Absatz 1 

Buchstabe a erfüllen und einer Person gewährt werden, für die während des Aufenthalts 

dieser Person für den Zeitraum, auf den sich die Erstattung bezieht, eine Erstattung erfolgt ist. 

 

 

ARTIKEL KSSD.23 

 

Geplante Behandlungen 

 

Genehmigungsverfahren 

 

(1) Bei der Anwendung von Artikel KSS.18 Absatz 1 dieses Protokolls legt der Versicherte dem 

Träger des Aufenthaltsorts ein vom zuständigen Träger ausgestelltes Dokument vor. Für die 

Zwecke des vorliegenden Artikels bezeichnet der Ausdruck „zuständiger Träger“ den Träger, 

der die Kosten der geplanten Behandlung zu tragen hat; in den Fällen nach den 

Artikeln KSS.18 Absatz 4 und KSS.25 Absatz 5 dieses Protokolls, in denen die im Wohnstaat 

erbrachten Sachleistungen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen erstattet werden, bedeutet 

„zuständiger Träger“ den Träger des Wohnorts. 
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(2) Wohnt der Versicherte nicht in dem zuständigen Staat, so muss er die Genehmigung beim 

Träger des Wohnorts beantragen, der den Antrag unverzüglich an den zuständigen Träger 

weiterleitet. 

 

In diesem Fall bescheinigt der Träger des Wohnorts, ob die Bedingungen des Artikels KSS.18 

Absatz 2 Satz 2 dieses Protokolls in dem Wohnstaat erfüllt sind. 

 

Der zuständige Träger kann die beantragte Genehmigung nur verweigern, wenn nach 

Einschätzung des Trägers des Wohnorts die Bedingungen des Artikels KSS.18 Absatz 2 

Satz 2 dieses Protokolls in dem Wohnstaat des Versicherten nicht erfüllt sind oder wenn die 

gleiche Behandlung im zuständigen Staat selbst innerhalb eines in Anbetracht des derzeitigen 

Gesundheitszustands und des voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit der betroffenen Person 

medizinisch vertretbaren Zeitraums gewährt werden kann. 

 

Der zuständige Träger teilt dem Träger des Wohnortes seine Entscheidung mit. 

 

Geht innerhalb der nach innerstaatlichem Recht des betreffenden Staates geltenden Fristen 

keine Antwort ein, so gilt die Genehmigung als durch den zuständigen Träger erteilt. 

 

(3) Benötigt eine versicherte Person, die nicht in der zuständigen Vertragspartei wohnt, eine 

dringende und lebensnotwendige Behandlung und darf die Genehmigung nach 

Artikel KSS.18 Absatz 2 Satz 2 dieses Protokolls nicht verweigert werden, so erteilt der 

Träger des Wohnorts die Genehmigung für Rechnung des zuständigen Trägers und 

unterrichtet den zuständigen Träger unverzüglich hiervon. 
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Der zuständige Träger akzeptiert die Befunde und therapeutischen Entscheidungen der von 

dem Träger des Wohnorts, der die Genehmigung erteilt, autorisierten Ärzte in Bezug auf die 

Erforderlichkeit einer dringenden lebensnotwendigen Behandlung. 

 

(4) Der zuständige Träger behält das Recht, den Versicherten jederzeit im Verlauf des 

Genehmigungsverfahrens von einem Arzt seiner Wahl in der Aufenthalts- oder 

Wohnvertragspartei untersuchen zu lassen. 

 

(5) Unbeschadet einer etwaigen Entscheidung über eine Genehmigung unterrichtet der Träger des 

Aufenthaltsorts den zuständigen Träger, wenn eine Ergänzung der durch die vorhandene 

Genehmigung abgedeckten Behandlung aus medizinischen Gründen angezeigt erscheint. 

 

Übernahme der dem Versicherten entstandenen Kosten von Sachleistungen 

 

(6) Unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 7 gilt Artikel KSSD.22 Absätze 4 und 5 

entsprechend. 

 

(7) Hat der Versicherte einen Teil oder die gesamten Kosten der genehmigten ärztlichen 

Behandlung tatsächlich selbst getragen und sind die vom zuständigen Träger dem Träger des 

Aufenthaltsorts oder nach Absatz 6 dem Versicherten zu erstattenden Kosten (tatsächliche 

Kosten) geringer als die Kosten, die er für die gleiche Behandlung im zuständigen Staat hätte 

übernehmen müssen (angenommene Kosten), so erstattet der zuständige Träger auf Antrag 

die dem Versicherten entstandenen Behandlungskosten bis zur Höhe des Betrags, um den die 

angenommenen Kosten die tatsächlichen Kosten überschreiten. Der Erstattungsbetrag darf 

jedoch die dem Versicherten tatsächlich entstandenen Kosten nicht überschreiten; der Betrag, 

den der Versicherte bei einer Behandlung im zuständigen Staat selbst hätte bezahlen müssen, 

kann dabei berücksichtigt werden. 
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Übernahme der Reise- und Aufenthaltskosten bei geplanten Behandlungen 

 

(8) Wenn die nationalen Rechtsvorschriften des zuständigen Trägers die Erstattung der mit der 

Behandlung des Versicherten untrennbar verbundenen Reise- und Aufenthaltskosten vor-

sehen, so übernimmt dieser Träger diese Kosten der betreffenden Person und erforderlichen-

falls diejenigen einer Begleitperson, sofern eine entsprechende Genehmigung für eine 

Behandlung in einem anderen Staat erteilt wird. 

 

Familienangehörige 

 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend für die Familienangehörigen des Versicherten. 

 

 

ARTIKEL KSSD.24 

 

Geldleistungen wegen Arbeitsunfähigkeit  

bei Aufenthalt oder Wohnort in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat 

 

Verfahrensvorschriften für den Versicherten 

 

(1) Verlangen die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates vom Versicherten die Vorlage einer 

Bescheinigung für den Bezug von Geldleistungen bei Arbeitsunfähigkeit nach Artikel KSS.19 

Absatz 1 dieses Protokolls, so lässt sich der Versicherte eine Arbeitsunfähigkeits-

bescheinigung, in der auch die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben ist, 

von dem Arzt ausstellen, der in seinem Wohnstaat seinen Gesundheitszustand festgestellt hat. 
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(2) Der Versicherte übermittelt die Bescheinigung innerhalb der in den Rechtsvorschriften des 

zuständigen Staates festgesetzten Frist dem zuständigen Träger. 

 

(3) Stellen die behandelnden Ärzte des Wohnstaats keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 

aus, und werden diese nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates verlangt, so 

wendet sich die betreffende Person unmittelbar an den Träger des Wohnorts. Dieser veranlasst 

sofort die ärztliche Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit der betreffenden Person und die 

Ausstellung der in Absatz 1 genannten Bescheinigung. Die Bescheinigung muss dem 

zuständigen Träger unverzüglich übermittelt werden. 

 

(4) Die Übermittlung des in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Dokuments enthebt den 

Versicherten nicht der Pflichten, die ihn aufgrund der geltenden Rechtsvorschriften 

insbesondere seinem Arbeitgeber gegenüber treffen. Der Arbeitgeber oder der zuständige 

Träger kann den Arbeitnehmer gegebenenfalls zur Teilnahme an Tätigkeiten auffordern, die 

die Wiederaufnahme der Arbeit durch den Versicherten fördern und unterstützen sollen. 

 

Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohnstaats 

 

(5) Auf Verlangen des zuständigen Trägers führt der Träger des Wohnorts die erforderlichen 

verwaltungsmäßigen Kontrollen oder eine ärztliche Kontrolluntersuchung der betreffenden 

Person nach den von diesem letztgenannten Träger angewandten Rechtsvorschriften durch. 

Den Bericht des Arztes, der die Kontrolluntersuchung durchgeführt hat, betreffend 

insbesondere die Angaben zur voraussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit, übermittelt der 

Träger des Wohnorts unverzüglich dem zuständigen Träger. 
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Verfahrensvorschriften für den zuständigen Träger 

 

(6) Dem zuständigen Träger steht es frei, den Versicherten durch einen Arzt seiner Wahl 

untersuchen zu lassen. 

 

(7) Unbeschadet des Artikels KSS.19 Absatz 1 dieses Protokolls zahlt der zuständige Träger die 

Geldleistungen unmittelbar an die betreffende Person und unterrichtet erforderlichenfalls den 

Träger des Wohnorts hiervon. 

 

(8) Bei der Anwendung von Artikel KSS.19 Absatz 1 dieses Protokolls besitzen die auf dem 

ärztlichen Befund des untersuchenden Arztes oder Trägers beruhenden Angaben in einer in 

einem anderen Staat ausgestellten Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit eines 

Versicherten die gleiche Rechtsgültigkeit wie eine im zuständigen Staat ausgestellte 

Bescheinigung. 

 

(9) Versagt der zuständige Träger die Geldleistungen, so teilt er dem Versicherten seine 

Entscheidung mit und unterrichtet gleichzeitig den Träger des Wohnorts. 

 

Verfahren bei Aufenthalt in einem anderen als dem zuständigen Staat 

 

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten entsprechend, wenn sich der Versicherte in einem anderen als dem 

zuständigen Staat aufhält. 
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ARTIKEL KSSD.25 

 

Beiträge der Rentner 

 

Erhält eine Person eine Rente aus mehr als einem Staat, so darf der auf alle gezahlten Renten 

erhobene Betrag an Beiträgen keinesfalls den Betrag übersteigen, der bei einer Person erhoben 

wird, die denselben Betrag an Renten in dem zuständigen Staat erhält. 

 

 

ARTIKEL KSSD.26 

 

Besondere Durchführungsvorschriften 

 

(1) Werden Einzelpersonen oder Personengruppen auf Antrag von der Krankenversicherungs-

pflicht freigestellt und sind diese Personen damit nicht durch ein Krankenversicherungs-

system abgedeckt, auf das dieses Protokoll Anwendung findet, so kann der Träger eines 

Staates nicht allein aufgrund dieser Freistellung zur Übernahme der Kosten der diesen 

Personen oder ihren Familienangehörigen gewährten Sach- oder Geldleistungen nach den 

Artikeln KSS.15 bis KSS.30 dieses Protokolls verpflichtet werden. 

 

(2) Wohnen die in Absatz 1 genannten Personen und ihre Familienangehörigen in einem Staat, in 

welchem Sachleistungsansprüche nicht von Versicherungsbedingungen oder von der 

Ausübung einer Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit abhängen, so sind sie 

verpflichtet, die Kosten der ihnen in ihrem Wohnstaat gewährten Sachleistungen in voller 

Höhe zu tragen. 
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KAPITEL 2 

 

LEISTUNGEN BEI ARBEITSUNFÄLLEN UND BERUFSKRANKHEITEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.27 

 

Anspruch auf Sach- und Geldleistungen  

bei Wohnort oder Aufenthalt in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat 

 

(1) Die in den Artikeln KSSD.21 bis KSSD.24 dieses Anhangs vorgesehenen Verfahren gelten 

bei der Anwendung von Artikel KSS.31 dieses Protokolls entsprechend. 

 

(2) Gewährt ein Träger des Aufenthalts- oder Wohnstaats besondere Sachleistungen in 

Verbindung mit einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit nach den innerstaatlichen 

Rechtsvorschriften des Aufenthalts- oder Wohnstaates, so teilt er dies unverzüglich dem 

zuständigen Träger mit. 
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ARTIKEL KSSD.28 

 

Verfahren bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten,  

die in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat eintreten 

 

(1) Ein Arbeitsunfall, der in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat eintritt, oder eine 

Berufskrankheit, die dort erstmals ärztlich festgestellt wird, ist nach den Rechtsvorschriften 

des zuständigen Staates zu melden oder anzuzeigen, wenn die Meldung oder Anzeige nach 

den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist; etwaige andere gesetzliche 

Bestimmungen, die im Gebiet des Staates gelten, in dem der Arbeitsunfall eintrat oder die 

Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde, und die in einem solchen Fall weiterhin 

anzuwenden sind, werden hierdurch nicht berührt. Die Meldung oder Anzeige ist an den 

zuständigen Träger zu richten. 

 

(2) Der Träger des Staates, in dessen Gebiet der Arbeitsunfall eingetreten ist oder die 

Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde, übermittelt dem zuständigen Träger die 

im Gebiet dieses Staates ausgestellten ärztlichen Bescheinigungen. 

 

(3) Sind bei einem Unfall auf dem Weg zu oder von der Arbeit im Gebiet eines anderen Staates 

als des zuständigen Staates Nachforschungen im Gebiet des erstgenannten Staates 

erforderlich, um einen Anspruch auf entsprechende Leistungen festzustellen, so kann der 

zuständige Träger zu diesem Zweck eine Person benennen, wovon er die Behörden des 

betreffenden Staates unterrichtet. Die Träger arbeiten zusammen, um alle einschlägigen 

Informationen zu bewerten und in die Protokolle und alle sonstigen Unterlagen über den 

Unfall Einsicht zu nehmen. 
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(4) Nach Beendigung der Behandlung wird auf Anfrage des zuständigen Trägers ein 

ausführlicher Bericht mit den ärztlichen Bescheinigungen über die Dauerfolgen des Unfalls 

oder der Krankheit, insbesondere über den derzeitigen Zustand der verletzten Person sowie 

über die Heilung oder die Konsolidierung der Schäden, übersandt. Die Honorare hierfür 

werden vom Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts nach dem Tarif dieses Trägers zulasten 

des zuständigen Trägers gezahlt. 

 

(5) Auf Ersuchen des Trägers des Wohn- oder Aufenthaltsorts unterrichtet der zuständige Träger 

diesen gegebenenfalls von der Entscheidung, in der der Tag der Heilung oder der 

Konsolidierung der Schäden festgelegt wird, sowie gegebenenfalls von der Entscheidung über 

die Gewährung einer Rente. 

 

 

ARTIKEL KSSD.29 

 

Zweifel am Charakters eines Unfalls oder einer Krankheit als arbeitsbedingt 

 

(1) Zweifelt der zuständige Träger die Anwendung der Rechtsvorschriften über Arbeitsunfälle 

oder Berufskrankheiten nach Artikel KSS.31 Absatz 2 dieses Protokolls an, so teilt er dies 

unverzüglich dem Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts mit, der die Sachleistungen gewährt 

hat; diese Sachleistungen gelten sodann als Leistungen der Krankenversicherung. 

 

(2) Ist zu dieser Frage eine endgültige Entscheidung ergangen, so teilt der zuständige Träger dies 

unverzüglich dem Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts mit, der die Sachleistungen gewährt 

hat. 
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Wird kein Arbeitsunfall bzw. keine Berufskrankheit festgestellt, so werden die Sachleistungen 

weiterhin als Leistungen der Krankenversicherung gewährt, sofern die betreffende Person 

Anspruch darauf hat. 

 

Wird ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit festgestellt, so gelten die der betreffenden 

Person gewährten Sachleistungen der Krankenversicherung als Leistungen aufgrund eines 

Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit ab dem Tag, an dem der Arbeitsunfall eingetreten 

ist oder die Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde. 

 

(3) Artikel KSSD.6 Absatz 5 Unterabsatz 2 gilt entsprechend. 

 

 

ARTIKEL KSSD.30 

 

Verfahren bei einer in mehreren Staaten ausgeübten Tätigkeit,  

die eine Berufskrankheit verursachen kann 

 

(1) Im Fall des Artikels KSS.33 dieses Protokolls wird die Meldung oder Anzeige der 

Berufskrankheit dem für Berufskrankheiten zuständigen Träger des Staates übermittelt, nach 

dessen Rechtsvorschriften der Betroffene zuletzt eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die 

betreffende Krankheit verursachen kann. 

 

Stellt der Träger, an den die Meldung oder Anzeige übermittelt wurde, fest, dass zuletzt nach 

den Rechtsvorschriften eines anderen Staates eine Tätigkeit ausgeübt worden ist, die die 

betreffende Berufskrankheit verursachen kann, so übermittelt er die Meldung oder Anzeige 

und alle beigefügten Unterlagen dem entsprechenden Träger dieses Staates. 
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(2) Stellt der Träger des Staates, nach dessen Rechtsvorschriften der Betroffene zuletzt eine 

Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende Berufskrankheit verursachen kann, fest, dass der 

Betroffene oder seine Hinterbliebenen die Voraussetzungen dieser Rechtsvorschriften nicht 

erfüllen, z. B. weil der Betroffene in diesem Staat nie eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die 

Berufskrankheit verursacht hat, oder weil dieser Staat nicht anerkennt, dass es sich um eine 

Berufskrankheit handelt, so übermittelt dieser Träger die Meldung oder Anzeige und alle 

beigefügten Unterlagen, einschließlich der ärztlichen Feststellungen und Gutachten, die der 

erste Träger veranlasst hat, unverzüglich dem Träger des Staates, nach dessen 

Rechtsvorschriften der Betroffene zuvor eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende 

Berufskrankheit verursachen kann. 

 

(3) Gegebenenfalls wiederholen die Träger das in Absatz 2 beschriebene Verfahren für die 

Vergangenheit, bis dies zu dem entsprechenden Träger des Staates zurückführt, nach dessen 

Rechtsvorschriften der Betroffene zuerst eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende 

Berufskrankheit verursachen kann. 

 

 

ARTIKEL KSSD.31 

 

Informationsaustausch zwischen Trägern und Zahlung von Vorschüssen  

bei Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen eine ablehnende Entscheidung 

 

(1) Im Fall eines Rechtsbehelfs gegen eine ablehnende Entscheidung des Trägers eines Staates, 

nach dessen Rechtsvorschriften der Betroffene eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende 

Berufskrankheit verursachen kann, hat dieser Träger den Träger, dem die Meldung oder 

Anzeige nach dem Verfahren des Artikels KSSD.30 Absatz 2 übermittelt wurde, hiervon zu 

unterrichten und ihn später, wenn eine endgültige Entscheidung ergangen ist, entsprechend zu 

informieren. 
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(2) Besteht ein Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften, die der Träger, dem die Meldung 

oder Anzeige übermittelt wurde, anwendet, so zahlt dieser Träger Vorschüsse, deren Höhe 

gegebenenfalls nach Anhörung des Trägers, gegen dessen Entscheidung der Rechtsbehelf 

eingelegt wurde, festgelegt wird, wobei darauf zu achten ist, dass zu viel gezahlte Beträge 

vermieden werden. Der letztgenannte Träger erstattet die gezahlten Vorschüsse, wenn er 

aufgrund der Entscheidung über den Rechtsbehelf die Leistungen zu gewähren hat. Die 

Vorschüsse werden dann nach dem Verfahren der Artikel KSSD.56 und KSSD.57 von den 

Leistungen einbehalten, auf die die betreffende Person Anspruch hat. 

 

(3) Artikel KSSD.6 Absatz 5 Unterabsatz 2 gilt entsprechend. 

 

 

ARTIKEL KSSD.32 

 

Verschlimmerung einer Berufskrankheit 

 

In den in Artikel KSS.34 dieses Protokolls genannten Fällen hat der Antragsteller dem Träger des 

Staates, bei dem er Leistungsansprüche geltend macht, Informationen über die früher wegen der 

betreffenden Berufskrankheit gewährten Leistungen zu erteilen. Dieser Träger kann bei jedem 

Träger, der früher zuständig gewesen ist, die Informationen einholen, die er für erforderlich hält. 
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ARTIKEL KSSD.33 

 

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung  

im Fall früherer oder späterer Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten 

 

Wurde eine früher oder später eingetretene Erwerbsminderung durch einen Unfall verursacht, der 

eintrat, als für die betreffende Person die Rechtsvorschriften eines Staates galten, die nicht nach 

dem Ursprung der Erwerbsminderung unterscheiden, so hat der zuständige Träger oder die von der 

zuständigen Behörde des betreffenden Staates bezeichnete Stelle: 

 

a) auf Verlangen des zuständigen Trägers eines anderen Staates Angaben über den Grad der 

früher oder später eingetretenen Erwerbsminderung zu machen sowie nach Möglichkeit 

Auskünfte zu erteilen, anhand deren festgestellt werden kann, ob die Erwerbsminderung 

Folge eines Arbeitsunfalls im Sinne der vom Träger des anderen Staates anzuwendenden 

Rechtsvorschriften ist; 

 

b) für die Begründung des Anspruchs und die Festsetzung des Leistungsbetrags nach den von 

ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften den durch diese früheren oder späteren Fälle 

verursachten Grad der Erwerbsminderung zu berücksichtigen. 
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ARTIKEL KSSD.34 

 

Einreichung und Bearbeitung von Anträgen auf Renten oder Zulagen zu Renten 

 

Betroffene oder deren Hinterbliebene haben für den Bezug einer Rente oder einer Zulage zu einer 

Rente nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates als dem, in dem sie wohnen, gegebenen-

falls einen Antrag entweder beim zuständigen Träger zu stellen oder beim Träger des Wohnorts, der 

ihn sodann an den zuständigen Träger weiterleitet. 

 

Der Antrag muss die Informationen enthalten, die gemäß den vom zuständigen Träger 

anzuwendenden Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

 

 

KAPITEL 3 

 

STERBEGELD 

 

 

ARTIKEL KSSD.35 

 

Antrag auf Sterbegeld 

 

Für die Zwecke der Artikel KSS.37 und KSS.38 dieses Protokolls ist der Antrag auf Sterbegeld 

entweder beim zuständigen Träger zu stellen oder beim Träger des Wohnorts des Antragstellers, der 

ihn an den zuständigen Träger weiterleitet. 
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Der Antrag muss die Informationen enthalten, die gemäß den vom zuständigen Träger 

anzuwendenden Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

 

 

KAPITEL 4 

 

LEISTUNGEN BEI INVALIDITÄT, ALTERS- UND HINTERBLIEBENENRENTEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.36 

 

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung der Leistungen 

 

(1) Für die Berechnung des theoretischen Betrags und des tatsächlichen Leistungsbetrags gemäß 

Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls gelten die Bestimmungen des 

Artikels KSSD.11 Absätze 3, 4, 5 und 6 dieses Anhangs. 

 

(2) Wurden Zeiten der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung nach 

Artikel KSS.11 Absatz 3 dieses Anhangs nicht berücksichtigt, so berechnet der Träger des 

Staates, nach dessen Rechtsvorschriften diese Zeiten zurückgelegt wurden, den Betrag, der 

diesen Zeiten nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften entspricht. Der nach 

Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls berechnete tatsächliche Leistungs-

betrag wird um den Betrag erhöht, der den Zeiten der freiwilligen Versicherung oder 

freiwilligen Weiterversicherung entspricht. 
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(3) Der Träger eines jeden Staates berechnet nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor-

schriften den Betrag, der für Zeiten der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiter-

versicherung zu entrichten ist und nach Artikel KSS.48 Absatz 3 Buchstabe c dieses 

Protokolls nicht den Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestimmungen eines anderen 

Staates unterliegt. 

 

Ist es dem zuständigen Träger aufgrund der von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften nicht 

möglich, diesen Betrag direkt zu bestimmen, weil die betreffenden Rechtsvorschriften den 

Versicherungszeiten unterschiedliche Werte zuordnen, so kann ein fiktiver Betrag festgelegt 

werden. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit legt die 

Modalitäten für die Bestimmung dieses fiktiven Betrags fest. 

 

 

ARTIKEL KSSD.37 

 

Beantragung von Leistungen 

 

Einreichung von Anträgen auf Alters- und Hinterbliebenenrente 

 

(1) Der Antragsteller reicht einen entsprechenden Antrag beim Träger seines Wohnorts oder beim 

Träger des Staates ein, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn galten. Galten für die 

betreffende Person zu keinem Zeitpunkt die Rechtsvorschriften, die der Träger ihres 

Wohnorts anwendet, so leitet dieser Träger den Antrag an den Träger des Staates weiter, 

dessen Rechtsvorschriften zuletzt für sie galten. 

 

(2) Der Zeitpunkt der Antragstellung ist für alle beteiligten Träger verbindlich. 
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(3) In Abweichung von Absatz 2 gilt Folgendes: Gibt der Antragsteller trotz Aufforderung nicht 

an, dass er in anderen Staaten beschäftigt war oder gewohnt hat, so gilt der Zeitpunkt, zu dem 

er seinen Antrag vervollständigt oder zu dem er einen neuen Antrag bezüglich seiner 

fehlenden Beschäftigungszeiten und/oder Wohnzeiten in einem Staat einreicht, für den 

Träger, der die betreffenden Rechtsvorschriften anwendet, als Zeitpunkt der Antragstellung, 

sofern diese Rechtsvorschriften keine günstigeren Bestimmungen enthalten. 

 

 

ARTIKEL KSSD.38 

 

Angaben und Unterlagen zu Leistungsanträgen 

 

(1) Der Antrag ist vom Antragsteller nach den Rechtsvorschriften zu stellen, die der in 

Artikel KSSD.37 Absatz 1 genannte Träger anwendet, und unter Beifügung der in diesen 

Rechtsvorschriften geforderten Nachweise. Der Antragsteller hat insbesondere alle 

verfügbaren einschlägigen Informationen und Nachweise über Zeiten einer Versicherung 

(Träger, Versicherungsnummern), einer Beschäftigung (Arbeitgeber) oder einer selbst-

ständigen Erwerbstätigkeit (Art und Ort der Tätigkeit) und eines Wohnorts (Adressen) 

einzureichen, die gegebenenfalls nach anderen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, 

sowie die Dauer dieser Zeiten anzugeben. 

 

(2) Beantragt der Antragsteller gemäß Artikel KSS.45 Absatz 1 dieses Protokolls, dass die 

Feststellung von Leistungen bei Alter nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 

Staaten aufgeschoben wird, so hat er dies in seinem Antrag zu erklären und anzugeben, nach 

welchen Rechtsvorschriften er den Aufschub beantragt. Um dem Antragsteller die Ausübung 

dieses Rechts zu ermöglichen, teilen die beteiligten Träger ihm auf Verlangen alle ihnen 

vorliegenden Informationen mit, damit er die Folgen von gleichzeitigen oder nachfolgenden 

Feststellungen der ihm zustehenden Leistungen abschätzen kann. 
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(3) Zieht der Antragsteller einen Antrag auf Leistungen zurück, die nach den Rechtsvorschriften 

eines einzelnen Staates vorgesehen sind, so gilt diese Rücknahme nicht als gleichzeitige 

Rücknahme von Anträgen auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften eines anderen Staates. 

 

 

ARTIKEL KSSD.39 

 

Bearbeitung der Anträge durch die beteiligten Träger 

 

Kontakt-Träger 

 

(1) Der Träger, an den der Leistungsantrag nach Artikel KSSD.37 Absatz 1 gerichtet oder 

weitergeleitet wird, wird nachstehend als „Kontakt-Träger“ bezeichnet. Der Träger des 

Wohnorts wird nicht als Kontakt-Träger bezeichnet, wenn für die betreffende Person zu 

keinem Zeitpunkt die von diesem Träger angewandten Rechtsvorschriften galten. 

 

Zusätzlich zur Bearbeitung des Leistungsantrags nach den von ihm angewandten Rechts-

vorschriften fördert dieser Träger in seiner Eigenschaft als Kontakt-Träger den Austausch von 

Daten, die Mitteilung von Entscheidungen und die für die Bearbeitung des Antrags durch die 

beteiligten Träger erforderlichen Vorgänge und übermittelt dem Antragsteller auf Verlangen 

alle Angaben, die die Aspekte der Bearbeitung im Rahmen dieses Protokolls betreffen, und 

hält ihn über den Stand der Bearbeitung seines Antrags auf dem Laufenden. 
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Bearbeitung von Anträgen auf Alters- und Hinterbliebenenrente 

 

(2) Der Kontakt-Träger übermittelt die Leistungsanträge und alle ihm vorliegenden Dokumente 

sowie gegebenenfalls die vom Antragsteller vorgelegten einschlägigen Dokumente 

unverzüglich allen beteiligten Trägern, damit diese gleichzeitig mit der Bearbeitung dieses 

Antrags beginnen können. Der Kontakt-Träger teilt den anderen Trägern die Versicherungs- 

oder Wohnzeiten mit, die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 

worden sind. Er gibt ferner an, welche Dokumente zu einem späteren Zeitpunkt einzureichen 

sind, und ergänzt den Antrag so bald wie möglich. 

 

(3) Jeder beteiligte Träger teilt dem Kontakt-Träger und den anderen beteiligten Trägern so bald 

wie möglich die Versicherungs- oder Wohnzeiten mit, die nach den von ihm anzuwendenden 

Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind. 

 

(4) Jeder beteiligte Träger berechnet den Leistungsbetrag nach Artikel KSS.47 dieses Protokolls 

und teilt dem Kontakt-Träger und den anderen betroffenen Trägern seine Entscheidung, den 

Leistungsbetrag und alle für die Zwecke der Artikel KSS.48 bis 50 dieses Protokolls 

erforderlichen Angaben mit. 

 

(5) Stellt ein Träger auf der Grundlage der Angaben nach den Absätzen 2 und 3 des vorliegenden 

Artikels fest, dass Artikel KSS.52 Absatz 2 oder 3 dieses Protokolls anzuwenden ist, so 

unterrichtet er hiervon den Kontakt-Träger und die anderen betroffenen Träger. 
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ARTIKEL KSSD.40 

 

Mitteilung der Entscheidungen an den Antragsteller 

 

(1) Jeder Träger teilt dem Antragsteller die von ihm nach den von ihm anzuwendenden 

Rechtsvorschriften getroffene Entscheidung mit. In jeder Entscheidung werden die zur 

Verfügung stehenden Rechtsbehelfe und Rechtsbehelfsfristen angegeben. Sobald der Kontakt-

Träger über alle Entscheidungen jedes Trägers unterrichtet worden ist, übermittelt er dem 

Antragsteller und den anderen betroffenen Trägern eine Zusammenfassung dieser 

Entscheidungen. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit erstellt 

das Muster für die Zusammenfassung. Die Zusammenfassung wird dem Antragsteller in der 

Sprache des Trägers oder – auf Verlangen des Antragstellers – in der von ihm gewählten 

Sprache, einschließlich Englisch, übermittelt, sofern diese als Amtssprache der Europäischen 

Union anerkannt ist. 

 

(2) Stellt sich für den Antragsteller nach Empfang der Zusammenfassung heraus, dass seine 

Rechte durch das Zusammenwirken der Entscheidungen von zwei oder mehr Trägern 

möglicherweise beeinträchtigt worden sind, so hat er Anspruch auf eine Überprüfung der 

Entscheidungen durch die beteiligten Träger innerhalb der in den einschlägigen 

einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Fristen. Die Fristen beginnen am Tag des 

Empfangs der Zusammenfassung. Der Antragsteller wird schriftlich über das Ergebnis der 

Überprüfung unterrichtet. 
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ARTIKEL KSSD.41 

 

Bemessung des Grades der Invalidität 

 

Für die Feststellung des Grades der Invalidität kann jeder Träger den Antragsteller entsprechend 

seinen Rechtsvorschriften von einem Arzt oder einem anderen Experten seiner Wahl untersuchen 

lassen. Der Träger eines Staates berücksichtigt jedoch die von den Trägern aller anderen Staaten 

erhaltenen ärztlichen Unterlagen und Berichte sowie die verwaltungsmäßigen Auskünfte ebenso, als 

wären sie in seinem eigenen Staat erstellt worden. 

 

 

ARTIKEL KSSD.42 

 

Vorläufige Zahlungen und Vorschüsse 

 

(1) Ungeachtet des Artikels KSSD.7 dieses Anhangs zahlt jeder Träger, der bei der Bearbeitung 

eines Leistungsantrags feststellt, dass der Antragsteller nach den anwendbaren Rechtsvor-

schriften Anspruch auf eine eigenständige Leistung hat, diese Leistung unverzüglich nach 

Artikel KSS.47 Absatz 1 dieses Protokolls. Diese Zahlung ist als vorläufige Zahlung 

anzusehen, wenn sich das Ergebnis der Bearbeitung des Antrags auf den gewährten Betrag 

auswirken könnte. 

 

(2) Geht aus den verfügbaren Angaben hervor, dass der Antragsteller Anspruch auf eine Zahlung 

eines Trägers nach Artikel KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls hat, so zahlt dieser 

Träger ihm einen Vorschuss, dessen Höhe weitestgehend dem Betrag entspricht, der aufgrund 

des Artikels KSS.47 Absatz 1 Buchstabe b dieses Protokolls wahrscheinlich festgestellt wird. 
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(3) Jeder nach Absatz 1 oder 2 zur Zahlung der vorläufigen Leistungen oder eines Vorschusses 

verpflichtete Träger unterrichtet hiervon unverzüglich den Antragsteller, wobei er diesen 

ausdrücklich auf den vorläufigen Charakter dieser Maßnahme und auf alle verfügbaren 

Rechtsbehelfe nach seinen Rechtsvorschriften aufmerksam macht. 

 

 

ARTIKEL KSSD.43 

 

Neuberechnung der Leistungen 

 

(1) Bei einer Neuberechnung der Leistungen nach Artikel KSS.45 Absatz 4 und Artikel KSS.54 

Absatz 1 dieses Protokolls gilt Artikel KSSD.42 dieses Anhangs entsprechend. 

 

(2) Bei Neuberechnung, Entzug oder Ruhen der Leistung informiert der Träger, der die 

entsprechende Entscheidung getroffen hat, unverzüglich die betreffende Person und 

unterrichtet jeden Träger, dem gegenüber die betreffende Person einen Anspruch hat. 
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ARTIKEL KSSD.44 

 

Maßnahmen zur beschleunigten Berechnung der Rente 

 

(1) Um die Bearbeitung von Anträgen und die Zahlung von Leistungen zu erleichtern und zu 

beschleunigen, müssen die Träger, deren Rechtsvorschriften eine Person unterlegen hat, 

 

a) die Elemente zur Identifizierung von Personen, die von einer anwendbaren einzel-

staatlichen Rechtsordnung zu einer anderen wechseln, mit den Trägern anderer Staaten 

austauschen oder diesen zur Verfügung stellen und gemeinsam dafür Sorge tragen, dass 

diese Identifizierungselemente aufbewahrt werden und miteinander übereinstimmen, 

oder – in Ermangelung dessen – den betreffenden Personen die Mittel für einen direkten 

Zugang zu ihren Identifizierungselementen zur Verfügung stellen; 

 

b) rechtzeitig vor Eintreten des Mindestalters für den Beginn eines Rentenanspruchs oder 

vor einem durch nationale Rechtsvorschriften festzulegenden Alter Informationen 

(zurückgelegte Zeiten oder sonstige wichtige Elemente) über die Rentenansprüche von 

Personen, die von einer anwendbaren Rechtsordnung zu einer anderen gewechselt 

haben, mit der betreffenden Person und den Trägern anderer Staaten austauschen oder 

diesen zur Verfügung stellen oder – in Ermangelung dessen – diesen Personen mitteilen, 

wie sie sich über ihre künftigen Leistungsansprüche informieren können, oder ihnen 

entsprechende Mittel zur Verfügung stellen. 

 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 bestimmt der Sonderausschuss für die Koordinierung der 

sozialen Sicherheit die Informationen, die auszutauschen oder zur Verfügung zu stellen sind, 

und legt die geeigneten Verfahren und Mechanismen fest; dabei berücksichtigt er die 

Merkmale, die administrative und technische Organisation und die technischen Mittel, die den 

einzelstaatlichen Rentensystemen zur Verfügung stehen. Der Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit gewährleistet die Umsetzung dieser Rentensysteme, 

indem er eine Überwachung der ergriffenen Maßnahmen und ihrer Anwendung organisiert. 
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(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 sollte der Träger im ersten Staat, in dem einer Person eine 

Persönliche Identifikationsnummer (PIN) für Verwaltungszwecke der sozialen Sicherheit 

zugewiesen wird, die in diesem Artikel genannten Informationen erhalten. 

 

 

ARTIKEL KSSD.45 

 

Koordinierungsmaßnahmen in den Staaten 

 

(1) Unbeschadet des Artikels KSS.46 dieses Protokolls gilt Folgendes: Enthalten die nationalen 

Rechtsvorschriften Regeln zur Bestimmung des zuständigen Trägers oder des anzuwendenden 

Systems oder zur Zuordnung von Versicherungszeiten zu einem spezifischen System, so sind 

bei der Anwendung dieser Regeln nur die nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 

zurückgelegten Versicherungszeiten zu berücksichtigen. 

 

(2) Enthalten die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften Vorschriften für die Koordinierung der 

Sondersysteme für Bedienstete und des allgemeinen Systems für Arbeitnehmer, so bleiben 

diese Vorschriften von den Bestimmungen dieses Protokolls und dieses Anhangs unberührt. 
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KAPITEL 5 

 

LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT 

 

 

ARTIKEL KSSD.46 

 

Zusammenrechnung der Zeiten und Berechnung der Leistungen 

 

(1) Artikel KSSD.11 Absatz 1 dieses Anhangs gilt für Artikel KSS.56 dieses Protokolls 

entsprechend. Unbeschadet der daneben fortbestehenden Pflichten der beteiligten Träger kann 

die betroffene Person dem zuständigen Träger ein Dokument vorlegen, das von dem Träger 

des Staates ausgestellt wurde, dessen Rechtsvorschriften die betroffene Person während ihrer 

letzten Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit unterlag, und in dem die Zeiten 

bescheinigt sind, die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden. 

 

(2) Bei der Anwendung von Artikel KSS.57 dieses Protokolls berücksichtigt der zuständige 

Träger eines Staates, nach dessen Rechtsvorschriften sich die Höhe der Leistungen nach der 

Zahl der Familienangehörigen richtet, auch die Familienangehörigen des Betroffenen, die in 

einem anderen Staat wohnen, als ob sie im zuständigen Staat wohnten. Dies gilt jedoch nicht, 

wenn in dem Staat, in dem die Familienangehörigen wohnen, eine andere Person Anspruch 

auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat, bei deren Berechnung die Familienangehörigen 

berücksichtigt werden. 
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TITEL IV 

 

FINANZVORSCHRIFTEN 

 

 

KAPITEL 1 

 

KOSTENERSTATTUNG BEI DER ANWENDUNG  

VON ARTIKEL KSS.30 UND ARTIKEL KSS.36 DIESES PROTOKOLLS 

 

 

ABSCHNITT 1 

 

ERSTATTUNG AUF DER GRUNDLAGE TATSÄCHLICHER AUFWENDUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.47 

 

Grundsätze 

 

(1) Für die Zwecke der Anwendung der Artikel KSS.30 und KSS.36 dieses Protokolls erstattet 

der zuständige Träger dem Träger, der die Sachleistungen gewährt hat, diese in Höhe der 

tatsächlichen Ausgaben, die sich aus der Rechnungsführung dieses Trägers ergeben, außer 

wenn Artikel KSSD.57 dieses Anhangs Anwendung findet. 
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(2) Geht der tatsächliche Betrag der in Absatz 1 genannten Ausgaben für Sachleistungen nicht 

oder teilweise nicht aus der Rechnungsführung des Trägers, der sie gewährt hat, hervor, so 

wird der zu erstattende Betrag auf der Grundlage aller geeigneten Faktoren, die den 

verfügbaren Daten entnommen werden, pauschal berechnet. Der Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit beurteilt die Grundlagen für die Berechnung der 

Pauschalbeträge und stellt deren Höhe fest. 

 

(3) Für die Erstattung können keine höheren Sätze berücksichtigt werden als diejenigen, die für 

Sachleistungen an Versicherte maßgeblich sind, die den Rechtsvorschriften unterliegen, die 

für den Träger, der die in Absatz 1 genannten Sachleistungen gewährt hat, gelten. 

 

 

ABSCHNITT 2 

 

ERSTATTUNG AUF DER GRUNDLAGE VON PAUSCHALBETRÄGEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.48 

 

Bestimmung der betroffenen Staaten 

 

(1) Die in Artikel KSS.30 Absatz 2 dieses Protokolls genannten Staaten, deren Rechts- und 

Verwaltungsstruktur eine Erstattung auf der Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen nicht 

zweckmäßig macht, sind in Anlage KSSD-3 zu diesem Anhang aufgeführt. 
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(2) Im Falle der in Anlage KSSD-3 aufgeführten Staaten wird der Betrag der Sachleistungen,  

 

a) die nach Artikel KSS.15 dieses Protokolls Familienangehörigen gewährt wurden, die in 

einem anderen Staat als der Versicherte wohnen, und 

 

b) die nach Artikel KSS.21 Absatz 1, KSS.23 und KSS.24 dieses Protokolls Rentnern und 

ihren Familienangehörigen gewährt wurden, 

 

den Trägern, die diese Sachleistungen gewährt haben, von den zuständigen Trägern auf der 

Grundlage eines Pauschalbetrags, dessen Höhe für jedes Kalenderjahr ermittelt wird, erstattet. 

Die Höhe dieses Pauschalbetrags muss den tatsächlichen Ausgaben möglichst nahe kommen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.49 

 

Methode zur Berechnung der monatlichen Pauschalbeträge  

und des gesamten Pauschalbetrags 

 

(1) Für jeden forderungsberechtigten Staat wird der monatliche Pauschalbetrag pro Person (Fi) 

für ein Kalenderjahr ermittelt, indem man entsprechend der folgenden Formel die Jahres-

durchschnittskosten pro Person (Yi) nach Altersklasse (i) durch 12 teilt und das Ergebnis um 

einen Faktor (X) kürzt: 

 

Fi = Yi*1/12*(1-X) 
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Dabei steht 

 

– der Index (i = 1, 2 oder 3) für die drei bei der Berechnung des Pauschalbetrags 

berücksichtigten Altersklassen: 

 

– i = 1: Personen unter 20 Jahren, 

 

– i = 2: Personen von 20 bis 64 Jahren, 

 

– i = 3: Personen ab 65 Jahren, 

 

– Yi für die Jahresdurchschnittskosten pro Person der Altersklasse i nach Absatz 2, 

 

– der Koeffizient X (0,20 oder 0,15) für die Kürzung nach Absatz 3. 

 

(2) Die Jahresdurchschnittskosten pro Person (Yi) der Altersklasse i werden ermittelt, indem man 

die Jahresausgaben für sämtliche Sachleistungen, die von Trägern des forderungsberechtigten 

Staates allen seinen Rechtsvorschriften unterliegenden und in seinem Hoheitsgebiet wohnen-

den Personen der betreffenden Altersklasse gewährt wurden, durch die durchschnittliche Zahl 

der betroffenen Personen dieser Altersklasse in dem betreffenden Kalenderjahr teilt. Die 

Berechnung beruht auf den Aufwendungen im Rahmen der Systeme nach Artikel KSSD.20. 

 

(3) Die auf den monatlichen Pauschalbetrag anzuwendende Kürzung beträgt grundsätzlich 20 % 

(X = 0,20). Sie beträgt 15 % (X = 0.15) für Rentner und ihre Familienangehörigen, wenn der 

zuständige Staat nicht in Anhang KSS-3 dieses Protokolls aufgeführt ist. 
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(4) Für jeden leistungspflichtigen Staat wird der gesamte Pauschalbetrag für ein Kalenderjahr 

ermittelt, indem man den festgelegten monatlichen Pauschalbetrag pro Person für jede 

Altersklasse mit der Zahl der Monate multipliziert, die die betreffenden Personen der 

jeweiligen Altersgruppe in dem forderungsberechtigten Staat zurückgelegt haben, und die 

Ergebnisse addiert. 

 

Die Zahl der von den betreffenden Personen in dem forderungsberechtigten Staat zurück-

gelegten Monate entspricht der Summe der Kalendermonate in einem Kalenderjahr, in denen 

die betreffenden Personen aufgrund ihres Wohnorts im Hoheitsgebiet des forderungs-

berechtigten Staates in ebendiesem Hoheitsgebiet für Rechnung des leistungspflichtigen 

Staates für Sachleistungen in Betracht kamen. Diese Monate werden mithilfe eines Ver-

zeichnisses ermittelt, das der Träger des Wohnorts zu diesem Zweck anhand von Nachweisen, 

die der zuständige Träger zur Verfügung stellt, über die Ansprüche der betreffenden Personen 

führt. 

 

(5) Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit kann einen Vorschlag mit 

Änderungen vorlegen, die sich gegebenenfalls als notwendig erweisen, um sicherzustellen, 

dass die Berechnung der Pauschalbeträge den tatsächlichen Aufwendungen so nahe wie 

möglich kommt und dass die Kürzungen nach Absatz 3 für Staaten nicht zu unausgewogenen 

Zahlungen oder zu Doppelzahlungen führen. 

 

(6) Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit bestimmt die Verfahren 

und Modalitäten, nach denen die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Berechnungsfaktoren für 

die Pauschalbeträge festgelegt werden. 
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ARTIKEL KSSD.50 

 

Mitteilung der Jahresdurchschnittskosten 

 

Für ein bestimmtes Jahr wird die Höhe der Jahresdurchschnittskosten pro Person in den einzelnen 

Altersklassen spätestens bis zum Ende des zweiten Jahres, das auf dieses Jahr folgt, dem Sonder-

ausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit mitgeteilt. Erfolgt die Mitteilung nicht bis 

zu diesem Zeitpunkt, so werden die Jahresdurchschnittskosten pro Person, die der Sonderausschuss 

für die Koordinierung der sozialen Sicherheit zuletzt für ein Jahr davor festgelegt hat, zugrunde 

gelegt. 

 

 

ABSCHNITT 3 

 

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.51 

 

Erstattungsverfahren zwischen Trägern 

 

(1) Die Erstattungen zwischen den Staaten werden so rasch wie möglich vorgenommen. Der 

betreffende Träger ist verpflichtet, die Forderungen vor Ablauf der in diesem Abschnitt 

genannten Fristen zu erstatten, sobald er dazu in der Lage ist. Eine Beanstandung einer 

einzelnen Forderung darf die Erstattung einer anderen Forderung oder anderer Forderungen 

nicht verhindern. 
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(2) Die Erstattungen zwischen den Trägern der Mitgliedstaaten und des Vereinigten Königreichs 

nach den Artikeln KSS.30 und KSS.36 dieses Protokolls werden über die Verbindungsstelle 

abgewickelt. Die Erstattungen nach den Artikeln KSS.30 und KSS.36 dieses Protokolls 

können jeweils über eine gesonderte Verbindungsstelle abgewickelt werden. 

 

 

ARTIKEL KSSD.52 

 

Fristen für die Einreichung und Zahlung der Forderungen 

 

(1) Forderungen auf der Grundlage von tatsächlichen Aufwendungen werden bei der 

Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Staates binnen 12 Monaten nach Ablauf des 

Kalenderhalbjahres eingereicht, in dem die Forderungen in die Rechnungsführung des 

forderungsberechtigten Trägers aufgenommen wurden. 

 

(2) Forderungen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen für ein Kalenderjahr werden bei der 

Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Staates binnen 12 Monaten nach dem Monat 

eingereicht, in dem die Durchschnittskosten des betreffenden Jahres vom Sonderausschuss für 

die Koordinierung der sozialen Sicherheit genehmigt wurden. Die in Artikel KSSD.49 

Absatz 4 genannten Verzeichnisse werden bis zum Ende des Jahres, das dem Bezugsjahr 

folgt, vorgelegt. 

 

(3) In dem in Artikel KSSD.7 Absatz 5 genannten Fall beginnt die in den Absätzen 1 und 2 

genannte Frist erst mit dem Zeitpunkt der Ermittlung des zuständigen Trägers. 

 

(4) Forderungen, die nach Ablauf der in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen eingereicht 

werden, bleiben unberücksichtigt. 
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(5) Die Forderungen werden binnen 18 Monaten nach Ablauf des Monats, in dem sie bei der 

Verbindungsstelle des leistungspflichtigen Staates eingereicht wurden, an die in 

Artikel KSSD.51 genannte Verbindungsstelle des forderungsberechtigten Mitgliedstaats 

gezahlt. Dies gilt nicht für Forderungen, die innerhalb dieses Zeitraums aus einem 

berechtigten Grund vom leistungspflichtigen Träger zurückgewiesen wurden. 

 

(6) Beanstandungen einer Forderung müssen binnen 36 Monaten nach Ablauf des Monats geklärt 

sein, in dem die Forderung eingereicht wurde. 

 

(7) Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit erleichtert den Abschluss 

der Rechnungsführung in Fällen, in denen eine Einigung nicht innerhalb des in Absatz 6 

genannten Zeitraums erzielt werden kann, und nimmt auf begründeten Antrag einer der an der 

Streitigkeit beteiligten Parteien innerhalb von sechs Monaten, gerechnet ab dem Monat, in 

dem er mit der Angelegenheit befasst worden ist, zu Beanstandungen Stellung. 

 

 

ARTIKEL KSSD.53 

 

Verzugszinsen und Anzahlungen 

 

(1) Nach Ablauf der Frist von 18 Monaten nach Artikel KSSD.52 Absatz 5 kann der forderungs-

berechtigte Träger Zinsen auf ausstehende Forderungen erheben, es sei denn, der leistungs-

pflichtige Träger hat innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Monats, in dem die 

Forderung eingereicht wurde, eine Anzahlung in Höhe von mindestens 90 % der gesamten 

nach Artikel KSSD.52 Absätze 1 oder 2 eingereichten Forderung geleistet. Für die Teile der 

Forderung, die nicht durch die Anzahlung abgedeckt sind, können Zinsen erst nach Ablauf der 

Frist von 36 Monaten nach Artikel KSSD.52 Absatz 6 erhoben werden. 
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(2) Die Zinsen werden zu dem Referenzzinssatz berechnet, den das zu diesem Zweck vom 

Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit benannte Finanzinstitut auf 

seine Hauptrefinanzierungsgeschäfte anwendet. Maßgeblich ist der Referenzzinssatz, der am 

ersten Tag des Monats gilt, in dem die Zahlung fällig ist. 

 

(3) Keine Verbindungsstelle ist verpflichtet, Anzahlungen nach Absatz 1 anzunehmen. Lehnt eine 

Verbindungsstelle jedoch ein entsprechendes Angebot ab, so ist der forderungsberechtigte 

Träger nicht mehr berechtigt, andere Verzugszinsen als nach Absatz 1 Satz 2 auf die 

betreffenden Forderungen zu erheben. 

 

 

ARTIKEL KSSD.54 

 

Jahresabschlussbericht 

 

(1) Auf der Grundlage des Berichts des Sonderausschusses für die Koordinierung der sozialen 

Sicherheit erstellt der Partnerschaftsrat für jedes Kalenderjahr eine Übersicht über die 

Forderungen. Zu diesem Zweck teilen die Verbindungsstellen dem Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit unter Einhaltung der von diesem festgelegten Fristen 

und Modalitäten einerseits die Höhe der eingereichten, beglichenen oder beanstandeten 

Forderungen (Gläubigerposition) und andererseits die Höhe der eingegangenen, beglichenen 

oder beanstandeten Forderungen (Schuldnerposition) mit. 

 

(2) Der Partnerschaftsrat kann alle zweckdienlichen Prüfungen zur Kontrolle der statistischen 

Angaben und Rechnungsführungsdaten, auf deren Grundlage die Jahresübersicht über die 

Forderungen nach Absatz 1 erstellt wurde, vornehmen, insbesondere um sich zu 

vergewissern, dass diese Daten mit den in diesem Titel festgesetzten Regeln übereinstimmen. 
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KAPITEL 2 

 

RÜCKFORDERUNG GEZAHLTER, ABER NICHT GESCHULDETER LEISTUNGEN,  

BEITREIBUNG VORLÄUFIGER ZAHLUNGEN UND BEITRÄGE,  

AUSGLEICH UND UNTERSTÜTZUNG BEI DER BEITREIBUNG 

 

 

ABSCHNITT 1 

 

GRUNDSÄTZE 

 

 

ARTIKEL KSSD.55 

 

Gemeinsame Bestimmungen 

 

Für die Zwecke der Anwendung von Artikel KSS.64 dieses Protokolls und in dem darin 

festgelegten Rahmen wird die Beitreibung von Forderungen soweit möglich entweder zwischen den 

Trägern des betreffenden Mitgliedstaats und des Vereinigten Königreichs oder gegenüber der 

betroffenen natürlichen oder juristischen Person gemäß den Artikeln KSSD.56 bis KSSD.58 dieses 

Anhangs vorgenommen. Kann eine Forderung im Wege dieses Ausgleichs ganz oder teilweise nicht 

beigetrieben werden, so wird der noch geschuldete Betrag nach den Artikeln KSSD.59 bis KSSD.69 

dieses Anhangs beigetrieben. 

 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 146 

ABSCHNITT 2 

 

AUSGLEICH 

 

 

ARTIKEL KSSD.56 

 

Nicht geschuldete Leistungen 

 

(1) Hat der Träger eines Staates einer Person nicht geschuldete Leistungen ausgezahlt, so kann 

dieser Träger unter den Bedingungen und in den Grenzen der von ihm anzuwendenden 

Rechtsvorschriften den Träger des Staates, der gegenüber der betreffenden Person zu 

Leistungen verpflichtet ist, um Einbehaltung des nicht geschuldeten Betrags von 

nachzuzahlenden Beträgen oder laufenden Zahlungen, die der betreffenden Person geschuldet 

sind, ersuchen, und zwar ungeachtet des Zweigs der sozialen Sicherheit, in dem die Leistung 

gezahlt wird. Der Träger des letztgenannten Staates behält den entsprechenden Betrag unter 

den Bedingungen und in den Grenzen ein, die nach den von ihm anzuwendenden 

Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich vorgesehen sind, als ob es sich um von ihm 

selbst zu viel gezahlte Beträge handelte; den einbehaltenen Betrag überweist er dem Träger, 

der die nicht geschuldeten Leistungen ausgezahlt hat. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 gilt Folgendes: Hat der Träger eines Staates bei der Feststellung 

oder Neufeststellung von Invaliditätsleistungen, Alters- und Hinterbliebenenrenten in 

Anwendung des Titels III Kapitel 3 und 4 dieses Protokolls einer Person Leistungen in nicht 

geschuldeter Höhe ausgezahlt, so kann dieser Träger vom Träger des Staates, der gegenüber 

der betreffenden Person zu entsprechenden Leistungen verpflichtet ist, verlangen, den zu viel 

gezahlten Betrag von den nachzuzahlenden Beträgen einzubehalten, die der betreffenden 

Person zu zahlen sind. Nachdem der letztgenannte Träger den Träger, der den nicht 

geschuldeten Betrag gezahlt hat, über diese nachzuzahlenden Beträge unterrichtet hat, muss 

der Träger, der den nicht geschuldeten Betrag gezahlt hat, die Summe des nicht geschuldeten 

Betrags innerhalb von zwei Monaten mitteilen. Erhält der Träger, der die nachzuzahlenden 

Beträge zu zahlen hat, diese Mitteilung innerhalb der Frist, so überweist er den einbehaltenen 

Betrag an den Träger, der den nicht geschuldeten Betrag ausgezahlt hat. Ist die Frist 

abgelaufen, so muss der genannte Träger der betreffenden Person die nachzuzahlenden 

Beträge unverzüglich auszahlen. 

 

(3) Hat eine Person während eines Zeitraums, in dem sie nach den Rechtsvorschriften eines 

Staates Anspruch auf Leistungen hatte, in einem anderen Staat Sozialhilfe bezogen, so kann 

die Stelle, die Sozialhilfe gewährt hat, falls sie einen gesetzlich zulässigen Regressanspruch 

auf der betreffenden Person geschuldete Leistungen hat, vom Träger jedes anderen Staates, 

der gegenüber der betreffenden Person zu Leistungen verpflichtet ist, verlangen, dass er den 

für Sozialhilfe verauslagten Betrag von den Beträgen einbehält, die dieser Staat der 

betreffenden Person zahlt. 

 

Diese Bestimmung gilt entsprechend, wenn ein Familienangehöriger einer betroffenen Person 

während eines Zeitraums, in dem die versicherte Person für diesen Familienangehörigen nach 

den Rechtsvorschriften eines anderen Staates Anspruch auf Leistungen hatte, im Gebiet eines 

Staates Sozialhilfe bezogen hat. 
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Der Träger eines Staates, der einen nicht geschuldeten Betrag als Sozialhilfe ausgezahlt hat, 

übermittelt dem Träger des anderen Staates eine Abrechnung über den geschuldeten Betrag; 

dieser behält den entsprechenden Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen ein, die 

nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich 

vorgesehen sind; den einbehaltenen Betrag überweist er unverzüglich dem Träger, der den 

nicht geschuldeten Betrag ausgezahlt hat. 

 

 

ARTIKEL KSSD.57 

 

Vorläufig gezahlte Geldleistungen oder Beiträge 

 

(1) Bei der Anwendung des Artikels KSSD.6 erstellt der Träger, der die Geldleistungen vorläufig 

gezahlt hat, spätestens drei Monate nach Feststellung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 

oder Ermittlung des für die Zahlung der Leistungen verantwortlichen Trägers eine 

Abrechnung über den vorläufig gezahlten Betrag und übermittelt sie dem als zuständig 

ermittelten Träger. 

 

Der für die Zahlung der Leistungen als zuständig ermittelte Träger behält im Hinblick auf 

diese vorläufige Zahlung den geschuldeten Betrag von den nachzuzahlenden Beträgen der 

entsprechenden Leistungen, die er der betreffenden Person schuldet, ein und überweist den 

einbehaltenen Betrag unverzüglich dem Träger, der die Geldleistungen vorläufig gezahlt hat. 

 

Geht der Betrag der vorläufig gezahlten Leistungen über den nachzuzahlenden Betrag hinaus, 

oder sind keine nachzuzahlenden Beträge vorhanden, so behält der als zuständig ermittelte 

Träger diesen Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen, die nach den von ihm 

anzuwendenden Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich vorgesehen sind, von 

laufenden Zahlungen ein und überweist den einbehaltenen Betrag unverzüglich dem Träger, 

der die Geldleistungen vorläufig gezahlt hat. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 149 

(2) Der Träger, der von einer juristischen oder natürlichen Person vorläufig Beiträge erhalten hat, 

erstattet die entsprechenden Beiträge erst dann der Person, die diese Beiträge gezahlt hat, 

wenn er bei dem als zuständig ermittelten Träger angefragt hat, welche Summen diesem nach 

Artikel KSSD.6 Absatz 4 zustehen. 

 

Auf Antrag des als zuständig ermittelten Trägers, der spätestens drei Monate nach 

Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften gestellt werden muss, überweist der 

Träger, der Beiträge vorläufig erhalten hat, diese dem als zuständig ermittelten Träger zur 

Bereinigung der Situation hinsichtlich der Beiträge, die die juristische oder natürliche Person 

diesem Träger schuldet. Die überwiesenen Beiträge gelten rückwirkend als an den als 

zuständig ermittelten Träger gezahlt. 

 

Übersteigt der Betrag der vorläufig gezahlten Beiträge den Betrag, den die juristische oder 

natürliche Person dem als zuständig ermittelten Träger schuldet, so erstattet der Träger, der 

die Beiträge vorläufig erhalten hat, den überschüssigen Betrag an die betreffende juristische 

oder natürliche Person. 

 

 

ARTIKEL KSSD.58 

 

Mit dem Ausgleich verbundene Kosten 

 

Erfolgt die Beitreibung auf dem Wege des Ausgleichs nach den Artikeln KSSD.56 und KSSD.57, 

fallen keinerlei Kosten an. 
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ABSCHNITT 3 

 

BEITREIBUNG 

 

 

ARTIKEL KSSD.59 

 

Begriffsbestimmungen und gemeinsame Bestimmungen 

 

(1) Für die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdruck 

 

a) „Forderungen“ alle Forderungen im Zusammenhang mit Beiträgen oder zu Unrecht 

gezahlten oder erbrachten Leistungen einschließlich Zinsen, Geldbußen, Verwaltungs-

strafen und alle anderen Gebühren und Kosten, die nach den Rechtsvorschriften des 

Staates, der die Forderung geltend macht, mit der Forderung verbunden sind; 

 

b) „ersuchende Partei“ in Bezug auf jeden Staat jeden Träger, der ein Ersuchen um 

Information, Zustellung oder Beitreibung einer Forderung im Sinne der vorstehenden 

Definition einreicht; 

 

c) „ersuchte Partei“ in Bezug auf jeden Staat jeden Träger, bei dem ein Informations-, 

Zustellungs- oder Beitreibungsersuchen eingereicht werden kann. 

 

(2) Ersuchen und alle damit zusammenhängenden Mitteilungen zwischen den Staaten werden 

grundsätzlich über bezeichnete Träger übermittelt. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 151 

(3) Praktische Durchführungsmaßnahmen, einschließlich u. a. der Maßnahmen in Bezug auf 

Artikel KSSD.4 und in Bezug auf die Festlegung einer Mindestschwelle für Beträge, für die 

ein Beitreibungsersuchen gestellt werden kann, werden von dem Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit getroffen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.60 

 

Auskunftsersuchen 

 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Partei erteilt die ersuchte Partei dieser alle Auskünfte, die ihr bei 

der Beitreibung einer Forderung von Nutzen sind. 

 

(2) Zur Beschaffung dieser Auskünfte übt die ersuchte Partei die Befugnisse aus, die ihr nach den 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der Verwaltungspraxis für die Beitreibung 

entsprechender Forderungen zustehen, die in ihrem eigenen Staat entstanden sind. Das 

Auskunftsersuchen enthält den Namen, die letzte bekannte Anschrift und alle sonstigen 

relevanten Angaben für die Identifizierung der betreffenden juristischen oder natürlichen 

Person, auf die sich die zu erteilenden Auskünfte beziehen, sowie Angaben über Art und 

Höhe der dem Ersuchen zugrunde liegenden Forderung. 

 

(3) Die ersuchte Partei ist nicht gehalten, Auskünfte zu übermitteln, 

 

a) die sie sich für die Beitreibung derartiger, in ihrem eigenen Staat entstandener 

Forderungen nicht beschaffen könnte, 

 

b) mit denen ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis preisgegeben würde und 
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c) deren Mitteilung die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung eines Staates verletzen 

würde. 

 

(4) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei mit, aus welchen Gründen dem 

Auskunftsersuchen nicht stattgegeben werden kann. 

 

 

ARTIKEL KSSD.61 

 

Zustellung 

 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Partei nimmt die ersuchte Partei nach Maßgabe der 

Rechtsvorschriften für die Zustellung entsprechender Schriftstücke oder Entscheidungen in 

ihrem eigenen Hoheitsgebiet die Zustellung aller mit einer Forderung oder mit deren 

Beitreibung zusammenhängenden und von dem Staat der ersuchenden Partei ausgehenden 

Verfügungen und Entscheidungen, einschließlich der gerichtlichen, an den Empfänger vor. 

 

(2) Das Zustellungsersuchen enthält den Namen, die Anschrift und alle sonstigen für die 

Identifizierung des betreffenden Empfängers relevanten Angaben, die der ersuchenden Partei 

normalerweise zugänglich sind, Angaben über Art und Gegenstand der zuzustellenden 

Verfügung oder Entscheidung und erforderlichenfalls den Namen, die Anschrift und alle 

sonstigen der ersuchenden Stelle normalerweise zugänglichen für die Identifizierung 

relevanten Angaben zum Schuldner und zu der Forderung, auf die sich die Verfügung oder 

Entscheidung bezieht, sowie alle sonstigen sachdienlichen Angaben. 

 

(3) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei unverzüglich mit, was aufgrund dieses 

Zustellungsersuchens veranlasst worden ist und insbesondere, an welchem Tag dem 

Empfänger die Entscheidung oder Verfügung übermittelt worden ist. 
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ARTIKEL KSSD.62 

 

Beitreibungsersuchen 

 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Partei nimmt die ersuchte Partei die Beitreibung von 

Forderungen vor, für die ein von der ersuchenden Partei ausgestellter Vollstreckungstitel 

besteht, soweit dies nach den Rechtsvorschriften und der Verwaltungspraxis des Staates der 

ersuchten Partei zulässig ist und mit ihnen im Einklang steht. 

 

(2) Die ersuchende Partei kann ein Beitreibungsersuchen nur dann stellen, wenn 

 

a) sie der ersuchten Partei ferner eine amtliche oder beglaubigte Abschrift des 

Vollstreckungstitels für die Vollstreckung der Forderung im Staat der ersuchenden 

Partei übermittelt, außer in Fällen, in denen Artikel KSSD.64 Absatz 3 angewandt wird; 

 

b) die Forderung oder der Vollstreckungstitel in ihrem eigenen Staat nicht angefochten 

werden; 

 

c) sie in ihrem Staat bereits geeignete Beitreibungsverfahren durchgeführt hat, wie sie auf-

grund des in Absatz 1 genannten Titels durchgeführt werden können, und die getroffe-

nen Maßnahmen nicht zur vollständigen Befriedigung der Forderung führen werden; 

 

d) die Verjährungsfrist nach innerstaatlichem Recht noch nicht abgelaufen ist. 
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(3) Das Beitreibungsersuchen enthält: 

 

a) Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche Angaben zur Identifizierung der 

betreffenden natürlichen oder juristischen Person oder zur Identifizierung eines Dritten, 

in dessen Besitz sich die Vermögenswerte dieser Person befinden; 

 

b) Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche Angaben zur Identifizierung der 

ersuchenden Partei; 

 

c) eine Bezugnahme auf den im Staat der ersuchenden Partei ausgestellten 

Vollstreckungstitel; 

 

d) Art und Höhe der Forderung, einschließlich der Hauptforderung, Zinsen, Geldbußen, 

Verwaltungsstrafen und alle anderen Gebühren und Kosten in den Währungen des 

Staates der ersuchenden und des Staates der ersuchten Partei; 

 

e) Datum des Tages, an dem die ersuchende Partei oder die ersuchte Partei den 

Vollstreckungstitel dem Empfänger zugestellt hat; 

 

f) Datum des Tages, ab dem und Frist, während der die Vollstreckung nach dem Recht des 

Staates der ersuchenden Partei ausgeführt werden kann; 

 

g) alle sonstigen sachdienlichen Informationen. 
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(4) Das Beitreibungsersuchen muss ferner eine Erklärung der ersuchenden Partei enthalten, in der 

diese bestätigt, dass die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

(5) Die ersuchende Partei übermittelt der ersuchten Partei alle maßgebenden Informationen in der 

Sache, die dem Beitreibungsersuchen zugrunde liegt, sobald diese zu ihrer Kenntnis gelangen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.63 

 

Vollstreckungstitel 

 

(1) Nach Artikel KSS.64 Absatz 2 dieses Protokolls wird der Vollstreckungstitel für die 

Beitreibung der Forderung unmittelbar anerkannt und automatisch wie ein Vollstreckungstitel 

einer Forderung des Staates der ersuchten Partei behandelt. 

 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann der Vollstreckungstitel gegebenenfalls nach dem Recht des 

Staates der ersuchten Partei als Titel angenommen oder anerkannt oder durch einen Titel 

ergänzt oder ersetzt werden, der die Vollstreckung im Hoheitsgebiet dieses Staates 

ermöglicht. 

 

Der Staat bzw. die Staaten bemühen sich, die Annahme, Anerkennung, Ergänzung 

bzw. Ersetzung des Titels binnen drei Monaten nach Eingang des Beitreibungsersuchens 

abzuschließen, außer in den Fällen, in denen Unterabsatz 3 Anwendung findet. Staaten 

können die Durchführung dieser Handlungen nicht verweigern, wenn der Titel ordnungs-

gemäß abgefasst ist. Überschreitet die ersuchte Partei die Dreimonatsfrist, teilt sie der 

ersuchenden Partei die Gründe dieser Überschreitung mit. 
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Entsteht im Zusammenhang mit einer dieser Forderungen oder dem von der ersuchenden 

Partei ausgestellten Vollstreckungstitel wegen einer dieser Handlungen eine Streitigkeit, so 

findet Artikel KSSD.65 Anwendung. 

 

 

ARTIKEL KSSD.64 

 

Zahlungsmodalitäten und -frist 

 

(1) Die Beitreibung erfolgt in der Währung des Staates der ersuchten Partei. Die ersuchte Partei 

überweist den gesamten von ihr beigetriebenen Betrag der Forderung an die ersuchende 

Partei. 

 

(2) Sofern dies nach dem Recht und der Verwaltungspraxis ihres Staates zulässig ist, kann die 

ersuchte Partei dem Schuldner nach Konsultation der ersuchenden Partei eine Zahlungsfrist 

oder Ratenzahlung einräumen. Die von der ersuchten Partei angesichts dieser Zahlungsfrist 

berechneten Zinsen werden ebenfalls an die ersuchende Partei überwiesen. 

 

(3) Ab dem Zeitpunkt der unmittelbaren Anerkennung des Vollstreckungstitels nach 

Artikel KSSD.63 Absatz 1 oder der Bestätigung, Ergänzung oder Ersetzung des 

Vollstreckungstitels nach Artikel KSSD.63 Absatz 2 werden nach den Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und der Verwaltungspraxis des Mitgliedstaats der ersuchten Partei 

Verzugszinsen berechnet und auch an die ersuchende Partei überwiesen. 
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ARTIKEL KSSD.65 

 

Anfechtung der Forderung oder des Vollstreckungstitels  

und Anfechtung der Vollstreckungsmaßnahmen 

 

(1) Wird im Verlauf der Beitreibung die Forderung oder der im Staat der ersuchenden Partei 

ausgestellte Vollstreckungstitel von einem Betroffenen angefochten, so wird der Rechtsbehelf 

von diesem bei den zuständigen Behörden des Staates der ersuchenden Partei nach dem in 

diesem Staat geltenden Recht eingelegt. Über die Einleitung dieses Verfahrens hat die 

ersuchende Partei der ersuchten Partei unverzüglich Mitteilung zu machen. Ferner kann der 

Betroffene die ersuchte Partei über die Einleitung dieses Verfahrens informieren. 

 

(2) Sobald die ersuchte Partei die Mitteilung oder Information nach Absatz 1 seitens der 

ersuchenden Partei oder des Betroffenen erhalten hat, setzt sie das Vollstreckungsverfahren in 

der Erwartung einer Entscheidung der zuständigen Behörde aus, es sei denn, die ersuchende 

Partei wünscht ein anderes Vorgehen in Übereinstimmung mit Unterabsatz 2 dieses Absatzes. 

Sofern sie dies für notwendig erachtet, kann die ersuchte Partei unbeschadet des 

Artikels KSSD.68 Sicherungsmaßnahmen treffen, um die Beitreibung sicherzustellen, soweit 

die Rechts- und Verwaltungsvorschriften ihres Staates dies für derartige Forderungen 

zulassen. 

 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 kann die ersuchende Partei im Einklang mit den Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und der Verwaltungspraxis ihres Staates die ersuchte Partei um 

Beitreibung einer angefochtenen Forderung ersuchen, sofern dies nach den einschlägigen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die Verwaltungspraxis des Staates der ersuchten 

Partei zulässig ist. Wird der Anfechtung später stattgegeben, haftet die ersuchende Partei für 

die Erstattung bereits beigetriebener Beträge samt etwaiger geschuldeter Entschädigungs-

leistungen nach dem Recht des Staates der ersuchten Partei. 
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(3) Betrifft die Anfechtung die Vollstreckungsmaßnahmen im Staat der ersuchten Partei, so ist sie 

nach den dort geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften bei der zuständigen Behörde 

dieses Staates einzulegen. 

 

(4) Wenn die zuständige Behörde, bei der der Rechtsbehelf nach Absatz 1 eingelegt wurde, ein 

ordentliches Gericht oder ein Verwaltungsgericht ist, so gilt die Entscheidung dieses Gerichts, 

sofern sie zugunsten der ersuchenden Partei ausfällt und die Beitreibung der Forderung in 

dem Staat, in dem die ersuchende Partei ihren Sitz hat, ermöglicht, als „Vollstreckungstitel“ 

im Sinne der Artikel KSSD.62 und KSSD.63, und die Beitreibung der Forderung wird 

aufgrund dieser Entscheidung vorgenommen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.66 

 

Grenzen der Unterstützung 

 

(1) Die ersuchte Partei ist nicht verpflichtet, 

 

a) die in den Artikeln KSSD.62 bis KSSD.65 vorgesehene Unterstützung zu gewähren, 

wenn die Beitreibung der Forderung wegen der Situation des Schuldners zu ernsten 

wirtschaftlichen oder sozialen Schwierigkeiten im Staat der ersuchten Partei führen 

würde, sofern dies nach den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Staates 

der ersuchten Partei oder der dort üblichen Verwaltungspraxis für gleichartige 

inländische Forderungen zulässig ist; 
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b) die in den Artikeln KSSD.60 bis KSSD.65 vorgesehene Unterstützung zu gewähren, 

wenn sich das erste Ersuchen nach den Artikeln KSSD.60 bis KSSD.62 auf mehr als 

fünf Jahre alte Forderungen bezieht, das heißt, wenn zwischen der Ausstellung des 

Vollstreckungstitels nach den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 

Staates der ersuchenden Partei und der dort üblichen Verwaltungspraxis und dem 

Datum des Ersuchens mehr als fünf Jahre vergangen sind. Bei einer etwaigen An-

fechtung der Forderung oder des Titels beginnt die Frist jedoch erst ab dem Zeitpunkt, 

zu dem der Staat der ersuchenden Partei feststellt, dass die Forderung oder der 

Vollstreckungstitel unanfechtbar geworden sind. 

 

(2) Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei mit, aus welchen Gründen dem 

Unterstützungsersuchen nicht stattgegeben werden kann. 

 

 

ARTIKEL KSSD.67 

 

Verjährungsfrist 

 

(1) Verjährungsfristen werden wie folgt geregelt: 

 

a) nach dem geltenden Recht des Staates der ersuchenden Partei, soweit es die Forderung 

oder den Vollstreckungstitel betrifft, und 

 

b) nach dem geltenden Recht des Staates der ersuchten Partei, soweit es Vollstreckungs-

maßnahmen im ersuchten Staat betrifft. 

 



  

 

EU/UK/TCA/P/SSC/Anhang/de 160 

Die Verjährungsfristen nach dem im Staat der ersuchten Partei geltenden Recht beginnen ab 

dem Zeitpunkt der unmittelbaren Anerkennung oder ab dem Zeitpunkt der Zustimmung, 

Anerkennung, Ergänzung oder Ersetzung nach Artikel KSSD.63. 

 

(2) Die von der ersuchten Partei aufgrund des Unterstützungsersuchens durchgeführten 

Beitreibungsmaßnahmen, die im Falle der Durchführung durch die ersuchende Partei eine 

Aussetzung oder eine Unterbrechung der Verjährung nach dem geltenden Recht des Staates 

der ersuchenden Partei bewirkt hätten, gelten insoweit als von diesem letztgenannten Staat 

vorgenommen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.68 

 

Vorsorgemaßnahmen 

 

Auf einen mit Gründen versehenen Antrag der ersuchenden Partei trifft die ersuchte Partei die 

erforderlichen Sicherungsmaßnahmen, um die Beitreibung einer Forderung zu gewährleisten, sofern 

dies nach dem Recht des Staates der ersuchten Partei zulässig ist. 

 

Für die Durchführung des Absatzes 1 gelten die Bestimmungen und Verfahren der 

Artikel KSSD.62, KSSD.63, KSSD.65 und KSSD.66 entsprechend. 
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ARTIKEL KSSD.69 

 

Beitreibungskosten 

 

(1) Die ersuchte Partei zieht bei der natürlichen oder juristischen Person sämtliche Kosten ein, die 

ihr im Zusammenhang mit der Beitreibung entstehen; sie verfährt dabei nach den für 

vergleichbare Forderungen geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Staates der 

ersuchten Partei. 

 

(2) Die im Rahmen dieses Abschnitts geleistete Amtshilfe wird in der Regel unentgeltlich 

gewährt. Bereitet die Beitreibung jedoch besondere Probleme oder führt sie zu sehr hohen 

Kosten, so können die ersuchende und die ersuchte Partei im Einzelfall spezielle 

Erstattungsmodalitäten vereinbaren. 

 

Der Staat der ersuchenden Partei bleibt gegenüber dem Staat der ersuchten Partei für jegliche 

Kosten und Verluste haftbar, die durch Maßnahmen entstehen, die hinsichtlich der 

Begründetheit der Forderung oder der Gültigkeit des von der ersuchenden Partei ausgestellten 

Titels als nicht gerechtfertigt befunden werden. 
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TITEL V 

 

SONSTIGE VORSCHRIFTEN, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL KSSD.70 

 

Ärztliche Gutachten und verwaltungsmäßige Kontrollen 

 

(1) Unbeschadet sonstiger Vorschriften gilt Folgendes: Hält sich ein Antragsteller oder ein 

Leistungsempfänger oder dessen Familienangehöriger vorübergehend im Hoheitsgebiet eines 

anderen als des Staates auf, in dem sich der leistungspflichtige Träger befindet, oder wohnt er 

dort, so wird eine ärztliche Untersuchung auf Ersuchen dieses Trägers durch den Träger des 

Aufenthalts- oder Wohnorts des Berechtigten entsprechend dem von diesem Träger 

anzuwendenden gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren vorgenommen. 

 

Der leistungspflichtige Träger teilt dem Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts mit, welche 

besonderen Voraussetzungen erforderlichenfalls zu erfüllen und welche Aspekte in dem 

ärztlichen Gutachten zu berücksichtigen sind. 

 

(2) Der Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts erstattet dem leistungspflichtigen Träger, der um 

das ärztliche Gutachten ersucht hat, Bericht. Der leistungspflichtige Träger ist an die Fest-

stellungen des Trägers des Aufenthalts- oder Wohnorts gebunden. 

 

Dem leistungspflichtigen Träger steht es frei, den Berechtigten durch einen Arzt seiner Wahl 

untersuchen zu lassen. Allerdings kann der Berechtigte nur dann aufgefordert werden, sich in 

den Staat des leistungspflichtigen Trägers zu begeben, wenn der Berechtigte diese Reise ohne 

Gefahr für die Gesundheit des Berechtigten absolvieren kann und der leistungspflichtige 

Träger die damit verbundenen Reise- und Aufenthaltskosten übernimmt. 
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(3) Hält sich ein Antragsteller oder Leistungsempfänger oder ein Familienangehöriger dieser 

Person im Gebiet eines anderen als des Staates auf, in dem sich der leistungspflichtige Träger 

befindet, oder wohnt er dort, so wird die verwaltungsmäßige Kontrolle auf Ersuchen dieses 

Trägers vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts des Berechtigten durchgeführt. 

 

Absatz 2 gilt auch in diesem Fall. 

 

(4) In Abweichung vom Grundsatz der kostenfreien gegenseitigen Amtshilfe nach 

Artikel KSS.59 Absatz 3 dieses Protokolls werden die Kosten, die im Zusammenhang mit den 

in diesem Artikel aufgeführten Kontrollen tatsächlich entstanden sind, dem Träger, der mit 

der Durchführung der Kontrolle beauftragt wurde, vom leistungspflichtigen Träger, der diese 

Kontrollen angefordert hatte, erstattet. 

 

 

ARTIKEL KSSD.71 

 

Mitteilungen 

 

(1) Die Staaten teilen dem Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit die 

Kontaktadressen der Stellen und Einrichtungen im Sinne von Artikel KSS.1 dieses Protokolls 

und Artikel KSSD.1 Absatz 2 Buchstaben a und b dieses Anhangs sowie der gemäß diesem 

Anhang bezeichneten Träger mit. 

 

(2) Die Stellen nach Absatz 1 müssen über eine elektronische Identität in Form eines 

Identifizierungscodes und über eine elektronische Anschrift verfügen. 
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(3) Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit legt Aufbau, Inhalt und 

Verfahren im Einzelnen einschließlich des gemeinsamen Formats und des Musters für die 

Mitteilung der Kontaktadressen nach Absatz 1 fest. 

 

(4) Für die Zwecke der Durchführung dieses Protokolls kann das Vereinigte Königreich am 

elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten teilnehmen und die damit 

verbundenen Kosten tragen. 

 

(5) Die Staaten gewährleisten die ständige Aktualisierung der Informationen nach Absatz 1. 

 

 

ARTIKEL KSSD.72 

 

Informationspflicht 

 

Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit stellt die erforderlichen 

Informationen bereit, damit die betreffenden Personen von ihren Rechten und den bei deren 

Geltendmachung zu beachtenden Formvorschriften Kenntnis nehmen können. Die Informationen 

werden nach Möglichkeit auf elektronischem Wege verbreitet und zu diesem Zweck auf allgemein 

zugänglichen Internetseiten zur Verfügung gestellt. Der Sonderausschuss für die Koordinierung der 

sozialen Sicherheit stellt sicher, dass die Informationen regelmäßig aktualisiert werden, und 

überwacht die Qualität der für die Kunden erbrachten Dienstleistungen. 
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ARTIKEL KSSD.73 

 

Währungsumrechnung 

 

Für die Zwecke dieses Protokolls und dieses Anhangs ist der Wechselkurs zwischen zwei 

Währungen der Referenzkurs, der von dem zu diesem Zweck vom Sonderausschuss für die 

Koordinierung der sozialen Sicherheit bezeichneten Finanzinstitut veröffentlicht wird. Der 

Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit bestimmt den Bezugszeitpunkt für 

die Festlegung des Wechselkurses. 

 

 

ARTIKEL KSSD.74 

 

Durchführungsbestimmungen 

 

Der Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit kann weitere Leitlinien für die 

Durchführung dieses Protokolls und dieses Anhangs annehmen. 

 

 

ARTIKEL KSSD.75 

 

Vorläufige Bestimmungen für Formulare und Dokumente 

 

(1) Während einer Übergangszeit, deren Enddatum vom Sonderausschuss für die Koordinierung 

der sozialen Sicherheit festgelegt wird, gelten alle von den zuständigen Trägern ausgestellten 

Formulare und Dokumente in dem unmittelbar vor Inkrafttreten dieses Protokolls 

verwendeten Format für die Zwecke der Durchführung dieses Protokolls und werden 

gegebenenfalls weiterhin für den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Trägern 

verwendet. Alle Formulare und Dokumente, die vor und während dieser Übergangszeit 

ausgestellt wurden, sind bis zu ihrem Ablauf oder ihrer Annullierung gültig. 
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(2) Die gemäß Absatz 1 gültigen Formulare und Dokumente umfassen: 

 

a) Europäische Krankenversicherungskarten, die im Auftrag des Vereinigten Königreichs 

ausgestellt werden und gültige Anspruchsdokumente für die Zwecke der Artikel KSS.17 

und KSS.25 Absatz 1 dieses Protokolls und Artikel KSSD.22 dieses Anhangs sind, und 

 

b) portable Dokumente, mit denen die Sozialversicherungssituation einer Person 

bescheinigt wird, wie es für die Durchführung dieses Protokolls erforderlich ist. 
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Anlage KSSD-1 

 

 

VERWALTUNGSVEREINBARUNGEN ZWISCHEN ZWEI ODER MEHR STAATEN  

(gemäß Artikel KSSD.8 dieses Anhangs) 

 

BELGIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Schriftwechsel vom 4. Mai 1976 und 14. Juni 1976 zu Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 

Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten der ärztlichen und verwaltungsmäßigen Kontrolle) 

 

Schriftwechsel vom 18. Januar 1977 und 14. März 1977 zu Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung 

(EWG) Nr. 1408/71 (Vereinbarung über die Erstattung oder den Verzicht auf Aufwendungen für 

nach Titel III Kapitel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 gewährte Sachleistungen) in der 

Fassung des Schriftwechsels vom 4. Mai 1982 und 23. Juli 1982 (Vereinbarung über die Erstattung 

der Aufwendungen nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71) 

 

DÄNEMARK — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Briefwechsel vom 30. März 1977 und vom 19. April 1977 in der Fassung des Briefwechsels vom 

8. November 1989 und vom 10. Januar 1990 bezüglich der Vereinbarung über den Verzicht auf 

Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen und der Kosten der verwaltungsmäßigen und 

ärztlichen Kontrolle 
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ESTLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung betreffend die Artikel 36 Absatz 3 und 63 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 

Nr. 1408/71 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der Kosten der von beiden Staaten 

nach der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 erbrachten Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Mai 2004, 

geschlossen zwischen den zuständigen Behörden der Republik Estland und des Vereinigten 

Königreichs am 29. März 2006 

 

FINNLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Schriftwechsel vom 1. und vom 20. Juni 1995 betreffend Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 

Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Erstattung oder Verzicht auf Erstattung der 

Ausgaben für Sachleistungen) und Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

(Verzicht auf Erstattung der Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrollen) 

 

FRANKREICH — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Schriftwechsel vom 25. März und vom 28. April 1997 betreffend Artikel 105 Absatz 2 der 

Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Kostenerstattung für verwaltungsmäßige Kontrollen 

und ärztliche Untersuchungen) 

 

Vereinbarung vom 8. Dezember 1998 über bestimmte Verfahren zur Ermittlung der für 

Sachleistungen zu erstattenden Beträge nach den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) 

Nr. 574/72 
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UNGARN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung betreffend die Artikel 35 Absatz 3 und 41 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 883/2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der Kosten der von beiden 

Staaten nach jener Verordnung erbrachten Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Mai 2004, 

geschlossen zwischen den zuständigen Behörden der Republik Ungarn und des Vereinigten 

Königreichs am 1. November 2005 

 

IRLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Schriftwechsel vom 9. Juli 1975 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung 

(EWG) Nr. 1408/71 (Vereinbarung über die Erstattung oder den Verzicht auf Erstattung der 

Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 gewährte 

Sachleistungen) und Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf 

Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen) 

 

ITALIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Die am 15. Dezember 2005 unterzeichnete Vereinbarung betreffend die Artikel 36 Absatz 3 und 63 

Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung 

der Kosten der von beiden Staaten nach der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 erbrachten 

Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Januar 2005, geschlossen zwischen den zuständigen Behörden 

der Republik Italien und des Vereinigten Königreichs 

 

LUXEMBURG — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Schriftwechsel vom 18. Dezember 1975 und vom 20. Januar 1976 zu Artikel 105 Absatz 2 der 

Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf Erstattung der Kosten für die verwaltungsmäßige und 

ärztliche Kontrolle nach Artikel 105 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72) 
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MALTA — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung betreffend die Artikel 35 Absatz 3 und 41 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 883/2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der Kosten der von beiden 

Staaten nach dieser Verordnung erbrachten Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Mai 2004, 

geschlossen zwischen den zuständigen Behörden Maltas und des Vereinigten Königreichs am 

17. Januar 2007 

 

NIEDERLANDE — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Artikel 3 Satz 2 der Verwaltungsvereinbarung vom 12. Juni 1956 über die Durchführung des 

Abkommens vom 11. August 1954 

 

PORTUGAL — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung vom 8. Juni 2004 zur Festlegung anderer Verfahren für die Erstattung der Kosten der 

von beiden Staaten erbrachten Sachleistungen mit Wirkung vom 1. Januar 2003 

 

SPANIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung vom 18. Juni 1999 über die Erstattung von Kosten für Sachleistungen, die nach den 

Bestimmungen der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 gewährt werden 

 

SCHWEDEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

Vereinbarung vom 15. April 1997 betreffend Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der 

Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Erstattung oder Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen 

für Sachleistungen) sowie Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (Verzicht auf 

die Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle) 
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Anlage KSSD-2 

 

 

ANSPRUCHSBESCHEINIGUNG  

(Artikel KSS.17 und Artikel KSS.25 Absatz 1 dieses Protokolls  

und Artikel KSSD.22 dieses Anhangs)) 

 

(1) Anspruchsbescheinigungen, die für die Zwecke des Artikels KSS.17 und des Artikels KSS.25 

Absatz 1 dieses Protokolls von den zuständigen Trägern der Mitgliedstaaten ausgestellt 

wurden, müssen dem Beschluss Nr. S2 der Verwaltungskommission vom 12. Juni 2009 über 

die technischen Spezifikationen der Europäischen Krankenversicherungskarte entsprechen. 

 

(2) Anspruchsbescheinigungen, die für die Zwecke des Artikel KSS.17 und des Artikels KSS.25 

Absatz 1 von den zuständigen Trägern des Vereinigten Königreichs ausgestellt wurden, 

müssen folgende Angaben enthalten:  

 

a) Name und Vorname des Inhabers des Dokuments; 

 

b) persönliche Identifikationsnummer des Dokumenteninhabers; 

 

c) Geburtsdatum des Inhabers des Dokuments 

 

d) Gültigkeitsdatum des Dokuments; 

 

e) den Code „UK“ anstelle des ISO-Codes des Vereinigten Königreichs; 
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f) Identifikationsnummer und Akronym des Trägers im Vereinigten Königreich, der das 

Dokument ausgestellt hat; 

 

g) logische Nummer des Dokuments; 

 

h) Im Falle eines provisorischen Dokuments das Ausstellungsdatum und das Datum der 

Auslieferung sowie die Unterschrift und den Stempel des Trägers des Vereinigten 

Königreichs. 

 

(3) Die technischen Spezifikationen der vom Vereinigten Königreich ausgestellten Anspruchs-

bescheinigungen werden dem Sonderausschuss für die Koordinierung der sozialen Sicherheit 

unverzüglich mitgeteilt, um den Trägern der Mitgliedstaaten, die Sachleistungen gewähren, 

die Annahme der jeweiligen Unterlagen zu erleichtern. 

 

 

SACHLEISTUNGEN, FÜR DIE EINE VORHERIGE ZUSTIMMUNG ERFORDERLICH IST 

(Artikel KSS.17 und KSS.25 Absatz 1 dieses Protokolls) 

 

(1) Die Sachleistungen, die nach den Artikeln KSS.17 und KSS.25 Absatz 1 dieses Protokolls zu 

gewähren sind, umfassen Leistungen, die im Zusammenhang mit chronischen oder 

bestehenden Krankheiten sowie bei Schwangerschaft und Entbindung gewährt werden. 

 

(2) Sachleistungen, einschließlich solcher im Zusammenhang mit chronischen oder bestehenden 

Krankheiten oder im Zusammenhang mit einer Entbindung, fallen nicht unter diese 

Bestimmungen, wenn das Ziel des Aufenthalts in einem anderen Staat darin besteht, diese 

Behandlungen zu erhalten. 
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(3) Jede lebenswichtige medizinische Behandlung, die nur in einer spezialisierten medizinischen 

Einheit zugänglich ist oder durch spezialisiertes Personal oder mit besonderer Ausrüstung 

durchgeführt werden kann, bedarf einer vorherigen Vereinbarung zwischen dem Versicherten 

und der die Behandlung erbringenden Stelle, um sicherzustellen, dass die Behandlung 

während des Aufenthalts des Versicherten in einem anderen Staat als dem zuständigen Staat 

oder dem Wohnstaat verfügbar ist. 

 

(4) Folgende Behandlungen erfüllen diese Kriterien (nicht erschöpfende Liste): 

 

a) Nierendialyse, 

 

b) Sauerstofftherapie, 

 

c) spezielle Asthmatherapie, 

 

d) Echokardiographie bei chronischen Autoimmunerkrankungen, 

 

e) Chemotherapie. 
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Anlage KSSD-3 

 

 

STAATEN, DIE DIE ERSTATTUNG DER AUSGABEN FÜR SACHLEISTUNGEN  

AUF DER GRUNDLAGE VON PAUSCHALBETRÄGEN VERLANGEN  

(nach Artikel KSSD.48 Absatz 1 dieses Anhangs) 

 

IRLAND 

 

SPANIEN 

 

ZYPERN 

 

PORTUGAL 

 

SCHWEDEN 

 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 

 

_________________ 
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ANHANG KSS-8: 

 

 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN  

FÜR DIE ANWENDUNG VON ARTIKEL KSS.11  

 

MITGLIEDSTAATEN 

 

 

_____________________ 
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